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Vorwort. 



im Frühjahr 1871 nach dem Zusaminentreten des DeutBchen 
Reichstags wurde dem Verfasser der ehrenvolle Auftrag, die rechts- 
verständigen Mitglieder des Ersten Deutschen Parlaments im 
Namen der hiesigen Juristischen Gresellschaft feierlich zu begrüssen. 
Als Gegenstand der Besprechung vor den juristischen Yer- 
trauensmännem des deutschen Volks in solcher Zeit war kaum 
ein bedeutungsvollerer zu finden, als der Zustand unseres öfFent- 
lichen Rechts in seiner Gegenwart, verglichen mit seiner Ver- 
gangenheit. 

Am Schlüsse des Mittelalters, als die massenhafte Aufoahme 
fremder Rechte eine unaussprechliche Verwirrung der Rechtsvor- 
stellungen erzeugt hatte, fühlte man das Bedürfniss in sogenannten 
Rechtsspiegeln den Zeitgenossen ein verstandliches Bild ihrer Rechts- 
gegenwart zu geben, in der Hoffnung einer Verständigung in der 
Zukunft. I 

In einem ähnlichen Zustand befindet sich heute das öffentliche 
Recht Deutschlands, oder vielmehr das Rechtsbewusstsein der 
Zeit, nach Au&ahme einer Reihe von geseüschaftlichen Vorstel- 
lungen, welche, zunächst französischen und belgischen Vorbildern 
entlehnt, in eine schwer lösbare Vermischung mit dem positiven 
Landesstaatsrecht getreten sind. Die Entwirrung dieser Doppel- 
reihe von Ideen ist eine der deutschen Wissenschaft würdige Auf- 
gabe, aber kein leichtes und kein dankbares Unternehmen auf 
einem zum Theil noch brennenden Boden. 

Für die Form der Darlegung lag die Versuchung nahe, bei 
solcher Gelegenheit eine Anrede in dem Styl der akademischen 
Begrüssungsreden Frankreichs zu halten. Gerade dies bekannte 
Muster aber hat den Verfasser veranlasst, den Gegensatz der 
deutschen Weise an dieser Steüe und in dieser Zeit hervortreten 
zu lassen in schmucklosem, aber ernstem Eingehen auf die Sache 
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xmd in rücksicbtsloser Wahrheitsliebe. Den Berufsgenossen im 
Recht hat man seine Hochachtung durch die Wahrhaftigkeit aus- 
zusprechen, mit welcher man in dem Bilde unseres Rechts Licht 
und Schatten zu vertheilen sucht. 

Die Schrift hat in dieser Gestalt eine sehr wohlwollende Auf- 
nahme ausser Deutschland gefunden, eine yerhältnissmässig geringe 
Beachtung im Kreise der Berufsgenossen, denen sie gewidmet war. 

Ein Verfasser thut sicherlich wohl, wenn er bei solcher Lage 
die Schuld des mangelnden Erfolgs nicht der bösen Welt zumisst, 
sondern zunächst sich selbst, den Mängeln der Darstellung, der 
Schwierigkeit der Sache. 

Der Verfasser konnte sich der Erinnerung nicht entschlagen, 
wie schwer und von Hause aus unsympathisch ihm selbst die 
Arbeit gewesen ist, die er seinen Berufsgenossen zumuthet. Es 
war eine schwere Aufgabe, den zerrissenen Zusammenhang zwischen 
Verwaltung und Verfassung im englischen Staatsrecht herzu- 
stellen. Diese Schwierigkeiten vervielfältigen sich unverkennbar 
im Deutschen Staatsrecht durch den Zwiespalt der Rechtsbildung 
im Reich und in den Territorien, diurch die Verflechtung fremder 
mit deutschen Rechtsbegriffen, durch die unabsehbare Mannig- 
faltigkeit der deutschen Landesgesetzgebungen, durch den Grund- 
zug der Zeit, welche vor Allem erst die „Theilnahme am Staaf^ 
zu erringen hatte. 

Aber die Wiederanknüpfung des zerrissenen Fadens wird sich 
finden auf demselben Wege, auf dem unsere historische Schule 
die Wiederanknüpfung im Privatrecht, Strafrecht und Prozess ge- 
funden hat. Es bedurfte dafür freilich einer tiefgehenden Um- 
arbeitung des ersten Versuchs und der Ergänzung zahlreicher 
Mittelglieder, wie sie in dieser neuen Auflage gegeben ist. 

Wenn dann die Resultate mit dem übereinstimmen, was unsere 
besten Juristen zu einer Zeit, wo Gerichte und Wissenschaft mit 
unserm Staatsrecht noch sicher umzugehen wussten, als richtig 
ansahen, so dürfen wir hoffen auf dem rechten Wege zu sein, auf 
welchem die Mängel und Lücken sich durch wiederholte Bearbei- 
tung und durch die Mitarbeit der Berufsgenossen ergänzen werden. 
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I. 

Die SteUnng der Frage. 

JJer lebenden Generation in Deutschland ist es be- 
schieden, die Entwicklung unseres Güterlebens zu einem 
Wohlstand und zu einem Glanz der Civilisation fortschreiten 
zu sehen, von welchem unsere Vorfahren vor 100 Jahren 
noch keine Ahnung gehabt haben. 

Der lebende^ Generation ist es zugleich beschieden, die 
Einheit und Grösse des Vaterlandes im deutschen Gesammt- 
staat in einer Weise verwirklicht zu sehen, welche die 
kühnsten HoflEnungen unserer Väter übertroffen hat. 

Dürfen wir hoffen, dass diese machtvolle Er- 
hebung des Staats und der Gesellschaft in gleich- 
massiger Harmonie ihren Fortgang nehmen werde? 

Indem ich die Frage, welche bei Eröffnung des Ersten 
Deutschen Reichstags alle Herzen bewegte, so stelle, er- 
kenne ich vorweg an, dass sich die Geschichte der Völker 
nicht aus der vernünftigen Natur des Menschen allein ent- 
wickelt und erklärt, dass auch die angeborenen Tugenden 
einer Nation die Lösung solcher Fragen nicht zu geben 
vermögen, sondern dass die heutige Welt in ihren tiefen 
Gregensätzen auf dem Boden der Gesellschaft begriffen 
werden muss. 

Auch die Wissenschaft kann sich der Anerkennung 
nicht entziehen, dass jenes abstracto „Ich", aus welchem 
das ehemalige Naturrecht den Staat aufbaute, nicht der 
wirklichen Welt angehört, dass in der Wirklichkeit viel- 
mehr jedes Volk sich innerlich scheidet und f gliedert nach 
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dem Besitz und Erwerb der äusseren und geistigen Güter, 
zu deren Aneignung und Genuss die Menschlieit bestimmt 
ist, — eine Gliederung, welche ich hier in dem Begriff der 
„Gesellschaft" zusammenfasse^). 

In alter Arbeitstheilung hat die Philosophie das Wesen 
des Staats, die Volks wirthschaftslehre die Elemente der 
Gesellschaft festzustellen gesucht. Müssen wir aber an- 
erkennen, dass in dem lebenden Menschen beide Seiten 
vereint, in jedem gegebenen Augenblick, im Einzelnen wie 
im Ganzen, in steter Wechselwirkung sind, so werden die 
hergebrachten VorbegrifFe vom Staat eine andere Gestalt 
gewinnen müssen. 

Ich gehe dabei nicht auf die historische Schichtung un- 
serer Stände zurück, sondern nehme den heutigen Guts- 
besitzer, Bauer, Häusler, Tagelöhner, den heutigen Kauf- 
mann, Fabrikherrn, Gewerbtreibenden, Gehülfen, Fabrik- 
arbeiter, den heutigen Beamten, Geistlichen, Advocaten, 
Arzt, Gelehrten, Künstler, als hervorragende *Typen einer 
Gestaltung, für welche unser Jahrhundert keine systema- 
tische Ordnung mehr zu finden weiss. Die heute vorhan- 
denen Verschiedenheiten und Gegensätze von Arbeit und 
Besitz, von erwerbender und geistiger Arbeit, von klei- 
nerem, mittlerem und grossem Besitz, sind nicht mehr durch 
feste Bezeichnungen zu scheiden; noch weniger sind die 
mannigfaltigen Verbindungen von Arbeit und Besitz, die 
Combinationen mehrer Besitzweisen in einer Person zu er- 
schöpfen, zu ordnen und auf feste Merkmale zurückzuführen» 
Aber wir empfinden heute bei jeder politischen Bewegung, 
dass in der Gesellschaft ein vom Staat unabhängiges Leben 
pulsirt und bestimmend in das Staatsleben eingreift. 

Diese Gruppen der Gesellschaft fanden sich im abso- 
luten Staat in eine äussere Ordnung gefügt, die durch ein 
wohlgeschultes Beamtenthum erhalten wurde, ohne eine 
Selbstthätigkeit und Selbstverantwortlichkeit der anderen 
gesellschaftlichen Klassen sonderlich in Anspruch zu nehmen. 



Erst durch die Wiederverbindung der GeseUschaft mit dem 
Staat in der constitutionellen Verfassung tritt eine Bewe- 
gung in den Staat, an welche Wenige gedacht hatten, so 
lange um die „Theilnahme am Staat" nur theoretisch ge- 
stritten wurde. 

Feststehend scheint in dem unendlich verzweigten Or- 
ganismus des Grüterlebens nur der Grundsatz, dass jede Art 
des Besitzes eine Abhängigkeit der Nichtbesitzenden be- 
gründet, dass diese Abhängigkeit in dauernder Wirkung 
alle Lebensverhältnisse durchdringt, dass sie activ und 
passiv das Leben der Familie beherrscht, dass sie Herr- 
schaft und Abhängigkeit von Generation zu Generation 
überleitet und damit ein Element der Unfreiheit in den 
Staat trägt. 

Yon dieser Thatsache muss jedes Bestreben ausgehen, 
welches nach Freiheit und Recht für die lebende Gene- 
ration sucht, und sich weiter sagen, dass diese Hindemisse 
der Freiheit nicht vorübergehende Missstände oder Ver- 
irrungen, und dass sie nicht rückgängig zu machen sind, 
sondern dass sie unabänderlich die nächsten Generationen 
beherrschen werden. 

Die Erfindung der Maschine hat die Gütererzeugung für 
alle Zukunft über das frühere Mass menschlicher Kraft 
hinausgehoben. Die Massenproduction eines europäischen 
Staats würde nach der alten Weise der Arbeit die Sclaven- 
arme der ganzen Menschheit erfordern. Die Fortschritte 
der Naturwissenschaft und der Technik erweitem mit jedem 
Tage ebenso die Masse des verwendbaren Materials wie die 
Wege der Gütererzeugung. 

Ueberall lösen sich damit die Gliederungen, welche in 

der altern ständischen Gesellschaft Besitz und Arbeit mit 

einander verbanden. Li Land und Stadt, in Ackerbau, 

Handel und Gewerbe wie in der geistigen Arbeit, lösen 

sich liebgewordene Schranken und Schutzwehren, und auch 

die früher bevorzugten Klassen müssen die Wandlung sich 
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gefallen lassen, weil sie in der alten Weise nicht zu be- 
stehen und fortzukommen vermögen. Die Aoflösong der 
persönlichen Lebensgemeinschaft, welche einst Besitz und 
Arbeit mit einander verband, schichtet die Menschen in 
Stadt und Land in neuer Weise, mit neuen Bedürfoissen 
und neuen Ansprüchen. Die Lebensgenüsse der Bevölkerung 
bis zur Arbeiterfamilie und zum Hausgesinde herab haben 
sich in einer Weise vervielfältigt, welche noch vor 100 Jahren 
nur den höheren und höchsten Schichten der GesellschafL 
zugänglich war. Ebendamit ist aber auch Bedürfidss und 
Mangel gewachsen, und die Menschen empfinden das ver- 
schiedene Mass ihres Genusses weit stärker als in der frühern 
Welt. Li dem unabsehbaren Wandel dieses Güterlebens 
und der Geldwirthschaft vermag kaum ein Hausstand mehr 
auf die unveränderte Fortdauer seiner wirthschaftlichen 
Grundlagen auch nur noch auf ein Jahrzehnt zu rechnen. 

Alle Augen und alle Bestrebungen richten sich folge- 
mässig auf die gesellschaftliche Stellung, auf den Kampf 
ums Dasein oder auf den Wettkampf für die Verbesserung 
der Lage. Jeder denkt dabei zunächst an sich und seine 
Klasse. Die Haupt- und die Nebengruppen des Besitzes 
wie der Arbeit, selbst die idealsten Berufe der Wissenschaft 
und Kunst, die Lehrer, die Aerzte, die Anwälte, finden sieh 
in getrennten Schichten zusammen, um ihre „Interessen" 
wahrzunehmen. 

Die Tagespresse, die ein annäherndes Bild dieses Streits 
und Wechsels zu geben vermöchte, bringt ihn nicht zum 
vollen Bewusstsein, da ein jeder nur das liest, was ihn 
interessirt, und von der unendlichen Masse der täglich ge- 
druckten Gedanken nur einen verschwindend kleinen Theil 
wahrnimmt. Aber selbst dieser Bruchtheil könnte genügen, 
um den Zeitgenossen zu sagen, dass dieser sich unabsehbar 
durchkreuzende Widerspruch der Lebensanschauungen, In- 
teressen und Forderungen aus sich heraus den Frieden und 
die Einheit des Willens nimmermehr zu finden vermag. 
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Und doch ist die Kückkehr zur patriarchalisclien Ein- 
tracht früherer Generationen unmöglich. Der begünstigte 
wie der leidende Theil der Gesellschaft müssen sich sagen, 
dass die neue Gestaltung der Dinge auf der Bestimmung 
des Menschen zur Herrschaft über die äusseren Güter des 
Lebens beruht und von dem Wesen der menschlichen 
Natur untrennbar bleibt. 

Yermögen die überkommenen Einrichtungen, 
welche von Alters her zur Verwirklichung des ewig gleichen 
Sittengebots für das Zusammenleben der Menschen bestimmt 
waren, heute noch diesem Widerstreit und Wandel der Ge- 
sellschaft Halt und Frieden zu geben? 

Der deutsche Bund hat dies einst geglaubt und versucht 
unter der Leitung Oestreichs in dem Menschenalter von 
1815—1848 mit bekanntem Erfolg. 

Eine kirchliche Universalmonarchie versucht es von 
Neuem, von einem Standpunkt ausserhalb der Gesellschaft, 
den Grundideen derselben durch den Ausspruch ewiger 
Verdammniss Stillstand zu gebieten. Allein solche Macht- 
sprüche haben sich in der Geschichte der Menschheit wir- 
kungslos erwiesen. Sie haben in dieser schroffen Gegen- 
überstellung den Kampf der Interessen niemals versöhnt, 
sondern verschärft.. Wie die heutige Gesellschaft nicht 
ohne Gottesglauben und Kirche, so wird die heutige Kirche 
nicht ausserhalb der Gesellschaft bestehen, mit deren Be- 
sitzweise sie heute, wie im Mittelalter, mit neuem Eifer stets 
neue Verbindungen eingeht. 

Ihren wirklichen Aufgaben haben Staat und Kirche 
immer nur durch eine stille Arbeit genügt, welche in 
dauernden Gewöhnungen der engeren Kreise ein Gegen- 
gewicht gegen den Klassenkampf der Gesellschaft fand, — 
welche dem Widerstreit die höhere Einheit, — dem Wandel 
die Stetigkeit, — der Unfreiheit der Gesellschaft die recht- 
lich geschützte Freiheit, — der Uebermacht des Besitzes 
die sittliche und intellectuelle Entwicklung aller Klassen, 



— dem System der mensclilichen Interessen das System 
der menschliclien Pflichten entgegenzusetzen wusste. 

Allerdings erscheint die Aufgabe, welche Staat und 
Kirche in der heutigen Verzweigung der bürgerlichen Ge- 
sellschaft zu lösen haben, so unermesslich, dass der ernste 
Zweifel bleibt, ob die Zukunft Deutschlands solchen Auf- 
gaben gewachsen ist. 

Die antike Welt jedenfalls berechtigt uns zu dieser 
Hoffiuung nicht. 

In allem Glänze und aller Schönheit der gesellschaft- 
lichen Entwicklung sehen wir in Griechenland den Staat 
unaufhaltsam dem Verderbniss entgegengehen. 

Unter der gewaltigsten Entwicklung des staatlichen 
Pflichtbewusstseins sehen wir, wie in Kom die gesellschaft- 
lichen Gegensätze auch die staatliche Freiheit auflösen in 
einen absterbenden Schematismus der Verwaltung. Die 
antike Welt endet mit einem entarteten Staat in einer er- 
schöpften Gesellschaft. 

Anders ist indessen das Bild, welches die germa- 
nische Welt in ihrem langsamen schwerfölligen Entwick- 
lungsgang vor unseren Augen vorüberführt. 

In ihr häufen sich Widersprüche, welche in einem 
Staats- und Volkswesen keinen Platz neben einander zu 
haben scheinen und doch ihn gleichzeitig finden. 

In der Zerrüttung aller sittlichen Verhältnisse, welche 
nach der Völkerwanderung eintritt, entwickelt sich die 
Kirche in der idealen Grösse ihrer Aufgaben. 

Neben dem feudalen Militairstaat seit den Kjeuzzügen 
entwickelt sich in unerreichtem Glanz die Freiheit der 
deutschen Städte. 

Aus dem beginnenden Verfall des Dreiständestaats er- 
steht in der Reformation die Befreiung der Geister und 
der Gewissen. 

In der Zopfzeit der stehenden Armeen reift die geistige 
Blut he der klassischen Literatur des deutschen Volks. 



Während unsere Nachbarn iin Westen in glänzender 
Einseitigkeit vorzugsweise eine Grundrichtung in Staat und 
Gesellschaft entfeklten, hat das deutsche Leben die schroffsten 
Gegensätze neben einander ertragen und ein Gleichgewicht 
zwischen ihnen gefunden. Es ist, als ob unsere geduldige 
ausdauernde Weise in den Einzelkreisen von Staat und 
Gresellschafb die Au%aben zu lösen wüsste, welche das 
„Aufeinanderplatzen der Geister^ in ihren grossen Gegen- 
sätzen nachhaltig nicht zu lösen yermag. Und dabei ist der 
deutsche Geist bestrebt gewesen, die grossen Gegensätze 
doch wohl tiefer zu erfeissen als der sanguinische Character 
seiner romanischen Nachbarn. 

Der Geist der Mässigung aber, welcher diese Staats- 
bildung in ihrer unendlichen Mannigfaltigkeit durchdringt, 
ist der Geist der Gerechtigkeit, der mit seinen starken 
Ansprüchen auf die Selbständigkeit des Individuums auch 
die individuelle Freiheit der Anderen zu würdigen und zu 
achten vermag. 

Als eine günstige Vorbedeutung kann es gelten, dass 
mit dem stürmischen Auftreten der neugesellschaftlichen 
Lebensanschauung im letzten Menschenalter, mit der zeit- 
weisen Alleinherrschaft französischer Gesellschaftslehren, zu- 
gleich das Schlagwort des Rechtsstaats in Deutschland 
au%etreten ist^), als Ausdruck eines Organismus, der dem 
zerfahrenen Leben der Gesellschaft die bürgerliche Freiheit 
wieder zu geben und zu erhalten unternimmt. 

Es ist damit nicht, wie das Wort auszudrücken scheint, 
eine Einzelinstitution gemeint, sondern ein Grund- 
charakter unserer auf das Einzelne gerichteten Rechts- 
bildung, hervorgehend aus einer stetigen Wechselbeziehung 
zwischen Staat und Gesellschaft, welche in vielen Beziehungen 
gemeinsam, in anderen sehr verschieden von anderen Kultur- 
völkern der europäischen Welt sich darstellt. 



II. 

Die Wechselbeziehungen zwischen Staat und 

Gesellschaft. 

JLler Rechtsstaat bedarf zum Verständniss seines 
lOOOjährigen Bildungsganges zunaclist eines 2hirückgehens 
auf die Natur der Gesellschaft in ihren allgemeinsten Grund- 
zügen^). 

Unter allen lebenden Wesen ist keines so zahlreichen 
Bedürfnissen unterworfen, wie der Mensch. Bei keinem ist 
die Kindheit so lang und so hülflos, die Reife so unge- 
nügsam, das Alter so gebrechlich und leidend. 

Mit der Ansiedlung in festen Wohnsitzen, für die Deutschen 
stark hervortretend seit der Völkerwanderung, gestalten sich 
diese Bedürfnisse permanent als dauerndes Bedürfoiss der 
Wohnung, Ernährung, Kleidung, der Sicherheit, der stetig 
wachsenden Genüsse des Lebens, am meisten da, wo die 
Ansiedlung auf einem schon cultivirten Boden erfolgt. 

In jedem Einzelnen erscheint nun ein unwiderstehlicher 
Drang nach der Herrschaft über die Güter, welche diesen 
Bedürfuissen dienen, zu deren Erwerb jedoch die Kraft des 
Einzelnen sich unzureichend erweist. 

Diese Beschränktheit der Einzelkraft hebt sich in der 
Gemeinschaft der Menschen, welche zu dem Zweck in neuer 
Weise sich zu gruppiren beginnt. 

Zunächst ist es der Landbau, welcher massenweis den 
freien Mann mit den Seinigen an Besitz und Arbeit fesselt, 
welcher ein Eigenthumsrecht zuerst an Haus und Hof ge- 



staltet und in einem langsamen Process das Priyateigentlium 
auch auf den Acker und weiteren Besitz ausdehnt. 

Die geistige Natur des Menschen fugt hinzu die geistige 
Arbeit, die nicht nur selbst zu einem geistigen Besitzthum 
wird, sondern auch mit dem äusseren Grüterleben feste Ver- 
bindungen eingeht. 

Allmälig sondern Gewerbe und Handel einen stadti- 
schen Lebenskreis von der Landbevölkerung aus, welcher 
mannigfaltige Anknüpfungen auch in den Städten antiker 
Bildung findet, soweit solche die Völkerwanderung über- 
dauert haben. 

In diesem G^terleben treten die verschiedenen Besitz- 
und Arbeitskreise allmälig, aber stetig, in einen wirth- 
schaftUchen Zusammenhang und eine feste Ordnung. Es 
ist die Ordnung der Abhängigkeit derer, welche nicht 
besitzen, von denen, welche besitzen. 

Im Grundbesitz zunächst bildet sich die dauernde Ab- 
hängigkeit des Hausgesindes und der angesiedelten Leute, 
welche nach der Weise der ländlichen Arbeit einen familien- 
ähnlichen und leicht erblichen Character gewinnt. 

In Handel und Gewerbe wird der Arbeitende zum Ge- 
hülfen des Geschäffcsherm, der im kleinem Betriebe auch 
noch häuslicher Genosse bleibt. 

Im Gebiet des geistigen Lebens bildet sich aus der 
höheren Berufsbildung eine Hierarchie des Amts, welche 
aber durch Erwerbung des Grundbesitzes alsbald eine feste 
Verbindung mit den besitzenden Klassen eingeht. 

Diese wirthschaftliche Ordnung verbreitet über alle 
Zweige des menschlichen Lebens eine Abhängigkeit, die 
mit zahllosen, wenn auch meist unsichtbaren, Fäden jeden 
Einzelnen von dem Willen anderer abhängig macht. 

Schon in jeder lebenden Generation bildet diese Ab- 
hängigkeit feste Schichtungen. 

Indem sie aber den Menschen durch sein ganzes Leben 
begleitet, tritt sie auch in die Familie ein. Sie bedingt die 
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Mittel und die Gewohnheit der Erziehung und Ausstattung 
der Kinder, und fuhrt im Ganzen die Eonder wieder dem 
gesellschaftlichen Lebensberuf der Eltern zu. Die Schichtung 
des Güterlebens wird damit zu einer dauernden Ordnung 
der Generationen. 

In dieser Ordnung befindet sich ein auf festem Land- 
gebiet ansässiges Yolk schon gegliedert und gefugt, sobald 
es in der Geschichte als ein Staats verband mit einheit- 
lichem und continuirlichem Willen auftritt. Die daraus her- 
vorgehenden Bestrebungen durchdringen das G^sammtvolk 
auch in seinem ständigen Gemeinwesen. 

Das Bestreben jedes Einzelnen geht nun dahin, die 
überkommene gesellschaftliche Stellung zu behaupten oder 
zu verbessern. 

Jede bessere gesellschaftliche Stellung beruht in allen 
Schichten darauf, dass andere von ihr. abhängen. Es ent- 
steht also in dem Leben eines jeden Volks ein System 
widerstreitender Interessen: von einer Seite, diese 
Abhängigkeit hervorzurufen, zu sichern oder zu vergrössem; 
von der andern Seite, diese Abhängigkeit zu vermindern 
oder aufzuheben. 

Nirgends tritt die Entwicklung dieser Interessengegen- 
Sätze, ihre Ueberwindung, ihr steter Rückfall in neue Ge- 
gensätze, plastischer und vielgestaltiger auf als in der Ge- 
schichte unserer eigenen Nation, wenn wir ihren 
Hauptepochen folgen. 

Wohl sucht und findet die Gesellschaft in sich selbst 
Gegengewichte, welche in einfachen Besitz -Verhältnissen 
noch Jahrhunderte hindurch sich wirksam zeigen. Die Sitte 
der Väter und der angebome Freiheitssinn erhalten ein 
aus dem Leben der Gesellschaft selbst erwachsenes Recht 
(Volksrecht) und gewohnheitsmässige Formen eines recht- 
lichen Verfahrens. Der Uebermuth des Stärkeren achtet 
noch die Autorität der Aeltesten, welche allmälig zu 
ständigen Leitern des Volksgerichts werden. Aus patriar- 
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chaliscker Zeit dauert noch eine ziemlich angesehene Prie- 
sterschaft mit einem berathenden und vermittelnden Ein- 
fluss fort. In den Kantonverbänden der kleineren Völker- 
schaften scheint sich eine republicanische Staatsbildong auf 
dem Boden der gemeinen Volksfreiheit erhalten zu wollen. 

Allein die schwache Seite des gesellschaftlichen Ge- 
wohnheitsrechts wird alsbald darin sichtbar, dass es die- 
selben Klassen der G-esellschaft sind, welche Kecht und 
Frieden handhaben, die andrerseits durch das Besitzinter- 
esse die Tendenz zu einer ungleichen Messung des Rechts 
und zur Befestigung dieser Ungleichheit, bewusst oder un- 
bewusst, in sich tragen. Nur die besitzenden Klassen 
können aber nach der Natur des Volksgerichts die gewohn- 
heitsmässigen Urtheilsfinder sein, und damit die Tr^er des 
Rechtsbewusstseins, der Bechtssitte und des Volksfriedens. 
In den ^olksgerichten erzeugt und befestigt sich als Ge- 
wohnheitsrecht nunmehr jene Ungleichheit, welche Leben 
und Glieder, welche Gesundheit und Ehre, welche den 
ganzen Werth des Menschen nach den Hufen seines Be- 
sitzes misst und damit ein Standesrecht in der rohesten 
Gestalt erzeugt, wie es in den deutschen Volksrechten in 
drastischer Gestaltung uns entgegentritt. 

Dieser Gang der Rechtsbildung führt in fortschreitendem 
Mass zu einer Herabdrückung der „Gemeinfreien" in einen 
Zustand der Halbfreiheit. Krieg und Gewaltthat beschleu- 
nigen diesen Entwickelungsgang. Am schlimmsten gestalten 
sich die Verhältnisse, wo die bäuerlichen Sitten des Ger- 
manenthums mit dem Reichthum und den verfeinerten Ge- 
nüssen der romanischen Kultur zusammenstossen und aus 
der Vermengung beider ungezügelte Habgier, Herrsch- 
sucht, Völlerei und Genusssucht erzeugen. Es entstehen 
hier Zustände, die in der Schroffheit der Gegensätze an 
die Vermengung des Hellenenthums mit der Pracht und 
dem Sklayensinn des Orients in dem Weltreich Alexan- 
ders des Ghrossen erinnern und welche stets, aus sich heraus 
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unlosbaor, in eine Entaartung von Staat und Gesellschafi; aus- 
laufen. 

Dieser Auflösungsprocess der kleineren Kantone pflanzt 
sich fort in die grossen Völkerverbände, die unter Kol- 
lektivnamen in der Geschiclite dieser Zeit auftreten und 
in eifersüchtigem Kampf um Besitz und Herrschaft keinen 
Frieden mehr zu finden vermögen. In den Wogen des 
Kampfs unter den grösseren Keichen scheint eine 'Zeit lang 
die germanische Welt sammt den ihr einverleibten Ro- 
manen dem Schicksal der antiken Welt entgegenzureifen: 
der endlichen Auflösung in ein Weltreich von possessores, 
Proletariern und Sklaven. 

An diesem Wendepunkt ist es, wo das Germanen- 
thum aus seinem innersten Wesen heraus der Geschichte 
der Menschheit eine neue Richtung gegeben hat. 

Mitten aus den wilden Kämpfen heraus, welche (die Iliade 
des Germanenthums) das Nibelungenlied als Charakterbild 
der Zeit und der Nation schildert, tritt bereits ein Grundzug 
der germanischen Götterlehre hervor, der neben dem gewal- 
tigen Odin Anfangs leise, aber in unaussprechlicher Tiefe 
und Weichheit des Gemüths durchklingt. Er tritt inmitten 
der Völkerkämpfe in den Vordergrund und wird zur An. 
knüpfung der neuen Lehren des Christenthums von den 
Pflichten des Menschen gegen den Menschen, von seiner 
Bestimmung für eine höhere ewige Welt, vom „Menschen- 
recht" gegen die gewaltthätige Selbstsucht der Gesellschaft. 

Und diese neuen Grundsätze bleiben nicht die That eines 
begeisterten Augenblicks, sondern pflanzen sich in die Ge- 
sellschaft durch dauernde Institutionen der Liebe, der Lehre 
und der Seelsorge. Neben den Beruf des Waffen- und 
Rechtsschutzes tritt ein Berufsstand der geistigen Arbeit, 
geehrt und erhoben durch fromme Gaben des Besitzes, die 
ihn allmälig zur herrschenden Klasse der Gesellschaft und 
das ganze Jdittelalter hindurch zum Gegengewicht der krie- 
gerischen und der erwerbenden Besitzklassen machen. 
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Die dauernde Institution der Kirche sclia£Pt zuerst den 
Schutz för die in der Gesellschaft rechtlosen Glieder der 
Familie und der Gemeinde. Sie ermöglicht die Verbindung 
der geschiedenen Klassen und Völkerverbände in friedlichem 
Zusammenleben für menschliche und Kulturzwecke. Sie ist 
die erste, die uniyersale Staatsbildung des Mittelalters. Sie 
bildet für den „Kulturzweck^ des Staats den dauernden 
Gregenorganismus der Gesellschaft, welcher zur Erreichung 
seines Zwecks germanische und romanische Stamme zu- 
sammenfassen musste. 

Hand in Hand geht damit die Entstehung des König- 
thums, welches von aussen her den Gegenorganismus der 
Gesellschaft zu schaffen bestimmt war. 

Die Ungleichheit des Rechts, welche alsbald nach der 
Völkerwanderung in schroffster Gestalt hervortritt, — jene 
Ungleichheit, welche die Menschen nach ihrem Besitz und 
ihrer Abhängigkeit mit einem G^ldwerth des Leibes und 
der Glieder abschätzt — die Bildung einer Grundherrlich- 
keit, welche die kleinen Bauerschafben erdruckt, — ein 
Elassenrecht, welche allen Waffen- und Rechtsschutz, alle 
Gewalten der Volksversammlungen in die besitzenden 
Klassen legt — leitet den Sinn der Völker zu einer dau- 
ernden Gestalt des Heerführer- und Richteramts als König- 
thum, mit einem allmälig befestigten, von der Einsetzung 
der herrschenden Klassen unabhängigen Erbrecht. Durch 
diese Schöpfung des germanischen Volksgeistes erhebt sich 
eine dauernde äussere Gewalt über die wechselnden und 
streitenden Interessen der Gesellschaft. Die dem Alterthum 
unlösbare Aufgabe, dem Staatsgedanken einen von der Ge- 
sellschaft unabhängigen Vertreter zu geben, hat sich in 
grossartiger Einfachheit gelöst. Die Monarchie geht aus der 
herrschenden Klasse hervor und bleibt die Spitze der ge- 
sellschaftlichen Ordnung: aber nicht um ihr zu dienen, 
sondern um sie zu beherrschen, als Vertreterin der 
dauernden Bestimmung der Gesammtheit, als Schützerin des 
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schwächeren Theils, in allen Rechtsbeziehnngen zwischen 
den herrschenden und dienenden Schichten der Gesell- 
schaft. An die so verkörperte Staatsgewalt klammert sich 
die gemeine Freiheit und findet hier den Schutz der Frei- 
heitsrechte wieder, wo unter der Uebermacht des Besitzes 
die Auflösung in Herrschaft und Knechtschaft schon be- 
gonnen hat. 

Allein der Erreichung dieser hohen Ziele geht noch ein 
schwerer Kampf in gross tem Massstabe voran. 

Die nationalen Gegensätze der grossen Stämme haben 
zu einer Mehrheit der Dynastien, nationale Traditionen 
haben zu einem Zwiespalt der Barchen gefuhrt, welche eine 
Verbindung der germanischen und der romanischen Welt 
zu rechtsgleicher Fortentwicklung unmöglich machten. In 
langhingezogenem Kampfe musste erst die Herrschaft einer 
Dynastie und einer Kirche sich durchsetzen, um dem 
germanischen Staate seine dauernd haltbare Grundlegung 
zu geben. Das aus dem endlich entschiedenen Streit her- 
vorgehende Oberkönigthum und Oberbischofthum schafft 
in gegenseitiger Anerkennung die dauernden Rechtsgrund- 
lagen des neueren Staatensystems, in welchem nun durch 
Gottes Willen und Fügung die Weltherrschaft des weiland 
römischen Kaiserthums als auf Kaiser und Papst über- 
tragen gilt. 

Die Idee des imperium mundi translatum stand 
von da an im Glauben des Mittelalters fest und hat auf 
länger als tausend Jahre die Idee der Volkssouverainetät 
aus der Kulturwelt des Abendlandes verdrängt. Staat und 
Recht leiten sich nicht mehr von der Gesellschaft ab, nicht 
mehr von den Völkern in ihrer nationalen Gliederung: 
sondern über allen waltet eine höhere selbständige 
Macht, welche ihr Recht von Gottes Gnaden in sich selber 
trägt, in ihrer Ausübung jedoch das überkommene Volks- 
recht als Reservatrecht der Gesellschaft anerkennt, daher 
das „Volksrecht" zunächst unverändert übernimmt. 
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An die monarchische Spitze des germanischen Staats 
heftet sich dann ein Organismus von Aemtern, welcher, 
geheiligt durch das Yerhältniss gegenseitiger Pflichten, die 
Macht zum Dienst der Freiheit erhebt. Das Amt veredelt 
die Herrschaft, welche ohne Yermittlung des Staats den 
mächtigsten Elassen der Gesellschafi; als eine pfiichtenlose, 
nur durch ihr Interesse bestimmte Herrschaft zufallt. 

Staat und Kirche entwickeln sich auf diesem Boden 
tausend Jahre hindurch neben einander in stetiger Ver- 
bindung und stetiger Eeibung als zwiefaltige Träger der i 
Staatsidee. * ' 

Beiden gemeinsam ist die Anerkennung der Wahrheit, ^ 

dass die Gesellschaft nur in der dauernden Unterordnung > 

unter eine höhere stetige Gewalt die persönliche Freiheit , 

des Einzelnen, die sittliche und geistige Entwickelung des j 

r 

Ganzen zu finden vermag. ^-^ 

Beiden gemeinsam ist der Gedanke, dass die dauernden 
Institutionen des Staats und der Kirche verantwortlicher 
Organe bedürfen, welche nicht unmittelbar den wechselnden 
Interessen der Gesellschaft dienen, sondern die Pflichten 
eines höheren Berufs in übertragenem Amte zu üben haben. 

Die Harmonie und der Streit in dieser Staatsbildung 
beruht nun auf der organischen Verbindung mit der Ge- 
sellschaft in folgender Dreigliederung: 

I. Die staatliche Kegierungsgewalt erscheint im 
Mittelalter noch gespalten, als Imperium et Sacerdotium, 
beide in stetigem Streit, mit einander, doch ohne von ein- 
ander lassen zu können. 

Auf der geistlichen Seite entwickelt sich eine um- 
&ssende Verordnungs- und Gesetzgebungsgewalt mit einer 
freilich mangelhaften Zwangsvollziehung. 

Auf der weltlichen Seite entwickelt sich ein Recht 
des Gebots und Verbots (Bann) und ein daraus hervor- 
gehendes Verordnungsrecht (Capitularien) mit dem ent- 
sprechenden Zwangs- und Bussrecht; mit dieser Handhabe 
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hat sich unter Karl d. Gr. die Neuorganisation des ganzen 
Staatswesens vollzogen. 

Für alle ausführenden Organe fand sich indessen der 
weltliche Staat so unabänderlich auf die besitzenden 
Klassen verwiesen, dass sich die königlichen Aemter als- 
bald mit dem Besitz verbinden und allmälig zu erblichen 
oder corporativen Rechten werden als eine ,, Selbstverwaltung 
der ständischen GeseUschaft". 

Nicht minder steht das Amt der Kirche in Wechsel- 
beziehung zum Besitz, wenn auch in anderer Weise: wäh- 
rend im weltlichen Staat der Besitz zum Amt, so fuhrt im 
geistlichen Staat das Amt zum Besitz, und frühzeitig schon 
zu einem dem fürstlichen ^Herren gleichen Besitz. 

Alles weltliche Herrschaffcsrecht findet aber in seinem 
Anfang und in seiner Fortbildung eine Grenze in den 
vorgefundenen Rechten des freien Volksgenossen und da- 
mit in einem zweiten Organismus: 

n. dem Organismus der richterlichen Gewalt 
(dem germanischen ordo iudiciorum). 

Die Gesellschaft hatte aus sich heraus ein festes Ge- 
wohnheitsrecht (Vermögens- und Bussrecht) gebildet, 
als die carolingische Staatsgewalt mit ihren Rechten des 
Gebots und Verbots eintrat. 

Das Regierungs- Recht fand nun seine Grenze in dem 
überkommenen Volksrecht, an welchem der Sinn der Völker 
als nationalem Erbtheil festhält. Die Obrigkeit ist be- 
rechtigt und verpflichtet zu Rechtsschutz und Friedens- 
bewahrung; sie darf aber das streitig gewordene Recht 
nur vollziehen nach vorgängigem Spruch der Rechtsgenossen, 
welche seit der carolingischen Zeit die Gestalt eines stän- 
digen Schöflfenthums annehmen, als die „ständische Selbst- 
verwaltung des Rechts". 

Dies Festhalten an der „lex terrae" enthält den Keim 
des später sog. Rechtsstaats. Soweit das germanische 
Volksthum sich über den orljis terrarum zerstreut: überall 
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erscheint jenes Festhalten an der Gerichtsstätte, am 
Gerichtsbezirk, an der Rechtsfindung der Genossen, 
an dem Verfahren nach Landessitte. Diese Grundlage 
des Volkslebens hat das gewaltige Kaiserthum Karls des 
Grossen vorsichtig geschont. Dafür bleibt dem Kaiserlichen 
Landvogt und seinem Schultheissen nur Leitung und äussere 
Verwaltung. Dem angestammten Landesrecht gegenüber 
erscheint die Kaiserliche Verordnung nicht als ein Macht- 
gebot, welches die Urtheilsfinder als solches zu befolgen 
verpflichtet oder geneigt wären. 

Tritt dennoch im Wandel der Zeit ein Bedür£tiiss zu 
Wandelung der lex terrae ein, so bedarf es einer ver- 
stärkten Autorität, welche zu einem dritten Organismus 
führt: 

in. dem Organismus der Gesetzgebung, in wel- ? 
chem sich Staat und Gesellschaft wieder zusammenfassen. 

Zur wirksamen Aenderung des Landrechts (nova jura 
condere) bedarf es einer solchen Autorität, welche dem 
Schöffen nicht als Machtgebot, sondern als ein höheres 
Weissthum erscheint. Wie an der einzelnen Gerichtsstätte 
der Ausspruch der ständigen, erfahrenen, wissenden Ge- 
richtsmänner als Zeugniss für das Volksrecht, so gilt der 
Gesammtheit des Landes der Ausspruch der erfahrenen 
Leiter der Gerichte und der notablen Männer des Landes 
(meliores terrae) als vollgültiges Zeugniss dafür, was Recht 
sein soll. Ein mit ihrer Zustimmung ergangenes „capitulare 
pro lege tenendum" findet Folgeleistung auch in den Kreisen 
der Rechtsprechung, für die es keinen äusseren Zwang 
giebt. Die Königliche Verordnung wird durch Zustimmung 
der Repräsentanten des Volks zum Gesetz mit allseitig 
bindender Rechtswirkung. 

Die Selbstverwaltung des Rechts von unten herauf bis 
zum Fürstengericht giebt den besitzenden Klassen ebenso 
das lebendige Rechtsbewusstsein, welches dem Mittelalter 
eigen ist, wie den Anspruch auf eine Mitbeschliessung solcher 

Oneist, ReobtsstMt. 8. Aufl. 9 
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Keichssatzanges, durch welche das gemeine Kecht geändert 
werden soll. 

Nach diesem Grundprinzip bilden sich die Optimale n- 
versammlungen, als der grosse Reichsrath des Königs, 
schon in der karolingischen Monarchie. Sie continuiren 
in das deutsche Reich nach seiner Trennung von den West- 
franken. Sie bilden sich fort in die Kollegien der Reichs- 
fursten und Reichsstädte, und in die mitbeschliessenden 
Landstände der Territorien — immer nach dem Grundsatz, 
dass die Selbstverwaltung des obrigkeitlichen Amts und des 
Rechts den Anspruch der gesellschaftlichen Klassen zur 
Theilnahme am Staate begründet. 

Dieser Gliederbau des karolingischen Staats, 
so fem er uns zu liegen scheint, so massgebend ist er für 
den Rechtszustand der europäischen Welt geworden. Wie 
die römische Trilogie vom jussus populi, Imperium, juris- 
dictio in tausendjähriger Geschichte den antiken Weltstaat 
formirt, so hat in veränderter Reihenfolge die karolingische 
Trilogie den germanischen Staat gestaltet: 

durch die Regierungsgewalt als Quelle, 
durch das Gericht als Schranke, 
durch die Gesetzgebung als höchsten Regulator des 
Staatswillens. 

Freilich war der Rahmen dieses üniversalreichs soweit 
gespannt, dass nach wenigen Generationen die grossen 
Völkermassen in Deutschland, Frankreich, Italien in ihre 
eigenen Wege der Staätsentwickelung wiederum eintraten. 

Aber der Rechtsbau des karolingischen Staats 
geht als dauerndes Erbtheil auf alle Glieder, im Ganzen 
und Einzelnen, über. Innerhalb jenes Rahmens vollziehen 
sich nun die mannigfaltigen Kombinationen von Besitz und 
Staats-Beru^ welche dem späteren Mittelalter seine unab- 
sehbare Vielgestaltigkeit geben. 

Nirgends aber hat der Grossgrundbesitz im Heer- 
bann, in der Friedensbewahrung, in der Hingabe des 
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Eammerguts zu den Bedürfaissen des Landes so Gross- 
artiges und Nachhaltiges geleistet, wie in Deutschland: 
daher sein Aufwachsen zu einem regierenden Adel, zu 
fOrstUchen, nahezu königlichen Stellungen. 

Nirgends hat die Römische Kirche in grossartiger 
Entwickelung ihrer Institutionen, in Erwerb der Grund- 
herrlichkeit im grössten Massstab, eine so glänzende Stel- 
lung gewonnen wie in der deutschen Pralatur. 

Nirgends haben die Städte, begünstigt durch die Ge- 
staltung der Gewerbe und der Handelswege seit den Kreuz- 
zügen, ein solches Mass von Kriegstüchtigkeit und staat- 
licher Selbständigkeit gewonnen wie in den grossen Reichs- 
städten Deutschlands. 

Es war die mustergültig hervorragende Entwickelung 
der Stände in Deutschland, welche von Neuem die Idee 
einer Hegemonie in der europäischen Welt hervorruft 
in einem Römischen Kaiserthum deutscher Na- 
tion, freilich ohne die dazu gehörigen Regierungsrechte 
des karolingischen Kaiserthums, welche in feudaler Weise 
mit den Grundherrschaften inzwischen erblich verbunden 
sind. 

Während die Ausübung aller wichtigen Staatsifunktionen 
durch die Reichsstände das Wahlkaiserthum fortschreitend 
untergräbt, erwächst den Reichsfarsten freilich ein Ge- 
gengewicht von anderer Seite in ihren eigenen Land- 
ständen. 

Bedroht in ihren Freiheitsrechten, vereinigen sich im 
XIV. und XV. Jahrhundert die streitbaren Elemente des 
Territorialstaats, Ritterschaft und Städte, zu gemeinsamem 
Widerstand gegen die aufwachsende Landeshoheit und for- 
miren sich unter Beitritt der Landesprälaten nach Zeit und 
Gelegenheit zu landschaftlichen corpora. 

Der Dreistände-Staat beginnt sich in die kleineren 
Glieder fortzusetzen: nach dem Massstab ihrer Leistungen 
in Heer, Gericht und Friedensbewahrung erstreben hier die 
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besitzenden Klassen in ihren Landtagen eine Mitregierung 
des Landes nach dem Vorbild des Reichs. 

Allein die unxegebnassige Weise der Entstehung haftet 
den Landständen an in dem ganzen Verlauf ihrer Geschichte. 
Nirgends sind sie zu einer ruhigen Entwickelung und zu 
einer organischen Verbindung mit der landesherrlichen Re- 
gierung gelangt. Da ihre obrigkeitliche Gewalt im engern 
Kxeise unmittelbar in das wirthschaftliche Leben der Land- 
bevölkerung hineinreicht, ist ihr staatliches Wirken von 
Anfang an übermässig durchdrungen von den wirthschaft- 
lichen Literessen des Besitzes. 

Die aufsteigende Richtung der Landstände geht daher 
überall Hand in Hand mit der massenhaften Herabdrückung 
der ländlichen Bevölkerung in einen Zustand der ünter- 
thänigkeit, der städtischen Bevölkerung in ein Passivbürger- 
thum. Es steht in engster Wechselwirkung mit einem ver- 
änderten Wirthschaftsbetrieb, welcher in Ackerbau und Ge- 
werbe gegen den Schluss des Mittelalters eingetreten ist. 
Je kleiner der Massstab der Herrschaft, um so eifriger be- 
mächtigen sich die darin herrschenden Klassen des Staats- 
willens durch die Verfassung, der Ausführung des Staats- 
willens durch die Verwaltung, und lösen das gemeine Recht 
in getrennte Statusrechte auf. 

Sobald die grundbesitzende Klasse diesen beherr- 
schenden Einfluss gewinnt, schafft sie eine rechtliche ün- 
veräusserlichkeit und üntheilbarkeit ihres Besitzes; der 
eine Reihe von Generationen hindurch befestigte Besitz er- 
zeugt einen erblichen Ritterstand mit ausschliesslichen Be- 
sitzrechten nach Vorbild des Reichsadels. 

So weit Handel und Gewerbe in den Städten obrig- 
keitliche Gewalten erhalten, bilden sie ihre Zünfte, Mono- 
pole, Zwangs- und Bannrechte. 

Im Gebiet des kirchlichen Lebens beginnt auf dem 
Höhepunkt der kirchlichen Macht die Umwandlung kirch- 
licher Würden und Institutionen in fürstliche Würden und 
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Prabenden, die den kirclilichen Besitz massenhaft; in Ver- 
sorgungsanstalten för Adel und Ritterschaft verwandeln und 
den Ej:^is der Berechtigten dazu immer enger und strenger 
ziehen. 

Je langer die Verbindung von Besitz und staatlichen 
Funktionen sich fortsetzt, je mehr sie sich auf die klei- 
neren und kleinsten Grüter des Adels, die kleineren 
Zweige des Gewerbes verzweigt, um so mehr überwältigt 
das Besitz - Interesse die ursprünglichen höheren Stand- 
punkte. 

Mit der Reformation löst sich auch das einheitliche 
Band, welches die Kirche bis dahin um Staat und Ge- 
sellschaft geschlungen hat. Die Schutzherrlickeit der Kirche 
geht auf die confessionell gespaltenen regierenden Reichs- 
stande über. Während die landesherrliche Gewalt sich damit 
verstärkt, verlieren die Landstände in den gelichteten Reihen 
der Prälatur ein einfiussreiches, bisher vermittelndes und 
ennässigendes Element. 

Die langen und schweren Kämpfe der Reformation bringen 
andererseits die Unbrauchbarkeit der bisherigen Kriegs- 
verfassung zur Evidenz und zu allseitigem Anerkenntniss. 
In der neueren Ordnung der Dinge geht aber die persön- 
liche Kriegspflicht von den oberen auf die untersten Schichten 
der Gesellschaft über. 

Die landständischen Freiheiten wälzen auch die Steuer- 
last nahezu ausschliesslich auf die Städte und den Bauern- 
stand über. 

Ln Gerichtswesen gehen die persönlichen Leistungen 
des SchöfPendienstes auf den gelehrten Richterstand über. 

Seit dem dreissigjährigen Krieg zersetzen sich damit 
alle Grundlagen, auf denen das Recht der höheren Stände 
erwachsen ist. Das Verhältniss kehrt sich um: die Tragung 
der persönlichen und Vermögenslasten des Staats wird 
zum rechtlichen Merkmal der niederen Stände, die Exemtion 
und Befreiung zum Merkmal der höheren. 
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So häufen sich nun alle Gegensätze und Wider- 
sprüche, welche die europäische Welt in Kirche, Staat 
und Gesellschaft bewegen, in dem wunderbaren Bau des 
Deutschen Reichs bis zu seinem Ende. 

Die übrigen Kulturstaaten Europas haben (abgesehen 
von Italien) inzwischen einen einfacheren nationalen 
Entwickelungsgang genommen. 

In England hat sich die Königsgewalt seit dem 
XI. Jahrhundert zu einer gleichmässigen Unterwerfung der 
Stände verstärkt. Auf dem Boden des gleichen Gehorsams 
verjüngt sich die Selbstverwaltung der rechtsgleichen Stände 
und erzeugt nach einem siegreichen Kampf mit dem Ab- 
solutismus eine sich selbst regierende Gesellschaft in mo- 
narchischen Formen*). 

In Frankreich zerfallt die ständische Selbstregierung 
an der Selbstsucht, Uneinigkeit und Trägheit der Stände. 
Die Selbstverwaltung des Staats und Rechts geht auf ein 
berufsmässiges Beamtenthum über. Der daraus hervor- 
gegangene „Absolutismus" der Staatsgewalt hat indessen 
die bevorrechteten Stände der Gesellschaft im Besitz ihrer 
Vorrechte und Befreiungen erhalten, bis der Widerspruch 
gegen das Wesen der Monarchie am Schluss des XVlll. Jahr- 
hunderts den gewaltsamen Umsturz des alten Staatswesens 
herbeiführt. In den auf dem Boden der neuen staats- 
bürgerlichen Gesellschaft aufgebauten Staatsformen ist eine 
dauernde Verbindung von Staat und Gesellschaft nach drei 
Generationen noch nicht wiedergefunden. 

Bis zum Zusammenstoss mit diesen revolutionären Ge- 
walten hatte Deutschland seine zwiefache Formation des 
Staatslebens im Reich und in den Territorien äusserlich 
aufrecht zu erhalten vermocht. 

Die ständische Selbstverwaltung beherrscht noch fort- 
dauernd die Gesammtverfassung des Reichs, hat sich 
zu einer schwer&lligen Mitregierung der Stände erweitert, hat 
sich durch Uneinigkeit der Stände und durch den Zwiespalt 
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der Kirche zersetzt, dauert aber fort als eine Gesammt- 
bürgschaft der standischen Rechte, durch welche der Terri- 
torialstaat zu einer Fortbildung in festen Bechtsschranken 
gezwungen wird. 

Im Territorialstaat dagegen ist die standische Selbst- 
verwaltung und Yerüassung von Hause aus nur unvollständig 
und ungleichmässig zur Durchbildung gelangt. Seit der 
Reeeption der fremden Rechte, seit der Reformation 
und den Religionskriegen vnrd sie überwältigt durch den 
Beamtenstaat, welcher den Ständen die Selbstverwaltung 
der Staatsgeschäffce und des Rechts abnimmt, und welcher 
heute auf dem Boden der Rechtsgleichheit seine Wieder- 
Verbindung mit der Gesellschaft sucht. 

Der Territorialstaat war bereits der Staat der Gegen- 
wart nach den Bedür&issen der heutigen Gesellschaft, und 
vorzugsweise war es Preussen, welches sich seit dem 
grossen Kurfürsten aus dem Reichsverband thatsächlich aus- 
schied und auf dem Boden einer volksthümlichen Wehr- 
pflicht, des Schulzwangs, der Steuerpflicht, die Grund- 
herrlickeit und das ständische Kirchenregiment langsam auf- 
löste. Schon im XVJJLl. Jahrhundert stellte der preussische 
Staat das „neue Deutschland" dar in einer wegen seines Ver- 
Kaltnisses zur Gesellschaft freilich niemals populären Gestalt. 
In dem Zusammenstoss mit der französischen Revo- 
lution hatte die ständische Gesellschaftsordnung in Deutsch- 
land nunmehr die erste Probe ihrer Lebensfähigkeit zu be- 
stehen. 

Die beiden Gfrossstaaten, Oesterreich und Preussen, 
in denen die Monarchie die dringendsten Angaben des 
Staats wirksam erfüllt, bewahren trotz schwerer Nieder- 
lagen ihre staatliche Eigenart. 

Das dritte Glied der Trias dagegen — das „Reich" — 
der ständische Gliederstaat, der auf dem Reichstag zu 
Begensburg bis dahin die Gesammtbürgschaft der stän- 
dischen Vorrechte gebildet hatte, bricht zusammen und 
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zer&llt in eine Minderzalil souTeräner Fürstenthümer, welche 
die Melirzahl ilirer mitregierenden Reichsstande als ÜDter- 
thanen sich nnterwirft. 

Nach einem kurzen Zwischenstadium der Fremdherr- 
schaft war anf den Unterlagen einer so ungleichartigen, 
im FluBS befindlichen Ordnung der Gesellschaft eine 
einheitliche Staats- und Kechtsbildung überhaupt nicht 
möglich. 

Während Oesterreich und Preussen ihre frühere Macht- 
stellung zurückgewinnen, bleibt das ehemalige „Reich" in 
seiner Zerklüftung in Mittel- und Kleinstaaten fortbestehen. 
Im Westen aber entwickelt die rascher fortschreitende 
staatsbürgerliche Gesellschaft die ihr entsprechenden consti. 
tationellen Verfassungsformen. Nachdem dann auch Preussen 
nach einem Menschenalter des Schwankens zwischen beiden 
Grundformen der Gesellschaft in die constitntionelle Staats- 
form übergegangen ist, konnte der neue deutsche Bundes- 
staat auf gleichartiger gesellschaftlicher und gleicher natio- 
naler Grundlage seine Auseinandersetzung und Consolidation 
vollziehen. 

Es bleibt in dem ruhelosen Wandel des Jahrhunderts 
immer noch ein sympathischer Zusammenhang in der mittel- 
europäischen Welt bestehen, welcher auf ursprünglich gleich- 
artigen Grundl^en der Gesellschaft wie der Staatsbildung 
beruht. Innerhalb des Gemeinsamen tritt aber im deutschen 
Leben ein eigenartiger Zug hervor, den ich oben ab die 
auf das Einzelne gerichtete Formirung bezeichnet habe. 
Ihr Charakter wird in den Staat und Gesellschaft ver- 
bindenden Zwischengliedern sichtbar und lasst sich etwa 
!eichnen : 

leutsche Rechtsanschauung fügt sich nicht leicht 
iven Geboten der Obrigkeit, Wenn sie sich aber 
angt Jedermann bestimmt zu wissen, wozu er ver- 
sein soll, und hält daranf, dass auch der Rechts- 
licht minder belastet werde. Diese Grundrichtung 
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hat frühzeitig schon zu aUgemeinen NormatiYbestimmungen 
far den Heerbann, für die Gerichtshaltiing und für den 
Eönigsfrieden geführt, die sich in unser heutiges Ver- 
waltungsrecht fortsetzen. Derselbe Charakterzug, der im 
Privatrecht den Schutz der Person und des Eigenthums 
mit der unserer Nation eigenthümlichen Eifersucht und 
Energie festhSJt, verlangt analoge Grarantien eines recht- i 
Kchen Verfahrens auch in der Handhabung der Staate- . 
geböte, welche sich in die spätere „Verwaltungsjurisdiction" I 
fortsetzen. Es entsteht daraus eine gegenseitige Durch- I 
dringung von Staat und Gesellschaft in ihren einzelnen 
Gliedern und Schichten, welche diesem Staatswesen Seine 
eigenthümliche Schwerfälligkeit und Undurchsichtigkeit, zu- 
gleich aber eine grosse Stetigkeit und selbst in Zuständen 
scheinbarer Erstarrung eine grosse Lebenskraft und Ent- 
wicklungsfähigkeit bewahrt. 

Diese Grundrichtung war es, welche man mit der Be- 
zeichnung „Rechtsstaat^ meinte, ohne jedoch in unserem 
Allgemeinen Staatsrecht zu einer präcisen BegrifPsbestim- 
mimg zu gelangen. 
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Die Begriffsbestimmung des Rechtsstaats. 

JJie in Deutschland herrschenden Anschauungen vom 
Staat haben sich aus der lebendigen Bewegung zwischen 
Staat und Gesellschaft in den letzten zwei Generationen ge- 
bildet, also in einem üebergangsstadium aus der standi- 
schen in die staatsbürgerliche Gesellschaftsordnung. Dass 
man die aus dem eignen Leben abstrahirten" Vorstellungen 
als ein für alle Völker und Zeiten gemeingültiges „Allge- 
meines Staatsrecht" ansah, entspricht dem Wesen der 
Staatsphilosophie aller Zeiten. 

Von den ersten Anfangen der französischen Revolution 
war es aber Frankreich, welches den denkenden Geistern 
Deutschlands immer von Neuem den Anstoss zu staatlichen 
Erörterungen gab, — Anfangs mit entschiedener Sympathie 
für die Auflehnung der Nation gegen die überkommene 
Ordnung; bald in Abscheu gegen ihre Gewaltthaten und 
Frevel; dann mit getheilten Sympathien, doch so, dass bei 
den selbständigen Geistern ein bewusster Gegensatz gegen 
die französische Auffassung vom Staat bis 1830 vorherr- 
schend blieb. 

Man erkannte zwar noch nicht das innere Wesen „Ge- 
sellschaft". Man übersah noch nicht den sympatischen Re- 
flex, den jeder Gewaltstoss von Frankreich aus auf die 
entsprechenden Schichten der deutschen Gesellschaft übte: 
aber man lernte die Volksleidenschaften kennen und wür- 
digen, und man sah den Erfolg, dass trotz des Aufschwungs 
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und der Begeisterung die Consolidation des Staats auf dem 
Boden der neuen Yerhältnisse. nicht gelang, dass die bürger- 
liche Freiheit sich nicht verwirklichte, dass der gewaltsame 
Ausgang jedes Yerfassungsstreits immer nur zu einem 
Wechsel der Besitzschichten und der Personen führte. Nach 
jeder neuen B.eYolution fiel die Herrschaft nicht dem „Volke", 
sondern gewissen herrschenden Schichten des Volks zu. 

So gleichmässig dieser Ausgang aber wiederkehrte, eben- 
so sicher bezeugte der weitere Fortgang, dass die Gegen- 
sätze, welche die 4galit^, libertö, fratemitö nicht zur Wahr- 
heit werden lassen, aus sich heraus unlösbar seien. Der 
Mensch yermag wohlwollend und gerecht zu sein gegen 
den Menschen: niemals aber ist es eine gesellschaftliche 
Klasse im Streit und Kampf mit der andern. Die „Har- 
monie der Interessen", welche als erlösendes Wort aus 
Frankreich herübertönte, bKeb ein frommer Wunsch, nach 
erschöpfenden Kämpfen, welche ohne Versöhnung endeten. 

In Frankreich selbst kehrte nach solchen Erfahrungen 
in dem realpolitischen Sinn der Nation alsbald die Sehn- 
sucht nach staatlicher und kirchlicher Regierung zurück, — 
nach jener Autorität, welche die Gesellschaft zu ihrer Die- 
nerin zu machen strebt, die sie als Herrin stets zurück- 
emplangt. 

In Deutschland suchte ein staatlicher Idealismus im 
ruhelosen Wechsel der Erscheinungen einen festen Halt zu 
finden in der vernünftigen, sittlichen Natur des Menschen 
selbst. Man rechnete noch nicht mit der „Gesellschaft" 
als einer benannten Grösse, wohl aber mit den Leiden- 
schaften und Verirrungen des Menschen in der Vergangen- 
heit wie in der Gegenwart, und ging mit den daraus ge- 
wonnenen Lebensanschauungen aus dem XVQI. in das 
XlX. Jahrhundert über. 

Ist in dem innem Leben eines Volks ein Widerstreit 
von Bestrebungen und Interessen unabänderlich gegeben, 
so ist ebenso unabänderlich dem Menschen die „Bestim- 
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mung^ gesetzt, diese Gregensätze zu überwinden durch den 
Entschluss seines freien, sittlichen Willens. 

Wie der einzelne Mensch den Widerstreit seiner Triebe 
und Begierden mit seinen Pflichten durch seinen freien 
Entschluss überwinden soll, so ist es die ewige Bestim- 
mung der Gemeinschaft der Menschen,* jenes Widerspruchs 
der Interessen und ihrer Unfreiheit Herr zu werden 
durch Unterwerfung unter Gesetz und Recht. Wie kein 
Individuum seine sittlichen Pflichten, so vermag kein Volk 
sein staatliches Bewusstsein zu verleugnen. Der Mensch 
ist seiner Bestimmung nach ein ^äov noXinxovl 

In seiner eignen Weise sah nun aber das deutsche 
Volk die Staatsidee in seiner Geschichte verwirklicht. Die 
volle, vielseitige Erfassung derselben in der Einzelgliede- 
rung hatte der deutschen Staatsbildung ihren langsamen, 
schwerfalligen Weg gezeichnet unter wunderbaren Variationen 
und scheinbaren Rückschritten. Diese Eigenheit aber war 
es, welche unser Volk vor den Stürmen der Französischen 
Revolution, und vor der Selbstherrlichkeit und der Selbst- 
u <o Vergötterung des „Volks", d. h. der Gesellschaft, noch ein 

'-" ]^ halbes Jahrhundert bewahrt hat. 

j '^ Die Verbindung der Menschen zum Staat ist uns kein 

blosser Nothbehelf zur besseren Erreichung unserer indi- 
^ ' viduellen Zwecke. Der „Staat" ist selbständig in der 

»^ sittlichen Natur des Menschen gesetzt, wie die Gesellschaft 

in dem System seiner Bedürfrdsse begründet ist. Die ma- 
terielle Wohlfahrt ist uns aber nur Mittel zum Zweck; 
denn alle Wunder der heutigen Civilisation sind werthlos, 
wenn sie nicht auch das sittliche Pflichtbewusstsein des 
Menschen zu erhöhen vermögen. 

Dies war und ist der Standpunkt des deutschen „Idea- 
lismus", den wir uns bewahrt haben in den Kämpfen des 
Mittelalters, in den Kämpfen der Reformation, den wir uns 
. bewahren werden in dem Streit der Gegenwart. 

Während schon in der sog. Aufklärungsperiode der 
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Widerspruch gegen den bestehenden Staat in Frankreich 
zu neuen Theorien führte, welche ausschliesslich den For- 
derungen der zeitigen Gesellschaft entsprungen waren, hat 
die kritisch prüfende Richtung der gleichzeitigen deutschen 
Philosophie zwar auch begonnen, den Staat nach seinem 
Ifutzen für das Individuum zu prüfen. Es entwickelt sich 
ein Streit über den „Staatszweck" oder die Staatszwecke, 
der aber die höhere Bestimmung des Staats als eines selb- 
ständigen Lebensorganismus noch festhält. 

Es waren andere Umgebungen als in Frankreich, 
unter denen diese Philosophie entstand. In den hervor- 
ragenden Staatsgebilden Deutschlands hatte die Monarchie 
iliren Beruf doch in anderer Weise erkannt, wie die Bour- 
bonen in Frankreich. In unvergleichlicher Pflichttreue 
hatten die Hohenzollem in Preussen Staat und Gesell- 
schaft in neuer Gliederung aufisubauen begonnen. Hier 
hatte auch der protestantische Geist es zu der gänzlichen 
Yeräusserlichung der Kirche nicht kommen lassen. 

In den deutschen Grundideen ist deshalb die He cht s- 
auffassung vom Staat die entschieden vorherrschende ge- 
blieben und mit tiefem Ernst gepflegt und fortgebildet 
worden. Die Zusammenfassung der herrschenden Gedanken 
hat seit PufendorfF und Kant die „Theorie des Rechts- 
gesetzes" sogar zu einer einseitigen Geltung gebracht, 
welche nahezu den Staat nur als Zwangsanstalt zur Ver- 
wirklichung des Rechts gelten Hess. Ihre Grundmaxime, 
„dass jedermann seine natürliche Freiheit im Handeln so- 
weit beschränken müsse, dass die gleiche äussere Freiheit 
seiner Mitmenschen daneben bestehen könne", war eine 
nüchterne Wahrheit, welche sich aus den deutschen Reichs- 
and Landespolizeiordnungen anschaulich ergab. Es war 
aber eine wohl erklärliche Einseitigkeit der Zeit, wenn der 
Staat in einem „juristischen Bürgerverein" erschöpft sein 
sollte. Diese Auffassung wandte sich zugleich gegen die 
damals übermässige Anspannung der Yolkskräfte durch den 
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Staat und gegen den aufgeklärten Absolutismus , der mit 
seinen Beamten die Gesellschaft wirthschaftlich zu regeln 
unternommen hatte, der dem Ackerbau, dem Gewerbe, dem 
Handel die besten Methoden vorzuschreiben und eine all- 
gemeine „Beglückung der Völker" zu unternehmen begonnen 
hatte. Diese aufdringliche Bevormundung wurde von den 
höheren Ständen um so mehr empfunden, je mehr die re- 
gierende Beamten -Klasse sich in fortschreitender Arbeits- 
theilung von den Lebenskreisen der Unterthanen abschied. 
In der Abneigung gegen die staatliche Reglementirung aller 
Interessen verkannte man, dass der Staat keine blosse 
Hechtsassekuranz sein kann, dass die Kirche mit staatlichen 
Mitteln seit länger als 1000 Jahren die höhere Aufgabe 
der sittlichen und geistigen Hebung der Gesammtheit zu 
ihrer Aufgabe gemacht hatte, und dass mit der Spaltung 
der Kirchen und Bekenntnisse jene humanen Angaben auf 
den Staat übergehen mussten, soweit sie nur einheitlich zu 
lösen sind. Ebendeshalb fand jene Einseitigkeit jederzeit 
ihre Ergänzung durch, gleichzeitige Theorien vom „Wohl- 
fahrtszweck" und „Kulturzweck" des Staats. 

Die Unnatur so vieler bestehender Verhältnisse zwischen 
Staat und Gesellschaft hatte die herrschenden Vorstellungen 
freilich auf ein vermeintliches Naturrecht geführt, welches 
dem positiven Recht als ein höheres, allgemeingültiges ge- 
genübergestellt wurde. Der kritisch prüfende Sinn be- 
trachtet den Staat vom Standpunkt des „Ich" nach seinen 
Zwecken. Durch ein pactum unionis, subjectionis, ordina- 
tionis sollte die Staatsgewalt ursprünglich vom Volke ge- 
setzt sein. Die Kirche wurde dem Staat unbedingt unter- 
geordnet. Aber man hielt doch fest am Staat als einer 
unwiderruflichen Institution, deren höherer WiUe über der 
Willkür des Einzelnen zu walten habe. 

Und zwar zunächst und zuerst „um das Recht Aller 
zu schützen." Daneben liess man auch eine Rechtsbil- 
dung aus dem Leben der Gesellschaft (Gewohnheitsrecht) 
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gelten, ordnete dasselbe aber als blossen Nothbehelf dem 
Gesetzesrecht unter. Das Becht soll aber nicht nur das 
äussere Leben der Unterthanen unter sich regeln; es schützt 
auch den Rechtskreis des Individuums gegen die Obrigkeit. 
Zwar denkt die ständische Auffassung dabei zuerst immer 
an die Sondergebilde des Deutschen Staats, der Gemeinden 
und Körperschaften, zuerst an das Recht des eigenen Stan- 
des und Lebensberufe: aber in dem Einzelnen achtet sie 
auch das Ganze. Das Recht als solches bleibt ihr ein un- 
antastbares, heiliges, absolutes, welches auch die Bezie- 
hungen des Einzelnen zur Obrigkeit regelt. Eine bedingungs- 
und schrankenlose Unterwerfung des Einzelnen unter die 
Forderungen des Gemeinwohls war und blieb der deutschen 
Auffassung geradezu undenkbar. 

Einen Wohlfahrtszwek des Staats freilich musste 
man daneben gelten lassen, wenn man sah, wie die stän- 
dische Ordnung der Gesellschaft auf die unteren Klassen 
drückte, wie die wirthschaftliche Lage der grossen Masse 
der Bevölkerung in Ackerbau, Handel und Gewerbe aus 
ihrer Verkümmerung nur durch eine höhere Gewalt erhoben 
werden konnte, und wie die reformirende Monarchie mit 
Erfolg darum bemüht war. Aber die vorherrschende Auf- 
fassung fühlte doch, dass die Fürsorge für das wirthschaft- 
liche Wohl Sache der Gesellschaft sei, und dass der Beruf 
des Staats hier nur ein abwehrender, ausgleichender, er- 
gänzender sein könne. 

Einen Kultur zweck des Staats musste man anerkennen, 
wenn man sah, wie die Masse der Bevölkerung in Unwissen- 
heit und Rohheit aufwuchs, und wie wenig die herrschenden 
Kirchen mit ihrem Lehrberuf und ihren Mitteln für die in- 
tellektuelle Bildung der Nation sorgten. Andererseits fühlte 
man, dass die Pflege des geistigen Lebens doch in weitem 
Masse Sache der Gesellschaft, insbesondere auch der Reli- 
gionsgesellschaften sein müsse, und dass dem Staat auch in 
diesem Gebiet kein ausschliesslicher Beruf zukommen könne. 
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In lebhaftem Streit standen sich schon gegen Ende des 
XYULl. Jahrhunderts verschiedene Systeme vom Staatszweck 
und vom Rechtsgrund des Staats gegenüber, ohne den be- 
stehenden Staat sonderlich zu alteriren, solange noch nicht 
die grösseren Schichten der Gesellschaft in eine selbstthä- 
tige Bewegung traten. 

Eine solche Bewegung der gebildeten Klassen trat zuerst 
in den Kämpfen mit Frankreich hervor, die aber unter Ent- 
täuschung der nationalen HofiEnungen 1815 mit einer Her- 
stellung der regierenden deutschen Dynastien endeten, 
welche letzteren in ihrer Vereinigung zum deutschen Bunde 
die Bestrebungen der staatsbürgerlichen Gesellschaft noch 
ein Menschenalter hindurch niederhielten. 

Auch in dieser Zeit der inneren Spannung halten 
die herrschenden Vorstellungen noch an dem selbständigen 
Staatsberuf fest. Der zur organischen Einheit verbundene 
allgemeine Wille wird in logischer Construction als Statut 
auferbaut (Hegel) und der Gehorsam gegen dessen Gebote 
als Vemunftnothwendigkeit festgehalten. 

Ein Wendepunkt für die herrschenden Vorstellungen 
tritt erst mit dem Jahre 1830 ein. Von da an steigert die 
wachsende Unzufriedenheit mit dem Repressivsystem des 
Bundes,- mit dem Absolutismus in Oesterreich und Preussen, 
mit den Restaurationsversuchen zu einer ständischen Ge- 
sellschaftsordnung, den Widerspruch zum gewaltsamen 
Durchbruch (1848), mit welchem die Idee der Souverä- 
netät der Gesellschaft eine kurze Zeit hindurch zur aus- 
schliesslichen Geltung zu kommen scheint. 

Nach vergeblichen Versuchen einer Neubildung nach 
den Ideen der Volkssouveränetät treten zwar die alten 
Staatsgewalten in ihren Wirkungskreis zurück, von nun. an 
jedoch in stetiger Wechselwirkung mit einer Vertretung der 
Gesellschaft in den Formen des constitutionellen Staats, 
innerhalb dessen noch ein halbes Menschenalter hindurch 
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die Gnindideen der alten und der neuen Gesellschaft sich 
als conserratiYe und als liberale Parteien bekämpfen. 

In diesem Streit, wie er nun zwischen den realen 
Krafiten und. Bestrebungen der Gesellschaft gef&hrt wurde, 
verlieren die überkommenen Theorien vom Staat das her- 
gebrachte Ansehen. Die liberale Seite versucht nach vielen 
Enttäuschungen auf dem Boden der gegebenen Verhältnisse 
zu einer gesunden „Realpolitik" zu gelangen. Andererseits 
haben die Elxcesse der Yolkssouveränetät die vorherrschenden 
Ideen der besitzenden Klassen zur Autorität von Staat und 
Kirche zurückgeführt. 

Allein auch von entgegengesetzten Standpunkten aus 
kehrt die Rechtsphilosophie immer wieder zu der nationalen 
Auffassung vom Rechtsstaat zurück. Was Stahl als 
„Rechtsstaat" bezeichnete, konnte jeder seiner Gegner wört- 
lich unterschreiben: 

„Der Staat soll Rechtsstaat sein, das ist die Loo- 
sang und ist auch in Wahrheit der Entwickelungstrieb 
der neueren Zeit. Er soll die Bahnen und Grenzen 
seiner Wirksamkeit wie die freie Sphäre seiner Bürger 
in der Weise des Rechts genau bestimmen und unver- 
brüchlich sichern, und soll die sittlichen Ideen von Staats- 
wegen, also direct, nicht weiter verwirklichen (erzwingen), 
als es der Rechtssphäre angehört. Dies ist der Begriff 
des „Rechtsstaats", nicht etwa, dass der Staat, bloss die 
Rechtsordnung handhabe ohne administrative Zwecke, 
oder vollends bloss die Rechte der Einzelnen schütze« 
Er bedeutet überhaupt nicht Ziel und Inhalt des Staats, 
sondern nur Art und Charakter, dieselben zu verwirk- 
lichen»)." 
So wahr und treffend ausgedrückt dieser Grundgedanke 
erscheint, so verläuft er doch in eine Enttäuschung, welche 
auch Stahl in seinem öffentlichen Leben erfahren hat: dass 
nämlich im constitutionellen Staat sofort die Gesellschaft mit 
ihren Parteiinteressen eintritt, die Rechtsschranken bei Seite 

Gneist, ReobtMtMt. 2. Anfl. 3 
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schiebt und das Ideal des Philosophen, ungefähr so verwirk- 
licht, wie es in der preussischen Verwaltung von 1849 bis 
1858 unter den Augen Stahls sich verwirklichte. 

Es zeigte sich alsbald , dass der „Rechtsstaat" an der 
zerfallenden altständischen Gesellschaft ebensowenig haften 
wollte, wie an der aufstrebenden freien ErwerbsgeseUschaft* 
Während man alle Bestrebungen der staatsbürgerlichen Gre- 
sellschaft „revolutionär" schalt, wussten die Theorien vom 
Patrimonialstaat mit ihren Stützen im orthodoxen Luther- 
thum doch nur eine den Rechtsstaat negirende Parteiregie- 
rung zu Stande zu bringen. 

Erst einer späteren Zeit scheint die Einsicht vorbe- 
halten zu sein, dass, wie die Kirche ihren sittKchen Auf- 
gaben, so* der Staat seinen Rechtsaufgaben nur genügen 
kann, wenn durch einen organischen Zwischenbau der Sinn 
für Recht und Gesetz der Gesellschaft anerzogen und ein- 
gewöhnt wird, mit welchem liberale wie conservative Par- 
teien in einer constitutionellen Regierung sich ablösen 
können. 

Immerhin bleibt unsere Rechtsphilosophie von hohem 
Werth für Deutschland, wo die Erfassung des Allgemeinen 
dem Neubau des Einzelnen stets vorangegangen ist. Unser 
„allgemeines Staatsrecht" bleibt ein ehrenvolles Denkmal 
der Vergangenheit und ein Gedankenerbtheil für unsere 
Zukimft: dass eine selbständige Staatsgewalt das äussere 
Zusammenleben der Menschen in ihren Besitz-, Erwerbs- 
und Berufskreisen durch feste Normen zu regeln, — dass 
die Staatsthätigkeit den Rechtsschutz und z;ugleich die He- 
bung der schwächeren Klassen zur Aufgabe habe — , dass 
diese äussere Ordnung erzwingbar sein müsse, — dass der 
Gehorsam gegen Gesetz und Obrigkeit die erste Vorbe- 
dingung der bürgerlichen Freiheit sei, 

Der gewaltthätige Gang der Dinge in Deutschland trotz 
dieser Rechtsvorstellungen war einerseits durch das Verhalten 
des deutschen Bundes, andererseits durch das Verhalten 
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der preussischen Staatsregierung verschuldet, auf welche 
unten aus£ahrlich zurückzukommen ist. Schon hier möchte 
ich aber zum Abschluss des Gesammtbildes Folgendes her* 
vorheben. 

Die sociale Gesetzgebung, welche in Preussen seit 
der Stein -Hardenberg'schen Zeit, im südlichen und west* 
liehen Deutschland seit der Rheinbundszeit, in Gang ge* 
kommen war, hatte von Jahr zu Jahr die Entwickelung 
der freien ErwerbsgeseUschaffc in Ackerbau, Handel, Ge* 
werbe und Fabrikation weiter gefuhrt, hatte von Jahr zu 
Jahr die ständische Gesellschaft weiter au^elöst, und hatte 
in dem Zollverein ein mächtiges Band der Einheit aller 
materiellen Interessen gefimden. 

Die Wiederverbindung der so verjüngten G^sellschafb 
mit dem Staat war durch die preussische Städteordnung 
von 1808 und einzelne Gemeindeordnungen Deutschlands 
im Wesentlichen richtig fundamentirt. Es war in Preussen 
auch der richtige Grundgedanke zur Geltung gekonunen, 
dass die feierlich zugesagte reichsständische Verfassung auf 
dem Unterbau der Selbstverwaltung der Kreise und Pro- 
vinzen geregelt werden ]!aüsse. 

Anstatt diese Unterlage aber auf den Zwischenbau einer 
staatlichen Selbstverwaltung zu gründen, war Preussen 
auf den umgekehrten Weg einer gesellschaftlichen Selbst- 
verwaltung nach den Grundideen der alten Stände ge- 
rathen, welche die Stein-Hardenberg'sche Gesetzgebung in 
allen ihren vermögensrechtlichen Grundlagen aufgelöst hatte« 

Während man bemüht war, der modernen Erwerbsge* 
Seilschaft eine ihr widerstrebende, dem Staat eine unbrauch- 
bare Kreis- und Provinzialordnung au£sudringen, wurde den 
realen Ansprüchen dier Steuerzahler die Theilnahme am 
Staat so lange verweigert, bis eine stürmische Bewegung 
aus der französischen Gesellschaft heraus auch in Deutsch* 
land die Massen in Bewegung setzte. 

In einer Sturm* und Drangperiode musste nunmehr die 

3* 
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flange verheisseiie „Constitution" ins Leben gerufen 
n^rerden, unvermittelt durch den Zwischenbau, welchen sie 
Toraussetzt. 

Es konnte daraus nur eine stossweise Bewegung hervor- 
gehen , welche die Grundsätze des Rechtsstaats nicht airf- 
recht zu erhalten vermochte. Als Yervnrklichung der neuen 
Constitutionen folgten vielmehr Parteiverwaltungen, 
welche die Grrundsätze des Rechtsstaats in einer bisher un- 
erhörten Weise verletzten. 

Nachdem in Preussen dieser Regierungsweise durch 
eigenen Entschluss der Krone (1858) ein Ende gemacht 
war, entstand alsbald von Neuem ein heftiger Streit über die 
Grundrechte der Landesvertretung, welcher die Verfassung 
selbst in Frage stellte. 

Erst nachdem dieser Kampf nach aussen geleitet, nach- 
dem die brennenden Streitpunkte beigelegt, nachdem der 
neue Gesammtstaat in einem nationalen Kampf seine Probe 
bestMiden hat, ist der Zeitpunkt zu dem inneren Aus- 
bau nach unserer Weise gekommen. Die Aufimierksamkeit 
der Regierungen wie des Volkes wendet sich wieder dem 
inneren Gliederbau zu, der persönlichen Selbstverwaltung 
der Gemeinden, Kreise, Provinzen, in welcher von ent- 
gegengesetzten Parteistandpunkten aus der wesentliche „Or- 
ganismus" des Staats erkannt wird. 

Wenn Deutschland in diesen heftigen Ejrisen den An- 
schluss an seine historische Staatsbildung scheinbar ver- 
loren hat, so lag der Grund nicht in krankhafter Strömung 
eines revolutionären Geistes, sondern in der fundamentalen 
Umbildung aller erwerbenden Arbeit, welche in Stadt und 
Land die alte Gliederung der Gesellschaft gelöst, neue Ver- 
bindungen und Scheidungen von Besitz und Arbeit begrün- 
det, und welcher in dem gesellschaftlichen Lxteressenstreit, 
der das Leben des Volks erfüllt, das Wesen des Staats und 
seiner Ordnung zeitweise aus den Augen verloren hat. 
Nicht minder lag der Grund in jenen Fehlem der Staats- 
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leituBg, die, in dieser schweren Zeit mit der Ideologie 
einer „ständischen Gliederung" beschäftigt, die neue Stel- 
lung der Gesellschaft in Kreis und Gemeinde aus den 
Augen verlor, welche allein das dauernde Fundament des 
constitutionellen Staats werden konnte. 

Wenn femer die deutsche Gesellschaft seit 1830 in 
ihren neuen Yerfassungsidealen fast nur belgischen und 
französischen Vorbildern gefolgt ist, so lag der Grund 
dafür in der Gleichartigkeit der Umbildung von Besitz und 
Arbeit, welche gleichartige Forderungen erzeugte, und welche 
sich auf das nächstliegende Yorbild dieser Ansprüche berief. 

Der nationale Zug würde uns vielmehr nach England 
geführt haben, wenn die tiefe Verschiedenheit der gesell- 
schaftlichen Formationen dies Vorbild uns nicht noch femer 
gerückt hätte als die insulare Lage. 

In Wahrheit konnte sich die Neugestaltung weder nach 
französischen noch nach englischen Formularen bilden, son- 
dern nur aus dem vorhandenen deutschen Verwaltungs- 
recht heraus für deutsche Besitzverhältnisse formirt werden. 
Aus England war im Gegentheil nur die Wahrheit zu ent- 
nehmen, dass die politische Freiheit nicht anders als in 
ununterbrochener Anknüpfung an das überkonunene Recht 
des Landes zu gewinnen ist, und dass die erstrebte Freiheit 
nach englischem Vorbild nur dadurch entstehen kann, wenn 
jedes Volk seine Verwaltungsorgane in gleichem Sinne der 
Stetigkeit mit der heutigen Ordnung der Gesellschaft ver- 
bindet. 

Li diesem Sinne bildet die Gestalt des parlamentarischen 
Musterstaats einen Vorgang von grosser Bedeutung, welchen 
wir der Erörterung der deutschen Grundverhältnisse voran- 
stellen, weil die verwandten Grrundsätze im Einheitsstaat 
klarer hervortreten, als im zusammengesetzten Staat. 



IV. 

Der Rechtsstaat in England. 

Uei Rechtsstaat in England hat sich an karo- 
lingische Grmndeinrichtangen angeknüpft. Die Magnaten- 
▼ersammlung, das Grrafenamt, das Judicium parium, die 
Entstehung der Gnmdherrlichkeit^ das Eintreten der Kirche 
in die Verfassung, hatte unge&hr denselben Grang ge- 
nommen wie in Deutschland, als diese Entwidcelung durch 
die normannische Eroberung unterbrochen wurde. 

Yon da an geht die Q-eschichte Englands ihren Jj^guläCfifl» 
Jjrang. Das standische Hecht und das Gerichtswesen der 
Angelsachsen zersetzen sich in dem Zwiespalt der Na- 
tionen. Das au%elöste Gerichtswesen und das als Dienst 
des Königs durchgeführte Lehnswesen erzeugen eine nahezu 
absolute Ejriegs-, Gerichts-, Polizei-, Finanz- und Kirchen- 
hoheit, eine im europäischen Mittelalter unerhörte Centrali- 
sation aller Staatsverwaltung. 

Der schwere Missbrauch dieser Gewalten vereinigt endlich 
die geistlichen und weltlichen Stände des Reichs zu ge- 
meinsamem Widerstand, zur Erzwingung der ^agnn ^^»"-f" 
(a. 1215). 

Person und Vermögen sollen unter dem Schutz der 
geordneten Gerichte stehen; es soll darüber nur durch ein 
Judicium parium et per legem terrae verfahren werden. 
Gegen Polizeistrafen (amerciaments) soll die Berufung auf 
den Rechtsweg stattfinden. An Stelle der willkürlichen 
Schätzungen soll es bei den herkömmlich gemessenen 
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Diensten und Abgaben bleiben; über ausserordentliche Ab- 
gaben soll mit den KronyasaUen ordnongsmässig yei^andelt 
werden. Die Mehrzahl der Artikel zählt Yei^^ltungs- 
missbräuche des Absolatisnxus au^ und sa^ dereorÄbhülfe 
durch eine feste Norm und ein rechtliches Yerfediren zu. 
Was aber die Kronvasallen an dieser Stelle für sich be- 
^"^^n, „ das sollen sie any^i gelten lassen für i hre Leute", 

In diesem Schlusssatz liegt das ti^ibende Prinzip der 
nun allmaüg aufwachsenden Parlamentsyät&Sjgung. 

Der Absolutismus hatte die besitzenden Klasse!^ so gleich- 
massig dem Staat unterthan gemacht, dass ein besonderes 
Kecht für Adel und Ritterschaft^ für Bürger und Bauern 
nicht mehr zur Ausbildung kommen konnte; selbst die 
Primogenitur und das Recht der FamiUenstiftungen hat 
sich gleichmässig für den Hofbauem wie für den Gross- 
yasallen gebildet. 

Die Centralisation der Gerichts-, Polizei- und Finanz- 
Verwaltung hat die Entstehung besonderer Proyinzial- und 
Localrechte, besonderer Proyinzial- und Kreisstande ab- 
geschnitten. 

Der Widerstand der Stände auf diesen bleichen Rechts- 
grundlagen nimmt daher die stetige Richtung auf eine 
gesetzlic he^ Regel ung der Staatsgewalt und auf eine 
Oontrole ihrer Ausübung durch einen grossen Rath der 
Prälaten und Barone, dem sich später Vertreter der Kreis- 
und Stadtyerwaltungen (communae) anschliessen. 

Weit früher ^Is ^^if rJAm nnptJTjf^pt. ist hier eine die 
Gerichtsyerwaltung, die Polizei und das ganze innere Leben 
der Gesellschaft regelnde V erwaltun gsgesetzgebung 
efltstande n, mit welcher seit der Reformation das kirch- 
liche Verwaltungssystem unter Königlicher Suprematie yon 
uaten herauf in Verbindung trat. Die für die Grundlegung 
der constitutionellen VerfEissung massgebenden Verwaltungs- 
Gesetze sind unter Eduard I. — HE., unter Heinrich IV. — VI. 
und unter der Dynastie der Tudors aus der Initiatiye des 
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Kdnigthnms herrorgegangen. Die späteren Gesetze bilden 
nur Declarationen der schon anerkannten GrnindsStze. 

Die dadurch gestaltete Yerfassiing gen^ihrt der Oesell* 
schaÖi eine machtvolle Geltung in dem Parlamentskörper. 
Sie bewahrt aber die alten Gewalten der SouTeranetat, 
unter geordneter Theihiahme der Gesellschaft an der Aus- 
übungy nach der Dreitheilung des karolingischen Grand-r 
Systems von Regierun g, Gericht und QsgfilasgäiffiBS^): 

I. Der Köniff ist der Trager der Regierungsgewalt 
(des imperium) aus eigenem Recht. 

Die Königliche Regierung umfetöst die Repräsentation des 
Staates nach aussen: durch Kriegserklärung, Friedens- 
schluss und Staatsverträge bindet der König sein Yolk als 
Souverän ad hoc. 

Die Regierungsgewalt nach innen umfiasst die Kriegs-, 
Gerichts-, Polizei-, Finanz- und Kirchengewalt im vollsten 
Sinne der deutschen Landeshoheit. 

Die Regierungsgewalt enthält das Recht zu gebieten und 
zu verbieten und dem staatlichen Gebot durch Zwangs- 
vollstreckung Folge zu geben, einschliesslich der Ober- 
aufsicht über die Corporationen. 

Aus dem Recht des Gebots und Verbots folgt das Recht 
der Verordnung: was die Staatsgewalt im Einzelnen ge- 
bieten und erzwingen kann, mag sie auch durch Verordnung 
für Fälle gleicher Art normiren. Die Verordnung hat daher 
verbindende Kraft für alle ünterthanen — später erst mit 
der Massgabe, dass die Verordnung nicht gegen Parlaments- 
statut Verstössen darf^). • 

Die hohen Richterämter wurden schon ziir Zeit der 
Magna Charta mit rechtsgelehrten Richtern besetzt. Im 
Uebrigen werden die einzelnen Functionen des Staats nicht 
durch ein berufsmässiges Beamtenthum, sondern durch die 
geeigneten Klassen der Gesellschaft selber versehen. Die 
mittelalterliche Selbstthätigkeit hat sich auch unter dem 
Absolutismus des normannischen Königthums fortgesetzt 



41 

nnd stetig fbrtgebfldet^ bis in die H6heseit der Parlaments* 
Yerfitösnng im XVili. Jahrhundert. 

Der Konig ist Inhaber der Milit&rgewalt; er übt diese 
Gewalt aber in einem Tolksthümlichen System der Landes«« 
bewaffimng (Grafschaftsmiliz)^ neben welcher eine stehende 
Armee nur eine temporäre Ansnahms-Einrichtnng sein soll. 

Der König ist Herr der Gerichte; er übt diese Ge- 
walt aber durch seine Kanzler und Justiziarien, die eigent-^ 
liehe Rechtssprechung durch judge and Jury. 

Der König ist oberster Polizeiherr; er übt diese Gre* 
walten aber durch die Lord-Lieutenants, Friedensrichter und 
Polizeicommissionen in den Städten. 

Der König ist Herr einer erblichen Revenue und ge- 
setzlich fbdrter Steuern: er erhebt aber die directen Steuern 
durch die Gemeindeverbände und Gemeindebeamten. 

Dies den inneren Bau des Staats und der Gesellschaft 
von unten herauf regelnde und durchdringende Yerhältniss 
hat der politische Sprachgebrauch einer späteren Zeit als 
Selfgovernment bezeichnet, d. h. die vpm .Staate dfift \ 
umeindeyerbänden aufiretragene obrigkeitliche Local- 
verwgltBjig nach den Justiz -, Verwaltungs und Steuer- 
;esetzen 

Die Gegenstän de dft« ^y^'^g^y^fBafir^- ^^^ ^® staat-. 
liehen Funktionen der inneren Landesverwaltung: der Ge- 
^hwomendien st. die Verwal tung der Sicherheits- und Wohl- 
fahrtspolizei , die Mlii j ga ushebuage n. die Yertheilung der 
SBaaftrtisiangs- und Vorspannpflicht, die ^^jf^ffelfeHeg der 
direkten Staatssteuem. die YenfftltillTIf dCT JJQmimAl' 
steueni zu staaüichen Zwecken. Es sind die Funktionen 
der ortlich thätigen Staatsgewalt, die sich zu einer Hand- 
liabimg durch das Personal und durch die Steuermittel des 
Nachbarverbandes eignen, mit Ausschluss derjenigen, welche 
sieh dazu nicht eignen. 

Es wird Jahr aus, Jahr ein geübt durch mehr als 
hundert Tausend Personen in den Aemtem der Lord-* 
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Lieutenants^ SherifFs^ Friedensrichter, Constables^ Armen-, 
Wege-Aufeeher, Einschätzongscommissionen und Jones ver- 
Bchiedener Art, in staatlichem Auftrag (Commission) unter 
civil- und strafrechtlicher Verantwortlichkeit der Einzel- 
beamten. 

Die Beamten des Sel%OYemment sind stufenweise er* 
nannt und entlassbar, als mittelbare Staatsbeamte. Durch 
die Entlassbarkeit und ein Ordnungsstrafrecht ist die Aus- 
fahrung des Staatswillens in allen Stufen gesichert. Die 
moralische Unabhängigkeit des Beamten dagegen beruht auf 
der gesellschaftlichen Stellung des Besitzes, der collegiali- 
schen Formation und der rechtlichen Verantwortlichkeit 
des Ehrenamts®). 

Die Monarchie als Trägerin dieser Staatsgewalten findet 
aber, wie im Mittelalter, eine stetige Grenzlinie in den 
Schranken des Rechts durch einen zweiten Organismus: 

IL die Gestaltung der Gerichtsgewalt. Das über- 
kommene, durch Parlam^nAsgtatuten und Genchtspraxis fort- 
gebildete Recht ist a»£k £yx. dea Monarchen bindend. 

Die Organe dafür sind seit der Magna Charta die stän- 
digen RichtercoUeffien, die committirten Einzelrichter und 
ernannten Commission^n aus der Gemeinde in den ver- 
ßchiedenen Formen der Juries. Der Monarc h Jut vermöge 
der Justighühfiit für die Ordnung des Gerichts und die 
Vollziehung des Rechtsspruchs zu sorgen, er hat aber 
keinen Anthe il an der ^Fegtsl^ILuag des streitigen Rechts 
selber. 

Dieser selbständige Organismus der Rechtssprechung 
beschränkt sich in seinem Entstehen auf Privat- und Straf- 
recht. In der Fortbildung tritt dazu eine umfassende Yer- 
waltungsjurisdictio n, auf welche sogleich zurückzu- 
kommen ist. 

Der so gestaltete Rechtsorganismus war freilich auf 
längere Zeit ein precarium geworden, so lange die Ver- 
ordnungsgewalt des anglonormannischen Königthums ohne 
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eine Mitwirkimg formirter Reichsstände dauerte. Ein toII- 
gesicherter Zustand entstand erst mit der: 

m. Organi «^^'^Tl ^^^ pyaQ..f«rfy^K^T.^^H (^p-yypl^ 
durch den „König im Parlament^. 

Sobald die Gesellschaft ihre rechtsgleiche Theilnahme 
an der Ausübung der ypllziehenden und der Gerichtsgewalt 
wiedergewonnen hat, tritt auch der germanische Rechts- 
gedanke, dass das gemeine Landesrecht nicht ohne Zu- 
stimmung der meliores terrae geändert werden dar^ von 
Neuem in Kraft, Die „mit Zustimmung der Stande" er- 
lassene Verordnung heisst von nun an ein Statutum, und 
darf nicht mehr ohne Zustimmung der Stände declarirt, 
amendirt oder au%ehoben werden. Dies neue Recht der 
„Statuten'' wird von dem Regierungsantritt Eduards JH. 
(a. 1327) an datirt. 

Für die Innehaltung der so wieder angerichteten Grenze 
zwischen Gesetz und Verordnung sind die obersten Diener 
der Krone verantwoi;tlich. Diese rechtliche Ministerverant- 
wortlichkeit ist als der Schlussstein der Verfassung gleich- 
zeitig anerkannt schon unter Eduard IH. 

Der Schwerpunkt des ständischen Rechts ist seit dieser 
Zeit der Antheil an der Gesetzgebung. 

Ergänzend tritt dazu das Recht der Bewilligung neuer 
Steuern, in späteren Jahrhunderten auch eine Verständigung 
über alle nicht durch Gesetz festgestellte Ausgaben. 

Aus der Theilnahme an Gesetzgebung und Budget folgt 
auch das Recht einer allgemeinen Controle der Staats- 
verwaltung, ohne jedoch den ordentlichen Lauf der Ge- 
richte und der Verwaltungsjurisdiction zu hemmen. In 
diesem Sinne sind zur Entscheidung streitiger Verwaltungs- 
rechtsfragen ebenso incompetent die Parteien des Unter- 
hauses wie die Minister der Krone. 

Der Grundcharakter der Verfassung ruht hiemach, wie 
in der karolingischen Monarchie, auf dem obersten Grund- 
satz der Einheit der Staatsgewalt. 
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Der König regiert den Staat nach aussen und nach 
innen^ mit dem Recht des Gebots und Verbots, mit dem 
Emenntmgs- und Entlassnngsrecht aller ausfahrenden Or- 
gane vom Lord-Kanzler herab bis zum Friedensrichter und 
Constabler in einer ununterbrochenen Kette der Unter- 
ordnung. . 

Der Konig ist das Haupt der Gerichtsgewalt mit dem 
ausschliesslichen Recht der Ernennung aller richterlichen 
Beamten. Es ist eine verfassungsmässige Selbstbeschran- 
kung der Krone, wenn sie in Vollziehung des streitigen 
Rechts durch den yorgangigen Spruch selbständiger Ge- 
richte gebunden wird. • 

Der König ist die Quelle der gesetzgebenden Gewalt. 
Es ist eine verfassungsmässige Selbstbeschränkung, wenn 
die mit Zustimmung des Parlaments erlassenen Verord- 
nungen (Statuta) vom König nur mit Zustimmung der 
Landesvertretung verändert werden können. 

Der oberste Gedanke der Parlamei}tsver£eissung ist also 
die rechtliche Anerkennung der Stäatssouveränetät über 
der Gesellschaft. 

Das Mittelglie d bildet die (^jcj^^gj^i&giSSPg- Sie ver- 
bindet die Gewalt des Königs mit der im P arlam ent ^jorga- 
nisirten Gesellschaft durch Grundsätze, welche ebenso den 
persönlichen Willen des Königs, wie die zeitige Majorität 
des Parlaments binden und dadurch den n^S^iÜäätSUS^^^ be- 
gründen*). 

Die Gestaltung dieses Zwischenbaus zum allseitigen 
Schutz der Rechte ist unsere Hauptaufgabe an dieser Stelle. 
Der Zwischenbau der Gerichtsverwaltu ng begreift einer- 
seits die ordentlichen Civil- und Strafgeric hte^ andererseits 
die Verwaltungsjurisdiction, welche aus einer Fort- 
bildung und Specialisirung der Verwaltungsgesetze hervor- 
gegangen ist. 

Sie beginnt in ihrer Grrundlegung seit der Magna Charta, 
d. h. mit der ersten Anerkennung, dass die Handhabung 



45 

der Staatsgewalt gegen die üntertliaiien nach gleichmässigen 
Onmdsätzen der Gerechtigkeit erfolgen soll, Sie erhält ihr 
Hauptorgan seit der Entstehung des Friedensrichteramts 
(a. 1360). Sie gewinnt ihre sorgfaltige Ausbildung im 
Einzelnen erst im XVUI. Jahrhundert, nach sehr ernsten 
Erfahrungen über einen systematischen Parteimissbrauch 
der obrigkeitlichen Gewalten. 

Jhi (lmTi^^g<>f{aillhfr ^t: J^ die Ausübunfif »^^ fitf'^^^V 
jgeügqlt. soweit solche einen unmittelbaren Zwang geg en die 
Person oder das Elgenthum des Einzelnen üben muss, 
die wesentlichen Gurantien der Rechtssprechung zu ge - 
währe n, qjjij^ die £]]jgheitjier vollziehenden Gewalt «ggfsKn, 

Ihr Gebiet ftrat.r<>^^T^t «irh demgemäss nur auf die int 
nere Lap <^yj^ygryf^^^nTi|gr^ und zwar in sehr verschiedenem 
Umfang nach dem seit Jahrhunderten festgestellten Be- 
dürfoiss: 

1. auf das Gebiet des Innern und der JPolizei im 
weitesten Umfang; die Gestalt der Polizeijurisdiction ist 
jederzeit bestimmend für das ganze System geblieben; 

^ auf das Gebiet der Milit&rY f;riyff^^"^fT bezüglich 
der Dienstpflicht und der vermögensrechtlichen Anforde- 
rungen; 

3. auf das Gebiet der Jinanzverwaltunpr bezüglich 
der Einschätzungssteuem; 

Äa^auf das Gebiet der Stadt verwaltung als Rechts- 
controle der Municipalverwaltung; 

^ auf das Gebiet der Kirchenverwa ltung in eigen- 
thümlich centralisirter Weise. 

Als die leitende Formation steht obenan: 

J^ Das Gebiet des Innern ^fid der Poli zei^^\ 

Schon im Mittelalter hatte sich die „Friedensbe- 
wahrung" zu gleichmässigen Systemen einer Sicherheits-, 
Gewerbe-, Sitten-, Armenpolizei etc. für das ganze Land 
eatwickelt. Seit der Reformation hat sich die Armen-, 
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Wege- und Gesundheitspolizei zn einem verwickelten Yer* 
waltongsdecemat erweitert. Mit jedem Menschenalter wer« 
den die Polizeigesetze ansfohrlicher in möglichst genauer 
Bestimmung der polizeimassigen Handinngen nnd Unter- 
lassungen des PublicumSy sowie der Pflichten und BejEog^ 
nisse der Beamten. 

Alle Specialisirung der Polizeigesetze vermochte aber 
nicht einen weiten discretionären Spielraum der Amts- 
thätigkeit zu beseitigen. 

Die anglonormannische Verfassung hatte dafür besondere 
Polizeigerichte, courts leet, formirt, in weldbien der 
königliche oder herrschaftliche Yogt alle Einsassen zur 
Rügepflicht zweimal jährlich versammelte, und mit Zu- 
ziehung von Gerichtsmännem über den Straffiill und die 
Abmessung der Polizeibusse Recht sprach. 

Allein die Polizeigerichte erwiesen sich immer schwerr 
fälliger und unzureichender. Mit jedem Menschenalter trat 
das BedürMss der Einzelbeamlen starker hervor, am 
meisten in solchen Functionen, die sich nur durch Einzel-* 
Verfügungen der Obrigkeit ausfuhren lassen. Die Rüge-* 
pflichten der Gemeinde concentriren sich in den Constables 
(Polizeischulzen), denen die Gesetzgebung immer weitere 
Pflichten als Executivbeamten der Polizei auferlegt, und 
denen im XVi. Jahrhundert noch die Armen- und Wege- 
aufseher als Gehülfen hinzutreten. 

Für die höheren Functionen der Polizei werden seit 
dem Jahre 1360. ständige Commissarien, Friedensrichter, 
in jedem Kreisverband und in den grösseren Städten er- 
nannt, theils aus den Grundeingesessenen des Kreises, 
theils aus Rechtskundigen, um „sammt und sonders den 
Frieden zu wahren," — in der Doppelstellung als höhere 
Beamte der Polizei und als Träger einer niedem Straf- 
gewalt. In den ^ Friedensrichte rn findet sich die ge- 
eignete Form zur Handh^Viig äp^y Pnl iVftijyftwfllt in wel- 
eher Qu;ig£ßeits das Element der Gemeindegenossenschaft 
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and der Nachbarschaft eewahrt, aadererseita der Grundsatz 

halten wird. Seit dem XVll. Jahrhundert entsteht for die 
laufenden PoUzeigeschafte ein gelenkiges, summarisches 
Verfahren, welches nun auch die alten Polizeigerichte be- 
seitigt, die Rechte der Gutspolizei aufzehrt. Die Stellung 
der Friedensrichter ist seitdem eine dreifache: 

^ eine fortlaufende pontrol g, ^flffi',. Exec^i^ivbea m^ep 
(Constables, Arm^n- und Wegeaufseher), mit der Befugniss, 
die Amtsakte derselben zu bestätigen oder aufzuheben, mit 
dem Anstellungs-, Entlassungs- und Ordnungsstrafrecht; sie 
bilden in dieser Stellung die Oberbehörde der Kirchspiels- 
verwaltung. 

2. die Entscheidung durch Polizeistrafresolut ((^on- 
victio n) in den zahlreichen Fällen, in welchen das Gesetz 
die polizeimässig erforderte Handlung oder Unterlassung zu 
einem Stra£Eall formulirt und die bürgerliche Ordnung durch 
Polizeibussen aufrecht erhält. 

J^ die Entscheidung durch Pplizeiyerfügung {or^Jgll 
in den Fällen, in welchen das Gesetz ^lepolizeimässige 
Handlung oder Unterlassung nicht als einfachen Straffall 
zu formuliren vermag, sondern durch Verfugung des Be- 
amten im einzelnen Falle nach vorgängiger Feststellung des 
Sachverhältnisses regelt und durch Verwaltungsexecution 
erzwingt. 

Der englische Sprachgebrauch nennt dies ganze De- 
cemat, welches wir unter Landräthe, Gutsobrigkeiten, Ma- 
gistrate und Polizeirichter vertheilen, nach canonischem 
Sprachgebrauch eine Jurisdiction. Diese Rechtssprechung 
blieb aber jeder Zeit ein Jurisdiction attributive, vereint 
mit dem hohem Verwaltungspersonal, aus deren Geschäfts- 
treis sie erwachsen war. Es erschien dies auch sachlich 
angemessen, da die Rechtsfrage in diesen Fällen untrennbar 
mit der question of fact verwachsen ist, und eine gerechte 
Entscheidung weniger auf einer logischen Auslegung der 
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Gesetze (des Obersatzes) beruht, als auf der Lmehaltuiig 
eines gleichen Masses/ welches durch die ausübenden Be- 
amten in der continuirlichen Ausübung des Amtes selbst 
zu finden ist*). 

Die Garantien ^ ( ^^ P fiVhteaBiair^^ werden in diesem 
Gebiet gewahrt durch folgende zusammenhängende Mass- 
nahmen: 

4» durch die persönliche Stellung des decretirenden 
Polizeibeamten als Ehrenamt, welches aus der bürger- 
liehen Gesellschaft heraus besetzt, von der Einseitigkeit 
und von dem solidarischen Corpsgeist des Berufsbeamten- 
thums frei bleibt. Die Erfahrung der Jahrhunderte hat er- 
geben, dass die unabhängige gesellschaftliche Stellung, die 
gewohnheitsmässige Thätigkeit in der Handhabung des 
öfFentlichen Rechts, die Collegialität und die gegenseitige 
Controle der localen Ehrenbeamten in allen Yerfassungs- 
kämpfen die Probe bestanden hat; 

*) Beispiele: Die Präge, ob eine Person wegen yerdächtigen 
nächtlichen Ümhertreibens mit Recht in Haft genommen ist, — 
ob wegen gesundheitsgefährlicher Aofhebmig von Schmutz 
eine Busse verwirkt sei, — ob eine Schankeoncession wegen un- 
ordentlicher Wirthschaft zu versagen etc. etc. Es sind dies nicht 
sowohl Fragen richterlicher Logik, als Massbestimmungen, die 
sich im Kreise der ausübenden Beamten durch fortlaufende Yer- 
gleichung der Einzelfälle ergeben. Es liegt in dem Polizeiver- 
waltnngsgesetze eine „ Relativität ** der Norm nach Veranlassung und 
Mass, welche in England wie überall die Verwaltungsgesetze von 
den Justizgesetzen scheidet. Es mag auch schon hier erwähnt werden, 
dass das Reichsgericht, wo es als Controlin stanz des Polizeidecernats 
eintritt, nur eine Controle übt über formelle Fragen der Com- 
petenz, reine Fragen der Gesetzauslegung und Fälle, in denen durch 
glaubhafte Bescheinigung ein parteimässiges Verfahren (partial, 
oppressive motive) evident gemacht wird, z. B. wo die Friedensrichter 
Schankconcessionen den Personen verweigert hatten, die bei den 
Parlamentswahlen oppositionell gestimmt, oder wo die concessio- 
nirenden Friedensrichter wegen eigenen Betriebs einer Brauerei ein 
persönliches Interesse zur Sache hatten. Gneist, Selfgovemment 
(1871) § 84-86. 
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^ die g^^&AtiLuli mündliche contradictorische V^r» 
JiAnd^ ^pg, mit Beobachtung der wesentlichsten Process- 
formen, mit eidlichem Zeugenverhör, mit zuverlässigen in 
Gegenwart der Parteien aufgenommenen Beweisen, welche 
der Verwaltung den Geist des richterlichen Verfahrens und 
ihren Proceduren von unten herauf die zuverlässige Beweis- 
grundlage giebt; 

^daS ^vstAm dpr 'R.flP.litsmitfAl grpgrpn Hia Polizci- 

resolute, welches zwar vielfach beschränkt ist, aber in den 
erheblicheren Fällen noch eine zweite, in Principien- und 
Competenzfragen noch eine dritte Instanz gewährt. 

Beschwerden gegen die Friedensrichter waren in frühe- 
ren Jahrhunderten zulässig sowohl bei den Assisenrichtem 
wie bei dem Privy Council (Staatsministerium). 

Allein das Eingreifen der Assisenrichter als periodisch 
wechselnder, den Localverhältnissen femstehender Beamten 
erwies sich so ungeeignet, dass es stillschweigend ausser 
Gebrauch kam. 

Die Entscheidung des Staatsministeriums in strei- 
tigen Polizeifragen ergab aber in den Zeiten des Ver- 
fassungsstreites eine Veranlassung zu so grobem Partei- . 
missbrauch, dass das Staatsministerium mit Aufhebung der 
„Stemkammer" in 16. Car. I. c. 10 von der Entscheidung 
streitiger Kechtsfragen für immer ausgeschlossen wurde. 
Das materielle Beschwerdedecernat wurde damit aus der 
englischen Ministerverwaltung ausgeschieden. 

Solche Bescheide werden seitdem nur von den könig- 
lichen Justitiarii der Reichsgerichte erlassen, im Namen 
des Königs, in der alten Form der Hofrescripte (writs). 
Das Reichsgericht bildet nun auch den centralen Ver- 
waltungsgerichtshof in den Formen des writ of certiorari 
(Abberufongsrescript), writ of mandamus (Justizmandat), 
writ of habeas corpus etc., an derselben Stelle, an welcher 
früher die Ministerverwaltung diese Fragen entschied. Con- 
currirend damit übt die Kings Bench auch noch die Be- 

Gneist, Staatsrecbt 2. Aufl. 4 
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fugniss zum Einsckreiten ex officio gegen Missbrauch der 
Beamtengewalten auf beigebrachte Bescheinigung. 

England hat sich lange Zeit mit dieser reichsgericht- 
lichen Controljustiz beholfen, obwohl ein femstehendes 
Richtercollegium nur bei streitigen Fragen der Gesetz- 
auslegung, der Competenz und bei evident bescheinigter 
Parteilichkeit oder Rechtsverweigerung Hülfe gewähren 
konnte. 

Das Bedürfiaiss einer provinziellen Mittelinstanz machte 

sich indessen so unabweisbar geltend, dass im Laufe des 

XVni. Jahrhunderts für erheblichere Fragen da^,,^2gggyymBi^ 

j*ollegium de r Fri<^f*<}j3li<^];|i;*i]^t^^^ in seinen Quartalsitzungen 

als «AnDellhüf" bestellt wurde. Die meisten späteren Ver- 

^ 

waltungsgesetze schliessen das Abberufungsrecht der Pri- 
vaten bei der Kings Bench sogar ausdrücklich aus, be- 
halten aber Anträge des Generalstaatsanwalts im Interesse 
der Staatsverwaltung vor. 

Diese Stellung des Beamtenthums ist das Entscheidende 
im ganzen System der Polizeiverwaltung. 

Die Erfahrung hat auch in England gezeigt, dass die bloss 
, legale Verantwortlichkeit des executiven Beamten zum Schutz 
des Einzelnen unzureichend ist. Nur die fortlaufen d^ e 
Aufsicht und Controle durch den VorffesetÄtfi^TEdetdeii 
eigentlich wirksamen ^^^^Mti^ BfigfiH^jJiP MiJggriF"" in der 
täglichen Action des Einzelbeamten, in seinen stetigen 
Conflicten und Reibungen mit dem Publicum. Eine Dienst- 
Controle über die besoldeten Polizeimannschaften wird jetzt 
auch in England durch Polizeiinspectoren und Polizeihaupt- 
leute (Chief Constabler) geübt. Eine solche leidet aber 
unabänderlich an der einseitigen Anschauung des berufs- 
mässigen Beamtenthums. Das englische Selfgovernment hebt 
diese Einseitigkeit auf, indem es mitten aus dem l^ürger- 
lichen Leben heraus mehr als 10,000 active Friedensrichter 
als Oberbeamte über das Polizeidienerthum stellt, und alle 
Policemen mit ihren Inspectoren den gesetzlichen Befehlen 
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dieser bürgerlichen Obrigkeit unterwirft. Das Einschreiten 
gegen Missgriffe, Härten und Willkür des Polizeidiener- 
thoms, die Entlassung des ohne genügenden Grund Yer- 
hafteten, die Feststellung der Beschwerde gegen den Beamten 
aa Ort und Stelle, die Beglaubigung der darauf bezüglichen 
Acte, bilden einen Beruf der höheren Klassen, welche nur 
eine engherzige Lebensanschauung anzufechten vermag. Das 
Selfgovemment durchbricht an diesem entscheidenden Punkte 
die geschlossene Kette des Berufsbeamtenthums, welches sich 
zu einer solidarischen EUerarchie abschliesst, wenn man an 
diese Stelle nur einen Polizeidirector, einen Maire, einen 
ünterpräfecten zu setzen weiss. Eine solche präsente Con- 
trole trifft den lebendigen Punkt der Polizeiwillkür, indem 
sie die tägliche Action des Beamten unter die Augen eines 
Vorgesetzten bringt, der nicht dem Kreise der amtszünftigen 
Interessen und Lebensanschauungen angehört. 

Der so gestaltete Instanzenzug bei den Friedensrichtern 
in I. Listanz, bei den Collegien der Friedensrichter in 
n. Instanz, bei dem Reichsgericht als höchstem Competenz- 
und Yerwaltungsgerichtsho^ ist die normale Gestalt der 
Verwaltungsgerichtsbarkeit geblieben auch in den nach- 
folgenden einfacheren Gebieten. 

y^. Im Gebiet der Milizverwaltung hat sich die 
administrative Jurisdiction am nächsten der polizeilichen 
angeschlossen. 

Die Verwaltung der Miliz, als der auf persönlicher 
Dienstpflicht beruhenden Heeresmacht, ist in weitem Masse 
durch Gesetze geregelt. Die Zwangsaushebungen zur Miliz 
sind indessen schon seit längerer Zeit suspendirt. 

Das Bedürfoiss einer Verwaltungsjurisdiction hatte sich 
auch hier ergeben, wo die Competenz der Militärbehörden 
sich unmittelbar gegen die Person und das Eigenthum der 
Einzelnen richtet. 

Die streitigen Fragen der persönli chen Dienstpflicht 

sind daher seit den Zeiten der Stuarts der Ministerverwaltung 

4* 



52 

entzogen und vor besondere Kreisersatzcommissionen ge- 
bracht. Die dazu ernannten Deputy Lieutenants werden zu 
etwa % aus geeigneten Friedensrichtern ernannt, im Uebrigen 
aus anderen Personen ergänzt. Sie entscheiden in Nach- 
bildung des MedensrichterKchen Verfahrens und Instanzen- 
zuges über die Reclamationen sowohl auf Grund gesetz- 
licher Befreiungsgründe, wie wegen körperlicher Unfähig- 
keit, sowie über streitige Fragen der gesetzlichen Elassen- 
ordnung, in welcher die Milizmannschaften nach ihrer Ab- 
kömmlichkeit einzuberufen sind. 

Für die stehende Armee bestimmt sich die Zugehörig- 
keit durch den Act der Werbung: daher die Aufnahme des 
WerbeprotocoUs durch einen Friedensrichter nebst Ent- 
scheidung der dabei vorkommenden Keclamationen. 

Auch die ^re^iififf.y en. der Ei3;^quartierunp[ und Vorspann- 
pflicht fallen der Medepj^yjtg^lie^^ zu. 

iMii II Yfiriffiftlt'^nTTr^^htiahflr^'^^^ ^^^ ^^^^ wiederum \als 
Jurisdiction attributive mit dem noneni" austunrenSSBnPe^ 
sonal verbunden, welches durch die Ehr^namtsstellung und 
contradictorisches Verfahren die Garantien einer Rechts- 
sprechung gewährt. Die Entscheidungen der Kreisersatz- 
commission und der Friedensrichter sind in der Regel end- 
gültig. In der Verwaltung der stehenden Armee treten 
jedoch noch einige Competenzbestimmungen zur Verhütung 
von Ueberschreitungen der Militärbehörden hinzu ^^). 

ip. Im Gebiet der E i n a n z y e r„^ ^ 1 ^. ffg^ff lässt sich der 
Rechtsschutz des Einzelnen gegen willkürliche Enteignung 
und Schätzung im weiten Masse schon durch die ordent- 
liche Gerichtsverfassung gewähren. Die Ansprüche contra 

■ « 

fiscum sind in Form von Petitionen dem Rechtsweg nahe 
gebracht. Die Zoll- und Steueransprüche kommen theils 
direct durch Civilklage, theils indirect durch ein Steuer- 
strafverfahren zur gerichtlichen Entscheidung. Der regel- 
mässige Eingang der zur Führung der Staatsgeschäfte be- 
stimmten Einkünfte wird gewahrt durch eine summarische 
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Execution^ yorbehaltlich einer Rechtsentscheidung. Die 

Wege n unter den Schutz der nrrlPTif.liVKATi (j^^r^fli|f> gefitejU 
Eine ergänzende Yerwaltungsjurisdiction dagegen 
bestellt seit alter Zeit far die Einschätzungssteuemy d. h. 
Grund-, Gebäude- , Einkommensteuer und assessed taxes. 
So sorgfaltig auch die Emschätzungsmaximen (rules) durch 
die Gesetzgebung fixirt sind, so bleibt doch ein weites Ge- 
biet discretionaren Ermessens, welches den Steuerpflich- 
tigen, ohne ein Zwischenorgan, der Willkür des Staats- 
beamten unterwerfen würde. 

Die ordentlichen Gerichte erscheinen dafür unzureichend^ 
weil auch hier die Rechtsfrage mit der question of fact 
untrennbar verbunden ist, und weil die Gerechtigkeit des 
Verfahrens auf der Innehaltung eines gleichen Masses be- 
ruht, welches nur in constanter Anwendung auf gleichartige 
Fälle durch die einschätzenden Beamten zu finden ist*). 
Die Garantien einer Rechtssprechung werden hier wieder 

^li^ t i ^ /P ti ftiirite . i ^ffM ^^^^^^^^^Q^ gewährt: 

1. durch die Stellung ^ ^^s ^^px s n a 1 s im ständigen Ehren- 
j^j^^^TOp. Formation desselben hat sich von alter Zfeit her 
für die Grrundsteuer gebildet, für welche die „Gesammtheit 
der Friedensrichter" die Einschätzungsbehörde bildet, er- 
gänzt durch Commissarien, welche das Ober- und Unter- 
haus ernennt. Diese Grundsteuerbehörde ernennt sodann 



*) Beispiele: Die streitige Frage, ob von dem Einkommen ans 
WohDgebäuden 10, 25, 30, 3S%f bO% für Reparatnrkosteu abzusetzen 
sind, je nach dem Baumaterial und nach dem Alter des Gebäudes, 
~ die Frage nach dem Abzug der Betriebskosten von dem Einkommen 
ans dem Gewerbe, — die unabsehbar verwickelte Frage nach dem 
Begriff des „reinen Einkommens*^ etc. etc. sind nicht Fragen der rich- 
terlichen Logik, sondern sind nur in der Praxis der Einschätzung, 
durch Anwendung auf gleichartige Fälle, von den einschätzenden 
Beamten im Nachbarverband festzustellen. Auch hier macht sich das 
Merkmal der Relativität des Verwaltungsrechts geltend. 
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7 bis 14 ständige Commissarien der Einkommensteaery 
welche sich durch Coöptation ergänzen — so dass nicht 
Commissionen aus Wahl der Interessenten, sondern überall 
eine ständige Behörde die Einschätzung handhabt. 

2. Durch öffentli ch mündliches contradictorisches Ver- 
fahren (in welchem der Steuerfiscus schon bei der Elementar- 
einschätzung durch einen Steuerbeamten vertreten wird), 
durch eidliche Zeugenaussagen und zuverlässige in Gegen- 
wart der Parteien selbst erörterte Beweisaufiiahmen. 

3. Durch ein Reclamations verfahren, welches bei 
der discretionärsten Einschätzung (des Einkommens aus 
Handel und Gewerbe) dem Steuerpflichtigen die Wahl stellt 
zwischen der Einschätzung durch die Kreiscommission oder 
durch Staatscommissarien, welche letzteren die Grundsätze 
eines öffentlich contradictorischen Verfahrens ebenfalls inne- 
zuhalten haben. 

In weitestem Masse erstreckt sich diese Verwaltungs- 
jurisdiction sodann auf sämmtliche Communalsteuern 
far Kirchspiel, Stadt und Kreis. Da alle local taxation 
auf Einschätzungssteuern beruht, welche nach dem Jahres- 
ertrag von der im Kirchspiel belegenen real property zu 
erheben sind, so war das Gesammtpersonal der Kirch- 
spielsbeamten und Friedensrichter als das geeignete Organ 
dafür gegeben. Der Instanzenzug der Reclamationen geht 
von den einschätzenden Gemeindebeamten an die Special- 
sitzungen der Friedensrichter, von den Specialsitzungen an 
die Generalsitzungen, von den Generalsitzungen an das 
Reichsgericht als Verwaltungsgerichtshof (durch writ of cer- 
tiorari für streitige Fragen der Gesetzauslegung) *^). 

Nachdem in dieser Weise die Verwaltungsjurisdiction 
für das Polizei-, Mi)if,^r- m\(\ FiTiflT^zgftbiftt. formirt war, er- 
gab sich: 

ly. die rombiTiirtp AnwpnrlnTig derselben auf das Gebiet 
der S tadtverwaltung , deren Selbständigkeit eben durch 
diese Verwaltungsjurisdiction gesichert wird. 
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Der Besitz eines Corporationsvermögens und selbständiger 
Einnahmequellen, sowie die gehäuften Ausgaben für städ- 
tische Gebäude, Polizei und gemeinnützige Anlagen machten 
in den Städt en die wi rf^)^ sr h »/^jjf h e Communalverw^tjüWÄ 
zum Haupt gegenstand, wahrena in (Jer Jjgisverwaltung das 
wirthschaftliche Element als das secundäre dem £{igdSBg' 
richteram t untergeordnet ist. Die Verschiedenheit der wirth- 
schaftÜchen und obrigkeitlichen Verwaltung hat nun in den 
Städten zu folgender Tbeilung geführt: 

Die wirthschaftliche ^j^gjjOLftJUjULg des Stadt^fiaufiSfittS 
und Einkommens ist dem ^iirgff''"'^'^t''^ "^'^ aPtnAinHArftfli 
selbständig überlassen; das Oberaufsichtsrecbt des Staats 
beschränkt sich auf eine Zustimmung zu Veräusserungen 
und Verpfandungen des Grundeigenthums, auf gesetzliche 
Normativbestimmungen für Darlehne, auf die Verhinderung 
von ungesetzlichen Ausgaben und Erzwingung der gesetzlich 
nothwendigen Ausgaben durch den Instanzenzug der Ver- 
waltungsjurisdiction. 

^ Im Gebiet ^^^ j^tiriQfVi^^^^i^hPT^ yfrTf*i1tv"(T dagegen 
sind die obigen Grundsätze der Polizei-, Militär- und Finanz- 
verwaltung (Absatz I — in) sinngemäss auf die Stadtverwal- 
tung übertragen, so dass das Polizeidecemat in seinen weiten 
Verzweigungen, die Militäraushebungen, die Steuereinschät- 
zungen etc. durch die yöm^ÄQÄiifiUWÄftimteii. atadtisnlwn 
Eriedensrichter und stän digen Commissionen gehandhabt 
wird. Den Friedensrichtern tritt V \[r>^u der gewählte Bürger- 
jlfii&tas-.far die Dauer seines Amtsjahres und des folgenden 
Jahres. Als letzte Instanz entscheidet der Verwaltungs- 
gerichtshof durch writ of certiorari, writ of mandamus etc. 
mit Ausschliessung jeder Eirtwirkung einer ministeriellen 
Instanz *^). 

Die S elbständigkeit der Gemeinden beruht nicht auf be- 
sonderen G emeinde prd ymgen sondern auf der GesÄmmt- 
der Verwaltungsgesetze, die in vielen hundert 
lie Verpflichtungen der Gemeindebeamten fest- 
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setzen, unter Ordnungsstrafen stellen und för alle streitigen 
Fragen der Polizei-, Armen-, Wegeverwaltung etc. die Ober- 
instdnz bestimmen. Wie die Kreis-, Stadt- und Eirchspiel- 
rerbände organische Glieder des heutigen Staats sind, so 
beruht auch ihre Oberinstanz auf dem Gesammtorganisnoius 
der Staatsverwaltung. Das Kirchspiel (parish) mit seiner 
überwiegend wirthschaftlichen Verwaltung ist durch die 
Unterordnung unter das Amt der Friedensrichter, im Kreis- 
verband wie in den Städten, diesem Organismus einverleibt. 

Die Gesa^nmtheit dieser Institutionen bildet das englische 
Selfgovernment in den Gebieten, welche von Altersher 
dem weltlichen Staat im Gegensatz der Kirche zugehörten. 

y . Die Verwaltungsjurisdiction im Gebiet d er Kirchs 
und der streitigen Fragen zwischen Kirche und Staat hat 
von Altersher ihren eigenthümKchen Gang genommen. 

Die kirchliche QJ)^keit war durch die Rechtsan- 
schauungen des Mittelalters veranlasst, ihre Q^sealt, so 
weit sie unmittelbar der Person und dem Eigenthum der 
Unterthanen gegenübertritt, nach,4§ft, Gxmtteteer der iuris- 
dictio zu handhaben, und demgemäss streitige Fragen durch 
eine Jurisdiction attributive ihrer ständigen Organe zur Ent- 
scheidung zu bringen. Es lagen darin die contentiösen 
Fragen der kirchlichen Obrigkeit, welche dem System der 
Verwaltungsjurisdiction im weltlichen Gebiet entsprechen. 

Die Reformation hat in England diesen Orffanismus in 
Gestalt der p^eistlichen G^pVl^fgl^nrlrftit beib^alten; erst im 
letzten Menschenalter sind die geistlichen Gerichte in ihren 
wichtigsten Functionen durch ein ^ftn{ yftl ; ij ]f|pfAfi F.}i^gr^j|j>lii 

und ein Nachlassge richt ersetzt. 

Die übrige kirchliche Verwaltung besteht aber noch fort 
als eine Hierarchie des staatskirchlichen Beamtenthums, 
anerkannt und geregelt durch Staatsgesetze. Da in- 
dessen der veränderte Status der Bevölkerung und das Be- 
dürfoiss der Seelsorge weitgreifende Reformen der kirch- 
lichen Bezirke, der Domkapitel, Neubildung von Pfarren 
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n. A. bedingen; da andrerseits die Grrundgesetze der Kirche 
nicht einer Auslegung der kirchlichen Behörden endgültig 
überlassen bleiben sollen, so sind f&r diese Zwecke zsiäLrm 
g^linrflATi gebildet: 

eine JilJmJTliiltTfttiYfi Ollfirttfill""^^ Ecclesiastical 
CommissionerSy bestehend aus den ^Sig^höibn und einer 
grösseren Zahl von Reichari^ ^htP^ "^'^ Tiftiftnmit gliftdem^ 
for die äussere Organisation der Eorche, Eorchenbauten 
und Reformen der Temporalien; 

ein Ve^waltm g fsgyrifibtfi bnf fer dift streitigen Fragen 
der Competenz, der ^Lfifit>yt"°^^g'^^C ^"^^ als oberster Dis- 
m'plipftrhft f des geistlichen p^rao^ ^ls. Als solcher dient 
das Judjcial Committee des Staatsraths. Als Disciplinar- 
hof über das geistliche Personal wird derselbe ergänzt 
durch die dem Staatsrathe angehörigen Bischöfe. 

Die Centralisation dieser Jurisdiction in königlichen 
Commissarien datirt aus der Periode der Tudors und ist 
durch neuere Reformen nur in eine ständigere Formation 
übergegangen, welche durch öffentlich contradictorische Ver- 
handlung die Garantien eines Gerichtsverfahrens gewähren 
soll. Die Centralisation aber war dadurch bedingt, dass 
die geschlossene Verfassung der Bjrche die Beschwerde- 
instanz in die Stufenleiter der kirchlichen Behörden legt, 
und dass deshalb der Streit über Competenz und Gesetzaus- 
legong nur in einem obersten Verwaltungsgerichtshof zum 
Austrag kommen kann^*). 

In dem kirchlichen Verwaltungsorganismus lagen bisher 
auch die An&nge eines ^f li]j|rpr*lif.Q so lange das Unter- 
richtswesen nur einen Anhang der staatskirchlichen Ver- 
&8Simg bildete. Erst die neusten Schulgesetze enthalten die 
Grundlegung eines gesetzl ichen Verwaltungsrechts und s |;ehen- 
der Schutcommission en mit eigener Verwaltungsjurisdiction ^^). 

Die so in fünf Hauptgebieten entwickelte Verwaltn ji ^ gfl- 
jiurisdiction bildet mjL der Verfassung der ordentlichen 
OTy]^- "^^ Sf.rft.fgrAriA>if A ein z^gfiiQua^^hän^endes^ 
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durch welches die Ausübung der Staatsgewalten zugleich 
an feste Grenzen und an gleichmässige Massbestimmungen 
gebunden wird. Ihre gegenseitige Ergänzung beruht darauf: 

^1. dass die o f(^ep , ^],^cJien Qiyjlßericht e über die 
resetzmässigke it der Steueranforderungen und fiscalischen 
Ansprüche, indirect in allen Gebieten über die QgjSUJfi^ggg 
dftr 'Rftfl.mte n entscheiden, gegen welche die Ueberschreitung 
der Competenz eine selbständige Civilklage begründet. Das 
Personal der Reichsgerichte, die Zuziehung einer Civü-Jury 
und das Oberhaus als höchster Cassationshof gewähren von 
dieser Seite aus die vollsten Garantien einer gesetzmässigen 
Verwaltung; 

^ darauf, dass die o | jl.fcjitliq |i,8ill> , fi ti^ aigAxi ckie. in- 
direct über die gesetzmässigen Befugnisse der Beamten ent- 
scheiden, sofern die Strafklage wegen Amtsmiss fliy^ n ^h g so- 
wohl von der Kings Bench ex officio wie von jedem Privat- 
mann nach einer Vorprüfung durch die grosse Jury erhoben 
werden kann. Das Personal der Reichsgerichte, die Friedens- 
richter in ihrer Stellung als ordentliche Strafrichter in den 
Quartalsitzungen, die grosse Jury der Grafschaft, die Urtheil- 
jury, das Oberhaus als höchster Cassationshof gewähren 
von dieser Seite eine von der Ministerverwaltung ebenso 
unabhängige Garantie der Gesetzmässigkeit. 

-3. die Ver waltungs Jurisdict ion enthält die Er- 
gänzung dazu für diejenigen Gebiete, für welche die Civil- 
klage und die Strafklage nicht ausreicht, um eine Inne- 
haltung der Competenz und gleiche Massbestimmung in der 
Handhabung der Staatsgewalt zu sichern. Mehr als 10,000 
unabhängige Männer in der Stellung« der äctiven Friedens- 
richter, die ständigen Commissionen der Grafschaften und 
Städte, die Mitwirkung der Kirchspielsbeamten, und endlich 
die Reichsrichter in der Controljustiz durch „Hofrescripte", 
gewähren von dieser Seite aus die Garantien des Rechts- 
stan+ö 

^seitige Ineinandergreifen dieser Organe 
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des Rechtsschutzes ist freilich nicht leicht zu übersehen. 
Die technisch juristische Darstellung derselben in England 
macht ein zusammenhängendes Yerstandniss noch schwieriger 
und hat auf dem Continent die seltsamsten Vorstellungen 
von der Stellung der Gerichte zu der Verwaltung veran- 
lasst. Noch weniger findet die Gesellschaft; in ihrem tag- 
lichen Leben eine Veranlassung ^ sich über den Einfluss 
dieser Institutionen auf das gesammte Volksleben eine 
Rechenschaft zu geben. 

So wenig man die ^QfjfmtDim. jJtlT Tüiir^^^ zu würdigen 
pflegt, welche aus der stetigen, täglichen jQ{^gm|J^t ihres 
Personals in Lehre und Seelsorge hervorgeht und die 
I^ebensanschauungen nnd ^ Gewohnheiten- ^fr ^fi'^SWj^ p^rifr 
durchdrin gt, ebenso wenig giebt man sich Rechenschaft von 
der stillschweigenden aber um so nachhaltigeren Wirksam- 
keit jener Institutionen auf die Vorstellungen und Gewöh- 
nungen der Nation. 

Und doch ist es dieser Zwischenbau an * ^^tf^ St#>1lA^ 
welcher seit 500 Jahren die fipflis^hp V*1irfafff""g 1^*^- 

» 

gm det...entfelt fit md \i\^ hfiff*^ ^^rfh^ltf^ ^'^^ Das gesell- 
schaftliche Leben der Grafschaft und der Gemeinde wird 
damit durchdrungen und befruchtet von dem Verständniss 
far den Staat und von dem Gemeinsinn, welchen der Ab- 
solutismus auch in seiner besten Gestalt nur zu einem 
Monopol der Beamtenklasse macht. Ein dauerndes Band 
verein igt hier die i pderstreitenden ipytftpn der Gesell sclmft 
im Dienst des Staats, gewohnt^ie zuerst ÜÄ.-li<*Ökbftr\jer-4 
^Sßüi ^n gemeinsame staatlich e Thätig^eit, bringt in dieser 
Zusammengewöhnung die höheren Ziele der menschlichen 
Gemeinschaft zum Bewusstsein, und bildet auf diesem Boden 
die politischen Grundsätze, aus deren Zusammenfstösung die 
gesetzgebende Versammlung hervorgeht. Aus der Gewöh- 

nung an *^iti gft5^<>t^ina«sigP«^ vpr^ntwnrtli^hps fSplb>;ttlinfi 

im Einzelnen entsteht die F ähigjl^eit m\^ ^^^ Tt^^^ht zux 
SelbstYerwa^ |:^T^g im (iiip?^**", d. k die erfolgreiche Gesetz- 
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gebung und Controle der Staatsverwaltung durch einen 
parlamentarischen Körper. 

Die durch den Zwischenbau geschaffenen Garantien des 
„Rechtsstaats^ sind aber wesentlich vollständig; es fehlt 
darin kaum ein Glied^ welches zum Schutz des individuellen 
ßechtskreises im Staat erforderlich scheint. 

Es liegt darin vor Allem die Realität d<>^ S^gft U fiTll tf^ 
(Grundrechte. Die von der zeitigen Ministerverwaltung un- 
abEangige Freiheit der Person und des Eigenthums, die für 
alle Parteien gleichen Schranken der Presse und des Ver- 
einsrechts, beruhen auf der specialisirten Fassung der Ver- 
waltungsgesetze und auf der jurisdictionellen Entscheidung 
über deren Auslegung. Der Werth dieser Einrichtungen 
ist in zusammenhängender Weise zuerst von Blackstone 
gewürdigt und unter der Bezeichnung als „ gbsolute Rig hts 

Sf IBidi^^^"^^^" *^ ^^? Spitze gestellt — nicht als besondere 
Individualrechte, sondern als eine Abstraction der Wissen- 
schaft aus dem Geist der Justiz- und Verwaltungsgesetze. 

Der Schutz der politischen Ehrenrechte liegt in den 
verfassungsmässigen Befugnissen des Ober- und Unterhauses, 
in dem Instanzenzug der Grafschafts- und Stadtverwaltung, 
in der Controljustiz der Reichsgerichte über communale und 
Parlamentswahlrechte. 

Alle Selbständigkeit der Kreis-, Stadt- und Gemeinde- 
verfassungen beruht auf den gesetzlichen Normativ- 
bestimmungen ihrer Verwaltung, gehandhäbt in dem In- 
stanzenzug der Verwaltungsjurisdiction. 

Der zusammenhängende Rechtsorganismus des Staats 
beruht nicht auf einer sinnreichen „Theilung der Gewalten", 
sondern auf der Einheit der Staatsgewalt, welche die ge- 
sellschaftlichen Klassen ebenso zur selbstthätigen Ausfüh- 
rung wie zur Beschliessung der Gesetze heranzieht. 
I Der vielgerühmte Rechtssinn des Volks aber beruht 

nicht sowohl auf einer angeborenen Eigenschaft der Nation, 
als auf der von Menschenalter . jgu JMensch^nalter. fort- 
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srlj^ftitftnd en Gevohimng_aiL jfinf y^^^^^^^'»»^^^^^ iSflhfltr 
tli^t^gJTftj^ nTl<^ ^ ^y ^ l^iififjprftftliiniy- Es Waren bis zur Kefonn- 
billvon 1832 im grossen Durchschnitt dieselbenSchichten 
der Gesellschaft, welche die Selbstverwaltung der Staats- 
{nnctionen und welche den Antheil an der Gesetzgebung 
des Staats übten. In der lebendigen, Wechselwirkung dieser 
Stellungen bildete sich die praktische Einsicht und der 
Rechtssinn, die Gewohnheit der Selbstbeherrschung, auf 
welcher die politische Freiheit beruht. 

Die Gesetzgebung wird damit zum höchsten Beruf 
der selbstthätigen Erlassen der Gesellschaft, dem sich die 
GeldbewilUgungsrechte als ein wichtiges, aber der Gesetz- 
gebung untergeordnetes Machtmittel anschKesst^«). 

Eben dadurch bestimmen sich auch die Parteistel- 
langen in dieser Yer£Etösung: die Berechtigung der selbst- 
thätigen Gesellschaft zur* Theilnahme am Staat als Grund- 
princip der Whigs; das höhere Recht der Kirche und des 
Staats über der Gesellschaft als Grundprincip der Tories. 

Auf diesen Grundlagen war die engUsche Nation im 
XVILL. Jahrhundert durch ihren innem Organismus zu einer 
sich selbstregierenden Gesellschaft geworden. Das 
Yertrauen auf den einst so mächtig waltenden persönlichen 
Willen des Königs war durch die schweren Fehlgriffe der 
Stuarts, durch einen viermaligen Dynastiewechsel in wenigen 
Menschenaltem, durch einen beispiellosen Missbrauch der 
Staats- und Kirchengewalten tief erschüttert. Die unbe- 
deutende Stellung des Berufsbeamtenthums und die Aus- 
nahmsstellung der stehenden Armee, neben der befestigten 
Stellung einer mächtigen Grundaristokratie und dem Geld- 
bewilligungsrecht der Stände, brachten den Schwerpunkt 
der Regierung immer überwiegender in das Parlament, ins- 
besondere in das Unterhaus. 

Allein ehe diese „Omnipotenz" des Parlaments entstand, 
hatte England den Rechtsstaat stabilirt und gegen den 
Parteimissbrauch in Sicherheit gebracht. Dem Einfluss der 



62 

Parteien auf die Staatsregienmg waren sehr gemessene 
Schranken gesetzt, die Budgetbewilligang war dem Gesetz, 
die parlamentarische Yerwaltungscontrole der Jurisdiction 
untergeordnet, und damit der Character einer Regierung 
nach Gesetzen sichergestellt. Die Selbstinterpretation der 
Gesetze, sowie das ganze, dem Parteimissbrauch a ns ^gegzt e 
Gebiet der innem Verwaltung war der Ministerverwaltuns: 
entzogen. Die Parteiführer, welche aus dem Parlament in 
den „engem Rath der Krone" treten, finden ein yerfassungs- 
massiges Amt vor, mit einem vollentwickelten Verwaltungs- 
recht und einer festen Verwaltungsjurisdiction über jede 
Streitfrage. Jeder Minister tritt in einen gesetzlich ge- 
messenen Amtskreis ein, in welchem auch der ei&igste 
Parteimann keinen Verwaltungsgrundsatz umzudeuten oder 
zu ändern vermag anders als auf dem formellen Wege 
der Gesetzgebung, also mit Zustimmung des Königs und 
des Oberhauses. In aller Provinzial-, Kreis und Gemeinde- 
Verwaltung ändert sich mit dem Ministerwechsel keine 
Maxime und kein Schreiber. jOb ein y^i^- o d er Tff r flMJr 
jgi^terium am Ruder, ist ^ die innerere Vervf^gl)i^g des 

Landes i^lJlgaiÄJtt^Äjr. 

Mit dieser Massgabe wurde es im Laufe des ÄVlil. Jahr- 
hunderts aUmälig sichtbar, dass eine wirksame Staatsver- 
waltung durch die Minister der Krone nur in Ueberein- 
stimmung mit der Majorität des Parlaments zu fahren war. 
Seit 1782 beginnt eine systematische Bildung der Ministerien 
aus der herrschenden Partei im Unterhause. Lässt man 
den Zwischenbau des parlamentarischen Staats weg, so prä- 
sentiren sich in der äussern Erscheinung seine Rechts- 
grundlagen nun in umgekehrter Reihenfolge: 

Die „Legislative" in Gestalt des Parlamentskörpers 
mit seinem überwiegenden Antheil an der Gesetzgebung, 
der Beschaffung der Geldmittel, der Bestimmung des Per- 
sonals der zeitigen Ministerverwaltung erscheint als die 
oberste Grundlage; 
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Die Gerichtsgewalt in Civil-, Straf- und Verwaltungs- 
gerichten bleibt der haltgebende Zwischenban; 

Die laufende Landesregierung erscheint als eine n^^^' 
cutive^y welche, unter dem Namen des Königs, von einem 
Ausschuss hervorragender Mitglieder der beiden Häuser 
des Parlaments geübt wird. 

Dies äussere Bild der Parlaments Verfassung, wie es 
in Blackstone' s weltberühmter Darstellung^*') nach Weg- 
lassung des massgebenden Zwischenbaus erscheint, wurde 
entscheidend für die Auffassungen des Continents. In dem 
Masse, in welchem die Gesellschaft gegen ihre Ausschliessung 
vom Staat durch den Absolutismus sich auflehnte, erschien 
ihr dies Bild der englischen Yerfetösung als das mass- 
gebende. Liess man den verwickelten Unterbau dieses 
Staats weg, so schien es nur darauf anzukommen, den 
Yolkswillen in ein Parlament zusammenzufassen, dem Parla- 
ment einen entscheidenden Einfluss auf die Ernennung der 
Minister und die Handhabung der Staatsgewalt durch die 
Minister (Executive) zu geben, um die politische Freiheit 
za gewinnen. 

Diese Abhängigkeit der Minister von den Parlaments- 
beschlüssen war jedenfalls das sichtbarste Resultat eng? 
lischer Regierungsweise, welches seit 1782 in einer fort- 
laufenden Reihe parlamentarischer Präcedenzfalle einregistrirt 
wurde. Die Politik begann dieses Verhältniss als das der 
„politischen Verantwortlichkeit" der Minister zu 
bezeichnen. Es war dies zwar nur ein Ausdruck für that- 
sächliche Machtverhältnisse ohne jede Grundlage in den 
Rechtsnormen des englischen Staats. Nichtsdestoweniger 
erschien der öffentlichen Meinung dies Abhängigkeitsver- 
hältniss der Minister und der dadurch bedingte Minister- 
wechsel als das Wesen der Sache, welches von den neu- 
gebildeten Volksvertretungen als selbstverständlich ange- 
sehen wurde. 

Der entscheidende Einfluss der gesellschaftlichen 
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Grundlagen auf dieses Yerhaltniss trat auch in England 
im XIX. Jahrhundert hervor. Das Aufwachsen der in- 
dustriellen Gesellschaft, die Entstehung neuer Mittelstande, 
das Erwachen eines Selbstbewusstseins in den arbeitenden 
Klassen, welche in dem Rahmen der überkommenen Ver- 
fassung nicht die entsprechende Geltung fanden, erfüllen 
auch England mit einem unbefriedigten Reformdrang. Er 
geht dort zunächst auf eine erweiterte Vertretung der Ge- 
sellschaft. Auf dem Boden der erweiterten Volksvertretung 
begiiint eine Umgestaltung der Stadt-, Kirchspiels- und 
Grafschaftsverfassmig, eine Umwandlung in dem System 
der Staats- und Kirchenverwaltung auf dem Wege parla- 
mentarischer Gesetze. Die alten Verbindungen zwischen 
den Staatsfiinctionen und den besitzenden Klassen lösen 
sich theilweise auf. Neue Verbindungen von öffentlichen 
Functionen mit den Mittelklassen werden versucht. In den 
breiteren Schichten der Gesellschaft finden die Ideen der 
Demokratie zunächst nach amerikanischem Muster sym- 
pathische Aufiiahme. In den Formen der Staats- und Ge- 
meindeverwaltung scheint England ebensoviel vom Conti- 
nent (d. h. von Frankreich) anzunehmen, wie seit 100 Jahren 
der Continent von England anzunehmen bereit war. 

So bedeutungsvoll diese Wandlungen erscheinen, so 
liegt doch für die Erkenntniss der Natur des Rechtsstaats 
der Hauptwerth in dem englischen Staatswesen vor der 
Reform Bill. In jener älteren Gestaltung sind noch ver- 
hältnissmässig einfach die Gesetze erkennbar, welche in 
dem zwiespältigen und unabsehbar verwickelten Bau des 
deutschen Reichs und Territorialstaats so überaus schwer 
zu erkennen sind. 

Mit dem Rückblick auf jenes einfachere Bild gehe ich 
nunmehr zu den schwierigeren deutschen Verhältnissen 
über. 



V. 

Ber Beehtsstaat in der deutschen Beiehsyerfassang. 

JJer Rechtsstaat im deutschen Reich hat vor 
tausend Jahren dieselben Ausgangspunkte aus kaFolingi- 
schen Einrichtungen genommen wie in England. 

Das Universalreich Karls des Grossen hat sich gespalten 
nach den Grundelementen der Nationalitat: nach dieser 
Trennung sahen die reindeutschen Stamme sich auf eine 
Colonisation nach Osten und auf eine eigenthümliche Com- 
bination der karolingischen Einrichtungen mit ihren rusticalen 
Besitzyerhältnissen hingewiesen. 

Die Amtsgewalten der karolingischen Reichs -Vögte ver- 
binden sich mit D7nasten£amilien und werden damit zu 
eigenen Rechten eines regierenden Adels, welcher sein 
Kammergut und seine persönliche Kraft in weitem Masse 
for staatliche Schutz- und Kulturzwecke herzugeben sich 
gewöhnte. 

In den Gebieten der Bischöfe und Aebte verbinden 
sich die ^Amtsrechte der karolingischen YerfEissung mit 
ihrer SteUung im kirchlichen Universalstaat und erheben 
die hohe Geistlichkeit zu dem ersten Stande des Reichs. 

Später erwerben auch die Reichsstädte als Körper- 
schaften eine analoge Landeshoheit und durch Anerken- 
nung des Kaisers eine koordinirte Reichsstandschafb. 

Die Staatsgedanken des karolingischen Reichs sind in- 
dessen in der ständischen Schichtung nicht verloren ge- 
gangen. Die Amtsgewalten wurden zwar durch ihre Ver- 

Otneiit, Beehtflgtaat 2. Aufl. 5 
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flechtung mit dem Besitz zu eigenen Rechten, aber niclit 
zu Privatrechten. Immer sind es noch abgeleitete Rechte, 
untrennbar verbunden mit staatlichen Amts- und Schutz- 
pflichten und mit den hergebrachten Rechten der Unter- 
thanen. Das Feudalwesen hat in Deutschland eine ungefähre 
Mitte zwischen der staatlichen Formation im anglonormanni- 
schen Reich und zwischen der privatrechtlichen Entartung 
in Frankreich innegehalten. 

Der deutsche König vereinigt daher noch die Gewalten 
der karolingischen Verfassung in seiner Person; er übt 
diese Gewalten aber durch eine Selbstverwaltung der. be- 
sitzenden Klassen, welche (im Unterschied von England) 
fortschreitend zum eigenen Recht der Stande wird. 

I. Die Regierungsgewalt (Imperium) besteht noch, 
wie in der karolingischen Zeit, mit dem Recht des Gebots 
und Verbots (Bann). Die Organe ihrer Ausübung sind 
aber durch dauernde Verleihung dem personlichen Willen 
und Dienst des Königs allmälig entfremdet, während sie 
in der anglonormannischen Staatsbildimg widerrufliche Be- 
amte des Königs geblieben sind. Im weltlichen Staat führt 
der Besitz zum obrigkeitlichen Amt, im geistlichen führt 
das Amt zum Besitz. In beiden verliert das Wahlkönig- 
thum die unmittelbare Gewalt zur Beherrschung der Ge- 
sellschaft an die mitregierenden Reichsstände, neben welchen 
seine eigenen Regierungsrechte zu blossen „Reservatrechten" 
herabsinken. 

n. Im Gebiet der Gerichtsbarkeit er^nnt das 
Mittelalter den König an als den obersten Richter über 
Leib, Lehen und Erbe im Sinne des Gerichthaltens der 
germanischen Verfassung. Alle Rechte zum Gerichthalten 
über freie Leute sind aus seiner Verleihung abgeleitet. Die 
Gerichtsobrigkeit kann jedoch das streitige Recht nur 
vollziehen nach vorgängigem Spruch der Rechtsgenossen 
(Judicium parium), welches sich nach den Schichtungen des 
Besitzes in Land und Stadt in grosse und kleine Pärien 
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fonnirt. Die ständische Selbstrerwaltimg umfasst auch die 
selbstthätige Rechtssprechung, welche aus den karolingischen 
Einrichtungen das Princip der Ernennung, der Standigkeit 
und des collegialen Zusammenwirkens der SchofiPen fest- 
hält. Durch die stetige Verbindung mit dem Besitz wer- 
den die Rechte des Gerichthaltens so sehr zu eigenen 
Rechten der Beliehenen, dass gegen Ende des Mittelalters 
auch die Form der Verleihung des Gerichtsbanns durch 
den Kaiser ausser Gebrauch kommt. Selbst das ständige 
Schoffenamt wird mehrfach zu einem erblichen eigenen 
Recht. 

m. Die gesetzgebende Gewalt, d. h. das könig- 
liche Verordnungsrecht mit Zustimmung der Stände, ist 
continuirlich aus der karolingischen Verfeissung auf die 
deutschen Magnatenyersammlungen übergegangen (während 
es in England zwei Jahrhunderte lang durch die Ueber- 
macht des Konigthums zur Formalität geworden war). Die 
geistlichen und weltlichen Grossen umgeben den König als 
ein höchster Rath in Beschlüssen über Krieg und Frieden 
und über neue Grundordnungen in weltlichen und geist- 
lichen Dingen, soweit dadurch das überkommene Landes- 
recht geändert "Verden soll. Später tritt dazu das CoUegium 
der freien Reichsstädte. Ein harmonisches Verhältniss 
zwischen Staat und Gesellschaft beruft auch hier die re- 
gierenden Klassen in demselben Mass, in welchem sie 
die Rechts- und Kulturzwecke des Staats in ihrer Selbst- 
verwaltung übernommen haben, zu einer beschliessenden 
Theilnahme an den höchsten Satzungen, des Staats. 

Nirgends in der europäischen Welt stand das geistliche 
und weltliche Magnatenthum so hervorragend da mit seinen 
Leistungen in Heer, Gericht und Kirche, wie in Deutsch- 
land zur Zeit der Ottonen, so dass die Wiederbelebung 
der Kaiser würde sich naturgemäss an die Hegemonie 
der deutschen Fürsten in der damaligen ständischen Ord- 
nung der europäischen Welt anknüpfte. 

5* 
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Die Erhöhung der Würde und der universalen Auf- 
gaben dieses „Römischen Kaiserthums deutscher Nation" 
lockerte aber um so mehr die Regienmgsrechte des natio- 
nalen Königthums im Innern. Neben dem idealen Glanz 
der Kaiserwürde befestigt sich um so tiefergehend die reale 
Verbindung der Gewalten des Heerbanns, des Gerichts und 
der Eirchenregierung mit dem Grossgrundbesitz und den 
städtischen Gemeinden. Diese reale Macht verwandelt fort- 
schreitend die Beschliessungen der Beichsstande in eine 
Mitregierung, welche schon durch ihre Schwerfälligkeit den 
Reichsstaat lähmte. 

Die Trennung der Stande nach den grossen Schichtungen 
des geistlichen und weltlichen Grossgrundbesitzes und der 
später entwickelten städtischen Besitzweise, in mannigfaltigem 
Widerstreit der Besitzinteressen, erschwerte aUe Beschlüsse 
in dem Masse, dass die Reichsgesetzgebung keiner Zeit 
organisirend, sondern nur in Nothständen nachhelfend und 
ergänzend thätig werden konnte, während die Ausübung 
des kaiserlichen Verordnungsrechts misstrauisch in di® 
dürftigsten Grenzen eingeschränkt wurde. 

So kam es dahin, dass die innere Ordnung Deutschlands 
immer mehr den einzelnen Reichsständen ÄufaUen musste, 
und dass die Fortbildung des „gemeinen Rechts" nicht auf 
dem Wege der Gesetzgebung, sondern durch die langsam 
imd ungleichartig fortschreitende Au&ahme römischer und 
canonischer Rechtsgrundsätze in die Verwaltung der Ge- 
richte vor sich ging. 

Von dieser zwiespältigen, schwer übersichtlichen Staats- 
bildung ist hier nur die verwickelte Ordnung der Rechts- 
verhältnisse im Reich weiter zu verfolgen. 

Die gesicherte Stellung der besitzenden Erlassen durch 
dauernde Vereinigung obrigkeitlicher Rechte mit dem 
Grundbesitz ist der Entwickelung des Rechtsstaats in 
einer Richtung ausnehmend förderlich geworden. Das 
Judicium parium formirt sich vom Fürstengericht herab bis 



69 

zum Dor%ericht. Jedennann beansprucht den Schutz seiner 
„eigenen" Rechte durch den Spruch der Rechtsgenossen, 
und achtet eben soweit die Rechte der anderen, d. h. seiner 
Rechtsgenossen. 

Da aber andererseits die Gerichte durch die Schichtungen 
des Besitzes getrennt sind, so versagt diese Yerfiassung den 
genügenden Schutz gegen den Rechtsungenossen, und ver- 
weist die streitbaren Klassen der Gesellschaft immer noch 
auf das primäre System der Selbsthülfe. Weder das selten 
anwendbare Fürstengericht, noch das kaiserliche Ho%ericht 
des Mittelalters, dem die geeigneten Schöffen jeder Zeit 
fehlten, vermochte diese Lücke auszufüllen. 

Die verständige Einsicht und Mässigung der Reichs- 
stände schuf indessen den Nothbehelf der vereinbarten 
Landfrieden und der vereinbarten Austrägalgerichte. 

Der Mangel einer wirksamen Gerichtsgewalt über den 
regierenden Adel wurde die Quelle einer weitgehenden 
Autonomie, welche die regierenden Klassen sowohl im 
Gebiet ihrer Grundherrlichkeit, wie in den Reichstagen zur 
Geltung zu bringen wussten. 

Der Mangel einer eingreifenden Gesetzgebung und die 
Zersplitterung und Verkümmerung der Schöffenverfassung 
in den unteren Kreisen des Volkslebens führten zu einer 
Abhülfe durch die einzelnen Gerichtsobrigkeiten in einer an- 
dern Weise, in welcher sich die Grenzen zwischen Gerichts- 
verwaltung und Rechtssprechung lange Zeit hindurch ver- 
dnnkelten. Der gemeinsame Nothstand führte hier zu der still- 
schweigenden Annahme canonischer und römischer Grund- 
sätze, als einheitlicher Normen für Verfahren und Recht. 

Am Schluss des Mittelalters waren diese Nachhülfen 
der Rechtsbildung und Rechtsverfolgung so weit gediehen, 
dass Kaiser und Reich in feierlichen Gesammtbeschlüssen 
auf den Grundsatz der SelbsthüKe für ewige Zeiten ver- 
zichteten und ihre Rechtsstreitigkeiten einem gemeinsam 
eingesetzten Reichsgericht unterwarfen. 
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Allein diese sehr yerspätete Bildung eines beamteten 
Mustergerichtshofs (welchen England schon im 12. Jahr- 
hundert erhalten hatte) trug den Stempel der Zeit, in 
welcher aUe Reichsgewalt bereits zwischen Kaiser und 
Ständen getheilt erschien. Die Besetzung des Gerichts liess 
nicht die einheitliche Staatsgewalt, sondern überwiegend die 
Stände als die Gerichtsherren der Behörde erscheinen. 
Darauf beruhte die immer nur bedingte Unterwerfung der 
Reichsstände unter das Reichskammergericht, der Yorbehalt 
einer Revision , eines recursus ad comitia und das bald 
wieder hervortretende Bestreben der Exemtion. 

Immerhin war die dadurch abgeschlossene Gerichtsver- 
fassung bedeutungsvoll far den Rechtsschutz im ganzen 
Reich in folgenden Richtungen: / 

1. Die Civilgerichtsbarkeit erhielt ihren Schwer- 
punkt in beamteten RichtercoUegien nach dem Muster des 
Reichskammergerichts. Für die Landesunterthanen war 
nun ein einheitlicher Gerichtshof letzter Instanz vorhanden, 
durch welchen das gemeine Recht Deutschlands erst seine 
praktische Durchbildung erhalten hat. Für Processe gegen 
Reichsunmittelbare blieben freilich in weitem Masse die 
Austrägalgerichte bestehen und eine unregelmässige Ein- 
wirkung der Reichsstände durch Revision. Noch fühl- 
barer wurde das Bestreben der Kurfürsten, ihre Gesammt- 
lande dieser Jurisdiction zu entziehen, dem allmälig auch 
andere grössere Fürsten nachfolgten. Da Oesterreich von 
Anfang an, Preussen seit [dem XYlll. Jahrhundert, sich 
vollständig dem Reichsgericht entzogen hatte, so blieb ein 
oberster Civilgerichtshof nur für die kleineren Reichsstände 
übrig"). 

2. Die deutsche Straf Justiz konnte der Selb- 
ständigkeit der Reichsstände gegenüber keinen gemeinsamen 
obersten Gerichtshof mehr gewinnen. Durch Reservation 
der hergebrachten oberrichterlichen Gewalt brachte aber der 
Kaiser noch einen Reichshof rath zu Stande, der als 
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Stra%ericht gegen die Beichsuninittelbaren, als Lehnskurie 
und YerwaLtnngsgerichtshof für Reichsregierungs - und 
Gnadensachen der englischen Kings Bench ziemlich nahe 
steht, „dessen oberstes Haupt und Richter allein der Kaiser 
Selbst,^ dessen Personal und Competenz an die Person 
des Kaisers gebunden blieb, und deshalb mit jedem Regie- 
rungswechsel erlosch. Die bestrittene Competenz des Reichs- 
hofraths trug indessen in die Reichsjustiz ein zwiespäl- 
tiges, stets misstrauisch angesehenes Yerhältniss, und früh- 
zeitig schon beschrfuikte sich die Stra^ustiz auf die klei- 
neren Reichsstande. Die Entsetzung eines Reichsstands 
blieb einem Gesammtbeschluss von Ejdser und Reich vor- 
behalten. 

3. Das Bedürfniss einer Yerwaltungsjustiz ist 
im deutschen Reich analog wie in England und in den- 
selben Gebieten hervorgetreten, konnte aber wegen der Un- 
gleichartigkeit der Verhältnisse, wegen der mangelhaften 
Reichsgesetzgebung, wegen der lockern Verbindung der 
Reichsstände und wegen der Schwäche der ausführenden 
Organe nur lückenhaft zur Entwickelung kommen. Ver- 
glichen mit England tritt dies am stärksten hervor: 

I. Im Gebiet der Polizeiverwaltung, als dem 
massgebenden für die Gestaltung des ganzen Ver- 
waltungsrechts in Deutschland bis zum heutigen 
Tage. 

Die Abschliessung eines geistlichen und eines welt- 
lichen Herrenstandes mit ihren Mannen und Hintersassen, 
die Nebenordnung der Städte mit ihren eigenthümlichen 
Lebens- und Rechtsbedingungen, machten gegen den Schluss 
des Mittelalters gemeinsame Ordnungen nothwendig, um 
den dringendsten gemeinsamen Beschwerden und Bedürf- 
nissen der Stände abzuhelfen. 

So beginnen im XV. Jahrhundert die allgemeinen und 
besonderen Polizeiordnungen Deutschlands, welche im 
Sinne jener Zeit die Gesammtau%aben der Obrigkeit, „für 
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gute Ordnung und gemeinen Wohlstand zu sorgen^, in sich 
fjftssten. 

Obenan stehen die stetig wiederholten Gebote zur Auf- 
rechterhaltung des Landfriedens, welchem seit dem 
XYI. Jahrhundert die Aufrechterhaltung des Religions- 
firiedens gleichgestellt wurde. Sie umfEtösten nicht bloss 
Verbote der Fehde und gewaltthätiger Selbsthülfe, sondern 
weitergehende Verbote des Wa£Fentragens, gewaltthätiger 
Verbindungen und Versammlungen, insbesondere Massregeln 
gegen gewisse Gattungen ,,Yerdächtiger und schädlicher 
Leute". Auch die allgemeine Vorschrift, dass jede Ober- 
keit Fürsorge thun soU „die Strassen rein und frei zu 
halten", und andere weitgreifende Generalklauseln. 

Mit solchen Massregeln der Abwehr yerbindet sich 
dann eine positive Fürsorge für bürgerliche Wohlfahrt 
und gute Sitte. 

Verbote des Bett eins, verbunden mit der Vorschrift, 
„dass jede Stadt und Commune ihre Armen selbst er- 
halte." 

Versuche zur Einführung einheitlicher Masse und 
Gewichte, verbunden mit Strafandrohungen gegen Waaren- 
falschung, Uebervortheilung und Täuschung des Publikums, 
über wucherliche Geschäfte der Juden, Wirthshaus- und 
Lohntaxen. 

Massregeln zur Fördenmg der „Commerzien, Ge- 
werbe und Manufakturen", zur Förderung der Ausfuhr 
und Beschränkung der Einfuhr, Schutz gegen eigenmächtige 
ZöUe und Belastungen des Verkehrs, Beschränkungen der 
Aufkäufe und Verkäufe, Monopole u. dgl. 

Fürsorge für Freihaltung und Instandhaltung von 
Wegen, Stegen, Wasser, Strömen, Brücken durch jede 
Oberkeit innerhalb ihres Gebietes. 

Ausführliche Münzordnungen zur Regelung der Cir- 
kulation auswärtiger wie deutscher Münzen. 

Ausführliche bis tief in das XVUi. Jahrhundert fortge- 
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setzte Gewerbeordnungen zur Steuer der Zunftmiss- 
branche, zur Regelung des Gesellen- und Lehrlingswesens, 
insbesondere auch gegen die Missbräuche des Wandems der 
Gewerbegehülfen. 

Gesindeordnungen mit Vorschriften über das An- 
ziehen und Abziehen des Gesindes und Ausstellung Ton 
Dienstattest^n, nebst einer Taxordnung für Beköstigung und 
Lohnung des Gesindes, der Handwerker und Ti^löhner in 
den Städten, wie in den Dörfern. 

Zahlreiche (freilich frühzeitig veraltete) Kl ei der Ord- 
nungen und Specialbestimmungen gegen Luxus und Un- 
mässigkeit. 

Verbote des Fluchens, Schwörens, des übermässigen 
Trinkens und Zutrinkens, leichtfertigen Singens, Sprin- 
gens etc. 

Censur und Aufsicht über Schriften, Bilder, Buchdrucker 
und Buchdruckereien. 

Verbot des Pennalisirens und anderer Universitätsmiss- 
bräuche. 

Richtung und Inhalt dieser Polizeigesetze stimmt 
überein mit dem, was in England, Frankreich in den letzten 
Jahrhunderten des Mittelalters als staatliche Ordnung fär 
nothwendig erachtet wurde. Die Besonderheiten Deutsch- 
lands beruhen nur auf der Zusammensetzung des Reichs, 
welche eine andere Weise der Ausfahrung bedingte. 

Dem Styl nach erscheinen diese Verordnungen als 
kaiserliche Gebote, welche namentlich in den Land- 
frieden sehr feierlich adressirt werden: „So gebieten wir 
von römisch kaiserlicher und königlicher Machtvollkommen- 
heit allen und jeden Churfursten, Fürsten, geistlichen und 
weltlichen, Prälaten, Grrafen, Freyen Herren, Rittern, 
Knechten, Hauptleuten, Landvögten, Viztumben, Vögten, 
Pflegern, Verwesern, Amtleuten, Schultheissen, Bürger- 
meistern, Richtern, Räthen, Bürgern, Gemeinden und sonst 
allen andern, unsem und des heiligen römischen Reichs 
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Unterthanen und Getreuen in was Würdens, Stands oder 
Wesens die seyen, hiermit ernstlich etc." Auch da, wo 
die Adresse kürzer an ,,Stande und Oberkeiten" geht, lautet 
doch der Styl kaiserlicher Verordnung gleichmassig: Wir 
setzen, wollen, ordn.en und gebieten. 

Von Hause aus lag der Erlass solcher Verordnungen in 
der Gompetenz des Kaisers als obersten Richters und 
Friedensbewahrers unter Autorität des Königsbanns. Die 
Wirksamkeit des Landfriedens und der wichtigeren Anord- 
nungen überhaupt war aber von Anüemg an durch eine 
willige Kooperation der Reichsstände bedingt. Sie erscheinen 
daher als Verordnungen mit Billigung und Zustimmung 
der Reichsstände, — als verfassungsmässige Gesetze, — 
wenn auch in der PubUkationsform diese Zustimmung nicht 
erwähnt wird. Die wachsende Macht und Selbständigkeit 
der grossen Reichsstände seit der Reformation drängt das 
kaiserliche Verordnungsrecht in immer engere Grenzen 
zurück. Sehr gewöhnlich vereinbaren sich später die 
Collegien des Reichstags über die einzelnen Massregeln 
und ersuchen dann den Kaiser, dem entsprechende „Mandate 
und Edikte in das Reich zu erlassen." Auch da, wo ein- 
seitige Verordnungen des Kaisers ergehen (wie das Mandat 
Maximilians IL gegen die Handwerksmissbräuche vom 
18. März 1571), stehen sie in wesentlicher Uebereinstim- 
mung mit vorangegangenen Beschlüssen des Reichstags. 

Noch häufiger wird in den Polizeiordnungen den ein- 
zelnen Reichsständen geboten oder anheim gestellt, „in 
ihren Landen und Gebieten die nöthige Verfügung zu thun" 
und dementsprechende „Satzungen zu machen^, zuweilen 
(wie in dem Reichsgutachten vom 19. Juni 1676) mit der 
ausdrücklichen Anerkennung „weil wegen Unterschied der 
Lande, Gebräuche, Waaren und anderer Umstände eine all- 
gemein durchgehende Specialsatzung schwerlich würde statt- 
haben können". Oder wie es sehr verständigerweise in der 
R. P.O. 1530. Tit. 24 heisst: „Nachdem aber Tagelohn, 
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Botenlohn, Münz, die Geschäft und Arbeit in den Landen 
nicht gleich, so wollen wir, dass jede Oberkeit in ihrem 
Gebiet eine stattliche Ordnung und Satzung derohalber 
aufrichte". 

Fast alle schwierigen und verwickelteren Massregeln 
dieser Art beruhen «uf der Voraussetzung eines Inein- 
andergreifens allgemeiner kaiserlicher Mandate und 
Edikte mit besonderen von den einzelnen Beichsständen zu 
erlassenden Edikten oder Satzungen. Ein solches Yer- 
ordnungsrecht der Reichsstande wird als selbstverständlicher 
TheU ihrer Gerichts- und Polizeiobrigkeit vorausgesetzt, und 
weist ebendamit auf das uirsprünglich kaiserliche Yerord- 
nungsrecht zurück, aus welchem es rechtlich abgeleitet ist. 

Das aus diesen Gesetzen und Verordnungen entstehende 
Recht ist nach römischem Sprachgebrauch ein jus extra- 
ordinarium, wesentlich verschieden von dem durch die 
Schö£Pengerichte gehandhabten Recht. Innerhalb des her- 
gebrachten ordo judiciorum ÜEUiden die SchöfiPen ihr Urtheil 
im bürgerlichen Rechtsstreit und über die strafrechtliche 
Genugthuung nach hergebrachtem Landesrecht, in welchem 
auch das alte Recht der Kapitularien nur als gewohnheits- 
rechtliche Satzung galt. 

Das durch die Polizeiordnungen entstehende neue Recht 
dagegen gehört von Hause aus in Form und Sache nicht 
zur Competenz der rechtsprechenden Gerichte. Es war 
kein Recht, welches irgend wie und wann aus dem Rechts- 
bewusstsein und den Gewohnheiten des Volks zu schöpfen 
war, sondern beruhte lediglich auf Satzungen der Obrigkeit. 
Zu deren Ausfuhrung bedurfte es vielfach auch noch be- 
sonderer Veranstaltungen, welche im deutschen Reich durch 
die Selbständigkeit der einzelnen Glieder eine eigenthüm- 
liche Gestalt annahmen. 

In der Weise der Ausfuhrung erscheint vorweg ein 
Unterschied zwischen Polizeistrafgesetzen und Polizei- 
verwaltungsgesetzen, der, durch die verschiedene Natur 
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der Massregeln bedingt, dem System der convictions und 
der Orders im englisclien Yerwaltongsrecht parallel lauft, 
und welcher bis heute fortlebt. 

1. Die Polizeistrafgebote der Reichspolizei- 
ordnungen richten sich an die Unterthanen, und um- 
fassen solche Massnahmen, in denen es zur Erreichung des 
Zwecks ausfuhrbar und genügend erscheint, bestimmte Hand- 
lungen oder Unterlassungen der Unterthanen direkt und 
unbedingt zu gebieten oder zu verbieten. Zuweilen ord- 
net das Gesetz bestimmt bemessene Geldbussen, (beispiels- 
weise die Polizeiordnung von 1530 Tit. 32 § 1), eine Pön 
von 20 Thlm. gegen das Correspondiren der Handwerker- 
innungen unter sich (Reichsgutacht. 4. Sept. 1732 Nr. 6) 
oder eine andere benannte Strafe. Oder es wird ausdruck- 
lich eine arbiträre Strafe genannt: „welche Straf nach Ge- 
legenheit und Gestalt der Sachen Unser Kaiserliches Kammer- 
gericht zu handhaben und zu moderiren Macht und Befehl 
haben soll" (R.P.O. 1548. Tit. 34. §4.). Oder: „SoUen 
sie damit in Unsere schwere Ungnad verfedlen sein und 
nach gestalteten Dingen pro arbitrio von Uns gestraft wer- 
den" (Speyerer R. A. 1570 § 159). Am häufigsten aber 
beschränken sich 4ie Reichspolizeiordnungen auf Ermächti- 
gungsklauseln, welche den einzelnen Reichsständen anheim- 
stellen oder nachdrücklich zur Pflicht machen, bestimmte 
Handlungen „zu verbieten und zu strafen"; „ernstlich zu 
strafen"; „bei merklich hohen Pönen zu untersagen"; 
„ernstlich und härtiglich zu strafen"; „nach Gelegenheit an 
Leib und Gut zu strafen " ; „an Ehre, Leib, Gut und Blut 
zu strafen" u. s. w. Li Ausfahrung solcher Strafandrohungen 
konnten landesherrliche Strafedicte ergehen. Es konnte 
aber auch schon auf Grund des Reichsgesetzes selbst eine 
„arbiträre Strafe" erkannt werden. Die Ausfuhrung fiel 
den landesherrlichen- und Ortsbehörden in ihrem ordent- 
lichen Geschäftskreise zu, in welchem Justiz- und Polizei- 
gewalt noch regelmässig vereint war (unten Abhandl. VI). 
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Als in den Städten und später allmälig weiterschreitend 
die Organe der Gerichts- und der Polizeiyerwaltung sich 
zu scheiden begannen, trat eine Scheidung der Behand- 
lung ein: 

a) Die schwereren Falle fedlen den ordentlichen Straf- 
gerichten im regelrechten Gange des YerüeJirens zu; die 
bezüglichen Clausein der Beichspolizeigesetze werden den 
Artikeln der Carolina angereiht und gleichartig behandelt. 

b) Die leichteren Straffalle dagegen bleiben gewöhn- 
lich vereint mit der „niederen Gerichtsbarkeit", seien dies 
die Civilgerichte oder polizeiobrigkeitliche Stellen in zahl- 
losen Varianten, mit einem summarischen Yerüahren. 

Ein durchgreifender Gegensatz der Behandlung bestand 
in sofern nicht, als in Criminalfallen leichterer Art die 
Praxis überall sich ein summarisches Yerüahren bildete. 

2. Die Klasse der Polizeiverwaltungsgesetze da- 
gegen umfasst diejenigen Klauseln der Reichspolizeiordnun- 
gen, die sich als Gebote an die Obrigkeiten (nicht die Un- 
terthanen) richten, und welche demgemäss durch obrigkeit- 
liche Befehle für den Einzelfall (orders) nach yorgängiger 
Untersuchung der Sachlage zu handhaben sind. Ihrer Ein- 
wirkung auf die mannigfaltigsten Verhältnisse des bürger- 
lichen Lebens entsprechend erscheinen sie als mandata de 
non turbando, non offendendo, non grayando, non contra- 
yeniendo, de praestando debitam obedientiam, de non in- 
hibendo, m. immissorialia, compulsoria inhibitoria, cassa- 
toria, restitutiya, praeceptiya, wie sie die Praxis des 
Eeichskammergerichts in Ausfuhrung der Reichspolizeiord- 
nongen bezeichnete. Häufig setzen sie auch besondere An- 
stalten und Organe der Ausführung yoraus. Die Reichs- 
gesetze treffen zuweilen besondere Fürsorge dafür, bei- 
spielsweise durch die Bestellung yon Commissarien und 
Commissionen zur Ausführung der Censurgesetze (Frank- 
furter Dep. Absch. 1571, S. 37 etc.), durch die Einsetzung 
besonderer Commissarien (Amptleute) zur Ausführung der 
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Weinordnung von 1498 (§4), for welche dann ein be- 
sonderer Amtseid vorgeschrieben wird. In der Regel aber 
geben die Gesetze nur allgemeine Ermächtigongsklanseln: 
„dass Stände und Oberkeiten Fürsehung thun"; „ernst- 
liches Aufsehen haben"; „ernsten Fleisses Obacht haben" 
sollen etc. Die einzelnen Keichsstande haben dann die zu dem 
Zwecke dienenden besonderen Verfügungen oder allgemeinen 
Anweisungen zu erlassen, di6 besonderen Anstalten und 
Organe der Ausführung zu schaffen, for welche Massregeln 
ein allgemeines polizeiliches Zwangsrecht gilt. (Pütter, 
Instit. § 242.) Die in der Kegel sehr vage Fassung und 
weitschichtige Motivirung der Polizeiverwaltungsgesetze war 
durch die grosse Mannigfaltigkeit der obrigkeitlichen Organe 
und der örtlichen Verhältnisse bedingt, und führte eben- 
deshalb zu einer häufigen Anwendung polizeilichen Zwangs 
im Einzelfall. 

So bildete sich in dem vielgegliederten Reich ein 
zusammenhängendes System ausserordentlicher 
Rechtsnormen, in welchem Reichs* und Territorialge- 
walt, Gesetz und Verordnung, allgemeine Anordnung und 
spezielle Verfugung, Justizverwaltung und Rechtssprechung 
in einer Weise in einander griffen, welche erst das spätere 
Verwaltungsrecht systematischer zu scheiden begann. 

Als ausführende Organe dieses Polizeirechts kamen nach 
der Zusammensetzung des Reichs in Betracht: 

Unmittelbare Reichs behörden (die Reichsgerichte) ; 

Provincielle Organe (Kreisstände); 

Die einzelnen Landesobrigkeiten (Reichsstände). 

1. Für den Landfrieden, die Religionsfrieden und all» 
wichtigeren Polizeigesetze haben Kaiser und Reichs- 
stände sich selbst wenigstens die Ueberwachung vorbe- 
halten. Da es dabei auf bestrittene, thatsächliche und 
rechtliche Voraussetzungen ankommt, so $ind die laufenden 
Funktionen den Reichsgerichten übertragen. Diese Be- 
hörden fungiren im Gebiete des Polizeirechts aber (wie in 
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England) als Oi^ane der yollziehenden Gewalt, wie denn 
auch im korrekten Sprachgebrauch „Kaiser und Keichs- 
gericht" als entscheidende Stelle bezeichnet werden, z. B.: 
„wollen Wir als Komischer Kaiser oder aber Unser Kaiser- 
liches Kammergericht bei Strafe gebieten" etc. Folgeweise 
werden diese Polizeigewalten nicht im ordentlichen Prozess- 
verfahren, sondern durch neugestaltete, den fremden Eechten 
entlehnte Proceduren geübt. 

2. Für den Landfrieden, für die Münzordnung und 
für die Ordnung der EeichszöUe sind insbesondere die 
Kreisstände mit der Ausfahrung betraut. In den 
sechs alten Beichskreisen waren dies freilich standisch 
organisirte Körperschaften, welche die übertragenen Funk- 
tionen nicht als Amtspflichten, sondern als eigene B.echte 
einer „Kreispolizei" ansahen, und denen selbst die geeig- 
neten Organe und Mittel der Ausführung fehlten. Die 
überall lahme Exekutive durch die Kreisstande, mit ihren 
mannigfaltigen Streitigkeiten über die Zuständigkeit der 
Kreisobersten, der kreisausschreibenden Fürsten, der Bei- 
tragspflicht der Mitglieder etc. behielt nur in sofern einige 
Bedeutung, als sie für die kleinen Grundherren und Städte 
eine moralische Einwirkung übten, um eine flagrante Bei- 
seitsetzung oder Verhöhnung der Reichsgesetze zu ver- 
hüten. Manche verständige Einrichtung kam auch wohl 
durch Verabredung unter benachbarten Reichskreisen zu 
Stande. 

3. Der Schwerpunkt aller Ausführung blieb danach in 
den einzelnen Landesobrigkeiten, deren Behörden, 
Amtleuten und Stadtverwaltungen. Wie sie die Mühen und 
Kosten der Einzelausfuhrung trugen, so beanspruchen sie 
aber auch die Ausführung gegen ihre Unterthanen als ihr 
Recht. Wie nach der Exekutionsordnung selbst die ge- 
richtlichen XJrtheile des Reichsgerichts gegen Mittelbare nur 
durch ihre ordentliche Obrigkeit vollzogen werden dürfen: 
so beanspruchen die einzelnen Reichsstände diese Selbstän- 
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digkeit auch für die Massregeln der Polizeiordnung. Im 
Falle ihrer Säuianiss aber soll der Reichsfiskal als Kläger 
bei den Reichsgerichten auftreten, nach der Klausel: 

„und ob einig Oberkeit in Handhabung und YoU- 

Ziehung solches Gebots gegen ihren Unterthanen 

säumig oder lässig würde, so soll unser kaiserlicher 

Fiskal solche Unterthanen, so überfahren hätten, an 

unserm kaiserlichen Kammergericht zu gebührlichen 

Strafen vornehmen.« 

In der Reichspolizeiordnung (Tit. 10. Tit. 14. §. 7) wird 

dafür eine Reihenfolge angegeben, welche überhaupt als 

Regel gemeint war: 

An erster Stelle sollen die Landesobrigkeiten das 
Strafamt üben und damit das Recht auf Einziehung der 
Bussen haben. 

An zweiter Stelle tritt das Kaiserliche Strafamt durch 
den Reichsfiskal ein, wenn Reichsstände die Polizeiordnung 
selbst übertreten oder in Ausfahrung derselben sich säumig 
finden lassen. 

Diese fiskalische Klage wird bei Vergehen gegen den 
Landfrieden, ReHgionsfrieden, gegen Reichspolizei- und 
Münzordnung und sonst ausdrücklich sanktionirt und war 
allgemein gemeint; sie ist indessen gegenüber dem Selb- 
ständigkeitsbestreben der Reichsstände und in Ermangelung 
einer genügenden Information durch lokale Organe nicht 
häufig zur Anwendung gekommen und später fast verschwun- 
den. Die Verschiedenartigkeit der ständischen Gebiete, der 
Mangel aller unmittelbaren Vollzugsbeamten, die Schwer- 
fölligkeit und Umständlichkeit aller Proceduren bei dem 
Reichsgericht machte eine wirksame einheitliche Controle 
der Ausführung von Reichswegen jeder Zeit schwer, und 
dieser üebelstand blieb in stetigem Wachsen. 

Ebenso lückenhaft gestaltete sich folgeweise der Rechts- 
schutz der Unterthanen gegen eine missbräuchliche 
Anwendung jener Gesetze. 
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In der Stufenleiter der Ausföhning lag zugleich der 
Kechtsschutz des Einzelnen. 

Soweit die Reichsgerichte unmittelbar zuständig, 
war durch ihr Verfahren dafür gesorgt, allen Betheiligten 
Gehör zu gewähren. 

Soweit die Kreisstände zuständig, war auch hier far 
die Möglichkeit eines rechtlichen Gehörs gesorgt. 

Soweit die Landesobrigkeiten Keichspolizeigesetze 
Yollzogen, blieb den Unterthanen die Möglichkeit einer Be- 
schwerde bei Kaiser und Reich, d. h. bei den in deren Na- 
men funktionirenden Reichsgerichten. Dies Beschwerderecht 
lag bei streitigen Fragen derReichspolizeiordnungen schon 
in der Cognition, welche die Reichsgerichte über deren Hand- 
habung auch „ad instantiam subditorum" zu üben hatten. 

Es konnte aber auch von einzelnen Unterthanen gegen 
solche polizeiliche Verordnungen und Verfügungen erhoben 
werden, welche die Lande sobrigkeit aus eigener 
Autorität erlassen hatte. Denn die polizeiliche Gewalt 
der Landesherren war ein Theil ihrer gerichtsobrigkeitlichen 
Gewalt, folgte also dem Instanzenzug der Justizbeschwerden 
an Kaiser und Reich, als eine Beschwerde wegen Missbrauchs 
der Amtsgewalt, welche an der Stelle anzubringen ist, aus 
welcher diese Gewalten sich ableiten*®*), und zwar in folgen- 
den Procedurformen : 

Zunächst steht den Unterthanen ein Mandatspro cess 
auch gegen ihre Landesobrigkeit zu aus solcher Handlimg, 
„welche an ihr selbst von Rechts- oder Gewohnheitswegen 
for unrechtmässig zu halten," — vermöge der Generalclausel 
propter factum nullo modo justificabile, — jedoch mit be- 
schränkenden Vorschriften, namentlich „dass narrata zuvor 
verisimiliter zu bescheinen" (Conc. R. K. G. 11. 25). 

Dieser Mandatsprocess erscheint alsRescriptsprocess 
beim Reichshofrath, welcher in vielen Fällen die etwas ge- 
lenkigere Form des Rescripts vorzog, doch wesentlich nach 
gleichen Grundsätzen verfuhr. 

6n ei 8t, Rechtsstaat 2. Aufl. 6 
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Eine Extrajudicial- Appellation wird den XJnter- 
thanen gestattet in Fällen, „da die Obrigkeit vi potestatis 
ihre ünterthanen ausserhalb Gerichts mit beschwerlichen 
Bescheiden, Geboten oder Verboten oder auch Geldstrafen 
graviret. " (R. A. 1594. §. 94. Conc. R. K. G. H. 31. §. 1& 
bis 18). 

Für die von dem Reichs fiskal zu verfolgenden Ueber- 
tretungen der Reichspolizei -Ordnung und anderer Reichs- 
gesetze werden einige Grundsätze der Procedur, namentlich 
eine Vorprüfung der Anklage durch einige Mitglieder des 
Gerichtshofs in der Weise einer Rathskammer vorgeschrieben 
(R.K.G,n. 21). 

In Landfriedensbruchssachen endlich ist ein be- 
sonderer Achtsprocess auf Supplication der Betheiligten oder 
ex officio angeordnet, mit Einschaltung von mandatis de 
non offendendo etc. (R.K.G. 11. 10). 

Es ist dies scheinbar eine sehr weit ausgedehnte 
Rechtshülfe, und namentlich sind die Clausein für die Zu- 
lassung eines Mandatsverfahrens sehr vag aufgezählt „die- 
weil es nicht möglich, alle Fälle, in welchen mandata sine 
clausula zu erkennen, unterschiedlich aufzuzählen" (R.A. 
1594 §. 79). Diese vage Fassung war sogar Gegenstand 
häufiger Beschwerden der Fürsten und Reichsstädte im 
Reichstag. 

So weitgreifend das Beschwerderecht indessen aussieht, 
so beschränkt gestaltete es sich in der Wirklichkeit sowohl 
der Form wie der Sache nach. 

Formell zunächst kann der Unterthan kein 
Klagerecht beanspruchen; denn aus dem neugestalteten 
Polizeirecht liess sich weder eine rechtsförmliche Kla.ge 
nach deutschen Rechten noch eine civilis actio nach 
römischen Grundsätzen ableiten. Diese Verwaltungsstreit- 
sachen sind völlig verschieden von den possessorischen und 
petitorischen Klagen über den Besitz einer Landeshoheit 
'^der eines obrigkeitlichen Realrechts, wie solche unter den 
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Reichsständen so überaus häufig geführt wurden, so lange jene. 
Rechte nach dem System der Belehnung als ein dominium 
utile besessen wurden. Für jene Verwaltungsbeschwerden 
fanden sich Analogien nur in den fremden Rechten, in der 
canonischen appellatio extrajudicialis, in dem Rescriptspro- 
cesse und in der quereta des römischen Verwaltungsrechts. 
Dieser Geschäftskreis wird bei den Reichsgerichten demge- 
mäss bezeichnet als „Sachen mandatorum vel simplicis 
querelae". Frhr. von Gramer nennt sie causae politicae 
ordinationis. Dieser polizeiliche Geschäftskreis steht völlig 
selbständig neben dem System der hergebrachten Civil- und 
Strafklagen. Der ordentliche Rechtsweg wird dadurch 
weder beschränkt noch erweitert. War also nach den 
Grundsätzen des bürgerlichen Rechts eine Klage begründet, 
so geht solche ihren Gang neben dem Beschwerdeverfahren 
aus den Polizeigesetzen. Der Grundsatz, dass Polizeiver- 
fttgungen gegenüber eine Klage aus einem Specialtitel — jus 
speciali titulo aequisitum — stattfindet, entspricht von Hause 
aus der Rechtsconstruction unseres öffentlichen Rechts ^^*')* 
Sachlich beschränkt ist das Beschwerderecht durch 
die Natur der Geschäfte selbst. Ein femstehendes 
Richterkollegium konnte in Polizeisachen weder die Richtig- 
keit der thatsächlichen Voraussetzungen eingehend prüfen, 
noch die Angemessenheit und Billigkeit der einzelnen Po- 
lizeimassregeln ermessen. Es war in dieser Beziehung 
naturgemäss auf die amtlichen, pflichtmässigen Berichte der 
Landesbehörden verwiesen, und schon aus geschäftlichen 
Gründen musste sich das Einschreiten des Reichsgerichts 
in der Regel auf klare Competenzüberschreitung und evidente 
Fälle eines Missbrauchs der Gewalt in fi'audem legis be- 
schränken — in causis atrocibus vel aperte injustificabilibus 
nach dem Ausdruck Moser's. Wie in England die Praxis 
der Reichsgerichte bei den writs of mandanus, certiorari etc., 
sich aus sachlichen Gründen beschränkt hat, so ist dasselbe 
auch in Deutschland durch die Praxis geschehen, noch ehe 
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die Keichsgesetzgebung solche Beschränkungen ausdrücklich 
aussprach. Und ebenso hat sich der Grundsatz, dass den 
Beschwerden in Polizeisachen ein Suspens iveffect in der 
Regel nicht beizulegen sei, hier wie dort in der Praxis ge- 
bildet. 

Den Reichsständen selbst erschien dies Einschreiten 
der Reichsgerichte als ein Eingriff in ihre „wohl herge- 
brachten obrigkeitlichen Rechte", welcher stets mit Eifer- 
sucht angesehen wurde. Ein Einschreiten gegen Churfiirsten 
galt schon frühzeitig als unrathsam. Wie die kleinsten 
Ortsobrigkeiten ihre Verwaltung alsbald als eigenes Recht 
und deren Selbständigkeit als Ehrensache ansehen, so galt 
dies in erhöhtem Masse von den mächtigen Reichsständen, 
welche zwei Jahrhunderte hindurch immer nur in der einen 
Richtung bemüht sind, diese reichsgerichtliche Instanz in 
den engsten Grenzen zu halten. 

Schon der Reichsabschied von 1594 § 94. 95 spricht 
aus, dass solche gravamina gegen beschwerliche Bescheide, 
Gebote und Verbote jure et vi potestatis atque jurisdictionis 
nicht leichtiglich zugelassen und nicht anders Pro- 
cesse erkannt werden sollen, als wenn das gravamen zu- 
forderst verisimiliter erwiesen sei. Die Reichsge- 
richte wurden auf Befolgung dieser Beschränkungen nach- 
drücklichst angewiesen. 

Durch den westphälischen Frieden war die landesherr- 
liche Staatsgewalt um ein Bedeutendes weiter gerückt und 
den Ständen die Unterlassung jedes Eingriffs „in ihre 
Landeshoheit in Regierungs-, Religions-, Polizeisachen" aus- 
drücklich zugesagt (I. P. 0. Art. I. § 8). Der I. R. A. 1554, 
§ 105. 106 schärft nunmehr dem Reichskammergericht ein, 
den Unterthanen und Bürgern wider die Obrigkeit nicht 
leichtiglich Processe zu erkennen, sondern vorher um 
Bericht zu schreiben; „insbesondere, wenn Sachen der ins 
Gemein eingeführten guten Poletzey, Zunft- und Hand- 
werksordnungen anhangen, jedes Orts Obrigkeit und des 
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Status public! mit einlaufendes Interesse mit seinen Um- 
ständen wohl erwogen, ehe der Richter die Processe er- 
kennt; fomehmlich aber in dergleichen Sachen keine in- 
hibitio zu erkennen, sondern dafem solche Sach wider 
selbigen Orts hergebrachte Handwerks- und andere her- 
gebrachte rechtmässige Ordnung laufet, abzuweisen, und an 
des Orts Obrigkeit (als die ohne das die Gewalt haben 
dergleichen Statuta nach Gelegenheit der Läuft und Zeiten 
zu widerrufen und zu ändern) zu verweisen." 

Freiherr von Gramer bezeugt es als Praxis des 18. Jahr- 
hunderts, dass bei Streitigkeiten über ergangene Polizei- 
ordnungen öfter clausula expressa angehängt wird, „dass 
man in dieser nur zwischen beiden Theilen und über ihr 
Privatinteresse obwaltenden Appellationssache die Po- 
lizeiverordnungen im geringsten nicht kränken wolle. — 
Wo es aber allein auf das Recht der Reichsstände eine 
Ordnung nach Gelegenheit der Läuffte und Zeit zu ändern 
ankommt, da ist es etwas anderes und caussa mere politica, 
auch exemt von der Jurisdiction der höchsten Reichsgerichte". 

Ebenso tritt diese Richtung in den späteren Wahl- 
capitulationen hervor, in welchen der Kaiser verspricht, 
die Landesunterthanen zum schuldigen Gehorsam gegen 
ihre Landesobrigkeit zu erhalten, die Unterthanen von 
deren „ Botmässigkeit und Jurisdiction nidit zu eximiren", 
in Sonderheit wenn es die landesherrliche Obrigkeit betrifft 
ad nudam instantiam subditorum keine Mandata noch Pro- 
tectoria oder Conservatoria zu ertheilen, sondern zuvörderst 
die Aus trag in Acht zu nehmen. „Wo aber die Juris- 
dictio fundiret, dennoch ehe und bevor die Mandata er- 
gehen, die beklagte Obrigkeit mit ihrem Bericht und Ge- 
gennothdurft vernehmen, und wenn alsdann sich befinden 
würde, dass die Unterthanen billige Ursache zu klagen 
liaben, dem Piocess schleunig abhelfen, inmittelst aber 
gleichwohl sie zum schuldigen Gehorsam gegen ihre Obrig- 
keit anweisen." 
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Das Gesammtresultat dieser Hergänge ist ein 
der englischen Entwickelung der Controljustiz 
der Reichsgerichte analoges. Hier wie dort hat sich 
die Natur der Sache geltend gemacht. Ein der laufenden 
Polizeiverwaltung und den Ortsverhältnissen fem stehen- 
des RichtercoUegium vermag überall schwer in einzelne 
Polizeimassregeln einzugreifen, vermag die relativ zu be- 
stimmenden Voraussetzungen so wenig wie die Zweck- 
mässigkeit der Massregeln durch ein formales Verfahren fest- 
zustellen. In jeder Polizei Verwaltung empfindet man femer 
die Nachtheile einer zwiespältigen Autorität, welche aus 
dem Eingreifen einer fern stehenden Behörde in die tag- 
liche Aktion der verantwortlichen Lokalobrigkeit entsteht. 
Wie das englische writ of certiorari beschränkt sich daher 
das deutsche Reichsgericht auf Fragen der Gesetzauslegung, 
auf evidente Rechtsverweigerung oder Missbrauch der Amts- 
gewalt in fraudem legis. Wie in England durch zahllose 
Gesetze bis heute das writ of certiorari ausdrücklich aus- 
geschlossen, d. h. den Unterthanen versagt und nur im In- 
teresse der Krone vorbehalten wird: so haben die deutschen 
Reichsgesetze das Eingreifen der Reichsgerichte in Polizei- 
sachen „ ad nudam instantiam subditorum " ^ür Ausnahme 
gemacht. 

Gewiss war iin practisches Bedürfniss vorhanden, den 
Unterthanen einen weitergehenden Schutz zu gewähren, 
und noch weiter als das Bedürfniss geht die deutsche Nei- 
gung zu Beschwerden über die Polizei. Die Gefahr des 
Missbrauchs dieser Gewalten liegt vorzugsweise in einer 
chicanösen Anwendung derselben auf eine Schein -Veran- 
lassung und noch mehr in einer ungleichen Massbestimmung 
der Polizeigebote aus Gunst oder Ungunst gegen Individuen 
oder in systematischer Parteilichkeit. Dieser vitale Punkt 
der Rechtscontrole ist durch die Rechtssprechung eines 
obersten Gerichtshofes überhaupt nicht zu treffen. Auch 
das englische Recht hat diesen Punkt nur durch die Ver- 
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• 
waltungsjurisdiction in I. und ü. Instanz zu treffen ver- 
mocht, weil eine controlirende Prüfung über Veranlassung 
und Mass des Polizeizwangs sich von der Ausführung und 
den ausfuhrenden Behörden nicht trennen lässt. Diese 
Seite des Rechtsschutzes liess sich auch in Deutschland 
nur herstellen durch eine specielle Organisation der Bezirks-, 
Kreis- und Ortsbehorden. Sie fiel daher in Deutschland 
dem Landesstaatsrecht zu (unten Abhandl. VI), welches 
hier wie überall mit dem Rechtsbau des Beichsstaats ein 
sich gegenseitig ergänzendes Granze bildet. 

Erscheint hienach in dem Gebiet der Polizeiverwaltung 
der Rechtsschutz im deutschen Reichsstaat mangelhaft 
entwickelt, so gilt dies auch von den nachfolgenden Ge- 
bieten des Verwaltungsrechts, die wir in der Reihe der 
englischen Verwaltungsjurisdiction weiter verfolgen. 

n. Im Gebiet der Militärverwaltung treten auch 
im deutschen Reich Bestrebungen nach einer festen Mass- 
bestimmung und damit Anfänge eines Verwaltungsrechts her- 
vor. Mit dem Verfall der Lehnsmiliz, mit der Entstehung 
einer städtischen Bewaf&iung, mit der fortschreitenden Be- 
deutung des Fuss Volks wurden wiederholt neue Verthei- 
lungen der von den Ständen aufzubringenden Mannschaften 
nöthig. Die Wormser Matrikel von 1521 und spätere 
Eeichsschlüsse gelangten damit zu festen Contingenten. 
Die Reiter- und Fussknechtbestallung von 1570 enthielt 
die Anfange eines Organisationsgesetzes, welches freilich 
seit dem dreissigjährigen Krieg veraltet erschien. Die 
Reichsstände hielten für sich jedenfalls einen festen Mass- 
stab der Kriegsleistung fest, üeber die zahllosen Ansprüche 
Einzelner auf „Moderation" ihres Contingents wegen ver- 
änderter Umstände konnte indessen kein Gerichtshof, son- 
dern nur die Gesammtheit der Reichsstände selbst ent- 
scheiden. Für die kleineren Stände bietet die Reichskreis- 
ordnung ein System der Selbstverwaltung, in welchem jeder 
Kreisstand für Recrutirung, Sold, Proviant und Munition 
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sorgen sollte. Das ganze ßeichskriegswesen befand sich 
indessen in einem solchen Nothstand, dass die Reichsyer- 
waltung alle Einzelheiten den Localobrigkeiten überlassen 
musste. Gleichmässige gesetzliche Normen Hessen sich 
weder für die zerstückelte Reichskriegsverwaltung geben, 
noch für die Leistungen der Unterthanen zum Zweck der 
Landesvertheidigung in den Einzelgebieten. Es wird daraus 
verständlich, warum den Reichsständen ausdrückUch zuge- 
sichert wurde, „dass die Landstände und Unterthanen sich 
dee Beitrags zu den Festungen, Plätzen und Garnisonen 
nicht zur Ungebühr entschlagen sollen," dass sie mit Be- 
schwerden dagegen „beim Reichsgericht nicht gehört, son- 
dern a limine judicii ab und zur schuldigen paritio an ihre 
Landfürsten und Herren gewiesen werden," und dass in 
specie in Sachen der jura armaturae, sequelae, Landesde- 
fension, Besatzung der Festungen und Erhaltung der Gar- 
nisonen keine Mandata noch Protectoria zu ertheilen (W. 
Cap. Art. 15 § 3, Art. 19 § 6, 7 *»). 

Die Entwickelung war auch hier auf die Landesge- 
setzgebung verwiesen, in welcher eine Verwaltungsjuris- 
diction sich mit der allmäligen Einführung der persönlichen 
Dienstpflicht bildet. 

m. Das Gebiet der Finanzverwaltung beruhte 
im Mittelalter auf Naturalleistungen, Domänen, Zöllen und 
anderen nutzbaren Hoheitsrechten (Regalien). Diese „erb- 
liche Revenue" der Krone ging aber massenhaft durch Ver- 
leihung verloren, ohne durch eine regelmässige Steuerbe- 
willigung Ersatz zu finden. 

Die in der Noth der Hussitenkriege eingeführte Ver- 
mögens- und Einkommensteuer (gemeiner Pfennig) 
kam bei dem stetigen Widerstreben der Reichsstände im 
XVI. Jahrhundert wieder ausser Gebrauch. Die von Zeit 
zu Zeit bewilligten „ausserordentlichen" Steuern werden 
später in der Regel nach Römermonaten, also nach der 
Matrikel der Ejiegsleistungen vertheilt. Für die einzige 
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permanente Ereichssteuer zur Erhaltung des Keichskammer- 
gerichts wird eine besondere Matrikularumlage festgestellt 
und von Zeit zu Zeit durch Reichsbeschlüsse amendirt. Die 
reichsstandischen Anschauungen finden sich gegenüber allen 
Ansprüchen des Reichs immer mit fixirten und kontingen- 
tirten Beiträgen ab. Ein Wetteifer unter ihnen besteht nur 
in Ansprüchen auf „Moderation" und in einer chronisch 
werdenden Neigung mit ihren Beitragen im Rückstand zu 
bleiben. 

Zur Aufbringung dieser Leistungen für das Reich 
massten die Unterthanen der Reichsstande beitragen, 
soweit das landesherrliche Kammergut dafür nicht aus- 
reichte. Die ausserordentliche Verschiedenheit dieser Bei- 
tragsyerhältnisse in den Territorien und der mannigfaltige 
Wechsel derselben machten es aber unmöglich, von Reichs- 
wegen dafür feste Normen vorzuschreiben. Das Reich musste 
sich auf eine Empfehlung, darin „Gleichheit und Billigkeit" 
zu bewahren, und ähnliche allgemeine Gesichtspunkte be- 
schränken, ohne dafür ein festes Verwaltungsrecht und Re- 
Uamationsverfahren büden zu können. 

Diesem Zustand des Reichsfinanzrechts entsprechen die 
dafür gegebenen Rechtscontrolen. 

Einerseits kann der Reichsfiscal bei dem Reichs- 
gericht unmittelbar eintreiben: Rückstände der Kammer- 
zieler und andere verfassungsmässig bewilligte Reichsab- 
gaben; andererseits die Erhebung ungebührlicher Zölle, die 
TJeberschreitung der Vorschriften über die Zollstätten ver- 
folgen etc., analog wie in England bei dem Schatzkammer- 
gericht. 

Umgekehrt hat der einzelne Reichsstand und der Privat- 
mann keine Klage wegen seiner Reclamationen gegen die 
Beichskasse. Die ständisch organisirten Staatsgewalten ge- 
währen ein Klagrecht gegen ihr eigenes Interesse kaum je- 
inals. Das englische Recht gewährt sie nur mittels Petition 
an den König durch den Reichskanzler; im deutschen Reich 
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standen an deren Stelle gewissermassen die zahlreichen 
Keclamationen auf Moderation der Anschläge. 

Günstiger gestaltete sich im Finanzrecht das Verhältniss 
der Unterthanen gegenüber den Landesherren, je- 
doch mit erheblichen Unterscheidungen. 

1. Für Streitsachen inter fiscum et privates ge- 
währt das deutsche Recht eine Klage vor den ordentlichen 
Gerichten, welche aus der allmäligen Entstehung der 
Landeshoheit hervorgegangen ist. So lange die domini 
terrae des Mittelalters den Einsassen ihre Gebiete nur als 
Grossgrundbesitzer mit einem Complex von Gerichts-, 
Schutz- und nutzbaren Rechten gegenüberstanden, war ein 
Klagrecht des Unterthanen aus vermögensrechtlichen CoUi- 
sionen bei dem Gerichtsstand des Grundherrn selbstver- 
ständlich. Als später allmälig die Grundsätze des römi- 
schen Rechts vom jus fisci kekannt wurden, erschienen die 
römischen actiones adversus fiscum dem Herkommen kei- 
neswegs fremdartig. Indem man die überkommenen Privat- 
rechtsklagen hier wie überall festhielt, schlössen sich daran 
die neuen, aus dem römischen Recht abzuleitenden actio- 
nes, welche nun demselben Rechtswege folgen. Es ent- 
steht daraus eine Ausdehnung des Rechtsweges gegen den 
Fiscus im römischen Sinne, welcher in dieser Ausdehnung 
dem englischen, wie dem französischen Recht fremd ge- 
blieben ist. 

2. Das Recht der Regalien dagegen war längst vor 
der Reception der fremden Rechte als ein selbständiges, 
königliches Recht entstanden und durch Verleihung auf 
Kurfürsten und Stände übergegangen. Gegen die Beschrän- 
kungen des Eigenthums und der Gewerbsrechte, welche dies 
neue jus extraordinarium enthielt, konnte nicht jede Beru- 
fung auf die Freiheit der Person und des Eigenthums, son- 
dern nur ein jus speciali titulo acquisitum eine Klage 
begründen. Da aber alles Regalrecht der Reichsstände aus 
dem kaiserlichen abgeleitet war, so blieb dem Unterthanen 
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ein Beschwerderecht wegen Missbrauchs oder üeberschrei- 
tung der obrigkeitlichen Gewalt bei Kaiser und Reich als 
der Quelle der Verleihung, dessen thatsächliche und recht- 
liche Erörterung, wie in Polizeisachen, sachgemäss den 
Eeichsgerichten anheimfiel. Es entsteht daher fiLr diese 
Fälle ein Recht der quere la analog den Polizeisachen. 

3. Auch das Steuerrecht der Reichsstände gegen 
ihre ünterthanen war ein neu entstandenes Hoheitsrecht, 
welches theils aus einer Verpflichtung der Stande gegen 
das Reich, theils aus Vereinbarungen mit den Landstanden, 
theils aus partikularem Gewohnheitsrecht entstanden war. 
Gegen dies neue jus extraordinarium galt sowenig wie 
gegen die Polizeiordnungen eine Berufung auf die Freiheit 
des Eigenthums, wohl aber eine Beschwerde wegen Miss- 
brauchs der Landeshoheit bei Kaiser und Reichsgericht, 
sofern die Landesherren ohne einen Rechtstitel aus Reichs- 
gesetz, landständischer Vereinbarung oder Herkommen, 
willkürliche Schätzungen versuchten. Auch hier entsteht 
also ein Recht der quere la analog den Beschwerden im 
Gebiet der Polizeiordnungen. So ist schon im Reichsrecht 
der Grundsatz begründet: 
dass, wo der Staat als Fiscus in Eigenthums- und 
Schuldsachen dem Ünterthanen gegenüber steht, der 
ordentliche Rechtsweg stattfindet; gegen Missbräuch des 
Staatshoheitrechts dagegen nur eine querela bei den 
höchsten Reichsbehörden. 

Die Abgrenzung der beiden Gebiete war indessen nicht 
selten unklar, besonders wegen der bestrittenen Natur der 
niederen Regalien, und es war wohl von jeher eine Nei- 
gung vorhanden, Regalstreitigkeiten auf den Leisten der 
actiones adversus fiscum zu bringen. Mit Rücksicht darauf 
declarirt der Reichsabschied von 1594, „dass im Fall die 
Oberkeit tanquam pars und nicht richterlicher Weise 
(als Obrigkeit) gehandelt", — „dieweilen hierin mehr Sim- 
plex querela, denn die appellatio statthabe," — „solche 
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Sachen an Richter I. Instanz gewiesen werden," — d. h. 
die erstgenannte Parteiklage adversus fiscom an die ordent- 
lichen Gerichte, die querela wegen Missbrauchs der obrig- 
keitlichen Steuergewalt an des Reichsgericht. 

Die querela wegen Missbrauchs der Regal- und 
Steuerhoheit hat nun aber einen ähnlichen Grang genommen, 
wie im Gebiet der Polizeiordnungen. Die Natur der Sache 
hat sich auch hier dahin geltend gemacht, dass ein fem- 
stehendes Richtercollegium nicht die verwickelten thatsäch- 
lichen Voraussetzungen, nicht das Vorhandensein eines 
wirklichen „Landesbedürfiiisses", nicht die „Billigkeit und 
Angemessenheit" einer Steuereinschätzung zu prüfen ver- 
mochte. Die Reichsgerichte beschränken sich daher auch 
hier im Wesentlichen auf Rechtsfragen und evidente Ueber- 
schreitungen des Staatshoheitsrechts (causas atroces vel aperte 
injustificabiles). Am häufigsten erscheinen in der Reichs- 
kammergerichtspraxis Beschwerden über eigenmächtig auf- 
erlegte Zölle, Accisen, üngeld, Frohnden, Aneignung von 
Grundstücken unter missbräuchlicher Ausdehnung des 
Forstregals, Bruch der Landesverträge durch Erhöhung der 
Steuern gegen ausdrückliche Reversalien. Die einzelnen 
Reichsstände hielten auf eine solche Beschränkung der 
reichsgerichtlichen Cognition nicht nur als Ehrensache, 
sondern auch, damit durch die willkürliche Bestreitung 
ihrer Ansprüche ihnen ihre „Landesregierung" nicht er- 
schwert werde. Es erfolgen daher von Zeit zu Zeit reichs- 
gesetzliche Declarationen in völlig gleichem Sinne, wie 
über das Verfahren der Reichsgerichte in Polizeisachen. 
Der jüngste Reichsabschied giebt auch dafür die Anweisung, 
dass den TJnterthanen und Bürgern wider ihre Obrigkeit 
nicht leichtiglich Processe zu erkennen, sondern vorher 
um Bericht zu schreiben. Die Wahlcapitulationen seit 1663 
geben die wiederholte Zusicherung, die Landesunterthanen 
zum schuldigen Gehorsam gegen ihre Landesobrigkeit zu 
erhalten und solche von den „rechtmässig hergebrach- 
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ten Steuern, Zehnten, Bürden und Schuldigkeiten" weder 
unter dem Prätext der Lehnherrschaft, noch einigen anderen 
Schein eximiren und befreien zu wollen. Die Reichsgerichte 
werden angewiesen, dass Unterthanen „mit solchen Klagen 
a limine judicii ab und zur schuldigen Parition gewiesen 
werden": in Sonderheit, wenn es die landesherrlichen Re- 
gaUen überhaupt, in specie die Jura collectarum, sequelae etc. 
betrifft, ad nudam instantiam subditorum keine Mandata 
zu ertheilen, auch zuvörderst die Austräg in Acht nehmen, 
wo aber die Jurisdictio fiindiret, dem Process schleunig 
abzuheKen, „inmittelst aber die Unterthanen zum schul- 
digen Gehorsam gegen die Obrigkeit anzuweisen*®)". 

IV. Im Gebiet der Stadtverwaltung, in welcher 
das englische Selfjgovemment die jurisdictionelle Oberinstanz 
büdet, erscheint auch in den deutschen Reichsstädten eine 
analoge Oberinstanz für die Handhabung ihrer Gerichts-, 
Polizei- und Finanzgewalten. Auch hier geht in Polizei- 
und Finanzsachen die Querela der Unterthanen an die 
Reichsgerichte; indessen machten sich auch hier die Schwierig- 
keiten eines Eingreifens weit entfernter Richtercollegien in 
eine laufende Verwaltung geltend. Die Oberinstanz der 
Reichsgerichte beschränkte sich auch hier im Wesentlichen 
auf streitige Fragen der Gesetzauslegung und flagrante Fälle 
(causas atroces). Es war ein evidenter Fall, wenn das 
Kammergericht gegen die Strohdächer in Wetzlar ein- 
schritt. Es war ein Ausnahmsfall, wenn ein Urtheil des 
Keichskammergerichts a. 1795 den Magistrat zu Nord- 
hausen verurtheilte, eine Verordnung wegen „Erhöhung 
des üblichen Schrotgeldes" einzuziehen, „wogegen dem- 
selben unbenommen bleiben solle, eine allgemeine, die 
Bürger am wenigsten drückende, ihrem Gewerbe und Ver- 
mögen angemessene Erhöhung der Abgaben verfassungs- 
mässig auszumitteln". 

Mit dieser Massgabe blieben aber die Reichsgerichte 
Oberinstanz in Justiz-, Polizei- und Finanzsachen, ohne 
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welche ein schrankenloses Stadtregiment zu unerträglichen 
Missbräuchen gefuhrt haben würde. Wie für die kleineren 
Reichsstände überhaupt, so blieb auch für die Beichsstädte 
das Reich eine unentbehrliche, ergänzende Staatsgewalt^. 

Das Resultat dieser Verhältnisse war eine genügende 
Rechtscontrole für die Verfassungsmässigkeit sowohl der 
Reichs- wie der Landessteuem, welche einerseits aus dem 
Klagrecht des Reichsfiscals, andererseits aus der Querela 
bei den Reichsgerichten hervorging. Dagegen kein Rechts- 
schutz gegen unbillige Handhabung der Regalgewalten, gegen 
ungleiche, parteiische Schätzung steuerlicher Abgaben, welcher 
sich nur durch die Ausbildung des Behördensystems im Terri- 
torialstaatsrecht herstellen liess (Unten Abhandl. VI). 

V. Das fünfte Gebiet, die Verwaltungsjurisdiction in 
kirchlichen Sachen endlich, hat in Deutschland einen 
sehr eigenthümlichen Gang genommen. 

Die römisch-katholische Kirche hatte ihre eigene „Juris- 
diction' entwickelt, welche, den germanischen Vorstellungen 
entsprechend, streitige Rechte der Kirchenregierung in den 
Formen eines Rechtsverfahrens entschied. Die Competenz 
der geistlichen Gerichte über res spirituales, die Entschei- 
dung über streitige Wahlen (c. 4 de elect. in VI), umfasst, 
in weltliche Staatsbegriffe übertragen, normale Fälle einer 
Verwaltungsjurisdiction. 

Die abgeschlossene Selbständigkeit der Kirchenregierung 
hatte femer zu CoUisionen zwischen Kirche und Staat 
geführt, welche, durch Reichsschlüsse und Reichsverträge 
entschieden, einen Theil des Reichsrechts bilden. Ein Re- 
curs wegen Missbrauchs der geistlichen Amtsgewalt wurde 
als gemeines Recht anerkannt, die Befugniss des Kaisers 
gegen denselben einzuschreiten aus seiner Stellung als ad- 
vocatus ecclesiae abgeleitet. Die Reichsgerichte erkannten 
darüber im Namen von Kaiser und Reich, analog wie in 
Polizeisachen; jedoch konnten die Beschwerden auch an 
den Kaiser direct oder durch Vermittelung des Reichs* 
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tages gebracht werden. Zur Erhebung eines Becnrses war 
sowohl der Verletzte als auch der Beichsfiscal befugt. 

Durch die Beformation kam in alle diese Verhält- 
nisse ein Zwiespalt^ der durch die Religionsfrieden und den 
westphälischen Friedensschluss in der Deutschland eigen- 
thümlichen Weise einer Parität mehrer anerkannten Staats- 
kirchen gelöst wurde. Es ging daraus hervor eine lange 
Kette gesetzlicher Normativbestimmungen über das Normal- 
jahr (1624), über die sonstigen Schranken des jus refor- 
mandi der Landesobrigkeit und die Rechte der TJnter- 
thanen auf Freiheit des Bekenntnisses. 

Diese Normativbestimmungen blieben aber Gegenstand 
eines unausgesetzten Streits in ihrer Auslegung und An- 
wendung, und erzeugten damit eine dem deutschen Reich 
eigenthümliche Verwaltungsjurisdiction über „Religions- 
beschwerden", d. h. Beschwerden der ünterthanen gegen 
einen Akt der Obrigkeit, von welchem ein Widerspruch 
gegen ein Reichsgesetz in Religionssachen behauptet wird. 
Mit den Garantien eines rechtlichen Verfahrens bilden diese 
gravamina eine eigene Jurisdiction ex jure publico mit fol- 
genden Unterscheidungen: 

1. in liquiden Fällen eines factum nullo modo justi- 
ficabile ergeht die Entscheidung durch ein Mandatum des 
R. K. Gerichts; 

2. im Falle eines' Streites über die thatsächlichen 
Voraussetzungen kann eine summarische causae cognitio 
bei dem Reichskammergericht zur Vorbereitung einer Ent- 
scheidung über die Rechtsfrage eintreten; 

3. eine streitige Gesetzauslegung dagegen kann 
nur durch Vereinbarung unter den Reichsständen erfolgen, 
die in diesem Falle (in causis religionem directe vel in- 
directe concementibus) zu einer itio in partes berechtigt, 
auf eine „amicabilis compositio" angewiesen sind J. P. 0. V* 
§ 9. 12. 

Die Hauptschwierigkeit blieb auch hier der Mangel 
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executiver Organe; denn die dafür bestimmte Kreis- 
yerfassung war in den alten Kreisen ständisch formirt und 
selbst wieder zwiespältig mit einer evangelischen oder 
katholischen Majorität. In Voraussicht dieses Verhältnisses 
greift der westphälische Friede zu dem mittelalterlichen 
Princip der Selbsthülfe zurück und gestattet, wenn dem 
ergangenen Rechtsspruch binnen drei Jahren keine Folge 
zu geben und alle Güte vergeblich versucht ist, jedem 
Theilnehmer des Friedens mit dem verletzten Theile die 
Waffen zu ergreifen und solchergestalt das Unrecht zu 
heben. J. P. O. V. § 1. XVII. § 7. Es ist dies ein cha- 
racteristischer Theil der Verwaltungsjurisdiction im Reich: 
Anerkennung eines Rechtsanspruches der Unterthanen, Be- 
stimmung der dazu erforderlichen Jurisdictionsstellen und 
Formen — aber schliesslich die reale Ohnmacht des ständisch 
gegliederten Reichs zur Erfüllung der Staatsfunctionen. 

TJebersieht man diesen Rechtsorganismus im Gan- 
ze n, so erscheint auch im öffentlichen Recht eine Juris- 
diction, welche zunächst zum Schutze der Reichsstände 
bestimmt ist, mittelbar aber auch zum Schutze der Unter- 
thanen gegen rechtsverletzende Verfügungen und Verord- 
nungen der Landesobrigkeit dient. Der Reichshofrath und 
das Reichskammergericht bieten mannigfaltige Analogien 
zu der Stellung der englischen Reichsgerichte dar. Das 
Bedürfiiiss einer Verwaltungsjurisdiction ist an denselben 
Punkten angedeutet wie dort. Die ständische Gliederung 
des Reichs vermag aber zu keiner durchgreifenden 
gesetzlichen Ordnung für die Einzelheiten der Verwaltung 
zu gelangen. Die Behandlung der Staatshoheitsrechte als 
„eigene" Rechte der Stände fuhrt mit der Abschliessung der 
Territorien zu einer stetigen Minderung des Rechtsschutzes 
der Unterthanen. Je mehr die Landeshoheit aus einer 
blossen Summe von ererbten, hergebrachten, verliehenen, 
erweiterten Rechten einer Grundherrlickeit in ein aUge- 
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meines System staatlicher Pflichten übergeht, um so un- 
geeigneter erscheint ein aussenstehendes Richtercollegium 
zur Controle der Landesverwaltung im Einzelnen. 

Aus dem fortschreitenden Yerhältmss der Landeshoheit, 
welche mit unabweisbarer Staatsnothwendigkeit neue, gleiche 
Leistungen von den Unterthanen beanspruchen musste, war 
jetzt das Bedürfiiiss einer Rechtscontrole für eine Gleich- 
heit des Mfl'Sses in den Anforderungen des Staats an 
die Unterthaixen entstanden. Für diese neue Angabe fehlten 
aber im Reich ebenso die entscheidenden Normen wie die 
ausfährenden Qrgane. Das st&ndisch und kirchlich ge- 
spaltene Reich vermochte keine wirklich eingreifenden Ver- 
waltungsgesetze i^ehr zu Stande zu bringen. Das standisch 
gegliederte Selfgovemment der Reichskreise war ebenso un- 
geeignet als verantwortliches Organ die Reichsgesetze aus- 
zuführen. Selbst die rechtssprechende Function des Reichs 
fand sich stetig gelähmt durch den Grundsatz, dass reichs- 
richterliche Urtheile gegen mittelbare Unterthanen nie an- 
ders als durch die „ordentliche Landesobrigkeit^, gegen 
Reichsstände nicht anders als durch die Directoren oder 
kreisausschreibenden Fürsten eines jeden Kreises ausgeführt 
werden sollten. 

Unter monarchischem Namen und Reminiscenzen ist 
das deutsche Reich zu einer Collectivregierung von sou- 
veränen Reichsständen geworden, welche nach aussen und 
nach innen die wirklichen Functionen des Staats an die 
einzelnen GKeder abgiebt. Die Reichsverfassung dauert nur 
noch fort zu ergänzenden Zwecken eines Staatswesens: 

für die kleineren Reichsstände, Reichsstädte, Reichs- 
ritterschaft, um diejenigen Staatsfiinctionen zu versehen 
welche die Kleinstaaterei keiner Zeit erfüllen konnte; 

für die grösseren Territorien mit der Wirkung eines 
Staatenbundes zur nothdürftigen Aufrechterhaltung der 
äusseren Machtstellung und des inneren Friedens der Ge- 
sammtheit; 

Gn ei 8t, Rechtsstaat, fl. Aufl. 7 
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für die Gesammtheit der deutschen Gesellschaft; als 
eine Gesammtbürgschafb zur Erhaltung der standischen 
Vorrechte und der Rechtscontinuitat in der fortschreitenden 
Entwickelung des modernen Staats. 

Das Ganze war ein unbeholfener, nur noch defensiv 
wirksamer Staatskörper geworden, in welchem jetzt drei 
staatliche Hauptgebilde '• — Oesterreich, Preussen und das 
ständisch gegliederte „Reich" — in einem lockern Ver- 
bände an einander hingen. Die altständischen Vorrechte 
waren durch das moderne Steuer- und Kriegswesen und 
durch den modernen Beamtenstaat schon so tief untergraben 
und ausgehöhlt, dass sie durch einen Gewaltstoss von aussen 
zusammenbrechen mussten. 

Als aber der revolutionäre Sturm einer neugestalteten 
Gesellschaft von Frankreich aus der ständischen Ordnung 
des „Reichs" wirklich ein Ende machte, war inzwischen 
der Territorialstaat fertig geworden, um die Aufgaben 
des Rechtsstaats zu erfüllen« 



VI. 

Der Rechtsstaat im dentsehen Landesstaatsrecht. 

i5is zum ScUuss des Mittelalters war die deutsche 
Landeshoheit noch eine Summe von erblichen Grafen- 
gewalfen, verliehenen Regalien und mancherlei Machter- 
weiterungen, welche nicht blos auf Missbrauch, sondern 
vieKach auch auf einem Bedür&iss der Gesellschaft be- 
ruhten. 

In dem Bestreben nach dieser Erweiterung waren die 
Landesherren auf den Widerstand ihrer streitbaren Frei- 
sassen (Ritter, Landstädte, Prälaten) gestossen. Die Be- 
sitzklassen, welche in Heer, Gericht und Kirche einen we- 
sentlichen Theil der Staatsfimctionen versahen, beanspruch- 
ten auch eine Mitbeschliessung in Landesangelegenheiten, 
welche, theils durch gewaltsamen Widerstand, theils durch 
Steuerbewilligung erlangt, durch Landesverträge und Her- 
kommen befestigt wurde. Die Verbindung der Landstände 
mit der Landeshoheit fuhrt in den grösseren Territorien zu 
Analogien der Verfassung von Kaiser und Reich, doch un- 
vollständiger und ungleichmässig, da die treibende Wurzel 
des ständischen Rechts, die Selbstverwaltung der Stände, 
in ungleicher Weise und in geringerem Mass entwickelt 
war als im Reich. 

Gemeinsam dieser Doppelbildung von Reich und Einzel- 
staat war die staatliche Gewöhnung der besitzenden Klassen 
in der Selbstverwaltung der Rechts- und Wohlfahrtszwecke 

des Staats, welche sie in ihrem Leben und Thun über die 

7* 
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blossen Besitz -Interessen erhob und welche auch den Land- 
ständen zeit- und ortsweise eine erfolgreiche, fordernde 
Mitwirkung gewährte. 

Dennoch lebt in dieser ständischen Verbindung von 
Besitz und Staatsberuf auch in ihrer Höhezeit ein unstetes 
Drängen und Wogen von Gegensätzen. Das Sonderinteresse 
erzeugt einen Widerstreit unter den Schichtungen des Be- 
sitzes, welcher bei zunehmender Zerbröckelung in kleine 
Grundherrschaften die wachsenden Pflichten des Staats nicht 
mehr erfüllen kann. Der bevorrechtete Besitz wird aber 
um so eifriger vertheidigt, je mehr er sich von seinen 
staatlichen Lasten trennt, die er nur zu bereitwillig Anderen 
überlässt. 

Der Keim der Zersetzung des Dreistände-Staats geht 
wie einst seine Erhöhung von der Kirche aus. Die rö- 
mische Kirche hatte zur Erfüllung ihres Kulturberu£s sich 
des äussern Lebens in tie%ehendster Weise bemächtigt. 
Sie war zur bevorrechtetsten Besitzklasse, zu einer regie- 
renden Klasse mit allen Attributen der Staatsgewalt ge- 
worden. Sie war eben dadurch tiefer und tiefer verwachsen 
mit den Literessen der herrschenden Gesellschaft. Ihre 
hohen und höchsten Aemter waren zu Wahlfürstenthümem 
des Adels, die Herrschaft ihres Standes war ihr Selbst- 
zweck geworden. Im Besitz der glänzendsten gesellschaft- 
lichen Stellung hatte sie sich ihrem idealen Beruf ent- 
fremdet, welcher jetzt nur noch den dürftig ausgestatteten 
Ortspfarren, dem kümmerlichen Anhang der Parochialschule, 
dem proletarischen Beruf der Bettelorden zufiel. Mit der 
Verleugnung ihres wahren Berufs entstand auch der Zweifel 
an der Wahrheit und Echtheit ihrer Traditionen, welchen 
sie mit staatlichen Gewalten durch Zwang und Strafe nieder- 
zuschlagen unternahm. 

Gegen diesen Zwang erhebt sich das Gewissen der deut- 
schen Nation in der Reformation, welche in Deutschland 
nicht durch die Staatsraison gemacht ist wie in England, 
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noch durch die Staatsraison unterdrückt wie in Frankreich. 
Sie siegt vielmehr durch den rechtschaffenen Glauben der 
Gottesgelehrten und Laien, der Fürsten und Städte Deutsch- 
lands, welche nicht zur Erweiterung ihrer Macht, sondern 
in Erfüllung einer Gewissenspflicht den Streit zwischen dem 
alten und dem neuen Glauben ausgekämpft haben, bis das 
aas allen Wunden blutende Deutschland im westphälischen 
Frieden zur Gleichberechtigung der Eärchen gelangte. 

Diese Gleichberechtigung war eine neue, in der euro- 
paischen Welt unerhörte Erscheinung — wohl der grösste 
Fortschritt der Menschheit seit dem Anfang des Mittel- 
alters — der aber von Deutschland erkauft wurde um den 
hohen Preis der Zerreissung der Grundlagen des Reichs. 
Die Reformation verstümmelt die geistliche Fürstenbank; 
sie spaltet die weltliche Fürstenbank, die Grrafenbänke, die 
Collegien der Reichsstädte, die Reichsbehörden, die Reichs- 
kreise. Sie zersetzt schliesslich das Gesammtreich in ein 
Corpus Catholicorum et Evangelicorum. 

In den Reichs- wie in den Landstädten wird aber damit 
das Einheitsband gelöst, welches die ständischen Besitz- 
klassen in der einheitlichen Kirche gefunden hatten. In 
den landständischen Verfassungen überwuchern die Besitz- 
Vorrechte, je mehr der Stand der Prälaten seine einst vor- 
wiegende Stellung verliert. Um so stärker treten nun eben 
die weltlichen Interessengegensätze des Adels-, Bürger- und 
Bauernstandes hervor und werden fühlbarer, je mehr der 
Fortschritt der Kultur die Rechtsbeziehungen der Stände 
vervielfältigt und ihre Rechtsungleichheit verletzender er- 
scheinen lässt. 

Unter solchen Umständen begann noch einmal die schwere 
Auljgabe der Monarchie, die jetzt durch den Glauben und 
durch die Interessen zugleich gespaltene Gesellschaft zu 
einer höheren Einheit von Neuem zu verbinden. Da aber 
das sinkende Kaiserthum solche Aufgaben nicht mehr zu 
erfollen vermochte, so fiel die Neubildung den grösseren 
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Dynastien zu, die in Erfüllung dieser Aufgabe den Vorrang 
unter einander zu gewinnen hatten. 

Es handelte sich seit der Rjeformation um die Neu- 
bildung einer deutschen Kriegsmacht, an Stelle der ver- 
schollenen Lehnsmilizen und der immer tiefer sinkenden 
Reichs contingente ; 

um die Durchfuhrung eines einheitlichen Gerichts- 
wesens, an Stelle der ständisch gespaltenen SchöfiFen- 
verfassung; 

um eine neue Polizeigewalt für die wirklichen Be- 
dürfnisse der Zeit, an SteUe der ohnmächtigen Reichspolizei; 

um Schaffung einer ausreichenden Staats wir thschaft, 
an Stelle der Reichsfinanzen, in welchen die Ohnmacht des 
Reichs am grellsten hervortrat; 

um ein neues Kirchen Staatsrecht auf dem Boden 
der Gleichheit der Bekenntnisse. 

Es handelte sich um nichts weniger als um eine Neu- 
bildung des ganzen Staatswesens, welches nach aussen 
und nach innen im „Reich" nicht mehr actionsfahig vor- 
' banden war. 

Die Aufgabe war aber um Vieles schwerer geworden 
als die des mittelalterlichen Staats; denn allen Neubil- 
dungen stand ein tiefverzweigtes ständisches Rechtsverhält- 
niss — der schon entwickelte „Rechtsstaat" im Reich — 
hemmend gegenüber. Ueberall traf der neue Staat mit 
seinen militärischen und Steuerforderungen, mit seinen Ge- 
richts- und Polizeireformen, mit seinen Kirchen- und Schul- 
ordnungen auf wohlerworbene Rechte und Befreiungen der 
besitzenden Klassen, unter den Schutz der Reichsgewalt 
und der Reichsgerichte gestellt. 

Diese rechtlichen Hindemisse waren nur zu überwinden 
durch eine schrittweise Neuordnung des Verwaltungs- 
rechts, welche vielfach dem Vorbild der Kirche, als dem 
mittelalterlichen Beamtenstaat folgt. Mit dem kirchlichen 
Besitz secularisiren sich gewissermassen auch die Staats- 
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gedanken der Earche^ eanonische Verwaltiiiigsgruiidgätze und 
Amtseinriclitungen, um durch den Beamtenstaat die stän- 
dischen und kirchlichen Gegensätze zu überwinden. 

Das Beamtenthum nimmt den engherzigen und un- 
einigen Landständen die Selbstverwaltung der Staatsfunctio- 
nen ab. Das Beamtenthum übernimmt die einheitliche 
Rechtssprechung an Stelle der ständisch-geschiedenen Ge- 
richte. Das Beamtenthum gestaltet sich zum gesetzgebenden 
Rath der Fürsten und ordnet sich die patrimonialen Obrig- 
keiten unter. 

So entsteht die Verfassung des Absolutismus, 
welche die Pflichten des Staats in Waffen- und Rechts- 
schutz, in allen Wohl&hrts- und Kulturaufgaben, zwar treu- 
lich erfüllt, aber in schroffer Trennung und im Gegensatz 
zur Gesellschaft nicht „durch" sondern „fBr" das Volk. 

Diese Grundrichtung des neuen Staats brachte es mit 
sich, dass seine Bildung nicht in, sondern ausser dem 
standischen Bau des Reiches erfolgen musste, welches sich 
jetzt von zwei neuen Grrossstaatsbildungen, Oestreich und 
Preussen, umklammert und gedeckt fand. 

In Oestreich war es einer glücklichen Dynastie ge- 
lungen, um den Grundstock der alten „Ostmark" eine Viel- 
heit kriegstüchtiger Stämme zu vereinigen und zu einem 
Militärstaat mit starken Finanzkräften zusammenzufassen, 
ohne den ständischen Bau der Gesellschaft direkt anzu- 
tasten. 

In Brandenburg-Preussen war die der landesherr- 
lichen Gewalt ebenso günstige Verfassung der Mark, in 
Verbindung mit dem „souveränen Herzogthum Preussen", 
in der Lage eine systematische Umbildung der mass- 
gebenden Grundlagen zu unternehmen. Von Nord-Osten her 
wuchs die neue Staatsbildung in langzerstückelter, zer- 
rissener Lage quer durch das Reich hindurch. Preussen 
seit dem grossen Kurfürsten verkörperte an erster Stelle 
den neuen Staat in Heer- und Finanzwesen, in Gericht 
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und Polizei, in Kirche und Scliule, — in nüchterner Ver- 
ständigkeit und unerschütterlicher Ausdauer das eine Ziel 
verfolgend, die zersplitterten Volkskräfte Deutschlands ^er 
der zusammenzufassen. An die hochgetsteigerten MiKtar- 
und Finanzleistungen des Volks knüpfte aber der Staat, als 
Befriedigung nationaler Bedürfnisse, die Gewissensfreiheit 
und die Gleichheit der Bekenntnisse, die Freiheit der 
Forschung und der geistigen Entwickelung. Der geistigen 
Emancipation folgt dann langsam vorschreitend die sociale, 
welche die standischen Besitzschranken in Land und Stadt 
löst, die erwerbende Arbeit entfesselt, der freien Erwerbs- 
gesellschaft den Raum schafPt, dem Staate die neuen Kräfte 
der verjüngten Gesellschaft , zufahrt, die materiellen In- 
teressen Deutschlands zuletzt in einem Zollverein unwider- 
ruflich zusammenkettet, und auf diesem Boden der geistigen 
imd wirthschaftlichen Freiheit den neuen deutschen Ge- 
sammtstaat gründet. 

Wenn Preussen in alle dem voranging, so war es nicht 
das Verdienst der hier vereinigten Bruchstücke deutscher 
Stämme, sondern Folge eines Nothstandes, der den preussi- 
schen Herrscherstamm zwang, seine überzahlreichen, un- 
gleichartigen und zerrissenen Fragmente des Feudalstaats 
zu einer thatkräftigen Einheit durch ein neues Verwaltungs- 
system zu verbinden. 

Wie seiner Zeit der englische Staatsbau aus der beispiel- 
losen Machtfalle der Kriegs-, Finanz-, Polizei- und Kirchen- 
verwaltung einer kraftvollen Dynastie hervorging: so ist der 
verjüngte Staatsbau Deutschlands aus dem neuen Ver- 
waltungssystem Preussens hervorgegangen, welches aller- 
dings nur im Widerspruch mit dem historischen Recht der 
alten Stände und der alten Kirche durchzufuhren war, und 
ebendeshalb durch die ständische Rechtsordnung mit ihren 
zahllosen, unter den Schutz der Reichsgewalt gestellten 
Vorrechten und Befreiungen sich Schritt für Schritt ge- 
hemmt sah. 
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Es war nur eine höhere, „absolnte" Auffassmig von den 
Pflichten der Monarchie, welche eine solche Angabe 
lösen konnte, — eine Staatsidee, in welcher der mittel- 
alterliche Zwiespalt geistlicher und weltlicher Souveränetät 
in eine höhere, alle Staatsaufgaben uni£Etösende Einheit auf- 
gehen konnte. Die Aufgabe war daher erst auf dem 
Boden der Earchenreformation durch eine Dynastie zu lösen, 
welche in unvergleichlicher Pflichttreue, in einer Jahr- 
himderte hindurch fortgesetzten, incontestabelen Legitimität, 
ilir grosses Ziel eine Beihe von Menschenaltem hindurch 
fortzusetzen sich fähig erwies, und welche mit ihrer ge- 
steigerten Machtfulle auch die Anforderungen an sich und 
ihr Volk stetig steigerte. 

Seit der Beformation haben sich die landesherrUchen 
Gewalten mit einer neuen Kirchengewalt und Kirchen- 
lioheit verbunden. Indem der Dualismus des kirchlichen 
und weltlichen Staats in dem Bewusstsein des deutschen 
Volks sich zu lösen beginnt, kommt die Anerkennung eines 
höchsten Berufs der „Obrigkeit" zur Geltung, neben welchem 
sich die streitenden Kirchen auf ihren selbständigen Beruf 
zur Lehre und Seelsorge zurückziehen. An die Stelle der 
mittelalterlichen Auffassung vom eigenen Becht an Land 
und Leuten tritt die staatliche Auffassung, welche die 
Pflicht der „Obrigkeit" zum Bechtsschutz und zur Förderung 
des Wohles der Unterthanen obenan stellt. Sie ergänzt 
sich mit den staatsbildenden Maximen des römischen und 
canonischen Bechts zu einem neuen System von „Begierungs- 
gnmdsätzen". Ln langen und schweren Kampf für das 
höchste Gut der Freiheit der Gewissen haben die Hohen- 
zollem vor allen deutschen Landesherren diesen Beruf zur 
Herrschaft endgültig erstritten, welchen das römische Kaiser- 
thum deutscher Nation nicht erfüllen konnte*^). 

Der westphälische Friedensschluss (Art. I § 8) hatte das* 
neue Verhältniss nachdrücklich anerkannt durch die Zu- 
sicherung, dass den Ständen in ihre Landeshoheit und Be- 
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gierungsrecbte, besonders in ßeligions-, Polizei-, Ka- 
meral-, Militär-, Justiz-, Lehns-, Kriminal- nnd 
Gnadensaclieii weder vor^ noch eingegriffen werden solle. 
Die Praxis der Beamtenverwaltung in stetiger Wectsel- 
•"»-ielinng mit der Theorie der fremden Rechte fßhrt mm 
Consolidirung des neueren Beamtenstaats unter Beiseit- 
iebung der ständischen Verfassung und Verwaltung. 
Die Eigenthümlichkeit der deutschen Bildung, im Gegen- 
s zu Frankreich, beruht aber auf der besonnenen und 
onenden Weise, in der dies geschehen ist. 
Die Reichsgerichte gewährten noch immer den zahl- 
in Privilegien und „Befreiungen" der höheren Stände 
m Rechtsschutz. Die äusserlich unthätigen, nur auf den 
intz ihrer „Freiheiten" bedachten Landstände bildeten 
stilles, aber immer noch wirksames Hindemiss der Ge- 
sgebung, eine wirksame Abwehr gemeiner Lasten. 
Diese ständische Ordnung der Gesellschaft wird nirgends 
rochen, sondern nur untergeordnet und dem Neubau 
Sefügt. 

Der neue territoriale Grossstaat erhält damit folgende 
ligliederung , welche durchgängig aus dem Reichsrecht 
eleitet, noch immer den karolingischen Grundlagen ent- 
icht. 

1. Die Regierungsgewalt (vollziehende Gewalt) des 
idesherm bildet den Ausgang und die oberste Grund- 
i, mit dem Recht des Gebots, Verbots und des Zwangs- 
ÄUgs, — mit dem Verordnungsrecht und dem Oberauf- 
itsrecht, — mit dem Kepräsentations recht nach aussen, 
vollständig gegliederten Gewalten nach innen, — in 
eher Machtfülle wie die englische Parlaments verEassnng 
dem Königtbum beilegt. Die Ausübung dieser Ge- 
ten konnte aber jetzt nur durch einen Beruf sbeamten- 
id erfolgen in einer festen Kette der Unterordnung, da 
„Landstände" mit ihren Ideen von eignem Recht und 
;onomie nicht verantwortliche Organe des StaatswiUens 
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in einem aufgetragenen Wirkungskreise werden konnten. Sie 
waren dafür ebenso ungeeignet wie die Reichskreise für 
die Reichsverwaltung und einer Fortbildung zum System 
des Selfgovemment unfähig. — Die sc^ionende Weise 
der deutschen Staatsbildung ordnet sie aber den Staatsbe- 
hörden unter, und lässt sie stillschweigend absterben bis 
zum Abbruch. 

2. Der Gerichtsorganismus gewinnt die Selbständig- 
keit des alten ordo iudiciorum wieder durch die CoUegial- 
verfassung der Civil- und Strafgerichte. An Stelle der 
standischen Selbstverwaltung des Rechts durch Schöffen 
tritt das richterliche Beamtenthum, als Träger der einheit- 
lichen Rechtsordnung, — Die schonende Weise der deut- 
schen Staatsbildung lässt aber in den unteren Stufen die 
Privatgerichte und Polizeiobrigkeiten stehen bis zum Ab- 
bruch. 

3. Die gesetzgebende Gewalt beruht in den Terri- 
torien wie im Reich ursprünglich auf dem Grundsatz, dass 
zur Abänderung des hergebrachten Landesrechts eine landes- 
herrliche Verordnung des ,,consensus meliorum terrae" be- 
darf, um bindende Autorität für die Schöffengerichte zu 
werden. Seitdem die meliores terrae sich zu landständi- 
schen Corporationen formirt haben, erscheint das Gesetz 
als Verordnung mit Zustimmung der Landstände. In der 
Mehrzahl der kleinen Territorien ist es indessen zur Bildung 
von Landständen überhaupt nicht gekommen. Auch in den 
grossen Territorien blieb die Mitwirkung der Landstände 
selbst bei den Justizgesetzen eine ungleichmässige und un- 
regelmässige. Wo sie bestand, kam sie seit dem dreissig- 
jährigen Kriege meistens ausser Gebrauch. Es entstand 
daher in der Zeit des Absolutismus eine Verwischung der 
Grenzen zwischen Gesetz und Verordnung, vergleichbar dem 
Zustand der römischen Kaiserzeit, — noch ähnlicher den 
Zuständen des anglonormannischen Königthums, in welchen 
die Verordnungen „consensu baronum" zu einer Formalität 
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werden, bis die Parlamente eine festere Gestalt gewinnen. 
Das Merkmal der Gesetze wird in dieser Zeit ein formelles. 
Um allen Ortsobrigkeiten bekannt und für die Gerichte 
bindend zu sein, wird der Verordnung eine Bezeichnung 
als „Edict" „Mandat", „Publicandum", „Patent" etc. ge- 
geben, wird in der Fassung der Charakter einer allge- 
meingültigen Vorschrift ausgedrückt und eine formelle Pu- 
blikation nach Specialvorschrift oder Herkommen ange- 
ordnet. — Die schonende Weise der deutschen Bildung 
lässt indessen die ehemaligen gesetzberathenden „Land- 
stande" doch noch in Gestalt von Verwaltungsausschüssen 
oder solennen Versammlungen bei eintretendem Regierungs- 
wechsel bestehen. 

Diese Eechtsgrundlagen des Territorialstaats er- 
scheinen allerdings in sehr verschiedenartiger Combination 
innerhalb der mehr als 300 reichsständischen und städtischen 
Gebiete. Dennoch beruhen sie auf einer gemeinsamen 
Wurzel (der Ableitung aus den kaiserlichen Gewalten des 
Reichsrechts), auf einem gleichartigen Verhältniss von Re- 
gierung, Gericht, Gesetzgebung, auf dem gleichartigen 
Zwischenbau einer ständischen Ordnung, die ursprünglich 
aus den staatlichen Leistungen der Ritterschaft, Prälaten 
und Städte erwachsen war. Gemeinsam allen bleibt nament- 
lich der Grundgedanke des Rechtsstaats, der sich aus dem 
Reich in die Reichsgebiete continuirt und Person und Ver- 
mögen der Unterthanen mit festem Schutz und Schranken 
umgiebt. 

Im Unterschied von England und Frankreich ist dies 
deutsche Staatswesen niemals Despotie gewesen. Li der 
Kleinheit seiner Gebilde, in dem verwickelten Verhältniss 
zwischen Reich und Territorien, war der Schutz der Gerichte 
im einzelnen Falle oft sehr ungenügend: grundsätzlich ver- 
sagt ist er keinem „wohlerworbenen Recht," auch nicht *in 
der Höhezeit des Absolutismus. Die deutschen Gerichte 
in ihrer Stufenbildung bis zu den Reichsgerichten hinauf 
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gewährten ihren Schutz jedenfalls dem Unterthanen zugäng- 
licher als die englischen und französischen Gerichte auf 
der gleichen Entwickelungsstufe. 

Die Civilgerichte waren in einem lange hingezogenen, 
äusserst verwickelten Uebergangszustand aus der Schöffen- 
Verfassung in standige Amtsstellen und Collegia überge- 
gangen (wie in England schon seit dem XTT. Jahrhundert). 
Sie litten an der Schwerfälligkeit des canonischen Process- 
verfahrens und an der Zersplitterung in viele Tausend 
Amtsstellen. Sie waren aber der englischen Yer£etösung 
überlegen durch die frühzeitig anerkannte Unabsetzbarkeit 
des Richterpersonals und durch die sorgsame Erhaltung 
der kleinen, leichtzugänglichen Ortsgerichte. Sie gewährten 
einen Rechtsschutz jedem streitigen Privatrecht und in- 
direct auch dem öffentlichen Recht, sofern die Auslegung 
der Verträge und Gesetze des öffentlichen Rechts, soweit 
davon die Privatrechtsentscheidung abhing, der freien Be- 
urtheilung des deutschen Gerichts anheim fiel**). 

Die Strafgerichte waren ebenso nach mannigfaltigen 
Zwischenstadien aus der Schöffenverfassung in ständige 
Amtsstellen und RichtercoUegia übergegangen. Es fehlte 
dafür eine durchgreifende Competenz der Reichsgerichte. 
Dagegen blieben sie der englischen Verfassung überlegen 
durch die frühzeitig anerkannte Unabsetzbarkeit der Richter 
und durch die sorgsame Bildung fester Localgerichte. Sie 
blieben besser als die französische Verfassung dadurch, 
dass die Strafverfolgung nicht einem Staatsanwalt als pro- 
motor inquisitionis anvertraut, sondern als ständige Function 
mit dem Richterpersonal verbunden wurde. Es gab in 
Deutschland jeder Zeit Tausende von Justizstellen, welche 
selbständig gegen Uebertreter der Gesetze einschreiten 
konnten; auch die Verfolgung von Amtsvergehen blieb un- 
abhängig von der Gestattung einer Verwaltungsstelle. Das 
selbständige Einschreiten unabhängiger Obergerichte gegen 
jede Art des Amtsmissbrauchs der landesherrlichen Beamten 
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diente in weitestem Masse auch zum Schutz der Unter- 
thanen. Die Entscheidungen über Hochverrath, Widersetz- 
lichkeit und andere Staatsverbrechen legte die Auslegung 
wichtiger Ghiindsätze des Staatsrechts in die Hände selb- 
ständiger Gerichtsbehörden. Allerdings ging aus der Ver- 
bindung der Strafverfolgung mit dem Richterpersonal ein 
schleppender Inquisitionsprocess mit seinen schwer empfun- 
denen Gebrechen hervor. Aber einem systematischen Par- 
teimissbrauch der Strafverfolgung oder Nichtverfolgung 
war diese Verfassung keiner Zeit zugänglich. 

An diese beiden grossen Gebiete der ordentlichen Ge- 
richtsbarkeit schloss sich nun das heute sog. Verwal- 
tungsrecht mit seiner Verwaltuhgsjurisdiction an, 
d. h. der Inbegriff der Normen zur rechtlichen Ordnung 
der Polizei-, Militär-, Finanz- und Kirchengewalten der 
Landesobrigkeit, sowie zum Schutz der Unterthanen gegen 
Missbrauch dieser Gewalten. Die Gebiete dieser Quasi- 
Jurisdiction waren schon in der Reichsverfassung angedeu- 
tet. Die beschränkte Competenz und die noch beschränktere 
Wirksamkeit der Reichsgerichte verwies jedoch überall auf 
eine Ordnung der Landesbehörden, in welcher der Schwer- 
punkt aller Garantien für eine unparteiische Handhabung 
im täglichen Leben der bürgerlichen Gesellschaft liegen 
musste. Die in der Reichsverfassung begonnene Bildung 
kommt nun zur vollen wirksamen Entfaltung im 
Territorialstaatsrecht, zur vollsten Entwicklung im preussi- 
schen Verwaltungsrecht, welches in allen Gebieten die 
Führung übernimmt. 

L Obenan steht das Gebiet des Polizeirechts und 
der Verwaltungsjurisdiction in Polizeisachen, in 
welchem sich, ebenso wie im Reich, die leitenden Grund- 
sätze des Granzen ausbilden. 

Fun dir t waren diese Grundsätze schon in den Reichs- 
polizeiordnungen : sie gewinnen aber ihre wirksame Aus- 
fuhrung erst in den Behörden des Territorialstaats. 
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Die Gebiete der obrigkeitlichen Thätigkeit, die sich 
aus den Bedür£aissen des bürgerlichen Lebens seit dem 
Schluss des Mittelalters ergeben haben, sind schon in den 
ReichspoUzeigesetzen mit kaum einer Ausnahme bezeichnet 
oder doch in allgemein gefassten Gesetzesklauseln virtuell 
enthalten. Alle Reichsgebote waren aber auf eine Aus- 
führung durch die reichsständischen y,Obrigkeiten" ange- 
wiesen. In dringendsten Fällen wird den Reichsständen 
sogar direkt geboten, binnen gemessener Frist „bei zwei 
Mark löthigen Geldes Strafe" die nothwendigen Ausfüh- 
rungsverordnungen zu erlassen. (R. P. 0. 1530. XXV. 5. 
R. P. 0. 1577 XV. 4). In der Regel lauten die Anweisungen 
allgemein: es sollen Kurfürsten, Fürsten und Stände „in 
ihren Oberkeiten hierüber auch sonderbare Mandate gegen 
ihren Lehnleuten, Landsassen, Unterthanen, Hindersassen 
und Angehörigen ausgehen lassen", — ein jeder Fürst und 
Oberkeit sollen „in ihrem Fürstenthum und Oberkeit Ord- 
nung machen, damit solches Unwesen abgestellt und in 
ziemlich Wesen gebracht werde", — Fürsten und Ober- 
keiten sollen „eine ziemliche gute Ordnung machen, dass 
solches alles mit daraufgesetzten Bussen und Strafen un- 
nachlässig gehandhabt werde", — eine jede Oberkeit soll 
in ihrem Gebiet „eine stattliche Ordnung und Satzimg der- 
halben aufrichten" u. s. w. Aber auch dann, wenn es nicht 
compulsiv ausgedrückt war, verstand es sich von selbst, 
dass die Reichssatzung nicht nur durch Einzelverfügungen 
auszuführen war, sondern dass die gleichmässige, continuir- 
Hche Ausführung auch in allgemeinen Verordnungen gere- 
gelt werden konnte. 

Die normale Grundlage des Polizeirechts in den Terri- 
torien ist daher das Verordnungsrecht der Landesobrig- 
keit; ja die Hauptmasse derartiger Anordnungen stellte sich 
nur als Ausführungsverordnung der Reichsgesetze dar, die 
das legale Gebot schon enthielten. Nur in singulären Fällen, 
bei denen es vorzugsweise auf den Eifer und den guten 
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Willen der Stände ankam, wie bei Massregeln des allge- 
meinen Landfriedens, erscheint eine Mitwirkung und Zu- 
stimmung der Landstände, sowie oft auch bei solchen 
Gegenständen, welche das Literesse der Gutsherren als länd- 
liche Arbeitsgeber oder die Gewerbsinteressen der Städte 
direct berührten. Li einigen Landesverträgen waren den 
Ständen noch allgemeinere Zusicherungen gegeben. Ein y er- 
fassungsmässiger Grundsatz für die Zustimmung der 
Landstände zu solchen Verordnungen hat indessen keiner 
Zeit bestanden, und im XVlll. Jahrhundert erledigte sich 
ihre Mitwirkung stillschweigend durch die Nichteinberufimg 
der allgemeinen Ständeversammlung in den meisten Terri- 
torien. 

Dennoch trafen viele Gründe zusammen, um alle wich- 
tigen Polizeiverordnungen in sollennster Weise als Lan- 
desgesetze zu verkünden. Li Ermangelung amtlicher 
Gesetz- und Verordnungsblätter war die Wirksamkeit dieser 
Erlasse durch die eindringlichste Bekanntmachung in Dör- 
fern und Städten bedingt. Es kam dazu das habituelle 
Widerstreben der kleineren Ortsobrigkeiten und Stadtma- 
gistrate gegen jede neue Zumuthung, welches die Ein- 
setzung der vollen landesherrlichen Autorität in publicirten 
Gesetzen rathsam machte, an xleren gleichmässige Befolgung 
damit auch der Landesherr selbst sich gebunden erklärte. 
Es kam dazu das Literesse der Abwehr einer Einmischung 
der Reichsgerichte, welche ja angewiesen waren, gegen 
„allgemeine Ordnungen" dieser Art keine inhibitiones zu 
erlassen. Schliesslich wirkte in dieser Bichtung auch das 
Berufsbeamtenthum, welches in gewohnheitsmässiger Thä- 
tigkeit das Bedürfiiiss allseitig bindender Ordnungen selbst 
empfindet. 

So entstand in Parallele mit den Eeichsgesetzen in 
jedem grösseren Territorium eine umfassende Polizei- 
gesetzgebung, die in den allmälig entstehenden „Edicten- 
sammlungen" einen nicht mehr zu beherrschenden Um&ng 
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gewinnt. Den schweren Folianten unserer Myliusschen 
Edictensammlong entsprechen die yerhältnissmässig ebenso 
weitschichtigen Sammlungen für unsere einzelnen Provinzen, 
die massenhaften Sammlungen für die grösseren und klei- 
neren Fürstenthümer und erheblicheren Reichsstädte , die 
im XYUUL. Jahrhundert eine umfangreiche Bibliothek des 
Polizeirechts darstellen. Die yerworrene Masse gewinnt 
einige Ordnung erst, wenn man sie in die Rubriken der 
ßeichspolizeiordnungen bringt, als deren Specialausführung 
sie sich darstellen, und deren Grundsystem sie unter zahl- 
reichen Varianten immer wiedergeben. Eine juristische 
Construction dieses Verwaltungsrechts indessen ist in 
Deutschland allmälig ganz verloren gegangen. 

Es ist ein neuentstandenes jus extraordinarium, 
welches Ton Amtswegen nach gleichen Grundsätzen zu 
handhaben, der Obrigkeit gleichmässig die Pflicht wie das 
Recht zukommt. Es bietet, soweit es sich um eine stra- 
fende Thätigkeit handelt, Analogien mit dem ordentlichen 
Strafrecht dar. Es steht aber ausser jedem Zusammenhang 
mit der hergebrachten Rechtssprechung der Schöffengerichte. 
Auch die Civilgerichtsbarkeit in ihrer neueren Besetzumg 
mit gelehrten Richtern wird dadurch nicht berührt, weder 
beschränkt noch erweitert. War nach den Grundsätzen 
des gemeinen Rechts eine rechtsformliche Klage, war nach 
dem recipirten römischen Recht eine civilis actio begründet, 
so geht solche ihren geregelten Gang im Rechtswege, un- 
abhängig von der Action der Polizeibehörde auch im Terri- 
torialrecht. 

In der Ausfahrung aber gestaltet sich das Polizeirecht, 
parallel der Reichspolizei, wesentlich yerschieden nach den 
beiden Gebieten der Polizeistrafgesetze und der Po- 
lizeiverwaltungsgesetze. 

1. Die Polizeistrafgesetze richten sich anTdie Un- 
terthanen und umfassen diejenigen Gebiete, in denen es 
zur Erreichung des Zwecks genügt, bestimmt bezeichnete 

Oneist, Reobtastaat. 2. Aufl. 8 
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Handlungen oder Unterlassungen direct und unbedingt 
bei Strafe zu gebieten. Häufiger als in den Reichsgesetzen 
wird ein bestimmtes Strafnaass vorgesehrieben. Mit Vor- 
liebe beschranken sich indessen auch die Landesgesetze 
auf die allgemeine Clausel: „ernstlich zu strafen", „nach- 
drücklich zu ahnden", nach Gelegenheit „an Leib und Gut 
zu strafen" oder auch nur „ernstlich zu gebieten und zn 
untersagen". Li diesen Fällen erkannte nun die Praxis nach 
Vorgang der Keichspolizei auf „arbiträre Strafen", für welche 
sich ein Maximum (Geldstrafe, Gefingiuss, leichte, nicht 
entehrende Körperstrafe) und ein Minimum durch Her- 
kommen bildete. So lange Justiz und Polizei in denselben 
Behörden vereint war, glich das Verfahren dem gemein- 
rechtlichen Liquisitionsprocess in abgekürzter, summarischer 
Behandlung, oder folgte der Analogie des Beichsfiscalpro- 
cesses. Wo allmälig eine Sonderung der Gerichts- und 
Polizeifimctionen eintrat, sonderte man von den hohen 
„peinlichen" Fällen unter verschiedenen Namen die leichten 
StrafiFalle ab, welche nun den Untergerichten, den Civilge- 
richten oder besonderen Polizeiäantem überlassen blieben. 
Der Gesichtspunkt der Scheidung lag jederzeit vorzugsweise 
in der Frage, welche Guts- oder Stadtobrigkeit die Kosten 
zu bestreiten und welche die Bussen und Verwirkungen 
zu beanspruchen habe. 

Von jeher waltete wohl das Bestreben ob, das Gebiet 
dieser Polizeistrafgesetze möglichst zu erweitem, um 
den unliebsamen Polizeizwang im einzelnen Fall entbehrlich 
zu machen. Die grösseren Territorien stiessen dabei aber 
auf dieselben Hindemisse, wie das Reich. Die Lebensweise 
der Städte und des platten Landes, die örtlichen Bedürf- 
nisse und Gewohnheiten überhaupt, erschienen so ausser- 
ordentlich verschieden, dass die Landesgesetze, namentlich 
in Verhältnissen der Wege-, Strassen- und Baupolizei, der 
Gastwirthschafts-, Sitten- und Luxuspolizei, Bedenken 
trugen, „gemeinsame Ordnungen" au&urichten. Li den 



115 

Städten bestand dafür von Alters lier eine weitgehende 
Autonomie, die sich als Attribut der verliehenen Grerichts- 
obrigkeit entwickelt hatte. In den ehemals selbständigen 
reichsstandischen Gebieten , die mit grösseren Territorien 
vereinigt waren, dauerte in der „Statthalterschaft", «Bä- 
gierung", „Canzlei" des Landestheils dieselbe Befugniss 
fort Durch die massenhaften Verleihungen der Grerichts- 
lehne auch an kleinere Rittergüter und Vorwerke erstreckte 
sich die Befugniss zur Errichtung localer „Satzungen" und 
„Ordnungen" für ihre Lebenskreise auch auf die kleinsten 
Localobrigkeiten herab, wenn auch in streitigem und un- 
gleichem Umfang. Die Folge war, dass die Landesgesetz' 
gebnng, ebenso wie die Brcichsgesetze, den Bezirks- und 
Localobrigkeiten den Erlass „besonderer Verordnungen"* 
nach Bedür&iss der Zeit und des Orts gebietet, oder sie 
dazu ermächtigt, oder ihnen solche stillschweigend anheim 
stellt. 

So entsteht das System der überzahlreichen Bezirks- 
und Localpolizeiyerordnungen, doch mit dem Vor- 
behalt (wie im Reich), dass solche den höheren Geboten 
der landesherrlichen Gesetze und Verordnungen, wie auch 
den Anweisungen der höheren Behörden, nicht widersprechen 
soUen. Und diese Schranke vermochte das kräftigere, näher- 
stehende landesherrliche Regiment auch besser zu wahren, 
als das schwache Reichsregiment. Im XIX. Jahrhundert 
sind in organisatorischen Gesetzen die Schranken und Formen 
dieser „Bezirks- und Localyerordnungen" gleichmässiger be- 
stimmt. Sie erscheinen nun als delegirte Gewalten, welche 
als Ausführungsverordnungen für bestehende Polizei- 
gesetze oder Generalklauseln der Polizeigesetze legis vicem 
haben, und welche de^alb auch von den ordentlichen Ge- 
richten als Gesetzesrecht anzuerkennen sind. 

2. Die andere Klasse der Polizeiverwaltungs- 
gesetze ist an die Behörden adressirt, und umfasst die- 
jenigen Gebote der Landespolizei, die sich nicht einfach 

8* 



116 

ond unbedingt auf Handlungen oder Unterlassungen stellen 
lassen, sondern welche nur durch polizeiliche Befehle 
für den Einzelfall nach Yorgängiger Einsicht der Sach- 
lage zu handhaben sind, und welche ebendeshalb häufig 
auch besondere ausführende Organe und stehende Einrich- 
tungen voraussetzen. Die Reichsgesetze geben for einzelne 
Fälle solche Massregeln an: die sofortige „gefängliche An- 
nahme" des Uebertreters (R. P. 0. Tit. 35. § 3.), die Em- 
fohrung von Dienstattesten zur Handhabung der Gesinde- 
ordnung (R. P. 0. Tit. 25. § 1), Einrichtung „streifender 
Rotten" zur Aufrechterhaltung der Sicherheit der Strassen 
(R. A. 1566. § 21), Anstellung von Inspectoren zur Aus- 
fuhrung und Ueberwachung des Gesetzes (R. A. 1498. § 4), 
in Beziehung auf die Gewerbeordnung: Bestätigung der Sta- 
tuten, „dass kraft besitzender Regalien alle landesberrlicW 
Gewalt Aenderung und Verbesserung der Innungsbriefe 
vorzunehmen, auch keine Handwerksartikel, Gebräuclie und 
Gewohnheiten von den Handwerksleuten, Meistern und Ge- 
sellen allein für sich und ohne obgedachter Obrigkeiten 
Erlaubniss, Approbation und Confirmation aufjgerichtet wer- 
den" (R. G. A. vom 22. Juni 1731); sogar mit der Drohung, 
dass, wenn Meister und Gesellen in ihrer bisherigen Hals- 
starrigkeit verharren, „Kaiserliche Majestät und Reich leicht 
Gelegenheit nehmen dürften nach dem Beispiel anderer 
Reiche alle Zünfte aufzuheben" (R.G. 4. Sept. 1731. No. 14). 
Solche vereinzelten Vorschriften der Ausführung er- 
scheinen nun in den Landespolizeigesetzen special! sirt in 
ausserordentlicher Mannigfaltigkeit'; immer aber auch ^wieder 
durchflochten mit allgemeinen Klauseln, dass Landes- xmd 
Ortsobrigkeiten „Fürsorge thun", „ernstliches Aufsehen 
haben", „ernsten Fleisses sorgen sollen" etc.: wobei sich 
(wie im englischen Verwaltungsrecht) die Grundmaxime 
geltend macht, dass, wo das Gesetz der Obrigkeit bestimnate 
Pflichten auferlegt, das Gesetz damit der Obrigkeit aucK 
die dazu gehörigen Vollziehungs- und Zwangsgew^alten. 
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^^^^ Jegt. Diese Zwangsmittel haben sich aus dem alten 
^^ .önigsbann, aus der bedingten Acht (Verfestung) gegen den 
/ungehorsamen und aus dem germanischen Pfandungsrecht 
^. Entwickelt, später aus den fremden Rechten ergänzt. Die 
^ daraus entstandene Praxis erscheint in den Beichsgesetzen 
als der bei uns üblich gewordene „modus executionis auf 
Handlungen oder Unterlassungen" (J. R. A. § 126 etc.). 
Unbestritten galt zuletzt die allgemeine Maxime, „dass die 
landesherrliche Autorität solche Verfügungen und Verord- 
nungen durch alle solche Vollziehungs- und Zwangsmittel 
als: Pfändung, Immission, Arrest, Geldstrafen u. dgl. voll- 
ziehen möge" (Pütter. Instit. § 242)^**). 

An diese specialisirten Ausführungsordnungen schloss 
sich dann eine Vermehrung der unteren ausfuhrenden 
Beamten, die Errichtung besonderer Anstalten und andere 
continuirliche Massregeln der Fürsorge, mit welchen 
die obrigkeitliche Thätigkeit sich zu Dem erweitert, was 
man im XVllI. Jahrhundert die „Wohlfahrtspolizei", im 
XIX. Jahrhundert die Wirthschafts- und Kulturpflege des 
Staats zu nennen begann. 

Wie nun aber die Reichspolizei für alle Einzelheiten 
der Ausführung auf die Landesoberkeit, so waren auch die 
Landespolizeigesetze genöthigt, für die Einzelausfuhrung auf 
die Landes- und Ortsbehörden zu verweisen. Die Wirk- 
samkeit aller Zwangsgebote hing zuletzt immer wieder von 
dem Eifer und guten Willen der kleinen und kleinsten 
Localorgane ab. Die polizeiliche Ordnung in ihrer Wirk- 
lichkeit realisirte sich daher von unten herauf: 

durch die ländlichen und städtischen Ortsobrigkeiten, 
durch die landesherrlichen Behörden, 
durch die Controle der Reichsgerichte. 
In den Ortsbehörden war die Polizei als Theil der 
Jurisdictio entwickelt. Stadtmagistrate, Rentämter, Guts- 
obrigkeiten waren von Hause aus locale Justiz- und Polizei- 
stellen in vereinigter Function. Der Sprachgebrauch der 
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Gesetze bezeichnete die örtlichen Polizeistellen noch am 
Schluss des XVlll. Jahrh. als „Ortsgerichte," „Gerichts- 
i)brigkeiten" u. s. w. 

Die landesherrlichen Behörden bildeten seit den 
Zeiten der Reformation ständige Beamtenkörper, welche 
aus £[anzler und Käthen und aus der Besetzung der Hof- 
gerichte mit Doctoren unter zahlreichen Varianten, nach 
dem Vorbild der Reichsgerichte, sich formirt hatten. Wo 
in grösseren Territorien eine Mehrheit ehemals landesforst- 
licher Gebiete zu einer Einheit verbunden wurde, blieben 
diese gemischten Behörden als „Statthalterschaften", „Re- 
gierungen" etc. lange Zeit bestehen und gaben nur gewisse 
Attribute an die Centralorgane am fürstlichen Hofe ab. 

Die Controlinstanz der Reichsgerichte endlich be- 
schränkte sich, wie gezeigt, in der Wirklichkeit auf Ver- 
hütung offenbarer Gesetzwidrigkeiten. 

Diese Gestalt der Behörden trat nun aber von Menschen- 
alter zu Menschenalter fortschreitend in ein Missverhältniss 
mit dem Zweck der gesammten Polizeigesetzgebung. Je 
mehr die Polizeiverwaltungsgesetze in allen Richtungen sich 
ausdehnen und nach dem Bedürfniss der Gesellschaft con- 
tinuir liehe Massregeln und Einrichtungen bedingen, um 
so ungeeigneter erscheinen dafür die für die ordentliche 
Rechtspflege bestimmten und danach besetzten Amtskörper 
mit ihrem bedächtigen Geschäftsgange. Dem Civil- und 
Stra%ericht als solchem fehlt ebenso die Initiative wie die 
Gewöhnung einer activen Fürsorge für das Gemeinwohl, 
wie auch das Unterpersonal zu einer Handhabung der poli- 
zeilichen Verwaltungsgesetze. 

„Trennung der Verwaltung von der Justiz" 
macht sich daher zuerst im Polizeirecht als eine gebiete- 
rische Forderung des practischen Lebens geltend, vollzieht 
sich aber in den einzelnen Territorien sehr langsam und 
unter zahllosen Variationen. Das treibende Princip in dieser 
Auseinandersetzung ist die Erfahrung, dass das selbstthä- 
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tige Eingreifen der Staatsgewalt nach den täglichen Bedürf- 
nissen der Gesellschaft, dass diese „Anwendung der Zwangs- 
gewalt für die materiellen Lebenszwecke" andere Organe 
imd Einrichtungen bedinge , als die Rechtssprechung. Die 
Geschäfbsformen und Berufsgewohnheiten des Richteramts 
wie der Advocatur erwiesen sich auf die Dauer ebenso un- 
vereinbar mit den Anforderungen an eine bewegliche, prompt 
eingreifende Amtsstelle, wie umgekehrt. Die Aufgaben der 
Sicherheits- und Wohlfahrtspolizei wuchsen aber in dem 
Masse, in welchem die alternde ständische Gesellschaft jede 
Triebkraft verlor, sich selbst zu helfen. Während überall 
sich neue Ansprüche an das Armenwesen, an die Wirth- 
Schafts- und Sittenpolizei, an Wege und Strassen, an Ki]> 
chen- und Schuleinrichtungen erhoben, verkümmerten die 
Magistrate in den Städten wie die Dor%erichte in Trägheit 
und Selbstsucht der besitzenden Glassen. Die Staatsgewalt 
sah sich daher genöthigt, actions&hige neue Organe zu 
schaffen, welche die überkommenen Organe der Gemeinde 
zu leiten, zu beschränken und zu bevormunden beginnen; 
wobei aus dem Eingreifen im einzelnen Fall allmälig ein 
systematisches Eingreifen nach gleichmässigen Grundsätzen 
wird. 

Der Nothstand in allen Richtungen war am höchsten 
gesteigert in den Staaten des grossen Kurfürsten 
nach dem dreissigjährigen Kriege. Kaum irgendwo hatte 
der Krieg Stadt und Land ärger verwüstet und entvölkert^ 
als hier. Kaum irgendwo war die Localverwaltung weni- 
ger geeignet aus eigener Initiative zu helfen, wie hier. 
Durch hundertfaltige Verleihung der Gerichts- und Kirchen- 
lehn^ an die Besitzer einzelner Ritterhufen seit Ende des 
Mittelalters und durch die Theilung des grosseren Herr- 
schaflsbesitzes war Gericht und Polizei in hilflose Zersplit- 
terung gerathen. Von der Seite der Steuerbewilligung aus 
hatten die Landstände seit dem XYI. Jahrhundert die Yer- 
waltttng in weitem Masse an sich gerissen und drohten 
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durch ihr gescUossenes Beamtensystem die landesherrliche 
Verwaltung nahezu zu verdrängen. Die alte Vogteiverwal- 
tung der Markgrafschaft war seit den Zeiten Joachims II. 
überall zerrissen und verkümmert. Die ständischen Organe 
andrerseits aber und die verarmten Städte standen überall 
nur hemmend, hindernd, abwehrend dem gegenwärtigen Be- 
dürfniss gegenüber. Der Nothstand erhielt aber eine geschärfte 
Gestalt durch die Einfuhrung des stehenden Heeres. 

Die Einführung eines ständigen MUitärpersonals in das 
bürgerliche Leben war für jene Zeit ein Problem, dessen 
Tragweite die Gegenwart kaum mehr versteht. Es han- 
delte sich nicht nur um die verwickelten Massnahmen der 
Einquartierung und Verpflegung der Mannschaften, um Ver- 
waltung des Materials und Rechnungsführung, sondern um 
die Einführung eines ganz fremdartigen Eleiiients in das 
tägliche Leben der Gutsbezirke, Dorfjgemeinden und Städte, 
in so vielfachem Widerspruch mit ständischen und korpo- 
rativen Rechten, dass die Verlegung der Garnisonen vom 
Lande in die Städte erst allmälig erfolgen konnte. Es 
handelte sich zugleich um eine Umwandlung der gesamm- 
ten Finanzwirthschaft durch Verpachtung und rationelle 
Ausnutzung der Kammergüter und Regalien; um eine feste 
Vertheilung der „Kriegscontributionen" und Zusatzabgaben, 
um deren Erhebung und bestimmungsmässige Verwendung; 
zugleich um eine veränderte Handhabung der Polizeigewalt, 
die an allen Punkten sich mit den Finanz- und Militärgeschäf- 
ten durchkreuzte, und für welche die Aufrechterhaltung der 
Ordnung zwischen Officieren, Mannschaften und den bür- 
gerlichen Lebenskreisen in allen Stufen zu einer überaus 
schwierigen Aufjgabe wurde. 

In den „Kriegscommissarien", mit denen sich das 
moderne Verwaltungssystem eröffnet, vereinigt sich dem- 
gemäss die Intendantur und gesammte Civilverwaltung der 
Armee mit den wichtigsten Theilen der Steuerverwaltung 
und einer Oberleitung der Polizei. Wie in England der 
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TJebergang in die Friedensricliterverfassung durch Com- 
missarien ad hoc, so bildet seit dem 30 jährigen Kriege die 
Auflösung der alten Verwaltungs&mter in ein System von 
unzähligen „Gommissarien" den Uebergang in die neuere 
Verwaltung. Es ist das Tom patrimonialen Element 
befreite Staatsamt. Die Hauptklasse dieser Commissarien, 
die für das platte Land in grösseren Ereisrerbänden ernannten 
Kreis -Eriegscommissarien, erhalten später durch einen 
königlichen Erlass Yom 17. Sept. 1701 den erbetenen Amts- 
titel „Landrathe". Für die Oberverwaltung der Städte und 
ihr vom platten Lande sich immer mehr absonder;^des Steuer- 
system wird das parallel gehende Amt der „Steuerräthe" 
gebildet. Beide Aemter sind erst unter Friedrich Wilhelm DI. 
zu einem Stadt und Land umÜEkssenden Landrathsamt ver- 
einigt worden. 

Mit diesem Ereiscommissariat ist das neuere Verwal- 
tongssystem Preussens, in seiner Abtrennung von der Justiz, 
von unten angebaut worden. Erst durch den Kreis- 
commissar erhielten die Ghitsobrigkeiten und Domänenämter 
des platten Landes die nothwendige Verbindung, Ergänzung 
und stetige Controle, welche eine schonende Beibehaltung 
der patrimonialen Lokalbehörden bis in das XIX. Jahr- 
hundert ermöglichte. 

Aus dem System der Landesherrlichen Kriegs- und 
Amtscommissarien bildeten sich dann (wie in England 
aus dem System der Friedensrichter) die neuen coUegiali- 
schen Verwaltungsbehörden, als „Kriegskammern" und 
„Amtskammern", welche unter Friedrich Wilhelm L zu 
;,Eriegs und Domänenkamem" vereinigt, denen nunmehr 
die Kreislandräthe als commissarii perpetui untergeordnet, 
ein Generaldirectorium als Centralbehörde übergeordnet 
wird««»»). 

In diesem Neubau des Behördensystems erscheint nach 
den überkommenen Verhältnissen von Ortsverfiissung, Pro- 
vinz und Staat ein Grundsystem von drei Instanzen 
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ebenso für die Yerwaltimg wie für die Bechtssprechung, 
jedoch unter einer tie%ehenden inneren Umwandlang. 

1. Als Localobrigkeiten bestehen Städte, Guts- 
Obrigkeiten nnd Domänenämter in der alten patri- 
nK>nialen Dreitheilung fort^ aus Rücksichten der Gewohn- 
heit und des Rechts, wie der Bequemlichkeit und Wokl- 
feilheit: aber unter stetigem Eingreifen des landesherrlichen 
Kreiscommissars (Landraths), welcher unter den zahllosen 
kleinen Obrigkeiten den Zusammenhang, die Einheit der 
Action und die staatliche Initiative erhält. 

In dieser unteren Instanz bildet sich nunmehr der Ge- 
gensatz der „executiven" und der „verwaltenden" (decreti- 
renden) Beamten, auf welchem die Rechtsconstruction der 
modernen Verwaltung beruht. 

Ein executives Beamtenpersonal in ansehnlichem 
Umfang wird nothwendig durch die zahlreichen Massregeln 
der Polizeiverwaltungsgesetze, welche ein persönliches Ein- 
greifen im EinzeKall durch Verhaftung, thatsächliche Hin- 
derung, Nachsuchung, Anzeige, Verwaltung der Gefang- 
nisse und andere Localeinrichtungen erfordern. Dies exe- 
cutive Personal entsteht zuerst in den Städten als Polizei- 
dienerthum, weiter in den Landreutem etc. Auf dem platten 
Lande ordnet sich das Schulzenamt in dieser Stellung den 
Gntsobrigkeiten unter. Im XTX. Jahrhundert entstehen dafür 
die Mannschaften der Gensdarmerie, welche unter Leitung 
des Landrathsamts eine wirksame Polizeiverwaltung auch 
auf dem platten Lande hergestellt und eine no11id{irftige 
Fortdauer der dazwischen stehenden „Gutspolizei" bis in 
die Gegenwart ermögHcht haben. 

Das decretirende Beamtenthum dagegen, die „ver- 
waltenden Polizeibeamten", repräsentiren das obrigkeitliche 
Amt in seiner beschliessenden, für die gesetzmässige Aas- 
fuhrung des obrigkeitlichen Acts voll verantwortlichen 
Stellung. 

Diese Scheidung der executiven und verwaltenden Po- 



128 

Ikei ist jedoch keine absolute, ebenso wie die gleiche Tren- 
nung der Aemter der Justices und Constables, auf der das 
englische Yerwaltungsrecht beruht. Die nothwendige Ein- 
heit der vollziehenden Gewalt bringt es mit sich, dass der 
ExecutiTbeamte in dringlichen F&llen auf eigene Verant- 
wortung vorläufig einschreiten, sowie umgekehrt, dass 
der decretirende Beamte der höheren Anweisung als VoU- 
zugsbeamter (ministerial officer) Folge zu leisten hat. Das 
Scheidungsmerkmal ist vielmehr von der normalen Thä- 
tigkeit hergenommen und für das Mass der Verantwortlich- 
keit beider Klassen entscheidend. 

Dies Decernat der Polizeiobrigkeit wird vom 
engHschen Recht nach canonischem Sprachgebrauch noch 
heute als „Jurisdiction'', seine einzelnen Erlasse als Orders 
bezeichnet. Die deutschen Beziehungen haben sich dagegen 
an unser gemeines Recht und an unseren Volkssprachge- 
brauch angeknüpft. 

Auch nach gemeinem deutschen Recht fallen diese Acte 
unter den allgemeinen Begriff des obrigkeitlichen decretum 
(causa cognita) und werden in dem Sprachgebrauch der Be- 
hörden als „Verwaltungsdecemate'' bezeichnet. 

Allein der Begriff des decretum umfasst die mannig- 
faltigsten Unterschiede, auch wenn man die processleitenden 
und vorbereitenden Anordnungen ausscheidet und sich auf 
die decisiven Decrete beschränkt. 

Am weitesten entfernt sich das Verwaltungsdecemat von 
den Entscheidungen der Gerichte im bürgerlichenRechtsstreit. 

Das Civilge rieht entscheidet über die Rechtmässig- 
keit einzelner Handlungen unter Privaten im Grebiet des 
Vermögens- und Familienrechts lediglich nach Antrag und 
Vortrag der Parteien. 

Das Verwaltungsdecemat dagegen enthalt Entschliessun- 
gen über eigene Handlungen der Obrigkeit, zu welchen 
sie selbst nach einer im Gesetz vorgezeichneten Richtung 
Ton Amtswegen verpflichtet ist. 
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Insofern bietet das Yerwaltungsdecemat Analogien mit 
der amtlichen Thätigkeit der Strafgerichte dar, und dieser 
Analogie ist in Deutschland die Ausführung der Polizei- 
strafgesetze immer mehr gefolgt. 

Allein im Strafprocess handelt es sich doch nur um 
einzelne, nach festen Merkmalen bezeichnete Hand- 
lungen der Unterthanen, welche mit einer gesetzlich be- 
stimmten Strafe zu belegen sind. In den Polizeiyerwal- 
tungsgesetzen dagegen: 

a) um eine continuirliche Selbstthätigkeit der Obrig- 
keit im Sinne einer Fürsorge für das öfFentliche Wohl; 

b) um Handlungen, die nicht nach festen Merkmalen zu 
bestimmen, sondern relativ sowohl bezüglich der Ver- 
anlassung wie des Masses des obrigkeitlichen Zwanges 
in concreto zu beurtheilen sind. Die Frage, ob eine Wege- 
besserung noth wendig oder nur wünschenswerth; ob eine 
Erweiterung oder Verlegung des Weges erforderlich; ob 
eine Wohnungs- oder KeUeranlage für „gesundheitsgefahr- 
lich"; ob eine Aufhäufung von Schmutz oder Erzeugung 
von Hauch und Dünsten für „gemeinschädlich" oder dem 
Publicum „lästig" zu erachten; ob ein Armer der Unter- 
stützung wirklich „bedarf" ; ob die Weise der Unterstützung 
richtig; ob eine Entschuldigung vom Schulzwang als „ge- 
n^end" zu erachten, — diese und die unabsehbare Reihe 
analoger Fragen des Verwaltungsdecemats beruhen auf 
relativen Voraussetzungen und relativen Massbestimmungen, 
welche nicht sowohl 'durch logische Auslegung, sondern 
aus einer empirischen Vergleichung analoger Fälle mit 
Rücksicht auf die konkreten Verhältnisse des Orts, der 
Zeit, der Personen in der Ausübung selbst, durch die aus- 
übenden Organe zu ermessen sind. Es sind „Sachen, die 
von eines magistratus secundum utilitatem publicam men- 
surato arbitrio abhängen und durch Verordnungen und 
Schlüsse pro prudenti imperantium arbitrio abgethan wer- 
den", wie sie seiner Zeit schon Gramer bezeichnet hat. 
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Solche Entscheidungen ex arbitrio kommen auch in der 
Rechtssprechung der ordentlichen Gerichte vor als zufallige 
Incidentpunkte: hier dagegen bilden sie den überwiegenden 
Grondcharacter des Decemats. 

Bera^ Neigung, Gewohnheit sind daher in dem Perso- 
nal der Bechtssprechung und der Verwaltung nicht identisch, 
sondern gewöhnlich yon einander a'bweichend. In den 
Stadtverwaltungen pflegte man deshalb schon frühzeitig das 
Justiz- und das Polizeibürgeramt verschiedenen Personen 
zu übertragen. Aber auch in den kleinsten Gntsbezirken 
begann man den Gerichtshalter und den Polizeiverwalter 
zu trennen, sobald und soweit dies die Kleinheit der Yer- 
hatnisse irgend mögUch machte, — in der wohlbegrün- 
deten Einsicht, dass die Gewohnheiten des einen Amts nur 
irreleitend auf das andere Amt einwirken können. 

Diese sachliche Natur der Geschäfte wirkt aber zurück 
auf die Natur jeder Art von administrativer und 
Bechtscontrole, in dem einen wie in dem anderen 
Gebiet. 

. Der rechtsprechenden Obrigkeit vindicirt man mit Recht 
die formellste Selbständigkeit der Entscheidung und ge- 
stattet nur einen neuen Process gegen ihr Endurtheil beim 
Obergericht. 

Die Ortspolizei dagegen gestattet nicht nur eine con- 
tinuirliche Controle, sondern macht sogar für die kleinen 
patrimonialen Polizeistellen die ergänzende Mitwirkung 
eines Staatscommissars nothwendig, die sich unmittelbar 
an das Polizeidecemat anschliesst: 

a) in der continuirlichen Fürsorge für das öfiFentliche 
Wohl; indem sie selbst verfügt, wo die Ortspolizei das 
Nothwendige zu thun unterlässt; 

b) indem sie corrigirend an die Stelle tritt, wo das 
relative Ermessen der Ortsbehörde in Veranlassung oder 
Mass des Polizeizwangs fehlgreift. 

Eine solche continuirliche Thätigkeit, confirmandi, sup- 
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plendi^ corrigendi causa, welche in der Btechtssprechung nar 
Verwirrung und Nichtigkeiten erzeugen würde, ist för das 
PolLzeidecemat ebenso im ofPentlichen Interesse, wie zum 
Schutz des Einzelnen durchaus angemessen. In den preussi- 
sehen Einrichtungen kommt sie schon durch die Stellung 
des Landraths als commissarius perpetuus der Oberbehörde 
zur Geltung, noch tiefer eingreifend in der Instruction für 
die Landräthe von 1766. 

Während diese Gesichtspunkte auf eine möglichste Locali- 
sirung des Polizeidecemats fuhren, entsteht daraus anderer- 
seits die Ge£ahr persönlicher Einflüsse, Rücksichten, Vor- 
urtheile, aus welcher die eigenthümlich gestalteten coUe- 
gialischen Oberinstanzen der Polizei hervorgehen, 

2. Eine Neubildung der provinciellen Verwal- 
tungscollegien erscheint in Preussen in Gestalt der 
„Eüegs- und Domänenkammem^', der später sog. Regie- 
rungen, in denen sich die Trennung von Verwaltung und 
Justiz in nächst höherer Stufe vollzieht. 

Während die kleineren Staaten noch lange ihre ge- 
mischten „Regierungen^' beibehielten, in denen Justiz und 
Verwaltung im Gemenge lagen, wurde Preussen durch die 
energische Formation des Kriegscommissariats am frühesten 
zu dieser Neubildung gedrängt, die schon durch die stetigen 
Dissonanzen zwischen den Militär-, Finanz- und Polizei- 
massregeln zur Nothwendigkeit wurde. 

Im Unterschied von den „Landesjustizcollegien^ theilen 
diese neu geschafiPenen Verwaltungscollegien zunädist die 
Merkmale des PoKzeidecemats 

a) in der continuirlichen Fürsorge für das öfFent- 
liche Wohl, indem sie ergänzend einschreiten, wo die un- 
tere Stelle die nothwendige Handlung unterlässt; — in 
ihrer ferner stehenden Stellung beschränkt sich dies Ein- 
schreiten aber sachgemäss auf wichtigere, klarliegende FäUe 
des Bedürfiiisses; 

b) in der unmittelbaren Correctur der einzelnen Mass- 
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regeln, wo die Ortsbehörde in der relaÜTen Yeranlassimg 
und dem Mass des Polizeizwanges feUgegriffen hat; — doch 
aneh hier mit einiger Zurückhaltung, da ein ferner stehen- 
des Collegium im zweifelhaften Fall das pflichtmässige Er* 
messen der Ortsbehörde in Orts- und Personalyerhaltnissen 
anerkennen und gelten lassen muss. 

Es kommt dazu noch eine dritte wichtige Function: 
c) der Beruf zur Bildung gleichmässiger Verwal- 
tnngsmaximen für den Spielraum discretionär^ Grewalten, 
welchen die Polizeiyerwaltungsgesetze an zahllosen Punkten 
offen Hessen. Die sehr unbestimmte Fassung, die breite, 
redselige Darlegung der Erwägungsgründe und Missstände, 
denen der Gesetzgeber abhelfen will, beruht in den Landes* 
wie in den Reichsgesetzen auf den gegebenen Verhält- 
nissen — auf den grossen Verschiedenheiten der ländlichen 
und städtischen Verhältnisse, die eine präcis formulirte Kegel 
des obrigkeitlichen Zwangs unausfahrbar machten, vor Allem 
auch auf dem stetigen Widerstreit des neuen Verwaltungs- 
rechts mit den Interessen und Vorrechten der ständischen 
Gesellschaft, in welchem den provinziellen Behörden ein 
besonderer Beruf zur „Vermittelang der Gegensätze" zufiel. 
Es schien nicht rathsam, die durchgreifend neuen Grund- 
sätze allzu schrofP und buchstäblich den hergebrachten 
Verhältnissen, und Exemtionen gegenüber zu stellen. Die 
Verwaltung des XVm. Jahrhunderts liess noch ausdrück- 
liche oder stillschweigende Dispensationen von den Ge- 
setzen gelten, deren bedenklichste Seite dadurch gemildert 
wurde, dass die ständigen CoUegialbehörden eine Gleich- 
mass^eit der Praxis erhielten, welche die Landräthe, Ma- 
^trate und Landpolizeistellen zu erhalten schwer im Stande 
waren. Es waltet in dieser Administration ein Gemisch 
von Rechtsgrundsätzen und thatsächlichen „Rücksichten", 
welches in der Civil- und Strafrechtspflege geradezu zur 
Corruption gefuhrt haben würde. 

Diese eigentümliche Natur der Geschäftsführung be- 
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dingte die Ausbildung eines eignen Beamtenpersonals 
der „Cameralisten", in der wiederum Preussen voranging. 
Dass der herkömmliche Bildungsgang der Advokaten und 
Richter dafür nicht ausreiche, hat Friedrich Wilhelm I. vor 
allen Zeitgenossen erkannt und in seiner derben Weise aus- 
gesprochen. Die Kammern erhielten ausser ihren rechts- 
kundigen Mitgliedern zahlreiche Elemente der Bildung und 
Erfahrung in „Landwirthschaffc, Commercien, Manufacturen", 
— einer Staats- und volkswirthschafüichen Bildung nach 
dem besten Verständniss der Zeit. In angemessener Ar- 
beitstheilung und Verbindung sollten sich die Einseitigkeiten 
des Technikers und des Juristen durch die Collegialver- 
fassung und durch die Einwirkung der Oberbehörde aus- 
gleichen. 

Der Abschluss der Formation des landesherrlichen 
Commissariats von unten herauf lag endlich: 

3. in der Neubildung der Centralstelle, in welcher 
sich aus dem alten Amt des Kanzlers und seiner Räthe 
nach der einen Seite ein oberster Gerichtshof, nach der 
andern Seite ein S taats rat h abscheidet. 

Die Thätigkeit der Reichsgerichte in Sachen mandato- 
rum et simplicis querelae beschränkte sich, wie oben ange- 
führt, auf ein ziemlich enges Gebiet und kam seit 1806 
mit Auflösung des Reichs überhaupt in Wegfall. 

Die Landesherren waren nun aber veranlasst und durch 
Herkommen sogar verpflichtet, ein Surrogat für die weg- 
fallende Instanz zu gewahren. Schon bei dem Uebergang 
aus den Schöffengerichten in das gelehrte Richteramt war 
der Grundsatz zur Geltung gekommen, dass bei dem Weg- 
fall eines Gerichtsorgans die Pflicht, einen sinnentsprechen- 
den Ersatz zu schaffen, an den Gerichtsherrn devolvire. 

An die Stelle des Reichsgerichts treten für die ordent- 
liche Rechtssprechung die neuen, nach dem Muster des 
Reichskammer-Gerichts besetzten b erapp ellationsge- 
richte, Oberhofjgerichte oder Obertribunale. 
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In Hesseii-Cassel und sonst noch in kleineren Ge- 
bieten blieben mit diesem höchsten Gerichtshof nach alter 
Weise die reichsgerichtlichen Kompetenzen in Polizeisachen 
und manche andere Verwaltungsgeschäfte verbunden***). 

In Oesterreich, Preussen und in den grösseren Mittel- 
staaten dagegen trennte man (unter variablen Bezeichnun- 
gen) von dem obersten Gerichtshof einen „Geheimen Staats- 
rath", der in seinen verschiedenen Abtheilungen zugleich 
Staatsministerium und Staatsrath darstellte. Die letzteren 
beiden Formationen sind erst im XIX. Jahrhundert grund- 
sätzlich geschieden worden. 

Preussen insbesondere bildet als Theil des Geheimen 
Staatsraths sein Generaldirectorium — als Hauptbehörde 
der inneren, der Finanz- und der Kriegsökonomie- Verwal- 
tung, wie sie von unten herauf durch die Kriegscommissa- 
rien, durch die Ejriegs- und Domänenkammem neugestaltet 
war, und nun in diesen „General-Ober-Finanz-, Kriegs- und 
Domanendirectorium^ ihren Abschluss fand. 

In dieser Behörde liegt, der Gestalt der Verwaltungs- 
gesetze entsprechend, das Provinzial- und Kealsystem noch 
im Gemenge. Den persönlichen Vorsitz führt der König, 
in dessen Person alle Initiative und Leitung der verschie- 
denen höchsten Verwaltungskörper unter dem Namen „Ge- 
heimer Staatsrath^ sich zusammenfasst. 

In polizeilichen Angelegenheiten entspricht auch diese 
Oberinstanz nochmals dem System des Polizeidecemats : 
. a) in dem ergänzenden Einschreiten, wo die unteren 
Behörden das Nothwendige unterlassen, — die fern stehende 
Stellung beschränkt indessen dies Einschreiten auf wich- 
tige, dringende Fälle, in denen nicht selten der König per- 
sönlich Anordnungen trifft; 

b) in der unmittelbaren Correctur der einzelnen Mass- 
regeln, wo die Unterbehörden in der relativen Veranlassung 
mid in dem Mass des Polizeizwangs fehlgegriffen haben, — 
auch hier mit nothwendiger Rücksicht darauf, dass das 

Oneist, BeebtsstMt. 8. Aufl. 9 
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fern stehende Obercollegium die concrete Benrtheilung der 
Falle dem pflichtmässigen Ermessen der Provinzial- und 
Localbehorden überlassen muss, daher in der Regel nach 
Massgabe des von der Kammer erstatteten Berichts; 

c) der Bildung gleichmässiger Yerwaltungsnormen und 
einer benigna interpretatio der Yerwaltungsgesetze, bei denen 
man noch immer zahlreiche ,,Kiicksichten" und Exemtionen 
walten liess, deren bedenkliche Seite durch die Praxis eines 
standigen obersten CoUegiums und durch das scharf über- 
wachende Auge des Königs gemildert wurde. 

Der Schwerpunkt der Centralstelle lag daher wie bei 
den Reichsgerichten zunächst in der Correctur von Com- 
petenzüberschreitungen, irrigen Gesetzauslegungen oder offen- 
barer Missanwendung der Gesetze. Es trat aber hinzu eine 
weitergehende Rücksicht (nach engl. Verwaltungsrecht: 
equity) auf örtliches, provinzielles und standisches Her- 
kommen, wie solche in dem Uebergangszustand in neue Ver- 
hältnisse als angemessen galt. Es war der beherrschende 
Geist pflichttreuer Monarchen und die Berufsgewöhnung eines 
gewissenhaften Beamtenthums, welche diese Art der Ver- 
waltung, trotz zahlreicher Beschwerden im Einzelnen, als 
die nach den Verhältnissen mögliche und gerechte erschei- 
nen liess. 

In diesem systematischen Aufbau der Verwal- 
tungsbehörden war nun auch diejenige Verwal- 
tungsjurisdiction enthalten, welche einst die Reichsge- 
richte geübt hatten; der Rechtsschutz der Unterthanen war 
darin sogar wesentlich erweitert und practisch wirksamer ge- 
worden. Es verlor sich aber allmalig der Begriff und Name 
eines Rechtsstreits aus folgenden Gründen. 

Die querela bei den Reichsgerichten war zwar keine 
actio, sondern eine extraordinaria cognitio. Aber es war 
doch ein Rech tsverfahren mit vertheilten Parteirollen, bei 
dem in zahlreichen Fällen auch der Reichsfiscal als Partei 
aufzutreten hatte; ein Verfahren, in welchem beiden Thei- 
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len rechüiches Gehör gewährt und f&r Ladungen, Termine, 
Fristen, Decrete, bestimmte Formen innegehalten wurden. 

Dies Verfahren erfreute sich indessen in Folge seiner 
Schwerfälligkeit und Langsamkeit keines guten Rufes und 
konnte nicht wohl ein Muster werden für das neue that- 
kräftige Wirken der Verwaltungscollegia. Das Beschwerde- 
wesen in den drei Instanzen dieser Behörden gestaltete sich 
daher Yon Anfang an mdglichst einfach, sine forma et stre- 
pitu judicii. Längere Zeit erhielt sich in der Eingangsfor* 
mel (Wir Friedrich etc.) und in der Stylisirung die Remi- 
niscenz an den Rescriptsprozess der Gerichte. Allein die 
Formlosigkeit schreitet weiter, analog wie in dem Criminal- 
prozess. War in der Criminaljustiz dieser Zeit die recht- 
liche Stellung des Angeklagten durch die amtliche Proce- 
dur so verdeckt, dass die Parteirollen verschwanden, so 
galt dies um so mehr von aller polizeilichen Thätigkeit der 
Verwaltung. Die Anträge der Betheiligten sah man als 
eine imploratio officii magistratus an, welches ebenso auch 
auf Anzeige eines dritten oder - von Amtswegen eintreten 
konnte. Der monarchische Staat erkannte die Prüfung der 
Beschwerde als eine obrigkeitliche Pflicht an: aber das Be- 
schwerderecht wird nicht mehr als eine rechtliche Pro- 
cedur behandelt, und weder mit rechtlichen Formen, noch 
Fristen, noch mit stricter Linehaltung eines Instanzenzugs, 
noch mit einer präjudicirlichen Wirkung für den Beschwer- 
deführer ausgestattet. Es verschwindet damit ein formelles 
Recht auf Gehör wie eine formelle Beweisaufnahme, an 
deren Stelle in der Regel die amtUchen Berichte und Ver- 
sicherungen der Unterbehörden treten. An Stelle eines 
Kescriptsprocesses entwickelt sich also ein Verfahren durch 
zwangslose Correspondenz, welches im Geschäftsgang wie 
in den Vorstellungen des Publicums in den allgemeinen 
Begriff der „Verwaltung" au%ing. 

So mangelhaft die Form, so wirksam und den Zeitver- 
haltnissen entsprechend war indessen die Sache. Ein leichter 

9* 
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zugängliclier Schutz — kostenfrei und ohne Vermittelung 
eines Anwalts — Hess sich in diesen Uebergangszuständen 
den Unterthanen nicht wohl gewähren. 

Musste sich die Zeit mit einem formlos amtlichen Ver- 
fahren sogar in „peinlichen" StrafiFallen begnügen, so musste 
ein solches auch in Polizeisachen genügen. 

War das Verfahren rein schriftlich, ohne mündliches Ge- 
hör, so galt dasselbe auch von dem ordentlichen Civil- 
process. 

Lag die eigentlich wirksame Garantie der Gerichts- 
verfassung in der Stellung, der Formation und dem In- 
stanzenzug des Beamtenthums , so galt dasselbe auch von 
den Verwaltungsbeschwerden; denn das gerichtliche System 
der Ständigkeit und Collegialität wiederholt sich nun- 
mehr in der Gliederung der Verwaltungsbehörden in allen 
drei Instanzen. 

Unter Leitung und Controle des Landraths sind die 
Ortspolizeiämter in Stadt und Land nach dem Mass- 
stab des höheren Beamtenthums zwar mangelhaft besetzt; 
doch kaum viel mangelhafter wie die Tausende von Orts- 
und Patrimonialgerichten jener Zeit. Die dem Berufsbe- 
amtenthum fehlende Unabhängigkeit wurde in dieser wichtig- 
sten unteren Stufe ansehnlich ergänzt durch Elemente des 
Besitzes und der Corporations Verfassung, sowohl in den 
Stadtmagistraten, wie in den Gutsobrigkeiten, wie in dem 
Landrathsamt, ja sogar in dem executiven Schulzenamt, 
welches in Deutschland durch den Grundbesitz vor dem 
Herabsinken in das Pedellenthum der englischen Constables 
bewahrt wurde. 

La der Mittelins tanz waren die Kriegs- und Domänen- 
kammem nach dem System der LandesjustizcoUegien mit 
lebenslängUchen, grossentheils rechtsverständigen Beamten 
in festen AbtheUungen ständig besetzt. 

In der Centralbehörde bildet das Generaldirectorium 
mit seinen ständigen Vorsitzenden und Käthen einen Staats- 
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rath in collegialischer Formation, in welchem die Leitung 
der höchsten Regierangsgeschäfte mit der Entscheidung über 
Beschwerden der Unterthanen verbunden ist, ähnlich wie 
in dem älteren engUchen Privy Councü, wie im französischen 
Conseil d'i^tat. 

Um dem höheren Berufsbeamtenthum auch in diesen 
SteUen die dem Richterstand analoge Selbständigkeit zu 
geben, entschloss man sich, diesen Beamten allmälig die 
ständige, lebenslängliche Stellung, oder doch das 
Recht auf das Amtseinkommen quamdiu bene se gesserint, 
zuzugestehen, — eine Maxime, die sich (wie die Unab- 
setzbarkeit der Richter) allmälig aus dem Bedürfniss 
des Lebens, den solidarischen Ansprüchen des gelehrten 
Berufe und den RechtsYorstellungen des Volks (Stryck, 
Usus Modemus L 3. § 16. Preuss. Landr. ü. 10. § 98—101) 
herausbildete. 

Es entstand daraus freilich eine neue, dem deutschen 
Yerwaltungsrecht eigene Complication. Da nämlich eine 
ständige Stellung dieses Beamtenthums die nothwendige 
Einheit der vollziehenden Gewalt in starkem Masse ge* 
iährdet, so wurde es nothwendig, die Folgeleistung gegen 
die Anordnungen der Oberen durch das umständliche 
System einer Ordnungsstrafgewalt (Disciplinargewalt) 
herzustellen, während andere Yerwaltungssysteme mit dem 
durchgreifenden Grundsatz der Entlassbarkeit aller Ver- 
waltungsbeamten diesen Zweck allerdings einfacher, und 
in der Regel stillschweigend erreichen. 

Bei uns unterschied sich folgeweise die ständige, lebens* 
längliche Stellung der höheren Verwaltungsbeamten, ihre 
vielseitige, auch juristische Bildung, ihre Pflichttreue und 
ilir gesellschaftliches Ansehn in keinem wesentlichen Punkt 
von der Besetzung der Gerichte. 

Was im System des absoluten Staats zum Schutz der 
Unterthanen in dem bedenklichen Gebiet der Polizeigewalten 
geschehen kann, war hier wirklich geschehen. Es ist eine 
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Verkennung der Wahrheit, wenn nicht nur Ausländer, son- 
dern Deutsche selbst diese Einrichtungen als „Polizeistaat" 
und „Despotismus" bezeichnet haben. Es war bis in die 
untersten und kleinsten Verhältnisse herab bei uns viel 
mehr geschehen zum Schutz der Person und des Eigen- 
thums, wie in den meisten constitutionellen Verwaltungs- 
systemen. Die Gefahr lag hier vielmehr auf der anderen 
Seite: in dem Stillstehen des verwickelten Raderwerks, 
seitdem die beherrschende Initiative des Königthums gegen 
Ende der Regierung Friedrich des Grossen aufhörte. 

Preussen war in seinem Nothstand mit diesen For- 
mationen vorangegangen: die grösseren Staaten folgen lang- 
sam nach in den unzähligen Variationen, welche dem deut- 
schen Leben eigen sind. Wo die Gesetzgebung zurück- 
bleibt, hilft sich das Beamtenthum mit Heranziehung der 
Analogien der fremden Rechte, um die Natur des reinen 
Verwaltungsamts allmälig gegen den Patrimonialstaat zur 
Geltung zu bringen. Wo in der Theorie eine einseitige, 
nahezu fanatische Uebertragung absolutistischer Grundsätze 
aus den fremden Rechten uns verletzt, steht doch im Hinter- 
grund das wirkliche Bedürfniss des bürgerlichen Lebens. 
Später in der Rheinbundzeit tritt hinzu das Vorbild des 
französischen Verwaltungssystems, welches namentlich in 
Baiern zu energischen Reformen der Verwaltung führt. 

Der Unter- und Zwischenbau der Polizeiverwaltung er- 
streckt sich nun aber auf alle übrigen Gebiete der Ver- 
waltungsjurisdiction, welche auch im Landesstaatsrecht dem 
Hauptsystem der Polizeiverwaltung folgen. 

n. Im Gebiet der Militärverwaltung hatte sich 
das Reich darauf beschränkt, die Contingente der Stände 
zu fixiren, alle Ausführung dagegen den Reichskreisen und 
Einzelstaaten überlassen. 

In den Einzelstaaten aber fand eine gesetzliche Ordnung 
der LandesbewafPaung langedauernde Hindernisse in dem 
Mischsystem von Werbung und Conscription und in den 
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maiiiiig£altigeii Exemtionen der bevorrechteten Klassen. Zur 
Termeiduug eines Widerspruchs der Landstände musste man 
sich sogar in Preussen mit einem System von „Instructionen^ 
begnügen. Die Durchkreuzung mit mannigfaltigen Bechts- 
Verhältnissen der Stände war auch eine der Veranlassungen, 
aus welchen die oberste Kriegsbehörde eine überaus schwer- 
fällige Gestalt erhielt. 

Sobald diese Hindemisse in Preussen überwunden waren, 
, erfolgte die Eegelung der Dienstpflicht, des Servis- imd Ein- 
quartierungswesens in Gesetzen, sowie eine entsprechende 
Ordnung der streitigen Verwaltungsfragen, wo die Militär- 
verwaltung ihre Forderungen unmittelbar an die Person oder 
das Vermögen richtet. 

Die streitigen Fragen des Servis- und Einquar- 
tierungswesens und anderer Naturalleistungen der Unter- 
thanen folgen dem Instanzenzug der Verwaltungsjurisdiction 
durch Landräthe und Kegierungen. 

Die Entscheidung über die streitigen Fragen der Dienst- 
pflicht dagegen bedurfte einer zusammengesetzten Behörde. 
Analog den englischen Deputy Lieutenants sind dafür die 
Kreisers atzcommissionen gebildet, bestehend aus dem 
Landrath, drei Officieren, 4 — 6 Grundbesitzern, — als 
n. Instanz die neuerdings verbesserten Departementscom- 
missionen. Die Prüfung der Dienst&higkeit, der Unab- 
kömmlichkeit, des Anspruchs auf den freiwilligen Dienst, 
die Einberufungsordnung der Landwehr ist hier der An- 
lage nach richtig construirt und daher auch in das neue 
Reichsrecht übergegangen**). 

in. Im Gebiet der Finanzverwaltung war das 
Verhältniss des Beichs- und Territorialrechts dem Bechts- 
scliutz der Unterthanen von Hause aus nicht ungünstig ge- 
wesen. Mit der Auflösung des deutschen Beichs traten be- 
deutungsvolle Aenderungen ein nach zwei Bichtungen: 

Einerseits kamen die Beichssteuern in Wegfall sammt 
den Erlagen des Beichsfiscals und allen Zumuthungen, welche 
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den Beichsständen und Unterthanen von dieser Seite aus 
gemacht waren. 

Andererseits kam mit den Reichsgerichten die Que- 
rela in Wegfall, welche wegen Missbrauchs der Steuer- 
und Eegalhoheit gegen die Landesobrigkeit erhoben werden 
konnte. Von erheblichem Umüeuig und practischer Wirk- 
samkeit war dieselbe indessen für die grosseren Territorien 
niemals gewesen. Die allgemeinen Klauseln der Reichs- 
gesetze über eine „Gleichheit und Billigkeit" bei den Steuer- . 
einschätzungen war zum Schutz des Einzelnen wenig nutz- 
bar zu machen. Ein voUes Surrogat für jene Beschwerde- 
instanz war in der That schwer zu finden, da die grossen 
Landesherren gerade in Ausübung ihrer Steuer- und Regal- 
hoheit sich den Entscheidungen ihres eigenen Oberappel- 
lationsgerichts nicht unterwerfen mochten. Die Lücke 
einer Gerichtsentscheidung über die Verfassungsmässigkeit 
der Steuern ist in vielen deutschen Staaten bis heute fühl- 
bar geblieben. 

Dagegen blieben diejenigen Garantien der Unterthanen 
stehen, welche sich aus „gemeinrechtlichen" Principien 
entwickelt hatten, und diese Garantien wurden durch das 
neuere Verwaltungssystem noch wesentlich erweitert. Es 
blieb stehen: 

1. Der gemeinrechtliche Grundsatz von der Elagbarkeit 
eines jeden vermögensrechtlichen jus special! titulo 
acquisitum bei den ordentlichen Gerichten; 

2. Der gemeinrechtliche Grundsatz der Elagbarkeit der 
vermögensrechtlichen Ansprüche inter fiscum et privato s. 
Mit dem Wegfall der Reichsgerichte fiel zwar der Gerichts- 
stand bei denselben fort. Allein die Landesherren bezeich- 
neten nun in der Regel ein Obergericht ihres Landes als 
ihr persönliches Forum und verzichteten dabei auch auf 
das Recht der Austräge, welches zur Stellung der Terri- 
torialgerichte nicht passte. In manchen Territorien hat 
man wohl versucht, einzelne fiscalische Klagen den Ver- 
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waltongscoUegien zur Entscheidung zu übertragen. In den 
Blieinbundstaaten hat das Vorbild der französischen Ad- 
ministratiyjustiz in dieser Richtung nicht wohlthätig ge- 
wirkt. Einen dauernden Bestand haben indessen alle Ab- 
weichungen Yonx ordentlichen Rechtsweg in fiscalischen 
Processen nirgends gehabt. In Preussto wurde 1808 alle 
Rechtssprechung der „Justizabtheilung der Kriegs- und 
Domänenkammem^ uno actu den ordentlichen Gerichten 
übertragen^*). 

3. Für die streitigen Fragen der Steuer- und Regal- 
hohei t trat nach Wegfedl der querela bei den Reichsgerichten 
der Beschwerdeweg bei den neugebildeten Verwaltungs- 
behörden an die Stelle, der um so angemessener erschien, 
je schwerer sich präcise Gesetze über die indirecten Steuern 
geben Hessen. Das Beschwerdesystem bei Kammern und 
Generaldirectorium konnte manche Härten des Accise- und 
Licentsystems mildem. Als dann mit Weg£Edl der Ex- 
emtionen und mit Yerein&chung der indirecten Steuern die 
Steuergesetze eine sichere Fassung erhielten, liess sich nun 
auch das System der Polizei Strafgesetze auf die Steuer- 
defraudationen ausdehnen. Bestimmte Handlungen und Unter- 
lassungen werden imter Strafe gestellt und die Handhabung 
dieser Strafen auf collegialische Yerwaltungsbehörden, später 
auf die ordentlichen Gerichte übertragen, denen damit ein wich- 
tiger Theil der Gesetzauslegung im Finanzgebiet zufiel. 

4. Die Erhebung der directen Steuern, welche eine 
Einschätzung des Vermögens oder Einkommens als 
Grundlage haben, setzte noch besondere umständliche Ein- 
richtungen Yoraus, deren Ausbildung verhältnissmässig spät 
erfolgt ist, wie diese Steuern selbst in Folge der Abneigung 
der Landstände, sich selbst zu besteuern, spät entstanden. 
Dies Hindemiss stand gleichmässig jedem Grundsteuer- wie 
Personalsteuersystem gegenüber. Das rasch wachsende Be- 
dar&iss nöthigte daher zu einem überwuchernden System 
von Accisen und anderen indirecten Steuern. Nachdem 
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endlich die Einschätzungssteaem durcli die Landesgesetz- 
gebong eine feste Gestalt erhalten hatten, bedurfte man 
einer Verwaltungsjurisdiction vor allem über das gerechte 
Mass der Einschätzung. Nach französischem Muster wurden 
dafür Commissionen gebildet, welche lediglich aus der Mitte 
der Steuerinteressenten gewählt werden. Da aber eine 
blosse Selbstwahl der Interessenten eine gleichmässige und 
unparteiische Handhabung nicht garantiren kann, so bleiben 
diese Commissionen gleich den französischen Conseils nur 
berathende Behörden. Die entscheidende Jurisdiction wird 
von den Landräthen, den Regierungen und der Ministerial- 
instanz geübt. Der Fortschritt zu einem vollen, selb- 
ständigen Selfgovemment ist im Finanz- wie im Polizei- 
gebiet durch die Einsicht bedingt, dass die Organe zur 
Ausführung der Verwaltungsgesetze nicht aus der blossen 
Wahl der Localinteressenten hervorgehen können^). 

5. Ein Executionsrecht für die öffentlichen Steuern 
und Abgaben hat sich nach dem System der polizeilichen 
Zwangsvollstreckungen gebildet, gegen welche aber der Be- 
schwerdeweg im Instanzenzug der collegialischen Ver- 
waltungsbehörden eröfEuet ist. In vereinzelten Fällen hat 
neuerdings die preussische Gesetzgebung eine Rückforde- 
rungsklage aus dem Titel der Verjährung etc. gewährt, 
welche sich ohne Gefahr für die Ordnung der Finanzver- 
waltung ausdehnen liesse. 

IV. Im Gebiet der Stadtverwaltungen hatte die 
Reichsverfassung eine Rechtscontrole durch die Querela bei 
den Reichsgerichten in Finanz- und Polizeisachen einge- 
führt, welche in den Landstädten sich nicht genügend ent- 
wickeln konnte. 

Einerseits fehlten in den meisten Landstädten die 
Unterlagen in der Verwaltungsjurisdiction, welche die grösse- 
ren Reichsstädte in ihren ständigen Senaten und bürger- 
lichen Behörden sorgföltig entwickelt hatten. 

Andererseits stellte die neue Staatsverwaltung immer 
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neue Anforderungen an die Städte für das Bekrutirongs-, 
Servis- und Einquartiernngswesen, lur ein verwickeltes 
Steuersystem, för die Sicherheits-, Strassen-, Gesundheits-, 
Armenpolizei, far Kirchen- und Schulwesen, so dass nament- 
lich in Preussen eine Zeit lang besondere Staatscommissa- 
rien überall regelnd und bevorüiundend eingriffen. Das 
Bedürfhiss einheitlicher Gemeindeordnungen hat diese Staats- 
commissarien indessen nur zu Uebergangsbildungen gemacht. 
Durch die Verwaltungspraxis, später durch gleichmässige 
Stadteordnungen, scheiden sich nun im Leben der Commu- 
nen zwei Wirkungskreise: 

1. Ein aufgetragener Wirkungskreis, in welchem 
die Städte nur dienende Glieder des Staats (Verwaltungs- 
gemeinden), ihre Beamten nur ausfuhrende Organe der Po- 
lizei-, Militär-, Steuer- und sonstigen Verwaltungsgesetze 
des Staats sind. Wie im englischen Sel%ovemment sind 
die städtischen Verwaltungsbeamten in diesem Geschäfts- 
kreis „mittelbare Staatsbeamte", daher der rechtlichen und 
disciplinaren Verantwortlichkeit nach den Staatsgesetzen 
unterworfen. 

2. Ein autonomer Wirkungskreis, welcher die wirth- 
schaftliche Verwaltung der Städte und solche 'untergeord- 
neten Functionen der Ortspolizei etc. um£etsst, die man noch 
nach älterer Weise als „eigne" Angelegenheiten der Com- 
mune behandelte. 

Es ist ein bedeutungsvoller, für die Zukunft entschei- 
dender Vorzug des deutschen Gemeindewesens, beide Seiten 
der Commune zu verbinden und in möglichster Personal- 
union zu erhalten. Da aber ebenso zur Aufrechterhaltung 
der staatlichen Ordnung wie zum Schutz der Unterthanen 
die Verwaltungsgesetze nur durch Organe geübt werden 
können, welche vom Staat als vertrauenswürdig und geeig- 
net befunden und für die gesetzmässige Führung des Amts 
verantwortlich gemacht sind, so knüpfen sich an die 
neuere Doppelstellung der Communen unter dem Namen 
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eines „Oberaufsichtsrechts^ zwei Hauptrechte der Staatsbe- 
hörde: 

1. das Bestätigungsrecbt der Magistratspersonen, 
welche als decretirende Organe der Polizei-, Militär-, Fi- 
nanz-, Kirchen- und Schulgesetze des Staats thätig und 
als solche rechtlich verantwortlich sind; 

2. eine Beschwerdeinstanz bei den Staatsbehörden, 
zur Aufrechterhaltung der Grundsätze der Yerwaltungsge- 
setze in Polizei-, Militär-, Steuer-, Kirchen- und Schulsa- 
chen, welche demgemäss auch dem Instanzenzug durch 
Landräthe, Regierungen und Centralbehörden folgt. 

Alle Versuche, diese vermeintliche „Bevormundung*' zu 
beseitigen, sind bisher vergeblich geblieben, da sie der Na- 
tur des Verwaltungsrechts widersprechen, welches auch in 
den Mitgliedern der selbständigen Corporationen alle 
Rechte des Staatsbürgers zu schützen und alle Pflichten 
des Staatsbürgers zu beanspruchen hat. 

Diese Doppelnatur der heutigen Gemeinde mit ihrem 
zwiefachen Wirkungskreis hat sich ebenso auf die Land- 
gemeinden übertragen. Die sog. Gutsbezirke ohne Ge- 
meindeverband repräsentiren sogar nur einen aufgetragenen 
Wirkungskreis, — einen Inbegriff von öffentlichen Functio- 
nen und Lasten, welche (in einer heute nicht mehr geeig- 
neten Weise) an den Privatgrundbesitz geknüpft sind. 

Da diese kleinen (aus einer Zerreissung älterer, lebens- 
fähiger Markverbände hervorgegangen) Gemeindekörper aber 
im Verlauf der Zeit den wachsenden Anforderungen des 
Staats in ihrer Vereinzelung nicht mehr gewachsen sind, 
so drängt die neuere Entwickelung überall zu einer Wie- 
dervereinigung der Kleingemeinden, zu einer Verbindung 
von Stadt und Land, zu Sammtgemeinden, Amtsbezir- 
ken, Kreisverbänden, in denen die Doppelnatur des 
aufgetragenen und autonomen Wirkungskreises wiederum 
in neuen Combinationen erscheint. 

Diese gegenseitige Durchdringung des neueren Gemein- 
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delebend mit den Yerwaltongsgesetzen und Yerwaltongsor- 
ganen des Staats fuhrt zu einer Reihe neuer Rechtsbezieh- 
ongen, für welche sich in dem alten Reichsrecht keine Gbnind- 
lage sondern nur Analogien feuiden. 

Da aber das patrimoniale System der Lastenvertheilung 
in den kleinen Gemeindekörpem zu schweren Mis^standen, 
oft zu einem wirklichen Nothstand führte, so dehnte sich 
das „Aufsichtsrecht" des Staats über sein bestimmungs- 
massiges Gebiet eines jus cognoscendi, interdicendi, confir- 
mandi um ein Erhebliches aus. Es verband sich still- 
schweigend damit der Grrundsatz, dass wo das Gesetz einem 
Staatsorgan bestimmte Pflichten auferlegt, damit auch die 
dazu erforderlichen Zwangsmittel gegeben sind. Unter dem 
Namen des „Oberaufsichtsrechts" enstand daher (besonders 
in Preussen) ein neues jus statuendi, vermöge dessen die 
oberen Verwaltungsbehörden auch neue Ordnungen der 
Steuerverfassung und connexer Punkte des Kleingemeinde- 
lebens einführten, analog der delegirten Gesetzgebung in 
Polizeisachen, — ein System partieller Nachhülfen, durch 
welche sich die patrimoniale Ordnung des platten Landes 
nothdürftig weiter erhalten liess. 

Innerhalb dieser doppelseitigen Rechtsverhältnisse erga- 
ben sich nun zahlreiche Streitfragen, die in der fortschrei- 
tenden Entwickelung der Gesellschaft eine erhöhte Wich- 
tigkeit erhielten, namentlich: * 

Streitfiragen über die Theilnahme an den Gemeinde- 
nutzungen, sowie über Wahlrechte und Wählbarkeit in den 
Gemeindeverbänden ; 

Streitfragen über die Rechte, Pflichten und Remunera- 
tion der Gemeindeämter; 

Streitfiragen über die Vertheilung der Gemeindelasten, 
den Modus der Besteuerung, der Einschätzung etc., für die 
sich ein den Staatssteuem analoges Reclamationsverfahren 
bildet; 

Streitfragen über die Vertheilung der Lasten und über 
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das Verhältniss der Gemeindeorgane in den zosammenge- 
setzten Gemeindeverbänden. 

Soweit in diesen Verhältnissen die ursprüngliche Grrund- 
läge des Corporations rechts als das Ueberwiegende erschien, 
konnte der Rechtsstreit „unter den Interessenten" von den 
Civilgerichten entschieden werden. 

Soweit dagegen die streitige Frage dem au%etragenen 
Wirkungskreis der Gemeinden zugehört, soweit sie überwie- 
gend die Ausfuhrung der Verwaltungsgesetze betrifft;, musste 
sie dem neueren System der „Verwaltungsbeschwerden" 
folgen, womit in Preussen den Landräthen, Regierungen, 
Oberpräsidenten und Centralbehörden ein umfangreicher 
Wirkungskreis mit dem Charakter einer Verwaltungsjuris- 
diction zuwuchs ^^). 

Mit diesen vier Gebieten ist analog wie im Reichsrecht 
das System der Verwaltungsjurisdiction erschöpft, welches 
sich aus der gesetzlichen Normirung von Heer, Gericht und 
Friedensbewahrung ergeben hat. Es tritt dazu: 

V. Das Gebiet der kirchlichen Verwaltung, in 
welchem die Reichsverfassung den Begriff der „Religions- 
beschwerden" als einen Normalfall der Verwaltungsjurisdic- 
tion entwickelt hatte. Der nach Religionstheilen gespaltene 
Reichstag, die gespaltenen Reichskreise und die ebenso ge- 
spaltenen Reichsgerichte waren aber nur der lebendige Aus- 
druck der Ohnmacht des alternden Reichs zur ErfüUung^ 
der wirklichen Aufgaben des Staats. 

Der deutsche Territorialstaat erst gelangte zu einer le- 
bensfahigeu Ordnung an dieser Stelle, am frühsten in 
Preussen, welches durch das confessionelle Verhältniss 
seiner Dynastie und seiner Landestheile zu neuen Staats- 
grundsätzen gezwungen war. An die Stelle des „Normal- 
jahrs" tritt der Grundsatz der Rechtsgleichheit der drei 
anerkannten Kirchen, welcher nun in Gesetzgebung und 
Verwaltung eine zwiefache Richtung nimmt. 
' Die neue evangelische (lutherische und reformirte) 
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Kirche konnte ihre rechtliche Ordnung, ebenso wie einst 
die alte Kirche, nur unter Anerkennung und Mitwirkung 
des Staats erhalten. Die dafCLr erfolgreich eintretende 
Staatsgewalt war aber nicht das Reich, sondern der Ein- 
zelstaat. Die Yerfassung gewinnt daher überall eine ter- 
ritoriale Gestalt durch besondere Eirchenordnungen. Unter 
endlosen Collisionen mit hergebrachten Rechts- und Lebens- 
yerhaltnissen war hier eine bindende äussere Ordnung durch- 
zufahren, eine Art von Yerwaltungsjurisdiction damit zu 
verbinden und dafür administrirende Collegia aus rechts- 
yerstandigen Beamten und Geistlichen zu bilden. Der In- 
stanzenzug durch Consistorien (Oberconsistorium) und Ge- 
heimen Staatsrath wurde dem System der ordentlichen 
Yerwaltungsjurisdiction nachgebildet. Die kirchliche Juris- 
diction in Stra&achen und causae ecclesiasticae mixtae ist 
allmälig den ordentlichen Gerichten übertragen. 

Die römische katholische Kirche dagegen behielt ihre 
althergebrachte, mit ihren Glaubenssätzen verwachsene Yer- 
&ssnng unter einem „Oberaufsichtsrecht^ und einem „Pla- 
cet" des Landesherm bei. Die streng monarchische Yer- 
fassung der katholischen Kirche machte die Streitfragen 
zwischen ihr und dem Staat nothwendig zu Fragen der 
höchsten Yerwaltungsstelle. Die Jurisdiction fiel also dem 
geheimen Staatsrath, insbesondere den Justizministem, später 
dem Staatsministerium in seiner neueren Gestalt zu. Da- 
neben wurde in Preussen den Oberpräsidenten eine Stellung 
als commissarii perpetui in den Provinzen beigelegt. 

Der Antagonismus einer Mehrheit von herrschenden 
Kirchen wurde nicht direct empfanden, solange die deutschen 
Territorien in nahezu souveräner Selbständigkeit neben ein- 
ander standen, so lange also in jedem Einzelgebiet eine 
Kirche allein herrschte, die andere Kirche nothdürftig ge- 
duldet sich den gegebenen Yerhältnissen zu fugen hatte. 

In unseren europäischen Staaten, welche sämmtlich mit 
einer herrschenden Kirche angewachsen und in ihren In- 
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stitatioaen verwachsen sind, hat sich ein modus vivendi 
gefunden, welcher den einzelen Bekennem anderer Deno- 
minationen eine Gleichheit der bürgerlichen Rechte gewährt, 
ohne das Gefühl einer controversia status zu erzeugen. Und 
so gestaltete sich das Yerhältniss seit 1648 auch in der 
grossen Mehrzahl der deutschen Territorien. 

Als aber unter der Krone Preussen die allerverschieden- 
artigsten Gebiete sich zu gleichen politischen und kirch- 
lichen Rechten verbunden fanden, und nun in engeren und 
engsten Lebenskreisen zwei oder drei Kirchen mit dem 
historisch berechtigten Anspruch auf staatliche Allein- 
geltung aufeinander stiessen: da handelte es sich nicht mehr 
um Duldung neben einer herrschenden Kirche, sondern 
um eine directe Collision des einen mit dem andern Kirchen- 
regiment, von welchen keines sich mit Duldung begnügen 
kann oder will, sondern jedes die Behauptung und Erweite- 
rung des eignen Herrschaftsgebiets alsbald als Ziel und 
Lebensaufgabe ansieht. Hier entstand etwas von der An- 
schauung, welche zwischen einem legitimen Monarchen 
und einem Prätendenten obwaltet, und welche sich alsbald 
den Anhängern beider Häupter mittheilt. Man begann hier 
an einzelen Erscheinungen des Volkslebens zu ahnen, wohin 
dieser Zustand in folgerichtiger Fortentwickelung fahren 
musste. 

Die autonome Herrschaft jedes Kirchenregiments über 
das von ihr beanspruchte Gebiet würde in Deutschland nicht 
weniger als das connubium der Nation aufgehoben, jedes 
Familien- und Verwandschaftsband, jede Gemeinschaft der 
Erziehung, des Unterrichts, des geistigen Lebens, jede Ge- 
meinschaft humanitärer Anstalten und Bestrebungen, zu- 
letzt jede sittliche Gemeinschaft unter den confessionellen 
Schichten der Nation zerrissen haben. 

Die Landesstaatsgewalt sah sich daher genöthigt, die 
nothdürftigen Grundlagen der nationalen Einheit den 
unabänderlichen Bestrebungen der Geistlichkeit gegenüber 
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aufrecht zu erhalten, zur Wahrung ebenso des kirchlichen 
Friedens wie zur Aufrechterhaltung einer sittlichen und 
geistigen Lebensgemeinschaft ihrer Unterthanen, denen ge- 
genüber sie gleiche Verpflichtungen anerkennen musste. 

Dies Verhältniss war es, welches zu einer fortschreiten- 
den Ausdehnung des Aufsichtsrechts über die römische 
Kirche sowie der Kirchengewalt über die evangelischen 
Kirchen führte, zunächst nur im Sinne einer Abwehr der 
separatistischen Bestrebungen einer jeden ecclesia militans. 
Im Sinne der Abwehr zuerst erfolgt die allgemeine Ein- 
fahrung des placetum regium, die erweiterte Zulassung eines 
recursus ab abusu und mancherlei Einmischung auch in 
die Disciplin, Amtsbesetzung, Instituts- und Vermögensver- 
waltung der Kirchen. Wie im Gemeindeleben führt aber 
auch hier die Sprödigkeit des kirchlichen Dualismus eine 
Erweiterung des sog. Oberaufeichtsrechts zu einem jus sta- 
tuendi herbei, welches collidirende Beziehungen der Con- 
fessionen durch neue Gesetze regelt. Um die wichtigste 
Grundlage des Familienrechts zu bewahren, sucht der Terri- 
torialstaat namentlich die widerstreitenden Eherechte der 
Kirchen zu vermitteln und in nationaler Einheit zu erhalten. 

Die G^sammtheit dieser Massregeln bewegte sich im 
XVULl. Jahrhundert auf dem Gebiet einer sehr freien Ver- 
waltungspraxis, welche in Schonung der Gewohnheiten, der 
religiösen Vorstellungen und selbst der Vorurtheile mehr 
allgemeine Gesichtspunkte als feste Grundsätze verfolgte. 
Auch wo man neue Gesetze gab, überliess man die Aus- 
führung in der Regel den kirchlichen Organen selbst, deren 
Folgeleistung nach Lage der Verhältnisse zu erwarten und 
allenfalls zu erzwingen war. Mit Rücksicht auf diese Art 
der Ausführung sind die Verwaltungsgesetze in der Regel 
allgemein gehalten und nach Ermessen der obersten Be- 
hörden nach Umständen streng oder lax angewandt worden. 
Das Element der Jurisdiction trat hier stärker als sonst 
neben der diskretionären Handhabung zurück. 

Gneist, Recbtastaat. 2. Aufl. 10 
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Ein solches Verhältniss zwischen Staat und Kirche 
wurde ermöglicht durch die Erschöpfung des religiösen 
Streits, welche nach dem dreissigjahrigen Kriege eingetreten 
war, durch den Geist der Duldung und des IndifiPerentis- 
mus im XVlil. Jahrhundert, sowie durch die Desorganisation 
der römischen Kirchenhierarchie. 

Als dagegen seit 1815 die Wiederaufrichtung des päbst- 
lichen Stuhls und der bischöflichen Regierungen naturge- 
mäss auch zu einer Erneuerung der hierarchischen Grund- 
sätze führte, ist in dem paritätischen Staat eine Revision 
und neue Formulirung der Verwaltungsgesetze nothwendig 
geworden, auf welche später zurückzukommen ist. 

Im engen Anschluss an das System der paritätischen 
Kirchen entsteht endlich: 

VI. Das neue Verwaltungsrecht der öffentlichen 
Schule. Bedingt durch die Gleichheit der anerkannten 
Kirchen, durch den neuen Grundsatz des Unterrichts- 
zwangs und durch bedeutende Geldansprüche des Volks- 
unterrichts, erscheinen in Preussen die codificirten Schul- 
reglements und noch allgemeinere gesetzliche Normativbe- 
stimmungen in dem Allg. Landrecht Theil IE. Tit. 12. Die 
öffentliche Schule wird als eine gemeinsame Anstalt für alle 
Glaubensbekenntnisse zu einer ^Veranstaltung des Staats", 
die Lehrer zu öffentlichen Beamten. Es handelte sich dabei, 
wie im Eherecht, um Erhaltung der nationalen Grrundlagen 
des sittlichen und geistigen Lebens. Die hergebrachten Rechte 
der Kirchen werden durch den obligatorischen Religions- 
unterricht zu organischen Gliedern der Staatsschulordnung. 

Die Handhabung dieser Ordnung, unter Wahrung der 
Ansprüche der Kirchen, der Gemeinden, der Familienväter 
an die Schule, wird in den unteren Stellen der Selbstver- 
waltung der Gemeinden (Schulverbände) überlassen, unter 
„Oberaufsicht" des Staats zur Aufrechterhaltung der gleichen 
Rechtsordnung für alle Bekenntnisse. Analog wie in den 
Städteordnungen enthält dies „Aufsichtsrecht": 
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Einerseits die Bestätigung resp. Ernennung des beauf- 
sichtigenden und decretirenden Personals in der Localver- 
waltung und dessen Yerantwortlichkeit als „mittelbare 
Staatsbeamte"; 

Andererseits eine Beschwerdeinstanz, welche dem 
Instanzenzug der Verwaltungsjuris diction durch Landräthe, 
Regierungen, Schulcollegien und Ministerialinstanzen folgt ^®). 

Uebersieht man die Gesammtheit dieser in ein- 
ander greifenden Institutionen für den Rechts- 
schutz der Unter thanen, so wie solche im Beginn des 
XIX. Jahrhunderts ihren Abschluss gefunden hatten, so 
erscheint in Deutschland, wie in den übrigen Staaten Mittel- 
europas, ein dreifaches System des Rechtsschutzes durch 
die Civilgerichte, durch die Strafgerichte und durch 
die Organe der Verwaltungsgerichtsbarkeit, in einem 
Verhältniss gegenseitiger Ergänzung. 

Der Rechtskreis des Einzelnen im Gebiet des Ver- 
mögens und der Familie wird durch die ordentlichen 
Civilgerichte geschützt, und das durch einen Specialtitel er- 
worbene Recht auch gegenüber der Staatsgewalt durch ge- 
richtUche Klage aufrecht erhalten. 

Die gerechte Handhabung der Strafordnung, unter 
Wahrung der Rechte des Angeklagten, wird durch die 
ordentlichen Strafgerichte geübt, die durch ihre Entschei- 
dungen über Staatsverbrechen und Beamtenvergehen auch 
eine massgebende Auslegung für wichtige Theile desöfiPent- 
lichen Rechts üben. Nachdem durch die Polizeistrafgesetze 
ein summarisches Strafverfahren auch auf ein weites Gebiet 
des Polizeirechts ausgedehnt und immer vollständiger den 
ordentlichen Gerichten übertragen war, entstand daraus eine 
ßechtscontrole für umfangreiche Theile des Polizeirechts, 
welches sich analog auch auf das Zoll-, Steuerrecht und 
noch andere Theile des Verwaltungsrechts ausdehnte. 

Die Organe der Verwaltungsjurisdiction sind dazu 

10* 



148 

bestimmt, ergänzend einzutreten, wo die Zuständigkeit der 
ordentlichen Gerichte nicht ausreicht, die Unterthanen gegen 
Missanwendung der Staatsgewalt zu schützen. Ihre Noth- 
wendigkeit beruht darauf, dass der überkommene ordo 
judiciorum fOr das öffentliche Recht nur einen partiellen, 
der Anlage nach nur einen indirecten Schutz gewährt. 

Der indirecte Schutz lag im deutschen System darin, 
dass überall, wo die Entscheidung eines Civil- oder Straf- 
processes auf der Auslegung einer Norm des öffentlichen 
Rechts beruht, die Gerichte (ungebunden durch eine andere 
Autorität) diese Auslegung selbst üben. Es liegt darin 
zwar nur die Entscheidung des Einzelfalls: allein auf 
die Dauer vermag keine Staatsverwaltung sich über die 
moralische Autorität des höchsten Gerichtshofes hinwegzu- 
setzen. Erfahrungsmässig lässt sich aber im Verlauf der 
Zeit fast jede publicistische Streitfrage als Obersatz unter 
die Entscheidung der ordentlichen Gerichte bringen, nament- 
lich wo die civil- und strafrechtliche Verantwortlichkeit der 
Beamten nicht künstlich gehemmt wird. 

Von grosser practischer Tragweite ist jedenfalls die 
Competenz der ordentlichen Gerichte über alle Processe 
zwischen dem Fiscus und dem Privatvermögen, sowie über 
alle Privatrcchtstitel; andererseits die Entscheidung der 
Strafjgerichte über Widersetzlichkeit, Amtsmissbrauch und 
über das Gebiet der Polizei- und Steuerübertretungen. In 
vielen dieser Beziehungen geht die Competenz der deutschen 
Gerichte erheblich weiter als in Frankreich und England. 

Dennoch erscheint dieser indirecte und partielle Schutz 
durch Gerichtsentscheidungen über Gesetzauslegung und 
Competenz nicht ausreichend, um den Einzelnen gegen 
Missgriffe, Willkür und bösen Willen in der täglichen 
Action der Staatsverwaltung zu schützen. Darum gewährt 
das Verwaltungsrecht noch eine directe Rechscontrole 
durch ein neugeschaffenes Behördensystem, welches an 
dieser Stelle noch einmal nach seinem Bildungsgang zu- 
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sammenzufassen ist, da unter den verwickelten Einzelheiten 
der Rechtsfaden nur zu leicht abreisst. 

Das neuere Verwaltungsrecht hat seine erste Grund- 
legimg durch die deutschen Reichspolizeiordnungen 
erhalten, als einen InbegrifiP yon Rechtsnormen, nach 
welchen die obrigkeitliche Gewalt zur Regelung des bürger- 
lichen Lebens gehandhabt werden soll. Es bildet ein Gebots- 
und Verbotsrecht, welches sich zwar an die überkommene 
„Gerichtsobrigkeit" und „Friedensbewahrung" anschloss, 
nicht aber an die Functionen der Rechtssprechung, sondern 
der Gerichtsverwaltung, der obrigkeitlichen Gewalt. Es 
war ein neues jus extraordinarium, ein von den reichs- 
standischen Obrigkeiten gesetztes Recht, eine selbstgesetzte 
Norm für ihr eignes Thun und Lassen. Die SchöfPen 
waren keiner Zeit zu einer Entscheidung darüber berufen, 
ob die Obrigkeit die Normen für ihr eigenes Thun in der 
Friedensbewahrung, in der Handhabung einer „guten 
Poletzey", wie man sie jetzt nannte, pflichtmässig befolgt 
habe. 

Bei dem Uebergang der Schöffengerichte in das gelehrte 
Bichteramt wurden ebendeshalb diese Fragen nicht Gegen- 
stande der „Rechtssprechung" im deutschen Sinne. Wenn 
rechtsgelehrte Beamte in den RegierungscoUegien oder 
Canzleien im Namen des Landesherm in Polizeisachen 
decretirten, so übten sie (ebenso wie die Reichsgerichte in 
Polizeisachen) Functionen des „Gerichtshaltens", nicht der 
Urtheilsfindung. Sie waren dazu immerhin besser geeignet, 
als die kreisständischen Verwaltungsorgane des Reichs: 
aber die unangemessene Verbindung solcher Thätigkeiten 
in einem Beamtenkörper machte sich doch fühlbar genug, 
als die Au%aben des Staats in allen Richtungen wuchsen. 

Es war der entschiedenste Fortschritt und Vorzug der 
grosseren Staaten, dasß jene der Natur der Geschäfte wider- 
strebende Verbindung aufgelöst und dadurch erst das „Ver- 
waltongsbeamtenthum in den Stand gesetzt wurde, selbst- 
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thätig den Ansprüshen des modernen Staats gerecht zu 
werden. 

Die Bildung der neuen Behörden konnte aber nur nach 
den Grundbegriffen des rein persönlichen, widerruf- 
lichen, verantwortlichen Amts erfolgen, im Gegensatz 
des überwiegend wirthschaftlichen und feudalen Characters, 
welchen alle Aemter des späteren Mittelalters erhalten hatten. 
Massgebend wurde in dieser Beziehung die Reception der 
fremden Rechte; denn die entsprechenden Grundsätze für 
die neue Stellung des Beamtenthums konnte man nicht aus 
den patrimonialen Obrigkeiten, sondern nur aus Analogien 
des kanonischen und römischen Rechts entlehnen. Klarer 
und energischer gestaltete sich die Reform, wo die Gesetz- 
gebung direct einzugreifen in der Lage war. 

Der Uebergang erfolgt am schärfsten ausgeprägt in den 
Staaten des grossen Kurfürsten durch die Auflösung 
des älteren Amtssystems in zahllose landesherrliche „Com- 
missarien", die sich allmälig zu dem Hauptamt der Kreis- 
commissarien consolidiren, — in Amtskammern und Kriegs- 
commissariate, demnächst in Kriegs- und Domänenkammern 
provinziell gliedern — im Generaldirectorium für den Ge- 
sammtstaat zusammenfassen. 

Mit dem Begriff des landesherrlichen Commissa- 
riats ist der neuere Beamten staat von unten herauf fundirt. 

Es ist damit einerseits das geeignete Organ gefunden 
zur unmittelbaren Ausführung des Staatswillens unter per- 
sönlicher Verantwortlichkeit. 

Es ist damit andrerseits die Möglichkeit einer Rechts- 
controle zum Schutz der XJnterthanen geschaffen in einer 
der Natur dieser Staatsgeschäfte entsprechenden Weise. 

Denn in diesen Verwaltungsnormen handelt es sich nicht 
um gleichmässige Anwendung einer Rechtsr egel auf einen 
fest begrenzten Thatbestand, sondern um Handhabung von 
Zwangsgewalten nach Gesichtspunkten ihres Zwecks für das 
Gemeinwesen, denen stets eine Relativität in Veranlassung 
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und Mass so sehr anhaftet, dass eine buchstäblich gleiche 
Ausführung oft die bösartigste Chikane enthalten, die un- 
gleiche Ausfuhrung ratione loci et temporis umgekehrt 
dem Sinn und Zweck des Gesetzes durchaus entsprechen 
wird. Dieser eigenthümliche Character der Polizeiverwal- 
tungsgesetze (im Unterschied von den Polizeistraf geboten), 
giebt den Controlen dieser Verwaltung einen von den 
Eechtsmitteln der Gerichte wesentlich verschiedenen, durch 
thatsächliche Verhältnisse bestimmten Character. 

Ein K r e i s c mm i s s a r (Landrath), welcher den Polizei- 
obrigkeiten nebengeordnet wird, steht den örtlichen Ver- 
hältnissen und Lebensgewohnheiten nahe genug, um Tag 
für Tag polizeiliche Verfugungen nach ihrer Veranlassung 
und Massbestimmung sicher prüfen, sich an die Stelle der 
Ortsobrigkeit setzen und, unmittelbar eingreifend, eine Ver- 
fügung abändern zu können. 

Ein femerstehendes Regierungscollegium vermag 
nur in beschränktem Mass jene relativen Voraussetzungen 
zu prüfen, muss in allen localen oder sachlich eigenartigen 
Fragen prima facie das pflichtmässige Ermessen der Orts- 
behörde gelten lassen, — ist aber um so geeigneter eine 
Gleichmässigkeit der Verwaltungsgesichtspunkte und Maxi- 
men aufrecht zu erhalten. 

Eine fem stehende Centralbehörde endlich muss sich 
der Beurtheilung der relativen Voraussetzungen noch zu- 
rückhaltender gegenüberstellen; findet ihren Schwerpunkt 
vielmehr jederzeit in der Aufrechterhaltung gleichmässiger 
Normen, XJeberwachung der Amtscompetenz und in der 
gleichmässigen Auslegung der Verwaltungsgesetze. 

Diese stetige Combination von festen und flüssigen, von 
rechtlichen und thatsächlichen Elementen ist es, welche 
die Verwaltungsjurisdiction als cognitio extraordinaria 
von der Rechtssprechung der Gerichte sachlich scheidet, 
während in der Form oder Formlosigkeit des Verfahrens 
beide einander ziemlich gleich kommen können. 
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Trotz erhebKcher Varianten in der Begrenzung der Ge- 
richte und der Yerwaltnngsbehörden ist das Grandsystem 
der europäischen Staaten doch ein in den Grundzügen 
übereinstimmendes, und die Deutschland eigenthümlichen 
Maximen sind keineswegs dem Rechtsschutz des Individual- 
rechts ungünstig. 

Die weitverbreitete Meinung als ob das deutsche Lan- 
desstaatsrecht in der Zeit des Absolutismus die Zuständig- 
keit der ordentlichen Gerichte unbillig „verkürzt" und den 
Rechtsschutz der Unterthanen verkümmert habe, ist eine 
irrige. Umgekehrt war es vielmehr das Territorialstaats- 
recht, in welchem zuerst die specialisirten Verwaltungsge- 
setze auftreten, und wo ein neues Behördensystem jenen 
tiefeingreifenden Schutz gegen Missbrauch der öffentlichen 
Gewalt in ihrer täglichen Action bis zu den kleinsten Ver- 
hältnissen herab gewährte. 

Die Beschränkung der directen Competenz der ordent- 
lichen Civil- und Stra%erichte auf den Privatrechts- 
streit und Strafsachen ist in diesem Entwickelungs- 
gange naturgemäss aus der alten Zuständigkeit der Schöf- 
fengerichte hervorgegangen, und ist deshalb nicht bloss 
preussischen oder deutschen, sondern europäischen 
Rechts, und die preussischen Verordnungen darüber un- 
terscheiden sich von den englischen und französischen nur 
dadurch, dass sie etwas systematischer gefasst sind und 
in den Grenzpositionen den Rechtsweg am weitesten aus- 
dehnen. 

Die traditionellen Verwechselungen auf diesem Gebiet 
rühren daher, dass der moderne Staat überhaupt viel weiter- 
gehende Ansprüche an das Vermögen und die Person der 
Unterthanen stellte als das alte Reich. Die dadurch be- 
troffenen Stände waren deshalb geneigt, die stärkeren Zu- 
muthungen der Landesgesetzgebung irrthümlich einem Mangel 
an Gerichtsschutz zur Last zu legen, den doch auch die 
Reichsverfassung für gesetzmässige Anforderungen dieser 



153 

Art keiner Zeit gewährt hatte. Es handelt sich bei den 
Beschwerden jener Richtung überwiegend um geseUschaft- 
liche Interessen, — um die Tendenz einer Abwehr von 
Beschränkungen und gemeinen Lasten überhaupt, — nicht 
aber um entzogenen Rechtsschutz. 

In einem stetigen Kampf sind die militärischen, finan- 
ziellen, polizeilichen Anforderungen des heutigen Staats den 
widerstrebenden Interessen und „Freiheiten" der Stände 
mühsam abgewonnen. Sobald aber der neuere Staatsgrund- 
satz fertig formulirt werden konnte, ging er regelmässig in 
die Form publicirter Landesgesetze über und femd in 
der ständigen Ordnung der Verwaltungsbehörden einen 
gleichartigen Schutz, wie die Privatrechte bei den drei In- 
stanzen der Gerichte. Wie hätte aber der neuere Staat 
zn der ihm nothwendigen Militär-, Finanz-, Polizeigewalt 
kommen sollen anders als in stetigem Conflict mit der 
„natürlichen Freiheit" der Person und des Eigenthums? 
Was wäre aus dem heutigen Staat geworden, wenn wegen 
aller neuen Ansprüche, welche dem Egoismus der Gesell- 
schaft Schritt fär iSchritt abzuringen waren, der Unterthan 
den Staat bei den Gerichten hätte verklagen können? Das 
Beispiel der firanzösischen Parlamente schon kann den Be- 
weis fahren, wie die privatrechtliche Behandlung solcher 
Widerspruchsrechte die Gerichte zu Bollwerken der stän- 
dischen Vorrechte und Befreiungen macht, die Staatsgewalt 
an der Ausgleichung der öffentlichen Lasten hindert und 
bis zur Grenze der Revolution treibt! 

Es war in der That ein ehrenfester, zuverlässiger 
Rechtsorganismus, der in dem deutschen Territorial- 
staat aus dem XVUI. in das XIX. Jahrhundert überging. 

Die Schwächen jenes Organismus lagen vielmehr an 
anderen Punkten, vor allem in dem Mangel eines nationalen 
Staats- und Rechtssinnes der Nation unter der ausschliess- 
lichen Verwaltung des Beamtenthums, und in der Ent- 
stehung eines besonderen Elasseninteresses in dem Beamten- 
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thum selbst^ welches die Collisionen zwischen dem Beamten 
und Privaten nicht mehr unbefangen beurtheilt. Dazu traten 
in stetiger Wechselwirkung die Mängel in der Fonnation 
der gesetzgebenden Gewalt. Der absolute Staat leidet in 
Folge des Mangels fester Ghrenzen zwischen Gesetz und 
Verordnung an der Gefahr einer unstetigen und über- 
eilten Gesetzgebung, welche freilich in Preussen weniger 
hervortrat als in den Kleinstaaten. 

Als aber nach Auflösung des Reichs in dem deutschen 
Bunde der regierende hohe Adel das Gegengewicht, welches 
einst in der Concurrenz der geistlichen Fürsten und zahl- 
reicher Keichsstädte gelegen hatte, beseitigt hatte, als unter 
Leitung des Fürsten Mettemich der Bund die einseitigsten 
Grundsätze der polizeilichen Repression annahm: da war 
der Organismus des Landesstaatsrechts allerdings nicht ge- 
nügend, um Ausnahmsmassregeln abzuwehren, welche tief 
verletzend in den deutschen Rechtsstaat eingrifFen. 

Lizwischen war übrigens die Widerstandskraft der Ver- 
waltungsorgane auch durch Aenderungen in der Orga- 
nisation geschwächt worden, deren Veranlassung in neue- 
ren Bedürfnissen des Staats und der Gesellschaft lag, und 
welche von dieser Seite aus nicht genügend gewürdigt zu 
werden pflegen. 

Jemehr man darauf bedacht gewesen war, durch grosse 
VerwaltungscoUegien ein jus aequum und einen Rechtsschutz 
der Unterthanen zu schaffen, um so unvermeidlicher er- 
gab sich — so wie früher ein Widerspruch zwischen den 
Justiz- und Verwaltungsgeschäften der Obrigkeit — so jetzt 
ein neuer Widerspruch zwichen dem C olle gial- und dem 
Bureausystem, zwischen Centralisation und Decentralisa- 
tion in der neueren Verwaltung. Die Eigenschaften der 
Collegialität und* der Arbeitstheilung, welche die Behörde 
zu einer objectiven, unparteiischen Prüfung von Beschwer- 
den wohl geeignet erscheinen liessen, machten sie schwer- 
fällig und ungeeignet als unmittelbares Executiv-Organ der 
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Staatsgewalt — und umgekehrt. Die den örtlichen Ver- 
hältnissen nahestehenden Einzelbehörden, so geeignet sie 
zur Beurtheilung der concreten Verhältnisse erschienen, 
waren ebenso der Gefahr der Einwirkung persönlicher Rück- 
sichten und Einflüsse ausgesetzt, wie zur Aufrechterhaltung 
gleichmässiger Verwaltungsnormen ungeeignet : für die höhe- 
ren Verwaltungscollegien und Centralbehörden kehrten sich 
diese Gesichtspunkte wiederum um. Die Schwankungen, 
im deutschen Volksleben des XIX. Jahrhunderts reflectiren 
daher in das Verwaltungsrecht als Streit über „Collegial- 
oder Bureausystem" der Verwaltung. Die Entscheidung 
hängt hier von den vorwiegenden Angaben der Ver- 
waltung ab und tritt deshalb in Preussen mit dem Auf- 
treten der Stein-Hardenbergischen Socialreformgesetzgebung 
in den Vordergrund. 

Seit dem Anfang des XIX. Jahrhunderts wurde eine 
pedantische ünbeholfenheit der Verwaltung nirgends 
schwerer empfunden als in Preussen. Als Friedrich Wil- 
hehn HE. seine Regierung antrat, fand sich schon seit ge- 
raumer Zeit die Staatsthätigkeit in den grossen, schwer- 
fölligen Beamtenkörpem festgelegt, denen die Initiative zu 
jeder Reform fehlte. Inzwischen drangen die Forderungen 
einer neugestalteten Gesellschaft mit ungestümer Gewalt 
von Frankreich aus gegen den morschen Bau des alters- 
schwachen Reiches vor. Der verjüngten Volkskraft Frank- 
reichs war auch der preussische Staatsbau unterlegen. Um 
den überlegenen Kräften Widerstand zu leisten, kam es in 
Preussen darauf an> den Bann zu lösen, durch welchen die 
ständische Ordnung der Gesellschaft die ländliche Arbeit 
an den Boden, die städtische Arbeit unter dem Zunftzwang 
fesselte, die Gütererzeugung und die freie Entwickelung des 
Individuums an jedem Punkte lähmte. Nur die wirthschaft- 
liche Befreiung der Person, des Grundbesitzes und der 
Arbeit konnte dem Staat die neuen Kräfte zufuhren, um 
der verjüngten französischen Volkskraft Widerstand zu lei- 
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sten. Die Yersäumung dieser Beformen hatte den schnellen 
Zusammenbruch des norddeutschen Ghrossstaates herbeige- 
führt, der nun nach tiefer Demüthigung entschlossen in die 
Bahn gesetzmässiger Reformen einleimte. 

Die Lösung dieser Hauptau%abe der Zeit bedingte nun 
aber die Auflösung der schwerfälligen collegialischen Kör- 
per der Oentralverwaltung. Zur Durchfahrung so gewalti- 
ger Neubildungen bedurfte es des beweglichen Ministe- 
rialsystems. Die fünf normalen Ministerien des Aeussem, 
des EriegeSy des Innern, der Justiz und der Finanzen tra- 
ten an die Stelle des alten Geheimen Staatsraths. 

Auch die Regierungen erhielten eine beweglichere, 
für die Durchfuhrung einer Keformgesetzgebung geeignetere 
Gestalt. 

In dem Landrathsamt wird die SteUung eines Staats- 
commissars durch die Umgestaltung der executiven Polizei 
zur Gendarmerie gekräftigt. 

Unvermeidlich waren die Vorzüge dieser Vereinfachung 
des Apparats zur Ausfuhrung von Keformgesetzen verbun- 
den mit erheblichen Abschwächungen seiner Selbständig- 
keit für die Verwaltungsjurisdiction. Noch immer boten 
freilich die ständigen Landräthe, die Regierungscollegia, die 
Ministerialdirectoren und Käthe in einer thatsächlich colle- 
gialischen Geschäftsbehandlung erhebliche Garantien der 
ständigen Behörden. Noch trat im absoluten Staat die Ge- 
fahr einer parteimässigen Handhabung der Verwaltung we- 
niger sichtbar hervor. Einen Spiegel der Zeitauffassungen 
in den Beamtenkreisen geben die damals erschienenen 
Streitschriften über das „CoUegial- und bureaukratische Sy- 
stem", zum Theil von hervorragenden Verwaltungsbeamten 
herrührend. Die Bedeutung des einen Systems für die 
executiven Functionen, des andern Systems für die Zwecke 
der Verwaltungsjurisdiction ist jener Zeit noch, wenig ge- 
würdigt worden. Wohl aber waltet noch der alte Geist 
der Pflichttreue, welcher in sich alle Verwaltung noch 
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immer selbstyerständlicli als eine unparteiische denkt, 
eine systematische Partei-Stellung des Beamtenthums noch 
nicht zu fassen yermag. 

Erst der unvermittelte Uebergang in eine constitutio- 
nelle Staatsverfassung in Preussen (1848) hat es zum 
Yorschein gebracht, dass dieser Organismus auf eine syste- 
matische Einwirkung des Parteiwesens der Gesellschaft nicht 
berechnet war. Gerade die Verhältnisse in, Preussen 
waren dazu geeignet, den Organismus der deutschen Ver- 
waltung in Widerspruch mit den aus Belgien und Frank- 
reich herübergekommenen Ideen des constitutionellen Staats 
zu bringen, die nun in ihrem Gegensatz gegen die Grund- 
sätze des Rechtsstaats darzulegen sind, um daran die Ver- 
waltungsreformen des letzten Menschenalters zu knüpfen. 



VII. 

Die Negation des Rechtsstaats in dem Staatswesen 

Frankreichs. 

JL/ie Negation des Kechtsstaats in der französischen 
Staatsbildung beruht auf nationalen Eigenthümlichkeiten, 
welche zum Theil in ferne Jahrhunderte zurückreichen. 

Auch in Frankreich hatten die drei Stände des Mittel- 
alters sich in rechtmässiger Weise erhoben und ihren mass- 
gebenden Antheil am Staate erworben durch ihre Leistungen 
in Heer, Gericht, Friedensbewahrung und Kirche. Sie 
hatten, sobald dies geschehen, durch Rechtssprechung und 
Gesetzgebung eine Gesammtbürgschaft gebildet zur Be- 
hauptung des Besitzes auf welchem ihre Herrschaft beruhte. 
Der ständische Staat hatte die Rechte der herrschenden 
Klassen überall befestigt und erweitert, die Klassenrechte 
in Geburtsrechte und bevorrechtete Körperschaften ver- 
wandelt, und damit dauernde Statusrechte gebildet, deren 
Rechtstitel nach Generationen vergessen, deren Aufrecht- 
erhaltung aber zur Hauptaufgabe der bestehenden Staats- 
ordnung geworden war. 

Mit den veränderten Bedürfiiissen des Staats hatte 
das Königthum die Aufgabe übernommen, ein neues Be- 
wafEuungssystem, ein neues System der Rechtspflege, der 
polizeilichen Ordnung, der Staatsfinanzen zu schaffen, ohne 
jedoch die Vorrechte der Stände zu ermässigen. 

Während der regierende Gross -Adel Deutschlands an 
der Spitze seines neugeschaffenen Militair- und Civilbe- 
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amtenthums und mit Hingabe seiner Einkünfte die Staats- 
pflichten noch in reichlichem Masse erfüllte, während 
auch die Landstande noch erhebliche patrimoniale Lasten 
trugen und Functionen örtlicher Selbstverwaltung erfüllten, 
waren den französischen Ständen wenig mehr als die Vor- 
rechte geblieben. 

Nirgends in Europa waren die Vorrechte des Adels 
so schroff entwickelt und so pflichtenlos wie in Frankreich. 

Nirgends hatte sich die regierende Geistlichkeit in 
adligen Würden und Pfründen so schroff von der Orts- 
geistlichkeit gesondert, welche den wirklichen Dienst der 
Kirche gegen dürftigen Lohn versah. 

Nirgends hatten sich die ausschliesslichen Gewerbsrechte 
der Bourgeoisie so schroff und so willkürlich gestaltet wie 
in Frankreich. 

Nirgends war das Bauerthum in solchem Uebermass 
zum Lastenträger der persönlichen und Geldanforderungen 
des Staats geworden, wie in Frankreich. 

Nirgends war die natürliche Ordnung der erwerbenden 
und der geistigen Arbeit, sowie die Geltung der Stände 
nach ihrer Leistung für den Staat, so vollständig umgekehrt 
wie in Frankreich, wo die Theilnahme an den gemeinen 
Lasten zu einem schimpflichen Merkmal der untersten 
Stande geworden war. 

Nirgends hat, mit einem Wort, die Besitzmacht die 
karolingischen Staatseinrichtungen in dem Mass überwältigt 
wie in dem Reich der Westfranken. Nirgends ist die stän- 
dische Scheidung so schroff und so verletzend für die mitt- 
leren und unteren Klassen zur Entwickelung gekommen wie 
in Frankreich. 

Eben deshalb ist auch die Ueberwältigung dieser Stände 
durch das Königthum, seine Waflfenmacht und sein Be- 
amtenthum in gewaltsamer Weise erfolgt. Es handelt sich 
in diesem langhingezogenen Kampf stets mehr um Macht- 
stellungen, als um die höheren rechtsausgleichenden Auf- 
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gaben der Monarchie. Ebendarum handelt es sich auch bei 
der gewaltthätigen Niedertretnng der geistigen Blüthe der 
Keformation, mit welcher Frankreich auch seine klassische 
Kechtswissenschafb verloren hat. 

Der Gaoff ^eser Bildung war allerdings gü nstig der 

einer gesellschaftlichen Cultur, soweit solche ohne den Simi 
der Selbstbeherrschung und Selbstverantwortlichkeit mög^ 
lieh, jeder Zeit aber ungünstig einer harmonischen Ent- 
wickelung des öffentlichen Kechts. 

Die Civilgerichtsbarkeit Frankreichs — relativ der 
beste Theil seiner älteren Einrichtungen — bewahrte eine 
gewisse Selbständigkeit und äussere Achtung. Das Per- 
sonal der Juristen war auch von Altersher gewohnt, die 
Würde und Wichtigkeit seines Berufs in gegenseitigen Lob- 
reden akademischen Styls gebührend zur Geltung zu bringen. 
Immer jedoch blieben die Parlamente an erster Stelle dienst- 
bar dem Schutz von Vorrechten; sie vertreten bis zu ihrem 
letzten Tage die Lebensgrundsätze der Privilegirten. 

Die Criminalgerichtsbarkeit unterliegt den gröbsten 
Missbräuchen des Liquisitionsprocesses , verschärft durch 
eine Staatsanwaltschaft, welche dem Missbrauch die Willkür 
der Strafverfolgung hinzufügt. 

Die Function einer Verwaltungsgerichtsbarkeit 
wurde durch den Staatsrath theilweise erfüllt, litt aber 
ebenso an den Mängeln der Gesetzgebung wie der unteren 
Organe. Die täglich wechselnden Ordonnanzen gelangten 
nicht zu der Gestalt eines consolidirten Verwaltungsrechts. 
Die Verwaltungsorgane der Litendanten und ihre Subdele- 
girten ermangelten von unten herauf der Garantien einer 
moralischen Selbständigkeit. Ebendeshalb kam es in Frank- 
reich zu keinem Anfang einer gerechteren Vertheilung der 
Steuern und Staatslasten, sondern es blieb bei den Be- 
freiungen des Adels, der Geistlichkeit und bei den Privi- 
legien der Bourgeoisie, soweit sie nicht der Herrschaft der 
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Krone widerstritten, sondern der ,,Erliöhung ihres Glanzes" 
dienten. 

Ein Mangel der Achtung vor dem Recht ist der 
französischen Gesellschaft schon durch das ancien regime 
anerzogen worden. In einer so regierten Gesellschaft konnte 
daS; was man als Recht ansah, über den Anspruch auf 
Schutz der „eigenen" Rechte, also der Privatrechte und 
Yorrechte, nicht wohl hinauskommen. 

Mit offenem Auge für die Machtstellung des Besitzes 
und mit raschem Yerständniss für die Greltendmachung ge* 
sellschaftlicher Interessen — aber ohne jedes Yerständniss 
für den innem Rechtsbau der englischen Parlamentsver- 
fassung — wandte sich die so erzogene Gesellschaft in 
einer Epoche der „Anglomanie" dem englischen Vorbilde 
zu, welches auf französischem Boden eine fremdartige Gestalt 
annehmen musste. 

Als um die Mitte des XVlll. Jahrhunderts durch Montes- 
quieu die -englische Verfassung Gegenstand der Aufmerk- 
samkeit fOr die höheren Kreise der Gesellschaft wurde ®^), 
war der bestehende Staat bereits ein Gegenstand, tiefer Ent- 
fremdung auch for die besten Theile der Nation geworden. 
Einem zerrütteten Staatswesen, einer unwürdigen Regierung 
(Ludwig XV.) gegenüberstehend, fohlte sich das französische 
Yolk nicht mehr in seinem Staate heimisch. Wo aber die 
Gesellschaft das Bewusstsein dieser Zusammengehörigkeit 
Terloren hat, fangt sie an „Staat" und „Volk" einander in 
bewusstem Gegensatz gegenüber zu stellen. So tiefe Gegen- 
sätze in der französischen Gesellschaft jener Zeit lebten, 
so fohlten sich doch alle Klassen eins in ihrem Wider- 
spruch gegen den bestehenden Staat. In solchen Stimmun- 
gen erscheint der Anspruch auf eine unmittelbare Geltend- 
machung aller Interessen der Gesellschaft unter dem Namen 
der „Volkssouveränetät, " welche nunmehr ihren neuen, 
heute noch nicht vollendeten Kreislauf durch die euro- 
paische Welt beginnt. 

Onei 8t, Rechtsstaat 8. Aufl. 11 
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Aus dieser Gb'undstimmung heraus erhebt sich zuerst 
eine lange Reihe von Beschwerden über den vorhandenen 
Staat und eine ßeihe von Anforderungen an den Zukunfts- 
staat, welche durch Uebereinstimmung in verwandten Krei- 
sen sich steigern und vervielfältigen. Als Ludwig XVI. 
seine getreuen Stände in Gestalt der „Notablen" nach lan- 
ger Zeit wieder versammelte, um die Forderungen der Zeit 
zu vernehmen: da wurde es sichtbar, dass gerade in den 
bevorzugten Klassen, mit der Entfremdung von jeder Selbst- 
thätigkeit im Staat, auch die Selbstbeherrschung und das 
Pflichtbewnsstsein für den Staat erloschen war. 

Die Cahiers der ancienne noblesse enthielten soviel 
übertriebene, unerfüllbare, widersprechende Anforderungen 
an den Staat, dass schon ein Theil derselben zum Umsturz 
der Monarchie genügt haben würde. 

Die Cahiers der ständischen Geistlichkeit enthielten eben 
solche Forderungen, verbunden mit der liberalen Idee all- 
gemeiner Menschenrechte, in solchem Uebermass, dass kein 
wirklicher Staat damit zu bestehen vermochte. 

Die Cahiers des dritten Standes sind nicht weniger un- 
massig in anderer Richtung besonderer, bürgerlicher In- 
teressen. 

Niemand aber denkt an die Pflichten, welche im 
freien Staat den besitzenden Klassen an erster Stelle ob- 
liegen. 

Mit dem Herantreten an den wirklichen Staat stossen 
jene widersprechenden Forderungen unmittelbar aneinander. 
Allein es * gelingt in dem ersten Gährungsprocess doch noch, 
die Gesellschaft in ihren nächsten Zielen zu vereinigen. Es 
gelingt unter dem Einfluss der Unerfahrenheit der Menge 
in staatlichen Dingen, und mit Hülfe der Biegsamkeit der 
Spräche. Beides vereinigt sich zu einer Formulirung in so 
allgemeinen und so vieldeutigen Worten, dass auch entge- 
gengesetzte"^ Vorstellungen in einem Wort sich zusammen- 
finden. Die so vereinbarten Sätze nennt man „Grund- 
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rechte.^ Gelehrte Abstractionen aus dem Geist des eng- 
lischen YerwaltungsrechtSy welche Blackstone einst so be- 
zeichnet hatte, werden nun als ursprüngliche , angeborene, 
unveräusserliche Kechte eines jeden Menschen hingestellt, 
welche nur der „Declaration*' bedürfen, um unmittelbar zu 
gelten. 

Der Gedanke, dass solche Grundrechte einer Ausfuhrung 
durch Gesetze, einer Bechtssprechung durch standige Organe 
bedürfen, bleibt aber der Gesellschaft fremd. Zur Geltend- 
machung bedarf es ihrer Meinung nach nur des Willens 
und der Macht des Volks nach dem Vorbild des „omni- 
potenten Parlaments'' in England. 

Da aber das Volk als Ganzes die Staatsleitung nicht zu 
fuhren vermag, so begnügt sich die gemässigte Kichtung 
nach englischem Muster mit der Wahl von Vertrauensmän- 
nern, welche im Sinn der Auftraggeber die Leitung des 
Staats übernehmen. 

Die Wahl im Gegensatz einer Besitzstandschaft wird 
die Grundform für alle gesellschaftlichen Machtbestrebungen, 
welche kein persönliches Vorrecht beanspruchen. Aus dem 
tief verzweigten Rechtsorganismus des englischen Staats 
nimmt das „Volk" nur den Gedanken dieser Wahl auf. 
In Staat und Kirche, in Provinz und Kreis, in Stadt- und 
Landgemeinde betrachtet man als wesentlich nur zwei Grund- 
ideen: die alte Gesellschaft, die der Besitzstandschaft, — 
die neue Gesellschaft die Wahl eines Verwaltungsraths, 
welcher das Directorium wählt. 

Das Recht zur Wahl erschien aber nicht als ein durch 
persönliche Selbstthätigkeit erworbenes, sondern als ein an- 
geborenes Menschenrecht. Es war dies um so natürlicher, 
als die Masse des Volks einem Kreise privilegirter Perso- 
nen gegenüberstand, welche kraft ihres Geburtsrechts jene 
Tkeilnahme am Staat beanspruchten: der Geburtsanspruch 
trat hier dem Geburtsanspruch gegenüber. Ueberall sucht 

das gesellschaftliche Interesse nach „ursprünglichen" Rech- 

11* 
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ten, nicht nach , solchen, welche erst erworben werden 
sollen ^^). 

Freilich begann schon mit den ersten Yersnchen ein 
Zweifel, wo dies Geburtsrecht beginne. Allein die Minder- 
jährigen wurden darüber nicht befragt, die Frauen bei Seite 
geschoben. Die erwachsenen Manner nehmen alsbald that- 
sächlich die angeborenen Rechte des citoyen für sich in 
Anspruch. 

Der Grundgedanke der Gleichheit aber, welcher stets 
die Mehrheit für sich hat, fuhrt zu dem allgemeinen gleichen 
Stimmrecht, welches sich freilich sogleich bei seiner Grund- 
legung doch nur als das Recht einer Minderzahl darstellt. 

Die unmittelbare Abstimmung dieser Massen über Ge- 
setzentwürfe und Regierungsmassregeln sah eine fortge- 
schrittene Richtung nach antikem Vorbild und Sprachge- 
brauch als die volle, reine „Demoer atie" an. Die im 
Gunzen vorherrschende Meinung blieb indessen bei der 
Wahl von Vertrauensmännern nach einem vervollkommneten 
Vorbild der englischen Parlamentswahlen stehen. 

Für den von der Mehrheit gewählten Verwaltungsrath 
des Demos (die Legislative) wird nun das Recht bean- 
sprucht, als volonte generale den Staatswillen zu bestimmen, 
also die ausfuhrenden Beamten zu bezeichnen. Den in Eng- 
land seit 1782 thatsächKch geübten Einfluss der Parteien auf 
die Ministeremennungen sah man ohne weiteres als einen 
Rechtsgrundsatz an. Auch unter dengemässigtstenRichtungen 
stand es seit jener Zeit fest, dass die Volksvertretung die Mi- 
nister zu designiren habe, dass die Minister verpflichtet seien 
in dauernder Uebereinstimmung mit der „Legislative" zu blei- 
ben, und dass diese „politische Verantwortlichkeit" 
den obersten Grundsatz des constitutionellen Staatsrechts 
bilde, neben welchem eine rechtliche Verantwortlichkeit als 
untergeordneter, eigentlich veralteter Standpunkt galt. 

Der Uebergang aus der despotischen Monarchie Frank- 
reichs in die reine Demokratie konnte mit diesen Grund- 
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ansckauungen nur durch die Anarchie hindurchgehen. 
Die widerstreitenden Interessen und Lebensgewohnheiten 
der alten und der neuen Gesellschaftsordnung standen ein- 
ander bald in gewaltth&tiger Leidenschaft gegenüber, und 
80 lange die neue Ordnung noch in einem Kampf um ihr 
Dasein stand oder zu stehen glaubte, fiel die Führung den 
thatkraftigsten, also den extremsten Richtungen der Demo^ 
kratie zu, in einer Schreckensherrschaft, welche die ge- 
sitteten Elemente Deutschlands mit Abscheu erfüllte. 

Allein nachdem die imminente Ge£Edir überstanden ist, 
siegen Vernunft und Menschlichkeit, vor allem die Einsicht 
in die Nothwendigkeit einer staatlichen Ordnung, 
welche ohne Rücksicht auf die Parteidoctrinen hergestellt 
werden müsse. Der offen bekannte Entschluss Napoleons, 
diese Ordnung rücksichtslos herzustellen (je ne yeux plus 
des partis) war es, welcher ihm die Gemüther der Nation 
zuwandte, welche die Anarchie in die Diktatur überleitet, 
eine geordnete Verwaltung und Gerichtsverfassung wiederher- 
stellt und auch die Kirche als dienendes Glied dem impera- 
torischen Ordnungssystem einfugt. Das klare Verständniss 
der französischen Eigenart hat dieser Verwaltungsordnung 
dauernde Formen gegeben, welche der neuen Gesellschaft 
die Erfüllung ihrer Zwecke im Staat ermöglichte, ohne 
freilich jenen Zwischenbau herstellen zu können, durch 
welchen Staat und Gesellschaft in Verständniss und Achtung 
Tor dem Recht sich mit einander verbinden. 

Nach der ^gewaltsamen Zertrümmenmg der altstwdisdbßi^ 
Jj&bengQj^^ung bleiben seitdem in Frankreich ^tSflliSSSS&l^ 
^d YölkSÄ^e einander in einem äusserlichen Verhält- 
nis s gegenüberstehend, sich gegenseitig als Mittel zum Zweck 
unterordnend, daher einem unsteten Wechsel unterworfen. 

In einem zweiten Menschenalter bemächtigen sich die 
besitzenden Elassen der Napoleonischen Staatsschöpfung, um 
in den Formen der constitutionellen Monarchie die Staats- 
gewalt den Interessen des Besitzes dienstbar zu machen. 
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In einem dritten Menschenalter erscheint diese Klassen- 
herrschafk gebrochen: aber auf dem Boden des allgemeinen 
Stimmrechts erscheint wieder nur eine diktatorische Gewalt, 
welche auf ein halbes Menschenalter eine äussere Ordnung 
herstellt, ohne jene innere Verbindung wiederfinden zu 
können, welche den bestehenden Staat zum Gegenstand 
dauernder Anhänglichkeit macht und damit den inneren 
Frieden wieder findet. 

Keine Generation hat bisher in Frankreich zu vergessen 
vermocht, dass die bestehende Staatsgewalt, durch die zeitige 
Macht der Gesellschaft aufgerichtet, einem Machtgebot 
der Gesellschaft wieder weichen müsse, wenn sie den 
Zwecken der Mehrheit nicht mehr genügt. 

Unter allem Wechsel der Eegierungsformen ist es die 
Idee der Volkssouveränetät, welche alle rechtlichen 
Grundlagen der Parlamentsverfassung in Frankreich um- 
kehrt und in dieser ümkehrung zu einer dauernden Grund- 
lage fOr Staat und Becht nicht zu gelangen vermag. 

Mit dieser Umkehrung erscheint nun verbunden eine 
Theorie von der „Theilung der Gewalten" im Staat, 
welche eine massgebende Bedeutung für das politische 
Denken der civilisirten Welt gewonnen hat. 

Eine gewisse Gliederung und Scheidung d ^r gtftatljfihfiTi 

""^"^ n war in den überkommenen Verhältnissen unver- 
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kennbar gegeben, und der ^iflS.aiT)0.dfitfe 
^.Gesichtspunkte der ,j§jmm,§ferie und der Zweckmässigkeit 
verkannte die Nothwendigkeit solcher Gebietsscheidungen 
am wenigsten. In normalen Stimmungen hat die Lehre 
von der Theilung der pouvoirs die Volkssouveränetät er- 
mässigt und zu sachgemässen Einrichtungen bestimmt; nur 
versagte sie in Krisen, in denen es gerade auf Masshalten 
ankam. 

Da die herrschenden Ideen die Gesellschaft sich dem ein- 
heitlichen Staats wiUen nicht unterordnen, sondern den 
Staat selbst nur als Willensorgan der Gesellschaft gelten 



167 

lassen wollten, so erschien die Grliederung der Gewalten 
Yon diesem Gesichtspunkt aus lediglich als Trennung der 
Gewalten und zwar in umgekehrter Ordnung. 

Quelle und Ausggmgggjipkt ist für diese Auffassung mdit 
die staatliche Regierungsgew alt, welche jjj jl. d em ^^sjis^^ßn^ 
j jaa der Selbstverwaltung sich die Gesellschaft unterordnet: 
sondern die jXegis^tiye^ erscheint als die grundlegende 
oberste Gewalt, die Staatsregierung dagegen zur blossen 
„Executive^ herabgesetzt. Der umgekehrte Staatsbau erhält 
nun folgende Gestalt**): 

L Die gesetzgebende Gewalt wird nicht „vom 
Eonig im Parlament^ geübt, sondern von der Gesellschaft 
(dem Volk) aus eigenem Recht. Diese Yolkssouveränetat ist 
die Quelle aller Gewalten, das originäre Recht der Ge- 
sellschaft, welche ihren Gesammtwillen in gesetzgebenden 
Versammlungen ausspricht. Neben der Gesetzgebung ver- 
schwindet in dieser Auffassung ein Verordnungsrecht, wel- 
ches nur in Gestalt von „Ausführungsverordnungen^ fort- 
dauert. 

Der Begriff des Gesetzes wird dabei mit einer tradi- 
tionellen Hochachtung behandelt. Montesquieu hat in sei- 
nem „Geist der Gesetze ^ eine Reihe schöner Betrachtungen 
über die Würde und Heiligkeit der Gesetze entwickelt. 
Alles Gute im Staate wird unter solchen Stimmungen auf 
Rechnung des Gesetzes, alles Schlimme auf Rechnung der 
Vollziehung gesetzt. Da aber die Gesellschaft nie den em* 
sten Willen einer Selbstbeschränkung hat, so bleibt die 
»Achtung vor dem Gesetz" nur eine theoretische. Die 
Minister und Beamten des Staats werden verantwortlich 
gemacht nicht sowohl fär die Befolgung der Gesetze, als 
for die Ausfuhrung des zeitigen Willens der Majorität; das 
Gesetz selbst ist in der nach democratischem Ideal verein- 
fachten Weise der Gesetzbeschliessung nur eine Form des 
Mehrheitswillens in jedem gegebenen Augenblick, 

Dieser Wille bedarf zu seiner Geltendmachung über- 
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liaupt nicht des umständliclien Weges der Gesetzgebung. 
Die Folgeleistung der Minister lässt sich einfekcher erzwin- 
gen von der Seite des Staatsbudgets aus. Die weit- 
läufigen Procedurformen der englischen Budgetberathung 
(welche die Uebereinstimmung zwischen Giesetz und Geld- 
bewilligung zu erhalten bestimmt sind) vereinüekchen sich zu 
dem Satz, dass die Volksvertretung alle Einnahmen und 
alle Ausgaben des Staats alljährlich zu ^bewilligend, und 
damit die Vollmacht zur Führung der Staatsgeschäfte zu 
ertheilen hat^*). Die freie Bewilligung der Geldmittel in 
dieser Gestalt erscheint das praktisch wichtigste Kecht der 
Volksvertretung. Die Staatsverwaltung in ihrer Einzelglie- 
derung wird damit zu einer „freien" Verwaltung im In- 
teresse des Gesammtwohls. Die Gesetze ordnen sich diesem 
Gesichtspunkt unter, trotz allseitiger Versicherungen von 
dem Respect vor dem Gesetz. 

Durch diese Grundrichtung bestimmt sich das äussere 
Verhältniss der sog. „Factoren der Gesetzgebung" auch da, 
wo ein Zweikammersystem zur Geltung kommt* Da 
nur die gewählte Repräsentation als die wirkliche Volks- 
vertretung gilt, so wird der massgebende Beschluss über 
die Geldbewilligung nur der ü. Kammer zugestanden. Aber 
auch die Doppelcontrole der Gesetzgebung durch Oberhaus 
und König erscheint nur als Concession an veraltete Stand- 
punkte. Dem König vermag die gesellschaftliche Betrach- 
tung nur ein „Veto", folgerichtiger nur ein „suspensives 
Veto" zuzugestehen. Für eine erste Kammer bleibt nur die 
schwankende Idee eines S^nat Mod^rateur übrig, welcher 
etwa übereilt gefasste Beschlüsse durch eine Art von sus- 
pensivem Veto zu einer zweiten Lesung bringen mag. Der 
Gedanke eines permanenten Reichsraths, welcher die be- 
stehende Grundordnung von Staat imd Gesellschaft zu 
repräsentiren und den organischen Anschluss der neuen 
Gesetze, an die bestehende Verfassung zu sichern hätte, 
bleibt der Democratie so fremd, dass sie in allen übrigen 
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„Factoren der Gesetzgebung" immer nur künstliche Hemm- 
nisse ihres Willens sieht. 

Ein germanisches Erbtheil ist indessen doch in der 
französischen Nationalitat zurückgeblieben. Eine Rechts* 
schranke für die Geltendmachung des öfiPentlichen Wohls 
erkennt auch diese gesellschaftliche Grundauffassung an, 
welche nun als Mittelglied zwischen Legislative und 
Executive tritt. 

n. Dies zweite Gebiet, die Gerichtsgewalt, bleibt 
der conservativste Theil der Staatsbildung, da der franzö- 
sische Wohlfahrtsstaat immer noch die Nothwendigkeit eines 
gesicherten Privatrechts anerkennt und auch im Straf- 
recht einen Schutz gegen willkürliche Strafverfolgung bei 
den Gerichten sucht. Nach einigen Zwischenversuchen stellt 
daher Frankreich das System der stSudigen coUegialischen 
Beamtengerichte wieder her, beseitigt daraus nur die Ele- 
mente des Feudalismus, und bildet zur Generalcontrole 
gleichmässiger Rechtssprechung eine alte Abtheilung des 
Staatsraths zum „ Cassationshof ^ um. Den von Napoleon 
woU erkannten Ideen der neuen Gesellschaft ist durch eine 
geschickte Codification des Privat-, Strafrechts und Ge- 
richtsverfieihrens in formell mustergültiger Weise Rechnung 
getragen. 

Die daraus hervorgehende Civiljustiz ist ein Gegen- 
stand der Bewunderung und Nachahmung in den Cultur- 
ländem Europas geworden. Sie beschrankt sich aber auf 
den Schutz reiner Privatrechte. Um die Gerichte nicht von 
Neuem zur Stütze feudaler Rechte und Standesansprüche 
werden zu lassen, ist gegen sie sogar ein ausdrück- 
liches Verbot ergangen, sich in Acte der administra- 
tiven Polizei einzumischen, administrative Massregeln vor- 
zuschreiben, über Klagen aus administrativen Verträgen zu 
entscheiden, Acte einer administrativen Behörde zu inter^ 
pretiren, oder gerichtliche Verhandlungen fortzusetzen, nach- 
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dem die Administrativ-Beliorde einen Anspruch auf Entr 
Scheidung der Sache erhoben hat^). 

Auch in der Straf Justiz stellt Napoleon die grossen 
GerichtscoUegien her und fügt den weiteren Schutz einer 
Urtheilsjury hinzu , in welcher die fehlerhafte Grundlage 
eines „Volksgerichts" durch eine künstliche Theilung der 
Gewalten sich einigermassen ausgleicht. Umsomehr wird 
aber die Strafverfolgung, als Theil der Polizeigewalt, 
in den unmittelbaren Dienst der Gentralgewalt gestellt und 
zum selbstthätigen Organ aller Stra%ewalt gemacht, neben 
welchem das Richteramt nur als die schützende Rechts- 
schranke steht. Durch dies Verhältniss wird die Strafver- 
folgung freilich unwirksam gegen die zeitigen Diener der 
Verwaltung, und es wird eine parteimässige Handhabung 
aller Straf Justiz, soweit sie das Interesse der zeitigen Macht 
angeht, herbeigeführt, wie dies der Idee des Wohlfahrts- 
staats entspricht. 

Die EinSchiebung der Staatsanwaltschaft als ministe- 
rielles Vertrauensorgan wirkt aber auch auf den Organismus 
des Richteramts zurück. Von den ständigen Grerichts- 
coUegien bleibt zwar der Name stehen; aber der Sache 
nach wird alles Personal der Instructionsrichter, Gerichts- 
abtheilungen, Staatsgerichtshöfe, Assisenhofe und Juries in 
Oommissarien und Commissionen aufgelöst, deren Zusam- 
mensetzung unter überwiegendem Einfluss der zeitigen Mi- 
nisterverwaltung, unter Beirath des minist^re public erfolgt. 

Der indirecte Schutz im Gebiet des öffentlichen Rechts, 
welchen die ordentlichen Gerichte durch die Civil- und 
Strafklage gegen Amtsüberschreitungen gewähren 
sollen, erscheint femer gebrochen durch den französischen 
Grrundsatz, der diese Klagen von einer vorgangigen Geneh- 
migung einer Verwaltungsstelle abhängig macht. Um die 
Staatsverwaltung in ihrer Thätigkeit für das öffentliche 
Wohl nirgends zu hemmen, ist nicht nur die Strafklage 
gegen den Beamten zunächst von dem minist^re public ab- 
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hängig gemacht y sondern jede Civil- xuid Strafverfolgung 
von einer vorgängigen Entscheidung einer Commission des 
Staatsraths, dass der Beamte seine Amtsbefugniss über- 
schritten habe. 

Noch weiter abgeschwächt erscheint das System des 
Rechtsschutzes in der sogleich zu erörternden Verwaltungs- 
gerichtsbarkeit. 

Mit diesen schwachen RechtsschrankeU; in denen mehr 
Msstrauen gegen das Kecht als gegen die Gewalt er- 
kennbar ist; gelangt die Gesellschaft; schliesslich zu ihrem 
Begriff der „Executive**. 

HL Die Executive wird in dieser Umkehrung der 
Parlamentsver&ssung aus der ersten in die dritte, Stelle 
gesetzt. * 

Die Gesellschaft^ welche den Staat nur als ein Organ 
ilirer Gesammtinteressen ansieht , verwandelt den BegrifP 
der „königlichen Prärogative" (Regierungsgewalt aus 
eignem Recht) in den einer „Executive", welcher den eng- 
lischen Gesetzen aller Jahrhunderte völlig unbekannt ist« 
Die Unterschiebung dieses Wortes hat aber eine Tragweite 
in der europäischen Welt gewonnen, wie kaum eine zweite. 

Die Executive wird als das ausführende Organ der 
Legislative gedacht, als das Instrument eines andern höhe- 
ren Willens. 

Ebendeshalb bleibt das Subject der Executive eine 
offene Frage. 

Sie kann „im Namen des Königs", oder eines Impe- 
rator, oder eines Präsidenten geübt werden, immer aber 
mit Ausschluss eines wirksamen Willens desjenigen, in dessen 
Namen sie geübt wird. Le roi r^gne, mais il ne gou- 
veme pas. 

Der König hat daher keine Repräsentativgewalt nach 
aussen: Kriegserklärungen, Friedensschlüsse, Staatsverträge, 
sollen vielmehr erst bindend werden durch Zustimmung der 
Volksvertretung. Sehr widerstrebend sind aus Nützlichkeits- 
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gründen bei diesem Punkte der Monarchie Concessionen 
gemacht. 

Der Eonig hat dem Namen nach alle Kegiemngsrechte 
nach innen: aber sie können nur gehandhabt werden durch 
Minister, welche durch ihre „politische Verantwortlichkeit" 
verpflichtet sind, den Willen der Volksvertretung auszu- 
führen. 

Die Executive führt sich dem Namen nach ein als 
loyale Vollstreckerin der „ehrwürdigen Hoheit und Stetig- 
keit des Gesetzes". Allein diese Verbindung bleibt eine 
blosse Gewissensehe. 

In der Wirklichkeit dient die Executive der gesetz- 
gebenden Versammlung, so wie sie unmittelbar aus den 
Wahlen der Gesellschaft hervorgeht] und alle übrigen 
„Factoren der Gesetzgebung" sich als nominelle Gewalten 
unterordnet zur formellen Sanction ihrer Beschlüsse. 

Die Executive ist also in der Wirklichkeit nur ein 
Organ des zeitigen Willens der Gesellschaft, d. h. der Ma- 
jorität der stärkeren Interessen, welche in der gesellschaft- 
lichen Vertretung zur Zeit vorwalten. 

So achtungsvoll die Gesellschaft von den „Gesetzen" 
spricht, so dauert diese Anrufung der Gesetze doch nur 
so lange, wie sie einer selbständigen Staatsregierung gegen- 
übersteht. Sobald sich aber die Majorität als wirkliche 
Herrin der Staatsgewalt fühlt, verliert sie alsbald die 
Neigung, sich durch selbstgesetzte Schranken zu binden^ 
Jede neue Phase der französischen Staatsformen zeigt 
dieselbe Mass- und Haltlosigkeit gegenüber den Tages- 
meinungen. 

Dem Namen nach eine „Ausführung der Gesetze" wird 
die Executive ein Organ der freien Verwaltung, eine De- 
pendenz der souveränen Beschliessungen der Volksvertre- 
tung, deren Folgeleistung durch die jährliche Bewilligung 
aller Staatsmittel und durch die „politische Ministerverant- 
wortlichkeit" gesichert wird. 
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Wie die „Volkssouveränetat" als oberstes Prinzip die 
Herrschaft der Gesellschaft im Ganzen, so drückt der Be- 
griff der „Executive" die Herrschaft der Gesellschaft über 
die Einzelthätigkeit des Staats aus^®). 

Diese Umkehrung der Rechtsbegriffe des con- 
stitutionellen Staats, aus welcher die Verschiebung 
der Begriffe von Gesetz und Verordnung, von Gesetz und 
Budget folgt ^ heftet sich jeder Zeit an den gewaltsamen 
Bruch einer bestehenden Staatsordnung. Mit doppelter 
Schwere lastet sie aber auf Nationen, deren Grundrichtung 
überwiegend auf die gesellschaftliche Entwickelung, auf die 
Wohlfahrts- und Culturzwecke der Gemeinschaft gerichtet 
ist. Sie beherrscht daher nicht nur Frankreich, sondern 
die romanischen Stämme überhaupt, sowie die südeuro- 
päischen Kleinstaaten, die damit zu einer Carricatur des 
Parlamentarismus gelangen, welcher im athemlosen Wechsel 
der Regierungsformen und der Ministerverwaltungen die 
Kräfte der Nation erschöpft und immer wieder zu Dictatur, 
wenn nicht zum Despotismus zurückfuhrt. 

Der sichernde Halt dagegen, Rechtsstaat und Selbst- 
verwaltung, vermögen in einem vitiosen Zirkel den Rück- 
weg in das neue Staatswesen nicht zu finden, da die Ge- 
sellschaft in einer weiteren Selbsttäuschung auch jene Be- 
griffe umkehrt. 

Es war zwar im Anfang der Revolution und später 
periodisch viel die Rede vom Wesen und Werth der 
Oommunes: aber niemals im Sinne einer Uebemahme cker 
yerantwortlichen Functionen des Staats in aufgetragenem 
Wirkungskreis, sondern in einem völlig verschiedenen Sinne^ 
der das Wesen der Sache umkehrt. 

Durch das ancien regime jeder Selbstthätigkeit ent- 
wöhnt, fühlte die neue Gesellschaft noch weniger Neigung 
zur üebernahme der verantwortlichen Einzelgeschäfte des 
Staats wie die degenerirten alten Stände. Dass die mühe- 
vollen Geschäfte der Verwaltung durch besoldete Employ^s 
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zu handhaben sind, blieb die selbstverstandKche Voraus- 
setzung des französischen Constitutionalismus. Ja man ver- 
mehrte den Beamtenstand mit jeder Veranlassung zu irgend 
einer neuen staatlichen Thätigkeit. Ein Personal von Hun- 
derttausenden von Civilbeamten und ein stehendes Heer von 
ebenso zahlreichen Berufssoldaten bildete den Apparat, 
mit welchem von Anfang an der französische Volkssouveran 
die Staatsgewalt zu handhaben gedachte. 

Dieser Apparat fügte sich nun zwar jeder kraftvollen 
persönlichen Leitung; aber er blieb seinen Grund- 
neigungen nach dem constitutionellen Regierungswechsel 
widerstrebend. Ein stehendes Heer, in welchem das Be- 
rufssoldatenthum vorherrscht, ist kaum jemals dahin zu 
bringen, den Geboten einer wechselnden Kammermajorität 
Folge zu leisten. Die Polizeigewalt in Gestalt von mehr 
als hunderttausend Executivbeamten leistet jedenfalls leichter 
einem persönlichen Herrscher Folge. Die Kirchengewalt 
mit ihrem standigen Personal und Ordenswesen bewalirt 
eine unüberwindliche Abneigung gegen die wechselnden Leiter 
einer parlamentarischen Regierung. AUe Literessen des 
ständigen Berufebeamtenthums widerstreben einem durch 
Parlamentsparteien aufgedrungenen Ministerwechsel. Nur 
durch den Grundsatz der absoluten Entlassbarkeit wird das 
Beamtenpersonal im Gehorsam gegen die wechselnden Ver- 
waltungschefs erhalten, — ein Verhältniss, welches auch von 
anderer Seite aus eine Verwaltungsjurisdiction durch die 
estcutiven Beamten unmöglich macht. 

Die Gesellschaft ist sich dieser dauernden Gefahr ihrer 
Souveränetät jeder Zeit bewusst. Mit dem System der 
„Theilung der Gewalten", verband sich eine weitere Idee 
der „Selbstverwaltung", welche traditionell des eng- 
lischen Selfgovernment mit dem wärmsten Lobe gedachte. 

Der aufffetraeene Wirkunffskreis des englischen Seif- 
^j^ernment widerspijjgjit nun aber dem nächsten Intfiifigäc 
wie der Bequemlichkeit aller Gesellschaft«k1;|^c|Rftn . Der 
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Dienst der Jury, die Uebemahme des Polizeicommissariats 
und des PolizeirichteramtS; die Militäraushebung und das 
Landwehrsystem, der untere Polizeidienst des Schulzen, 
das Armen- und Wegeaufiselieranit, die Handhabung der 
Steuereinschätzungen, die umfassende Verwaltung der Stadt- 
magistrate — enthalten pftrRnTil^(}||^^ jj^npu^^^hyjiyftTi. zu welchen 
sich die Gesellschaft aus eigener Bewegung jüst^entschliesst, 
und zu denen sie noch weniger durch Geld- und Gefangniss- 

Dies anscheinend unüberwindliche Hindemiss überwindet 
die Gesellschaft aber durch die Umkehrung des BegrifEs. 

Wie sie an die Stelle der Staatssouveränetat die Volks- 
souveranetat setzt; so f^pnlrf. sjft r\oK nTii^r SfilbatyCTiyaltiy>c 
nicht eine verantwortliche Uebemahme der Pflichten des 
ortlich thätigen Staats, iigQ^jgpi eine Selbstb ^|=ii;;b]it)Si°"^ff 
ÜjjßC ihre localen Interesse n, einen localisirten Parlamen- 
tarismus. Und durch stillschweigende Uebereinkunft war 
man nun allerseits überzeugt, dass die staatsbildende Kraft 
des Selfgovemment auch mit der Umkehrung desselben 
verbunden sein müsse. 

Die gesellschaftliche AufiPassung verftihr demgemäss in 
ihren ersten Formationen mit den localen GUedem wie mit 
dem Ganzen. Sie formirte in Gemeinde, Gesammtgemeinde, 
Kreis und Departement die nachbarlich verbundenen Haus- 
stände zu Wählerschaften, welche sich einen localen Ver- 
waltungsrath bilden, der seinerseits die „ausführenden" Or- 
gane wählt'*^). 

Nachdem man seit 1790 wenige Jahre hindurch jene 
Formation ernstlich versucht hatte, fand sich die Staats- 
verwaltung in der That aufjgelöst. Kein Organ wollte dem 
andern mehr Folge leisten. Der Convent musste die völlig 
zusanmienhangslose Staatsverwaltung durch eine terro- 
ristische Dictatur wieder herstellen. 

Es zeigte sich alsbald, dass die über einander geschich- 
teten, gewählten Verwaltungsräthe einander selbst aufzehren. 
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Das Ejeisparlament zeigt wenig Rücksicht für die Souve- 
ränetät der Gemeinde. Noch weniger respectirt das Gene- 
ralconseil des Departements die Beschlüsse des Kreisraths, 
Am wenigsten bindet sich die Nationalversammlung an die 
Beschlüsse aller. Als Vertreterin des Gesammtinteresses, 
welches über allen Ortsinteressen steht, waren gerade die 
Parteien der gewählten Landesvertretung am entschieden- 
sten damit einverstanden, zur Ausfuhrung ihres Willens 
dem Departement seinen Präfecten, dem Kreis seinen 
Unterpräfecten, der Gemeinde ihren Localpräfecten 
zu setzen. 

Aus der Verwirrung der republicanischen Localautori- 
täten, welche in ihrer kurzen Dauer ebenso das Communal- 
vermögen verschleudert wie dem Staat den schuldigen Ge- 
horsam versagt hatten, ging unmittelbar die straffe Ver- 
waltungsordnung der Consularregierung und des Kaiserreichs 
in Frankreich hervor. Den verantwortlichen Staats1;>e^ mten 
ordnen sich die ge wählten Gemeinde- und TCrftiarathe als 
C9mmunale Conseils mit ihren ziemlich unbedeutenden Ge - 
Schäften wiederum ujiter. , 

Aus der gesellschaftlichen Umkehrung der Selbstver- 
waltung bildet sich auch von unten herauf die Bureau- 
cratie und die Centralisation — aufsteigend vom Orts-, 
Kreis-, Departementspräfecten zum Minister, — äusserlich 
erkennbar an der Stellung des Einzelbeamten, umgeben von 
einem bloss berathenden Conseil. 

Und dieses Schicksal fallt in wunderbarem Kreislauf 
schliesslich auf die mit so stolzen Ansprüchen gewählte 
Volksvertretung im Ganzen zurück. Die Volkssouverä- 
netät führt durch denselben Gedankengang immer wieder 
zur Herrschaft eines Mannes zurück. 

Je vollständiger in der Ministerverwaltung die Idee der 
politischen Verantwortlichkeit an die Stelle der rechtlichen 
Verantwortlichkeit tritt, um so mehr verschwindet der Sinn 
der CoUegiaUtät zunächst aus dem Ministerrath, da das Ge- 
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neralmandat der Gresellscliaft zuletzt nur einem Yertrauens- 
mann zufällt. Unter dem Namen des Ministerraths waltet 
daher in der gesellschaftliclien Anschauung nur ein dirigi- 
render Staatsmann, neben welchem die CoUegen zu Neben- 
figuren herabsinken. Die Gesammtregierung wird damit 
zur Frage nach dem Wechsel des Premierministers, wie 
im heutigen England, wo indessen die Ministergewalten noch 
an Gesetz und Rechtssprechung gebunden sind. 

Wo dagegen, wie in Frankreich, eine freie Verwaltung 
ohne solche Schranken besteht, bedeutet der Ministerwech- 
sel eine parteimässige Handhabui^ des öfiPentlichen Bechts 
und einen Wechsel des Beamtenpersonals, soweit es sich 
nicht dazu versteht, jeder neuen Regierung mit gleichem 
Eifer zu dienen wie der alten. 

So sehr das Civilbeamtenthum Frankreichs diesen Cha- 
racter angenommen hat, so verbindet sich doch auch in ihm 
das Widerstreben gegen den Dienst unter wechselnden 
Herren mit dem noch stärkeren Widerstreben des stehenden 
Heeres und der Kirche, und weiter mit allen unzuMedenen 
Elementen der Gesellschaft, stets bereit zu einer neuen 
„Rettung der Gesellschaft^ durch Staatsstreiche. 

Die Gesellschaft selbst wendet sich aber nach den Ent- 
täuschungen, welche jede Parteiverwaltung mit sich bringt, 
missmuthig von ihren wechselnden Staatslenkern ab. Die 
Massen fordern, wie einst das Volk Gottes wieder einen 
König, und als der ^lu du peuple tritt dann wieder ein 
lebenslänglicher Empereur an die Spitze, als Selbst- 
herrscher in Staat und Kirche*®). 

Die Republik erscheint deshalb in diesen Zuständen nur 
als Uebergangsstadium. Direm Geist nach bleibt diese 
Staatsgewalt monarchisch; aber eine Gewalt auf Kündi- 
gung. Immer noch bewahrt sich die Gesellschaft ihr „Recht 
der Revolution", d. h. der periodischen Einsetzung einer neuen 
Staatsgewalt, mit welcher sie nach drei, fünf, zehn, fünf- 
zehn, höchstens achtzehn Jahren denselben £j*eislauf erneut. 

Oneiflt, Reebtastaat. S. Aufl. 12 
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Keine Dynastie hat bielier den dauernden Beruf der Staats- 
gewalt in dieser Stellung zu erfüllen vermocht, — ange- 
wiesen auf eine zeitige Transaction mit der Kirche; der 
Armee und den einflussreichsten Schichten der Gesellschaft, 
um sich zu behaupten und das gewonnene Herrscherrecht 
der Familie zu sichern. 

Unter stetigem Wechsel der Verfassungsformen ist aber 
das Napoleonische Verwaltungssystem in Frankreich 
stabil geblieben, mit seiner starken Seite, der strengen Ein- 
heit, Einfachheit und Zweckmässigkeit der Einrichtungen, — 
mit seiner schwachen Seite, dem fehlenden Schutz des indi- 
viduellen Bechtskreises trotz aller wohltönenden und wohl- 
gemeinten Versicherungen von Frieheit und Brüderlichkeit. 

Verfolgen wir von diesem Gesichtspunkt das Verwal- 
tungssystem in Vergleichung mit dem englischen und deut- 
schen, so ergiebt sich folgende Parallele. 

I. Im Gebiet der Polizeigewalt, welches auch hier 
massgebend für das Ganze bleibt, gglan gt der constitutio- 
nelle ^Jjgial^ seiner Anlage nach ^jfili^ "" einer hinreichend 
specialisirten Gesetzgebung, welche einer Verwaltungs- 
Jurisdiction in deutschem Sinn zur Grundlage dienen könnte. 
Die Polizei ist überall Gegenstand von Klagen über Beam- 
tenwillkür; dennoch soll sie den Interessen der GeseUschafb 
jeder Zeit auf kürzestem Wege Dienste leisten. Die Be- 
griffe von „Ruhe und Ordnung" und die Ansprüche auf 
Schutz sind aber in den besitzenden und arbeitenden Klassen 
sehr verschiedene. Eine ^fip^^^^hfl^j welche alle und jede 
verantwortliche Mühewa ltung Tr\\ir }^^^r^\^f^^f.^r;^ Polizeicommis- 
sarien, Gensdarmen und Feldhütern jy^fislä^^^y kann auch in 
ihrer Legislative schwer ein practisches Urtheil über die 
Abgrenzung der Polizeigewalt gewinnen. Die eingreifend- 
sten Polizeigesetze verlaufen deshalb schliesslich dahin, in 
der Localverwaltung eine Amts stelle zu bestimmen, die 
nach Gesichtspunkten des öffentlichen Wohls Bestimmung 
zu treffen hat. 
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Diese Amtsstelle erhalt aber nothwendig eine bureau- 
kratiscbe Gestalt. Da die Gesellschaft anter Selfgovemment 
nur Beschlüsse über ihre eigenen, zunächst wirthschaftlichen 
Interessen meint, so überlässt sie die staatlichen Func* 
tionen selbstverständlich einem besoldeten Beamten, welcher 
in dieser Stellung nur ein Ortsprä fe et sein kann, für 
welchen man freilich den yolksthümlichen Namen „Bürger- 
meister" beibehält. 

Die Functionen des Ortspräfecten stehen nun aber in 
einem organischen Zusammenhang mit der Ausfahrung der 
Verwaltungsgesetze im Bereise, im Departement, im Staat 
durch widerruflich ernannte Beamte. Hat schon das 
englische Verwaltungsrecht diesen Grundsatz durchführen 
müssen, so verstand er sich um so mehr für eine Verwal- 
tung, welche durch verantwortliche Minister das „öfFentliche 
Wohl" unmittelbar handhaben will. Die unabänderliche 
Form dafür ist eine Kette von Einzelbeamten in persön- 
licher Unterordnung. Alle politischen Parteien Frankreichs 
sind daher in vollkommener Uebereinstimmung bei einer 
Verwaltung durch Departements-, Kjeis- und Ortspräfecten 
stehen geblieben, denen sich die gewählten Td'dCflilv^i'trtinTi- 
gen als berathende Conseils für untergeor(iiifite>> .hauptsarh?. . 
fich wirthschaÄliche BescElüsse nebenqrcjÄen. Obgleich die 
Gesellschaft seit hundert Jahren über Selbstverwaltung ver- 
handelt, so bleibt es doch den Schriftstellern wie den po- 
litischen Parteien bis heute unverständlich, dass jenes viel- 
bewunderte selfgovemment gerade in der Selbstübemahme 
der Präfectur besteht, welche man sich als den Gegensatz 
der Selbstverwaltung denkt. Nicht selten fand sich aller- 
dings ein ländlicher Grundbesitzer, ein städtischer Rentier 
oder Fabrikherr bereit, das Amt eines Maire persönlich zu 
übernehmen. Allein diese sporadische Uebernahme der 
Localpräfectur ohne Zusammenhang mit den Verwaltungs- 
stellen des Kreises und Departements konnte zu keiner 

collegialischen Formation des Verwaltungsamts fuhren, blieb 

12* 
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vielmehr nur ein untergeordnetes (rKed in der Hierarchie 
des Berufsbeamtenthums, an welches sich in dieser Stellung 
keine höhere Bildung anlehnen liess. Dies Beamtenthum 
aber in einer strengdisciplinirten Kette von entlassbaren 
Beamten, mit einem geheimen Administrativverfahren, kann 
die Garantien einer Verwaltungsgerichtsbarkeit nicht ge- 
währen; am wenigsten ein Beamtenapparat; der seine Im- 
pulse stetig von einer höchsten Stelle erhalt, welche selbst 
keine Kechtsschranke anerkennt. 

In diesem Kreislauf ihrer eigenen Schöpfungen ver- 
mag die französische Gesellschaft die Idee einer durchgrei- 
fenden Rechtscontrole über Polizeidecrete überhaupt nicht 
zu erfassen. Der gesellschaftliche Parteigeist betrachtet es 
vielmehr als selbstverständlich; dass dieser Apparat im In- 
teresse der Partei zu handhaben ist, wie der Staat als 
Ganzes; als selbstverständlich, dass Alles, w °°,j|]|,j,p P^1i.t£>i 

versagt wird; dass alles Einschreiten der hohem Polizei 
gegen Presse und politische Organisationen sich nur gegen 
die Opposition zu richten hat. Jede Partei ist vorweg ent- 
schlossen, den Polizeiapparat im Sinne ihrer Vorgänger für 
sich nutzbar zu machen. 

Nur in wenigen Gebieten, in welchen die Polizeigewalt 
unmittelbar in das Eigenthumsrecht eingreift, — Ein- 
sprüchen gegen polizeiwidrige Gewerbsanlagen, streitigen 
Baufluchtlinien, Contraventionen gegen die Wegereglements, 
— wird eine Jurisdiction administrative durch Präfecturrath 
und Staatsrath gewährt. In diesem dürftig begrenzten Ge- 
biet erscheint eine wirkliche Parallele mit der deutschen 
Verwaltungsgerichtsbarkeit. 

Alle übrigen Massregeln der „reinen Verwaltung" 
zerfallen in Massregeln der eigentlichen Polizei, Massregeln 
der tutelle administrative und mesures de faveur d'entifere 
discr^tion, wie die Ernennung und Entlassung der öflPent- 
lichen Beamten. Bei den letzteren beiden ist der Beschwer- 
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deweg an den Staatsrath ausdrücklicli ausgeschlossen. Bei 
der ersten Klasse beschränkt er sich auf Fälle der Incom- 
petenz und Ueberschreitung der Competenz *•). 

An Stelle der Kechtscontrolen der Verwaltung steht 
sonach yon unten herauf ein besoldetes Polizeidienerthum, 
welches in seiner ortlichen Thätigkeit nur durch Polizei- 
commissarien und besoldete Maires controlirt wird — wei- 
ter hinauf das entscheidende Polizeidecemat des Unterprä- 
fecten und Präfecten — als Beschwerdeinstanz der Minister 
— ' für ein enges Gebiet des contentieux ein abhängiges 
Scheincollegium (der Präfecturrath) — als letzte Entschei- 
dang ein Gutachten des Oonseil d'Etat, welches von dem 
Staatsoberhaupt bestätigt oder abgeändert, vollzogen oder 
nicht vollzogen werden mag. 

Diese Construction ist keineswegs dem Napoleonischen 
System zur Last zu legen, sondern schon von älterem Da- 
tum. Aus dem ancien regime heraus kannte die fran- 
zösische Gesellschaft den Staat nur in Gestalt eines Eönig- 
thumSy welches nach souveränem Ermessen alle öffentlichen 
Bedürfiiisse ordnete, vorbehaltlich der unter Gerichtsschutz 
gestellten Privatrechte, Privilegien und Befreiungen. Nach- 
dem in leidenschaftlichem Kampf die privilegirten Stände 
überwältigt waren, blieb jenes Grund verhältniss nur be- 
stehen. Wie das KM JgttyjjBLAk Iriger . Äifljes wxbeschrS»k- 
ten Staatswillens im Interesse der privilegirten Klassen, so 
erscheint der n eue Yolkssouverän als unbeschränkte Staats- 
gewalt m Gesanmtj ntere§§s,.,^^^ ^j^fi^ellgcbaftUph .^eichen 
nJitösen . 

TFnter Verwaltung dachte man sich demgemäss jetzt 
wie früher eine freie Vermittelung zwischen dem Gesammt- 
wohl und Einzelwohl. Auch die neugestaltete Gesellschaft 
sah als ein kategorisch bindendes Recht nur ihre „Grund- 
rechte^ an. Da aber die gemeinverständlich gefassten 
Grundrechte Jedermann (in seinem Sinne) zu verstehen 
glaubt, so scheint es dafür keiner rechtsverständigen Aus- 
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legung zu bedürfen, vielmekr nur einer politischen Verant- 
wortüclikeit der Ministe^ für die Ausfohrung. Der Grund- 
gedanke der Innehaltung eines gleichen, gerechten Masses 
in der Ausübung der Staatsgewalt setzt eine Achtung vor 
dem individuellen Rechtskreis voraus, welche einer neu ge- 
stalteten Gesellschaft aus ihrem inneren Denken und Leben 
heraus fremd bleibt. 

Auch in diesem Gebiet entsprachen die Napoleonischen 
Einrichtungen also durchaus den herrschenden Vorstellun- 
gen. Die Quasi-Jurisdiction der Präfecturräthe und des 
Staatsraths hat, analog dem Cassationshof in der fran- 
zösischen Justizverwaltung, den principalen Zweck, eine 
Gleichförmigkeit und Stetigkeit der Administra- 
tion im Interesse des öffentlichen Wohls zu erhalten. 
Diesem massgebenden Zweck ordnet sich der Rechtsschutz 
des Einzelnen unbedingt unter. Das Personal und die Ab- 
theilungen des Staatsraths für die streitigen Verwaltungs- 
sachen und Competenzconflicte erhalten daher nicht die 
ständige Gestalt eines Gerichtshofes, sondern nur die Ge- 
stalt einer Commission, deren Zusammensetzung in kurzen 
Perioden in den Händen der zeitigen Machthaber liegt. 
Die Entscheidungen des Conseil d'Etat galten bis in die 
neueste Zeit nur als Gutachten, welche von der höchsten 
Gewalt zu bestätigen oder abzuändern sind. 

In Wechselwirkung damit bleibt der Charakter des 
Beamtenthums selbst. Nicht die Pflicht eigL§J,Jt§K3§^e;i" 
haften . ßcöMckügkeit, sondern ein taktx§ö§§.,JBi^ögp.,:.feJ«ifet^ 
der ]^cruf de§^YerwateiÄgsbeaittfcen, welcher jenes gewandte, 
für jedes System brauchbare Personal erzieht. Dieser Cha- 
rakter aber bleibt auch nicht ohne Rückwirkung auf die 
Justiz. Das Richterpersonal hat in seiner bequemen Stel- 
lung sich mit den' napoleonischen Codes identificirt und 
dem Gedanken einer Rechtssprechung über öffentliches Recht 
entfremdet. Die Advocatur glaubt mit dem freien Plai- 
doyer über das Privatrecht und mit der Licenz der Rede 
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Tor den Strafgerichten den Beruf des Juristen erfüllt zu 
haben, sofern sie es nicht vorzieht, in einer höheren Lauf- 
bahn als Kammermitglied, Staatsanwalt oder Yerwaltungs- 
beamte ihre Talente der zeitigen Macht zu widmen. 

Das practische Resultat ist unter höflichen und ge- 
wandten Formen die Abhangigjkeit des f llblfp"™^, ^jlM? einer 
arbikaj'en und parteilichen Polizeigewalt in den wich- 
tigsten Beziehungen des bürgerlichen Lebens, welcher sich 
die französische Gewöhnung f&gt, während die deutsche 
Recht und Gerechtigkeit durch mindestens drei Instanzen 
sacht und in normalen Verhältnissen auch findet. 

Dem massgebenden Gebiet der Polizei folgen nun aber 
alle übrigen. 

^ T^ p}.yw;^i^ i^^y. Militä rverwaltjgmg war selbst 
das gewaltige Imperatorenthum nicht im Stande, den Grund- 
satz der allgemeinen Militärpflicht der besitzenden Klasse 
aa&uzwingen. Erst die schweren schmerzlichen Nieder- 
lagen des Vaterlandes haben der Gesellschaft diese nach- 
haltigste Grundlage der bürgerlichen Freiheit in jüngster 
Zeit abzugewinnen vermocht. 

Es fehlt daher in dem napoleonischen System an einer 
grundlegenden Gesetzgebung für eine gleiche Vertheilung 
der schwersten aller Staatspflichten. 

Die streitigen Fragen des Einquartierungs- und Servis- 
wesens bleiben der Präfectenverwaltung vorbehalten. 

Für die Recrutirung der Landarmee wurde eine Er- 
satzcommission unter Vorsitz des Präfecten gebildet, mit 
Recors an den Staatsrath nur im Fall der Licompetenz 
und üeberschreitung der Amtsgewalt. 

Ueber die inscription maritime entscheidet der See- 
präfect mit Recurs an den Marineminister und den Staats- 
rath. 

Nur für die Aushebung zur gar de nationale war ein 
conseil des r^censements gebildet mit Recurs an eine Re- 
visionsjury unter Vorsitz des Friedensrichters. 
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Erst die neueste Gesetzgebung ist bemüht, die bewahrten 
Grundsätze und Einrichtungen deutscher Militarverwaltimg 
nachzubilden, ist damit aber noch zu keinem Abschlags 
gelangt. 

in. ImGe bie^ (^er Finan^^y^ r-Waltunfi^ js t unter dem 
Namen einer lur isdiction gL Jj |^,i 7|^stiaLt i v^ eine Rechtssprechung 
ausgebildet, aie zu einem erheblichen Thfti1 ijfififl.^if^^|i^ ^% {T^^ 
umfasst, welche die deutsche Verfassung den ordentlichen 
Gerichten überweist. So mangelhaft diese Rechtssprechung 
nach dem Massstab der deutschen Gerichtsverfassung er- 
scheint, so enthält sie immerhin eine Anerkennung des Grund- 
satzes, dass der Staat seine unmittelbaren Collisionen mit 
dem Vermögen des Privaten nicht lediglich der freien Ver- 
waltung überlässt*®). 

Noch mangelhafte r gestaltet sich das Vierwaltungsrecht 
der directen Steuern. Die Noth des Staats und die 
Macht des ersten Imperators wurde zwar bestimmend für 
die Durchführung eines gleichen Systems der Grundsteuer, 
einer Gruppe von speciellen Personalsteuem und eines 
Systems von Steuerzuschlägen. Dagegen vermochte auch 
das Kaiserthum zu keiner Einkommensteuer zu gelangen. 
Das englische System durchgreifender Grundsteuern für alle 
Kreis- und Gemeindebedürfiiisse, einer durchgreifenden Ein- 
kommensteuer für das Staatsbedürfuiss, setzt eine durch 
die Selbstverwaltung gebildete Gesellschaft voraus. 

In Wechselwirkung damit steht eine überaus mangel- 
hafte Verwaltungsjuris diction dftr '^insfihfl.tzimy s nl i^iiftm. 
Nur über Rechtsansprüche auf Befreiung oder Herabsetzung 
haben diePräfecturräthe zu erkennen, in alter Gewohn- 
heit eines Rechtswegs für Befreiungen, und es wird davan 
so reichlich Gebrauch gemacht, dass selten weniger als ^/^ 
aller Entscheidungen der Präfecturräthe Steuer-ReclMlAtifiA^ 
betreffen. 

Für die unparteiische Mass b es timmung, die materielle 
Einschätzung selbst, dagegen vermag dies Verwaltungssystem 
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keine Art der Rechtssprechung zu finden. Soweit die Ge- 
meindeverbande dabei mitwirken, begnügt man sich damit, 
eine Anzahl von Steuerin teressenten Jfjxu^i&fifibSte^den 
^[gj|t.|Hhftfl.TTif.y^ hA|^]l^7?iiiiAn tiQ ftViAr das lutcressc der 

Steuerpflichtigen selbst keine Garantie für eine volle und 
gerechte Einschätzung geben kann, noch weniger eine Ga- 
rantie der gleichmässigen Einschätzung durch die ver- 
scliiedenen Kreise und Departements: so musste ßXLe 
leitende und entscheidende Gewalt in den Händen des 
Staatsbeamten bleiben. Alle Massbestimmunsen der Ein- 
Schätzung fallen damit in das Gebiet der administration 
pure. Der administrative Instanzenzug und ein mangel- 
haftes, jeder zuverlässigen Beweisaufnahme entbehrendes 
Verfahren geben den -^^iei^erein schätzungen einen völlig di^- 
■qc^tionären Charakt^y ^Händen 4ßÄ PrSfecteÄtbums, durch 
welchen der Einzelne in eine unmittelbar fahlbare Abhängig- 
keit der zeitigen Staatsverwaltung tritt. Es ist ein seltsames 
Geständniss, wenn die neueren Gesetzberathungen eine Ein- 
kommensteuer aus dem Grunde ablehnen, weil ein anderes als 
ein „völlig willkürliches" Verfahren nicht zu finden sei! 

yy, J^iidf^ -^ttillito^JV^^^niTlig ^»^ die französische 
Gesetzgebung ein System von Conseils far die mrthschaft - 
Hch e Administration gebildet, dagegen alle verantwortliche 
ADsffiViipjy|Tig,„j|j{>r gfi[.a^fl^j|g;g^gpf.y.A dem absetzbare n Maire über- 
lassen. Das Decemat der Polizei-, Steuer-, Servis-, Armen- 
verwaltung fiel damit ausschliesslich der Kette des Präfecten- 
thums zu. Nur über die Rechnungsführung der Communen 
(comptabilitö publique) und über die Wahlen zum Gemeinde- 
und Kreisrath übt der Präfecturrath eine jurisdictionelle 
Thätigkeit. 

Das so gestaltete Municipalsystem liess sich mit Leich- 
tigkeit auf die Landgemeinden übertragen. Die Gering- 
fügigkeit der Armenlast und das bequeme System der Be- 
steuerung durch kleine Zuschläge zu den Staatssteuem er- 
leichterte die Zusammenlegung der Eleingemeinden zu Ge- 
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sammtgemeinden, in welchen der Landbürgermeister als 
Ortspräfect die staatlichen Functionen übernimmt. Die 
völlige Gleichheit der städtischen und ländlichen Gemeinde- 
verfassung — in gleicher OberflächKchkeit und Bedeutungs- 
losigkeit far das Volksleben — galt von nun an der demo- 
kratischen Doctrin als ein Hauptvorzug der Einrichtungen 
Frankreichs. 

Das so gestaltete Communalwesen befriedigt zwar die 
nächsten Ansprüche der Gesellschaft auf Wahrnehmung der 
wirthschaftlichen Interessen ihres Gemeindehaushalts, 
enthält aber nichts von der staatsbildenden Kraft des Self- 
government. Man muss, um die politische Entwickelung 
einer Nation zu beurtheilen, zu dieser untersten Stufe der 
Yolkgemeinschaft herabsteigen und sich fragen, was neben 
dem Bürgermeister und dem Steuereinnehmer, neben dem 
Gensdarmen und dem Feldhüter in diesem Gemeindeleben 
übrig bleibt, woran sich das practische Yerständniss und 
der Sinn für Staat und Kirche bilden könnte. Für die 
Entwickelung des Rechtssinns der Nation ist diese Besor- 
gung communal-wirthschaftlicher Geschäfte ziemlich ebenso 
einflusslos geblieben, wie die Actienvereine mit ihren ge- 
wählten Verwaltungsräthen und Directoren. 

V. I m Geb i et d er Kirchen Verwaltung kannte schon 
das ancien regime eine Verwaltungsjurisdiction bei dem 
Conseil d'Etat zur Abwehr kirchlicher üebergrifFe und zur 
Behauptung gewisser Freiheiten der gallicanischen Kirche. 
Der Ministerwechsel des constitutionellen Staats und der 
häufi&fe Wechsel der Staatsformen befand sich aber in 
wachsendem Nachtheil gegenüber der fes ten Einheit de r 
römisch-katholischen Kirche und der consequenten Politik 
der Qurie. Trotz mancher Schwankungen blieb daher der 
Einfluss des Clerus und der geistlichen Orden in stetigem 
Wachsen. Der Appel comme d'abus und die übrigen 
Staatshoheitsrechte sind mit so wenig Energie gehandhabt 
worden, dass die noch vorhandenen „Freiheiten" der galli- 
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canischen Earche und die Yerwaltungsjurisdiction des 
Staatsraths zu den ruhenden Rechten des Staats schon 
vor den neuen Concilienschlüssen der römischen Kirche zu 
zählen waren. 

Die schweren Schläge, welche die Nation inzwischen 
getroffen haben, die rohen Ausbruche der niedrigsten Volks- 
leidenschaften, haben die Gemüther der Nation zu Religion 
und Kirche ernstlich zurückgeführt und ijj^ der JSifitte 4fir 

romamscheau ^olbif t r .rlifi K i rnhp, 7.nni .Hauptfector ^ ji,Jler 

„conservativen" Parteibestrebunffen gemacht. Die neu- 
französische Republik hatdaher den kühnen Plänen der 
Hierarchie einen günstigeren Boden bereitet, als alle 
früheren Entwickelungsepochen der französischen Revo- 
lution. Dem beispiellosen Fortschritt der kirchlichen Re- 
gienmgsgewalt gegenüber regt sich wohl der Sinn der 
gallicanischen Freiheiten zu einem neuen Streit, der in- 
dessen schwerlich zu Gunsten der bürgerlichen Freiheit 
enden wird, wo die kirchliche Autorität zum äusseren 
Kampfmittel und Schlagwort politischer Parteibestrebungen 
geworden ist. 

An dies Gebiet schliesst sich endlich auch in Frankreich 
als das. ehemalige „Annexum" der Kirche die Schule an. 

VI. Das Schulwes en, von der Elementarschule hinauf 
bis zur Universität, ist seit den Tagen der Revolution 
Gregenstand anerkennenswerther Bemühungen der neuen 
Gesellschaft gewesen. Die Gesellschaft in ihren wechseln- 
den Staatsformen hat indessen npfill ^^^^^ die Kraft ge- 
womien, den allgftTn ftin en Sch ulzwang als Staatsmaxime 
dorchzufuhren. Dem System der nationalen Bildung fehlt 
daker die durchgreifende Gesetzgrundlage ebenso wie dem 
Militarsystem. DieQi^Qßiize darüber ajpj (rfrjn.frtlv^""^"^^^^^, 
die das Wesentliche der centralisirten Leitung der Staats- 
b^borden übe rlassen . Daneben hat sich unter dem Namen 
der „Freiheit des Unterrichts" ein umfassender Einfluss 
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des QL^EOS und der geistlichen Orden auf alle Schichte n 
ä?? -Ä».^<>i^4?i^,.^dung^feateB§.fttzt. 

Als Element der Verwaltungsjurisdiction wurden nach 
der Neugestaltung im Gesetz vom 7. Mai 1850 Departe- 
juent g-BM^ e gebildet unter Vorsitz der Prafecten (zwei 
Inspectoren, Geistlichen, Staats- Anwälten , zwei Richtern, 
vier Mitgliedern des Departements-Raths) jp]b zum Theil 
j llri sA^f itiiflUSllftTL Geschäften. Analog ist die Bildung der 
A.cademi.e-Räthg fOr .difijAJLfeXA.Sd^^ Ein 

Recurs geht von beiden an den kaiserlichen „Rath des 
^entliehen Unterrichts" unter Vorsitz des Ministers. Es 

^**iiJj__i_i_i._ljllii • ^ II |-— — • ' — ' Hill- M nmiiiiiir'"*' •iiiTMi ii>ii iii» ' iitrir"'^*^*"*'"* '**r fH"tfcifaMir'f*'i ^*^' »'"■»-'"- 

|g^lt auch in diesen Conseils eine orj^^ggli^JEifiilttttdflfift 
4&äJQifiaflak2ielements jj^ den ^^^rptil^e^^ i^ArKr^igp und 
Gemeinden, vor Allem eine ernstliche Mitth&tiyl^ftit der 

O J iT] ^ das hinrl ATif|^ Elf.TUfiT^t *^^^ (Xc^rtMAryÄf^ und der 

Corporationsverfassungen fiel das T Tnter|r^ f^]j^^^<^-yi *ijteTi in allen 
Stufen der centralisirten st^SiJlilifihgo Leitung anheim, und 
stellte sich damit in einen unvermittelten frAgrATiRRfi^ g« dpiTi 
gleichen Bestrebungen der römischen !^}{{j}|£. Auf dem 
schwankenden Boden der neuen Republik sind diese Bestre- 
bungen im Laufe weniger Jahre so erfolgreich gewesen, dass 
di e Kirche einen sehr gro ssen Thei l dfift. öffentlichen Unter- 
Qfihtff "V allen Stufen ihrer Herrschaft ^^firädilfikt hat. Der 
darüber beginnende Streit wird einer stetigen Entwicklung 
auch auf diesem Gebiet nicht forderlich sein. 

Vergleichen wir alle sechs Gebiete des Verwaltungs- 
rechts mit dem Zwischenbau des deutschen Rechtsstaats, 
so wird das Bedürfiiiss einer Verwaltungsjurisdiction wesent- 
lich an denselben Punkten sichtbar, erscheint aber 
überall nur in geringem Umfang und in mangelhafter Selb- 
ständigkeit entwickelt. Ihren Schwerpunkt hat die franzö- 
sische Jurisdiction administrative in finanziellen Fragen, die 
das deutsche System grossentheils den ordentlichen Ge- 
richten überweist. Li die streitigen Fragen des Polizei- 
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rechts der Militäraushebung; des ComnianalwesenSy des Kir- 
chen- und Schulrechts, reicht sie nur wenig über eine Rege- 
lang der Competenzverhältnisse hinaus und entbehrt überall 
der zuverlässigen Unterlage im ortlichen Gemeindeleben. 

Die Souveränetät der Gesellschaft vermag von ihrem 
höchsten Gesichtspunkt des öffentlichen Wohls aus auch 
in den Einzelgebieten dem individuellen Kechtskreis keinen 
nachhaltigen Schutz zu gewähren. Indem die romanische 
Lebensanschauung von Hause aus den individuellen Rechts- 
kreis dem öffentlichen Wohl stärker unterordnet als die 
unsrige, haben die dürftigen kommunalen Einrichtungen 
den Sinn fuf* die staatsbürgerlichen Pflichten und für die 
unparteiische Handhabung des öffentlichen Rechts nicht zu 
erzeugen vermocht. Der Mangel dieses Sinnes ist es aber, 
welcher die Massen gleichgültig gegen Aenderungen der 
Grondverfskssung des Landes macht und jenen ruhelosen 
Wechsel der Verfassung und Verwaltung in Frankreich er- 
zeugt. Auch die nothwendige Revolution bleibt das 
schwerste Unglück, welches eine Nation treffen kann! 

Man klagt den ^Parlamentarismus^ als die Wurzel 
dieser Zustände an, nachdem man in den französischen 
Charten und Constitutionen alle Grundsätze des parlamenta- 
rischen Rechtsstaats umgekehrt hat. Nachdem man aus 
allen Institutionen, welche die Gesellschaft dem Staate 
dienstbar machen, Einrichtungen gemacht hat, welche den 
Staat den Interessen der Majorität dienstbar machen, klagt 
man, dass eine solche Verfassung weder dem Einzelnen 
den gesicherten Rechtsschutz, noch der Gesammtheit die 
politische Freiheit zu gewähren vermag. 

Deutschland ist heute geneigt, diese Schwächen der 
französischen Staatsentwickelung als solche anzuerkennen, 
dagegen den Vorzügen der gesellschaftlichen Bildung Frank- 
reichs Gerechtigkeit zu zollen und den patriotischen Be- 
strebungen der hochbegabten Nation zum solideren Aufbau 
ihres Staatswesens mit sympathischemr Interesse zu folgen. 
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Diese anbefangene Beortheilung der französischen Ver- 
haltnisse ist indessen von neuem Datum. 

Ihr vorangegangen ist ein Menschenalter einer ein- 
seitigen Anschauung, welche dem franzosischen Master 
einen tiefgehenden Einfluss auf die Gestaltung der 
Verfassung, der Verwaltung des Gerichtswesens und der 
Gemeinden gestattet hat, welcher nunmehr näher nachzu- 
weisen ist. 



VIII. 

J)ie Rückwirkung der französischen Theorien auf 

die deutsche Staatsbildung. 

JJie Rückwirkung der constitutionellen Ideen Frank- 
reichs auf die herrschenden Vorstellungen und Verfassungs- 
urkonden Deutschlands beruht nicht auf einer einseitigen 
Vorliebe für das französische Volk, sondern auf dem un- 
widerstehlichen Einfluss, welchen gleichartige Entwickelungs- 
stadien der Gesellschaft auf die Vorstellungen der Menschen 
üben. 

Mit den Freiheitskriegen von 1813 — 15 war ein Gefühl 
der Verjüngung in den deutschen Volksgeist eingekehrt. 
Die Socialgesetzgebung Preussens, die gleichmässig fort- 
schreitende nationale Bildung, das Gefühl der wiederge- 
wonnenen Selbständigkeit, hatte den deutschen Bund über 
die Zustande des alten Reichs weit hinausgehoben. 

Wenn sich der Volksgeist dennoch unbefriedigt fühlte, 
so lag für Preussen der entscheidende Grund zunächst in 
der Einseitigkeit der absoluten Regierungsform, welcher alle 
wirkliche Regierung noch dem Berufsbeamtenthum vorbe- 
liielt. Allerdings bestand eine Selbstthätigkeit der Gesell- 
schaft in den unteren Schichten der Ortsverwaltung. In 
den Städten war sie durch neue Gesetze belebt. Auf dem 
Lande lebte sie noch in einzelnen Functionen der Polizei, 
Steuererhebung, Schulverwaltung. Allein diese Thätigkeit 
war doch zu untergeordnet und ungleichartig, um ein poli- 
tisches Gesammtbewusstßein zu erzeugen. Jede zusammen- 
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hängende Staatsthätigkeit gehörte dem Beamtenstande und 
war in diesem wieder durch eine tiefgehende Arbeitstheilong 
einseitig geworden. Die gesetzgebende Gewalt hatte sich 
jetzt noch mehr als früher in den engem Ministerrath des 
Landesherm zurückgezogen. 

Die schroffe Trennung von Staat und Gesellschaft er- 
zeugt gerade mit dem Fortschritt von Wohlstand und Bil- 
dung das wachsende Bestreben nach ^Theilnahme am Staat ^^ 
welche den der Selbstthätigkeit entwöhnten Schichten ledig- 
lich als Theilnahme an einem gesetzgebenden und mitregie- 
renden Parlament erscheint. Für jene Theilnahme hielt 
die altständische Gesellschaft an der Idee der Curien, Be- 
sitzstandschaften und Corporationen alter Formation fest. 
Die neue Erwerbsgesellschaft sah allmälig fortschreitend 
in Wahlkammem der steuerzahlenden Klassen das allein 
zeitgemässe Vorbild. In den Ansprüchen auf einen mass- 
gebenden Einfluss in der Gesetzgebung und Yerwaltung, in 
Steuerbewilligung und Feststellung des Staatshaushalts, 
waren alte und neue Stände wohl in grösserer üeberein- 
stimmung als sie selbst glaubten. 

Es entstand daraus in der Periode von 1815 — 1848 eine 
Spannung zwischen Regierungen und Volk, welche in den 
ehemaligen Rheinbundstaaten eine erste Lösung durch Re- 
präsentativverfassungen fand, während Oesterreich und 
Preussen an der absoluten Regierungsform festhielten und 
sich zu gemeinschaftlichen Repressivmassregeln einigten. 

Oesterreich konnte nach seinen Traditionen und nach 
der Natur seines Länderbesitzes seine Stellung nur als 
Schutzherr der ständischen Rechte und der alten Kirche 
nehmen, und glaubte ein Menschenalter hindurch das Wesen 
conservativer Politik lediglich in Aufrechterhaltung des 
Status quo zu finden. 

Preussen dagegen hatte in der Epoche seiner Verjüngung 
grosse neue Aufgaben übernommen und hatte jetzt drei 
Richtungen mit einander zu vereinigen: 
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die Fortbildung des neuen Verwaltungssystems; 

die Fortbildung der neu begründeten freien Erwerbs- 
gesellschaft; 

die Wiedervereinigung beider Elemente in einer 
constitutionellen Landes- und deutschen Reichsverfassung. 

Seine erste Angabe war, die sehr verschiedenartigen 
Brachstücke des ehemaligen Reichsstaats im Osten und 
Westen, welche ihm zugefallen waren, durch ein Ver- 
waltungsrecht zu verbinden und mit einem einheitlichen 
Staatsbewusstsein zu erfäUen. Diese Aufgabe war durch 
ein tüchtiges, wohlgeschultes Beamtenthum zu lösen, und 
sie wurde in zufriedenstellender Weise gelöst. Auf dem 
Boden der allgemeinen Wehrpflicht kam die volksthüm- 
liche Armee und Landwehr jetzt zur Reife. Auf dem 
Boden der allgemeinen Schulpflicht consolidirte sich ein 
Unterrichtssystem von der Dorfschule bis zur Universität. 
Es gelang auch eine Union der beiden grossen Zweige der 
eyangelischen Kirche, welche die Einheit von Dynastie und 
Volk zu befestigen geeignet war. Die Städteordnung wurde 
auf die neuen Landestheile ausgedehnt. Das durch die 
Schulen und Universitäten gebildete Beamtenthum ver- 
mochte jetzt erst seinen leitenden Beruf gleichmässig zu 
erfollen. Provinzialcollegien und Ministerien wurden Sam- 
melplatze der Intelligenz, der neugebildete Staatsrath ein 
Organ der sinngemässen Fortfährung der neuen Gesetz- 
gebung. Ordnung und Sparsamkeit, — die alten Tradi- 
tionen dieses Staats, — bewahrten ihren wohlverdienten 
Rahm. 

Die zweite Aufgabe der Fortfuhrung der socialen Re- 
form dagegen stiess bereits auf ernste Hindemisse. Die 
einschneidenden Massregeln seit 1807 hatten ihrer Natur 
nach zahlreiche und mächtige Literessen verletzt, und fähr- 
ten, wie jede durchgreifende Reform, die Anhänger der 
verletzten Literessen zusammen. Der am meisten betroffene 
Landadel fand seine Sammelpunkte am Hofe, einen be- 
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deutungsvollen Wirkungskreis in den hohen Staatsämtem, 
einen mächtigen Protector in dem geistvollen Erben des 
Thrones. Von dieser Seite aus ging eine Gegnerschaft der 
socialen Reform aus, welche mit der Politik des deutschen 
Bundestags in eine dauernde Verbindung trat. Die weit- 
tragenden Pläne dieser Gegnerschaft fanden indessen ein 
Hindemiss in der Abneigung Friedrich Wilhelm' s IQ., die 
in ernster Stunde angenommenen Grundsätze zu verlassen 
und feierlich gegebene Zusagen zurückzunehmen. Zu ihrer 
unvergesslichen Ehre blieb die Monarchie darin ihrem 
Worte wie ihrem Berufe treu. Die sociale Reform hatte dem 
Staat die verlorene Kraft wieder zugeführt. Sie hatte an- 
dererseits durch Steuergesetzgebung und Militärpflicht der 
verjungten Gesellschaft vervieljS-ltigte Lasten auferlegt. Die 
alten Stände als geschlossene Geburts-, Berufs- und Besitz- 
stände waren damit von unten auf zersetzt. Es gab in 
dieser neuen Gesellschaft keinen „Bürger- und Bauernstand" 
mehr, sondern an dessen Stelle unzählige neue Combi- 
nationen von Besitz, erwerbender und geistiger Arbeit. Die 
ehemalige „Ritterschaft" war in einen Geburtsstand ohne 
Besitz und in einen Besitzstand ohne Geburtsansprüche 
auseinandergegangen. — So unsympathisch diese neue Ord- 
nung der Dinge der einflussreichsten Klasse der Gesell- 
schaft blieb, so wurde sie doch aufrechterhalten. Die Ent- 
wickelung der neuen Gesellschaft in Handel, Gewerbe und 
Fabrikation, die Befreiung des ländlichen Besitzes und der 
ländlichen Arbeit von feudalen und patrimonialen Lasten 
ging ihren weiteren Gang. Eisenbahnen und Actienvereine 
fanden anfanglich Bedenken, aber bald einsichtige Förde- 
rung. Durch die Stiftung des Zollvereins wurde dem deut- 
schen Bundestag zum Trotz ein entscheidendes Stück natio- 
naler Politik mit der mächtigsten Förderung der freien 
Erwerbsgesellschaft verbunden. Li den Grundsätzen einer 
aufgeklärten Volkswirthschaft, Hand in Hand mit einer ein- 
sichtigen Staatswirthschaft, eilte diese Regierung allen „con- 
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stitutionellen" Staaten der Zeit voraus. Trotz alles Wider- 
strebens altstandischer Interessen war der neuen Gesell- 
schaft die kräftigste positive Förderung durch Alles, was 
vom Staate aus geschehen konnte, zu Theil geworden. Man 
musste sich aber sagen, dass die so aufwachsende Gesell- 
schaft mit dem zunehmenden Wohlstand der Mittelklassen, 
mit der freien Vertragsstellung der Arbeit, mit dem Be- 
wusstsein ihrer jetzigen Bedeutung far die Steuer- und 
Heereslast, ihre Theilnahme am Staat beanspruchen werde, 
ebenso wie in Süddeutschland und in den Nachbarstaaten 
des Westens, und dass sie ebenso, mit den zurückgeblie- 
benen Vorrechten des Grossgrundbesitzes wie mit der 
Ausschliesslichkeit des Beamtenthums in Widerstreit ge- 
rathen müsse. 

Die dritte Au%abe: die Wiedervereinigung dieser Ge- 
sellschafk mit der Staatsverwaltung in der constitutionellen 
Monarchie, war unter solchen Verhältnissen die bei weitem 
schwierigste. 

Eine „ständische Verfassung" in dem damals sehr 
unklar gedachten Sinne war 1815 feierlich zugesagt. 

Die Lösung des Versprechens setzte eine gleichmässige 
Bildung des Verwaltungsrechts voraus, und Preussen konnte 
sich mit Grund darauf berufen, dass eine gewisse Consoli- 
dation seiner ungleichartigen Landestheile vorangehen müsse. 
In Wechselbeziehung dazu stand der ebenso richtige Ge- 
danke, dass der Aufbau des constitutionellen Staats von 
unten herauf durch Kreis und Gemeinde erfolgen müsse. 
Die Stadteordnung von 1808 hatte an einem schwierigen 
und wichtigen Punkte dazu ein richtiges Fundament gelegt. 
Es kam darauf an, nach demselben Grundsystem den länd- 
lichen Grundbesitz zum selbstthätigen Organ des neuen Ver- 
waltungsrechts zu machen. Dazu gehörte: 

1. die Umleitung der noch an dem Grundbesitz haften- 
den Befugnisse der „Ortsobrigkeit" in die Pflicht und Ver- 
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antwortlichkeit des Staatsamts nacli den Grundsätzen des 
Selfgovernment *^) ; 

2. die Umleitung des alten Systems der Gemeindelasten 
in ein geregeltes System von Communalsteuern, — be- 
dingt durch das allmalige Fortschreiten der Natural- in die 
Geldwirthschaffc, durch die wachsenden Bedürfiiisse des 
Armen-, Schul- und Wegebauwesens, sowie durch die Noth- 
wendigkeit, die in kleine Giits- und Dorfbezirke zersplittei^ 
ten Elemente des Patrimonialstaats durch einen gleichen 
Steuerfuss unter sich und. mit den Städten zu verbinden; 

3. die Verbindung, einer Vertretung der communalen 
Steuerzahler mit dem obrigkeitlichen Selfgovernmentim 
Kreisverband nach Analogie der Städteordnung, wobei (wie 
in den deutschen Mittelstaaten) dem Grossgrundbesitz und 
den Meistbesteuerten eine hervorragende Stellung in an- 
sehnlichem Mass gesichert werden konnte^. 

Es war in dieser Weise wohl möglich, der Alleinherr- 
schaft des Beamtenthums durch die Selbstverwaltung der 
Staatsgeschäfte im Kreis- und Gemeindeverband ein eben- 
bürtiges Gegengewicht zu geben, dem grossen Grundbesitz 
durch die Selbstverwaltung seine Stellung und Bedeutung 
wiederzugeben, den wachsenden Gegensatz der freien Er- 
werbsgesellschaft mit dem absoluten Staat von unten herauf 
zu versöhnen. 

Hier aber tritt ein verhängnissvoller Irrthum der Mo- 
narchie ein, welche, statt einer Selbstverwaltung durch die 
heutigen Besitzklassen nach dem heutigen Verwaltungs- 
recht, zu einer Umkehrung der Au%abe gelangte, indem 
sie ihre Vorbilder in der vergangenen Herrlichkeit des stan- 
dischen Beichsstaats suchte. 

Es ist eine niederschlagende, aber in der Geschichte 
regelmässig wiederkehrende Erscheinung, dass nach dem 
grössten Fortschritt des Staatslebens der nächstfolgende 
Schritt verfehlt wird. Während die Gesellschaft in ihrem 
Umbildungsprocess sich theilnahmlos verhielt, war in den 
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massgebenden Kreisen keine positive Yorstellung zu finden, 
wie die beiden neuen Grundlagen im heutigen Preussen zu- 
sammengehörten. 

Nach einem unsichem Herumtasten kommen aber die 
altstandischen Yerfassungsideen zur Geltung in den Kreis- 
und Provinzialordn ungen von 1823 — 1829, als 
Schöpfungen eines Geistes, der in der That Positives schaffen 
wollte, aber im Widerspruch mit der Neugestaltung des 
Besitzes imd der Staatsverwaltung, im Widerspruch mit 
den Grundsätzen der Selbstverwaltung, vor allem im Wider- 
spruch mit dem Bildungsgange des preussischen Staats 
selbst. 

Anstatt die Rechtseinheit in den zahllosen Frag- 
menten ehemaliger weltlicher und geistlicher Territorien zu 
consolidiren, wurde die Revision der Landesgesetze zurück- 
gesetzt, und Zeit. und Kraft an Wiederbelebungsversuchen 
der Provinzial- und Ortsrechte verschwendet. 

Anstatt die königlichen Gerichte mit Aufhebung der 
standischen Reste zu consolidiren, wurden die Patrimonial- 
gerichte systematisch conservirt und restaurirt. 

Anstatt die Gutspolizei durch ein obrigkeitliches Self- 
govemment der Kreise zu ersetzen, wurde sie befestigt imd 
die weitere Trennung von Gutsbezirken und Bauerschaften 
nach Kräften befordert. 

Anstatt die bewährten Grundsätze der preussischen 
Städteordnungen sinngemäss auf das platte Land zu über- 
tragen, wurde der Gegensatz zwischen Stadt und Land im 
System der obrigkeitlichen Verwaltung und der Communal- 
steuem befestigt und erweitert. 

Anstatt nach dem Vorbild der städtischen Magistrate 
dem Landrath eine Anzahl verwaltender Ehrenämter zur 
Seite zu setzen, dem grossen Besitz die Gewöhnung per- 
sönlicher Selbstthatigkeit wiederzugeben, wurden nach Ana- 
logie der ehemaligen Reichskreisverfassung neue „Ejreis- 
stande" gebildet, welche nicht ausführende Organe der Ver- 
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waltungsgesetze des Staats, sondern nocb einmal Stände 
aus eigenem Recht sein sollten. 

Anstatt analog der Stadtverfiassung eine gewählte Ver- 
tretung der Steuerzahler für die wirthschaftlichen Beschlüsse 
und zur Betheiligung an den Verwaltungscommissionen des 
Kreises zu schaffen, wird eine schwächliche Vertretung 
eines „Bürger- und Bauernstandes" versucht, die sich der 
zehnfachen Ueberzahl der Ritterschaft nur durch eine itio 
in partes zu erwehren vermag. 

Anstatt die Grundlagen der künftigen Reichsverfassung 
durch ein obrigkeitliches Selfgovemment der grossen Com- 
munalverbände zu legen, wird in den Provinzen und Krei- 
sen eine ständische Repräsentation von Herren, Domstiftem, 
Rittern, Bürgern und Bauern geschaffen, die sich nicht in ge- 
meinsamer Verwaltung von bedeutungsvollen Staatsgeschäften 
zusammenfinden, sondern als künstlich abgezählte Interessen- 
gruppen einander gegenübergestellt werden, — als eine 
nicht mehr berechtigte, ausschliessliche Vertretung des 
Grundbesitzes in willkürlichen Schichten und Zahlen. 

Die Umkehrung des Begriffs von Selbstverwaltung, 
welche in Frankreich die Revolution im Sinne der moder- 
nen Erwerbs-Gesellschaft vorgenommen hat, wurde hier 
durch die Monarchie zu Gunsten der altständischen Gesell- 
schaft ins Werk gesetzt. 

Es war dabei die Meinung, historische Gebilde zu 
schaffen: allein diese Standschaften und Virilstimmen, — 
übertragen auf die kleinen Verwaltungskreise der Landräthe, 
und in Verbindung gesetzt mit dem modernen Verwaltungs- 
recht, — waren etwas völlig Neues, wie es nur ein unkla- 
rer, politischer Dilettantismus erdenken konnte. 

Für die staatliche Bildung und Vereinigung der Gesell- 
schaft waren diese Schöpfungen ohne Bedeutung. Denn 
aller Werth des Selfgovemment beruht nur in dem aufjge- 
tragenen staatlichen Wirkungskreis; während die unbedeu- 
tenden communalen Geschäfte dieser Kreis- und Provinzial- 
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stände den bevorzugten Klassen selbst keine Befriedigung 
gewähren konnten. 

Allein sie enthielten zugleich noch Schlimmeres. Während 
sie die berechtigten Forderungen der Steuerzahler negirten, 
brachten sie Stadt und Land, Ritterguts- und Bauerbesitz 
in einen organisirten Gegensatz, und schufen auf ein Men- 
schenalter gesellschaftliche Streitpunkte und Eifersüchteleien, 
welche ohne die Schöpfungen Friedrich Wilhelms IV. in 
dieser Weise nicht entstanden sein würden. Sie traten 
überdies in doctrinärer Abgeschlossenheit ins Leben, ohne 
Correctiv in einer gemeinschaftlichen Landesvertretung, als 
unverbesserliche Träger eines standischen und localen Son- 
dergeistes. 

üeberall in Staat und Kirche standen diesem Gesetzgeber 
nicht die von der Monarchie selbst geschaffenen neuen 
Grundlagen, sondern eine vorübergegangene Ordnung 
der Dinge vor Augen, die mit dem Beruf des Königthums, 
mit der heutigen Staatsverwaltung, wie mit dem heutigen 
Besitzverhältnisse in Widerspruch war und blieb *^). 

Mit dieser Ideologie cumulirte sich dann eine polizei- 
liche Praxis, eine Reihe gehässiger Verfolgungen in Allem, 
was vom deutschen Bunde ausging, und gerade diejenigen 
Kreise reizte und erbitterte, m welchen die geistige Füh- 
rung der Nation lag. 

Nur die Initiative der Monarchie konnte die Vor- 
Stellungen jener Zeit zum Staat zurückführen. Sie allein 
konnte zur rechten Zeit den Zwang zur Selbstübernahme 
der Staatspflichten in Kreis und Gemeinde dem Militäf- 
ond Schulzwang hinzufügen, und damit die „organische 
Verbindung" herstellen, von der auf allen Seiten gesprochen 
wurde. 

Das verhängniss volle Missverständniss, von welchem 
später so oft die Rede war, beruhte darauf, dass in dem 
kritischen Menschenalter an den entscheidenden Punkten vom 
Staat das Staatswidrige organisirt wurde. Nur daraus 
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wird es der Nachwelt yerstaadlich werden, wie in einem 
gutverwalteten Staat, welcher seiner Dynastie so Grosses 
verdankt, die gebildeten, in alter Gewohnung loyalen Klassen, 
vor Allem der einsichtigste Theil des Beamtenthnms selbst, 
dem Staat entfremdet und mit Missmuth und Misstrauen 
gegen seine Regierung erffiUt wurde. 

In diesem Menschenalter haben die französi- 
schen Ideen von einer constitutionellen Verfas- 
sung auf Grundlage der Yolkssouveränetät ihre 
unwiderstehliche Propaganda gemacht. 

Die durch die Bundesgesetzgebung gehemmte Presse 
giebt von den damaligen Stimmungen nur ein sehr unvoll- 
ständiges Bild. Allein die süddeutschen Kammerverhand- 
lungen und die politischen Schriften lassen doch annähernd 
erkennen, wie die Schlagworte der französischen Charten 
— und seit 1830 die scheinbar glänzenden Erfolge des 
Constitutionalismus in Frankreich und Belgien, — die Zeit 
immer mehr mit den gesellschaftlichen Grundideen erfüllen 
imd den fortgeschrittenen Gedankenkreis der Rotteck- 
Welcker' sehen Schule zur entschieden herrschenden Vor- 
stellung der gebildeten Klassen machen. 

In Preussen kam dieser Gedankenkreis in eine sichtbare 
Bewegung, als 1840 König Friedrich Wilhelm IV. den 
Thron bestieg, mit vielversprechenden Verheissungen einer 
Neubildung in Kirche und Staat, einer Befriedigung der 
nationalen Wünsche in dem Gesammtleben des deutschen 
Volks. Es war ein tragisches Schicksal, dass die schwung- 
vollen Heden des geistvollen Monarchen stets in einem andern 
Sinne verstanden wurden als sie gemeint waren. Die Welt 
war eben eine andere geworden! 

Der König meinte mit der „Krönung des Werks" die 
Zusammenfassung seiner Kreis- und Provinzialstände in 
eine Herrencurie und eine Dreiständecurie, welche nun von 
1842 — 1847 unter dem Widerstreben der öffentlichen Mei- 
nung mit beharrlicher Ausdauer fortgeführt wurde. Die 
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zfindenden Reden in diesem ersten Vereinigten Landtag 
waren der Ausdruck des in den aufgedrungenen Formen 
unwiderstehlich waltenden Geistes der neuen Oesellschaft, 
welcher solchen Bildungen entwachsen war. 

Indem die Monarchie dennoch an ihrem Lieblingswerk 
mit Starrheit festhielt, verlor sie im entscheidenden Augen- 
blick die Führung ihres eigenen Yolks. 

Gleichzeitig verlor die Gesammtheit der regierenden 
Fürsten Deutschlands diese Führung mit dem moralischen 
Zusammenbruch des deutschen Bundes, welcher jeden 
Zusammenhang mit dem Bewusstsein des Yolks, jeden Rest 
Yon Achtung in der öffentlichen Meinung verloren hatte, 
dessen Gesammtthun und Nichtthun zuletzt von der preussi- 
schen Regierung selbst auf das härteste verurtheilt worden war. 

In diesen bereits rathlosen Zustand tritt nun ein Ge- 
waltstoss von der Seite der französischen Gesellschaft, 
der auf Wegen, an welche bisher kaum Jemand gedacht 
hatte, das Werk der Neubildung in Preussen und Deutsch- 
land aus den Händen der Fürsten in die freie Initiative 
der deutschen Gesellschaft legte. 

Der revolutionäre Gewaltstoss von 1848, der die besitzen- 
den und arbeitenden Klassen in Frankreich sich feindselig 
gegenüberstellte, brachte die Masse der mitteleuropäischen 
Bevölkerung ii^ eine gährende Bewegung, in welcher die 
Regierungen sich, ebenso wie in Frankreich, von den be- 
sitzenden Klassen verlassen sahen. 

Die Grundlagen dieser „Revolution" waren völlig ver- 
schieden von denen der französischen Revolution von 1790, 
so sehr die grossstädtische Demokratie sich in Nachahmung 
der französischen Hergänge abmühte. Die privatrechtliche 
Ungleichheit des Ständerechts war durch die Reformgesetz- 
gebung au%ehoben. Es war nur noch die patrimoniale 
Ordnung des platten Landes und einzelne Reste eines 
Klassenrechts übrig, welche wohl eine Klasseneifersucht, 
nicht aber einen Klassenhass erzeugen konnten. Allerdings 



be&uden sich aber seit Jahrzelmten die herrsclienden Yor- 
stellongen der besitzenden und gebildeten KWsec in hefti- 
gem Widersprucli mit der Richtung der Staatsregierung, 
sdvohl im deutschen Bande, wie in dem preussischen Be- 
amtenstaat, so wie mit den Yersuchen der Herstellung einer 
ständischen Gesellschaftsordnung in Frenssen. Diese tief 
verbitterte Stimmung war es, welche Staat und Gresellschaft 
in bewussten Gegensatz gebracht und damit den Gedanken 
der Volks Bouveränetät hervorgerufen hatte, durch den die 
idealen Freiheitsbestrebungen patriotischer U^nner sich als- 
bald überholt und überstimmt sahen, und zwar schon bei 
der entscheidenden Vorfrage über die Wahlen der Volks- 
vertretung. 

Da ein Änschluss an das Curien- und Ständesystem 
Friedrich Wilhelms IV. far die Vertretung des deutschen 
Volks in seiner heutigen Gliederung nicht möglich war, so 
blieb nur ein Zurückgehen auf die Gesellschaft im Ganzen 
durch ein allgemeines gleiches Stimmrecht übrig, 
welches zu dem Grundgedanken einer „ Neueons tituirung" 
des Staats nach dem gegebenen Vorbild der französischen 
Constituante gelangte. 

Diese Grundstim mungen konnten keinen harmonischen 
Rechtsbau erzeugen, am wenigsten in einem Stadium der 
Mischung zweier Gesellschaftsordnungen. Xrotz aller ange- 
borenen Mässigung und Besonnenheit zeigte sich, wie tief 
""ch in der deutschen Gesellschaft Besitz und Arbeit in 
en Lebensanschauungen auseinander gehen, wie Land 
d Stadt, wie Arbeiter und Arbeitgeber, wie grosser und 
iiner Besitz, wie die Geistlichkeit der verschiedenen Be- 
ontnisse, wie alle geistigen Berufe unabsehbar Verschie- 
Qes im Staat suchen und vom Staate verlangen. Es 
!chien ein Chaos von Ideen, welches freilich, im Unter- 
lied von der französischen Gesellschaft, vor der bestehen- 
a. Obrigkeit und „vor den Thronen" in der Regel ge- 
okenvoll stehen blieb. 
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Alle philosophischen Rechtsideale verloren in diesem 
Streit alsbald ihre Geltung, die gebildeten Klassen ihren 
leitenden Einfluss, die Staatsregierung die Autorität, ohne 
welche der Bau des „Rechtsstaats** unmöglich wird. Keine 
der herrschenden Theorien vermochte den weitergehenden, 
in Frankreich zeitweise verwirklichten Forderungen der 
Massen eine Ermässigung abzugewinnen. 

Die unter solchen Stimmungen gefassten Beschlüsse 
konnten nur ein Ausdruck rein gesellschaftlicher Vorstel- 
langen sein, welche aUe in anderen Verfassungen gemach- 
ten Vorbehalte för die Staats- und Rechtsordnung als „über- 
wundene Standpunkte" ansahen. Die Ideen von angeborenen 
Grund- und Wahlrechten der Gesellschaft, von der Souve- 
ränetät des Volkes, von der Staatsgewalt als blosser „Exe- 
cutive", die Ideen von dem absoluten Bewilligungsrecht 
der Staatsmittel und von der „politischen" Verantwortlichkeit 
der Minister sind die gleichartigen Erscheinungen, welche 
auch England und Frankreich in den Perioden des Bruchs 
zwischen Staat und Gesellschaft darbieten. 

In einem GlQirungsprocess der Gesellschaft, wie ihn 
Deutschland seit Jahrhunderten nicht gesehen, sollten die 
gewählten Volksvertretungen gleichzeitig in Berlin und in 
Frankftirt die dauernden Grundlagen der Verfassung 
Preussens und des deutschen Gesammtstaats finden. Die 
Commission der preussischen Nationalversammlung musste 
ihren Entwurf sogar in einer siebenwöchentlichen Arbeit 
durchberathen. 

Und doch sollte es sich in Deutschland noch einmal 
bestätigen, dass die gesellschaftlichen Verfassungsideen das 
stets Wandelbare, die durch die dauernden Institutionen des 
Staats und der Barche anerzogenen Rechtsideen das dauernde 
Erbtheil der Nation bilden. Die Nachwelt wird es dereinst 
anerkennen und würdigen, wie die in Preussen zu Stande 
gebrachte, für die Zukunft Deutschands massgebende Ver- 
&ssttng ihrem Grundgerüst nach den deutschen Rechts- 
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Staat wiedergibt, so wie er sich im Landesstaatsrecht ent- 
wickelt hatte, und wie er hier in einer etwas verschobenen 
Beihenfolge der Artikel sich darstellt. 

« 

I. Die vollziehende Gewalt steht allein dem König 
zu (Art. 45). Seine Person ist unverletzlich, seine Würde 
erblich nach dem Recht der Erstgeburt, die Dotation der 
Krone nicht durch Civilliste, sondern in perpetuum fest- 
gestellt. 

Die vollziehende Gewalt enthält das Recht des Gebots 
und Verbots, und folgeweise das Verordnungsrecht (45, 106). 

Der König repräsentirt den Staat nach aussen mit dem 
Recht Elrieg zu erklären, Frieden zu schliessen und Staats- 
verträge zu errichten. 

Die Regierungsgewalt im Innern umfasst den Heerbefehl^ 
die Gerichts-, Polizei- und Finanzgewalt, die Ernennung 
der Minister und aller Staatsbeamten, welche in ihrer ge- 
setzmässigen Thätigkeit bleiben (45, 98, 110). 

Auch in der künftigen Selbstverwaltung bleibt die Er- 
nennung aller Vorsteher der Provinzen, Bezirke und Kreise, 
sowie die Bestätigung der Gemeindevorsteher dem König 
vorbehalten (105). 

n. Die richterliche Gewalt wird im Namen des 
Königs durch unabhängige, keiner andern Autorität als der 
des Gesetzes unterworfene Gerichte, durch ein ständiges 
Personal in lebenslänglichem Amte geübt (86 — 97). Die 
Grundsätze der deutschen Gerichtsverfassung, insbesondere 
die Ernennung des Richterpersonals, die feste Gestaltung 
der jurisdictio ordinaria werden bestätigt, das Richterper- 
sonal durch ein Schwurgericht verstärkt. Die für die Ver- 
waltungsjurisdiction bestehenden Behörden bleiben unver- 
ändert (96, 98, 110); Competenzconflicte werden durch einen 
„Gerichtshof" entschieden; die Strafverfolgungen wegen 
Amtsüberschreitung von einer Genehmigung der vorgesetzten 
Dienstbehörde unabhängig gestellt. 

in. Die gesetzgebende Gewalt wird, in organischer 



206 

Wiederverbindung von Staat und Gesellschaft , durch den 
König und zwei Kammern geübt (62). 

Als gesetzgebender Rath der Krone werden die Kam- 
mern Yom König berufen, eröffnet, vertagt und geschlossen; 
ihre Mitglieder mit den entsprechenden Vorrechten eines 
höchsten Raths der Krone ausgestattet. 

Obenan unter den parlamentarischen Rechten steht die 
Gesetzgebung. In zweiter Linie die Feststellung des Staats- 
haushalts (62, 99), welche ebenfalls durch ein Gesetz erfolgt; 
die „bestehenden" Steuern und Abgaben bleiben dem Staats- 
haushalt gesichert. Die Controle der Verwaltung wird 
durch Adressen, Ueberweisung von Petitionen, Gpmmissionen 
zur Untersuchung von Thatsachen geübt; im äussersten 
Fall durch Anklage der Minister wegen Verletzung der 
Yer£Eissung. 

Es war dies das alte Grundgerüst des Landesstaats- 
rechts und der landständischen Verfassungen. Nur ist an 
die Stelle der altstandischen Ordnung eine Vertretung der 
heutigen Gesellschaft durch das Repräsentativsystem ge- 
treten. Die Wahlkreise sind später nach Kreis- und Stadt- 
verbänden gesetzlich festgestellt. 

Li diesen Grundzügen finden sich auch die wirklichen 
Grundsätze des englischen Parlamentsrechts wieder. Alle 
diese Sätze sind aber nicht etwa ein Verdienst conser- 
vativer Parteien des ständischen Systems und ihrer Staats- 
männer, sondern sie waren schon in der von ihnen ver- 
spotteten „Charte Waldeck" enthalten, als ein Ausdruck 
deutscher Gewöhnung und Rechtsanschauung vom Staat. 

Mit diesem Grundsystem durchkreuzt sich aber 
eine zweite Gedankenreihe, welche dem gesell- 
schaftlichen Gonstitutionalismu3 angehört, als das noth- 
wendige Ergebniss der Umstände und Stimmungen, unter 
welchen diese Verfassung beschlossen wurde. 

Die Sturm- und Drangperiode hatte An&ngs eine „con- 
stituirende Versammlung" verlangt, welche den ganzen Staat 



nacli den Ideen der Cresellschaft nea bilden sollte. Sie 
begnügte sicli indessen schliesslich mit dem Gnindsatz der 
„Yereinbarong", und hat später auch die Initiative der 
Staatsgewalt (Octroyinmg) gelten lassen. 

Unabweisbar aber blieb die Aufnahme einer Reihe ge- 
sellschaftlicher Vorstellnngen, welche die Zeit beherrsch- 
ten, welche in den Regierungskreisen wie in der Oppo- 
sition, in der ersten wie in der zweiten Kammer, wie aach 
in den Verfassungsentwürfen der Staatsregienmg gleich- 
massig wiederkehrten. 

Die Gesellschaft verlangte vorab ihre „Grundrechte", 
welche theils durch vorangegangene Verwaltungsmissbräuche 
veranlasst, theils als allgemeine Forderungen der beatigen 
Gesellschaft erwachsen waren, ■ Von beiden Geaichtspnnkten 
aus bot die belgische Yer&ssung ein nabeliegendes Muster, 
welchem man in der eiligen Arbeit gefolgt ist. Mit anei^ 
kennenswerther Umsicht sind indessen die socialen Phrasen 
der fremden Vorbilder überall ermässigt. Bei den meisten 
Sätzen hat man an die wirkliche preussiscbe Verwaltung 
gedacht und danach das Vorbild verbessert und ergänzt. 
Bezeichnend für den Grundcharakter ist, dass in Deutsch- 
land neben den Rechten auch die „Pflichten" des Staats- 
bürgers nicht vergessen, sondern nebenbei eingeschaltet sind. 
Die Verwaltungsgesetze in ihren Einzelheiten standen freilich 
den aus den verschiedensten Gesellschaftskreisen zusammen- 
getretenen Volksvertretern nicht klar vor Äugen. Durch 
die Biegsamkeit der Sprache wurde es daher möglieb, in 
oft vieldeutigen Ausdrücken einen Majoritätsbeschluss für 
widersprechende Ideen zu gewinnen. Die Meinung aber, 
;s durch solche Sätze ein unmittelbar anwendbares Ver- 
Itungsrecht geschaffen werde,, und dass der Yerfassungs- 
genüge, um die Auslegung dieser Gesetze durch eine 
irdnete Rechtssprechung zu ersetzen, ist ein gemeinschaft- 
ler Irrthum solcher Zeiten. So entstanden die ausführ- 
len Artikel von den „Rechten der Preussen", Art. 3 — 42. 
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Nach Erledigung dieser grundlegenden Forderungen ge- 
langt die gesellschaftliche Gedankenreihe zu ihrem Aufbau 
des Staats in umgekehrter Folge: der gesetzgebenden 
Gewalt, des Gerichts, der Executive. 

Die Lehre von der Theilung der Gewalten erfreute sich 
seit Ende des XVUi. Jahrhunderts ebenso eines fest allge- 
meinen Beifells wie einer besonderen Durchbildung^). Die 
deutsche Doctrin hatte etwa 9 verschiedene Gewalten er- 
mittelt, die von jedem Staatsrechtskundigen in seiner Weise 
gruppirt wurden, in der Regel mit dem Bestreben nach 
Vereinfechung, aber (wie die naturrechtliche Schule über- 
haupt) fest immer in einem Widerspruch gegen den be- 
stehenden Staat und mit bewusster oder unbewusster Um:- 
kekrung des historischen Verhältnisses zwischen Gesetz- 
gebung und Regierung. Für die Stimmung der Zeit war 
eine andere Auffassung kaum denkbar als die französische 
ümkehrung von Legislative und Executive. 

L Die gesetzgebende Gewalt als eigenes Recht des 
„Volks" war die Vorstellung, welche aus dem tie%ewurzelten 
Widerspruch gegen den Absolutismus und den deutschen 
Bund naturgemäss hervorgehen musste. Die preussische 
Nationalversammlung wollte dem König sogar das Prädicat 
„von Gottes Gnaden" streichen. Auch die späteren Kammern 
haben das Wort „Unterthan", — den Ausdruck der Staats- 
souveränetät über der Gesellschaft — nicht mehr passiren 
lassen. Jene Auffassung fend nun ihren zweideutigen Aus- 
druck in Art. 62: Die gesetzgebende Gewalt wird gemein- 
schaftlich durch den König und durch die Kammern 
ausgeübt. Die Politiker sprachen ohne Bedenken von 
„gesetzgebenden Factoren", unter welchen die zweite Kam- 
mer als der entscheidende, die andern beiden als supplemen- 
täre Factoren gedacht werden. Die constitutionelle Praxis 
aber machte der Zweideutigkeit alsbald ein Ende. Vom 
ersten Gesetzesbeschluss an bis heute wurde jedes Gesetz 
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selbstyerstandlich als eine ^Yerordnnng des Königs mit 
Zustimmung der beiden Häuser'' verkündet. 

Der so constituirten Vertretung der Gesellschaft sollen 
die Minister verantwortlich sein (Art. 44), d. h. poli- 
tisch verantwortlich för eine Uebereinstimmung mit den 
Kammerbeschlüssen, nicht rechtlich verantwortlich für die 
Befolgung der Gesetze. Die rechtliche Verantwortlichkeit 
bleibt nach» der gesellschaftlichen Vorstellung eine unter- 
geordnete, noch heute suspendirte (Art. 61). Dieser Vor- 
stellung entsprechend werden die Minister sogleich in Ver- 
bindung mit den Kammern gebracht (Art. 60), und durch 
die Vermittelung der Minister schliessen sich die Kammern 
sogleich dem König an, während die Organe d^r vollziehen- 
den Gewalt erst später folgen. 

Wie sehr der Schwerpunkt der gesellschaftlichen Ver- 
fässüngsideen in der „Legislative'' liegt, drücken auch die 
sehr ausführlichen Bestimmungen über die Bildung der ge- 
setzgebenden Versammlung (62 — 85) aus. 

n. Die richterliche Gewalt bleibt zwar durch die 
Verf.-Urk. unverändert. Allein gleichzeitig erfolgt durch 
das Reorganisationsgesetz eine Neubildung, welche die stan- 
digen Gerichte in Commissionen und Commissarien auflöst, 
ohne sich von der Bedeutung dieser Aenderung Rechen- 
schaft zu geben. Auch für die Jury ist die französische 
Idee des Volksgerichts und der Theilung der Gewalten mit 
den daraus hervorgehenden Verwicklungen angenommen. 

Die Verwaltungsjurisdiction bleibt nach der Verf.-Urk. 
in Ehren (96, 98, 110); aber die gleichzeitig ergehenden 
Gesetze über die Beamtendisciplin stellen die Hauptbeamten 
dieser Jurisdiction zur Disposition der zeitigen Minister, 
und machen alle rechtliche Verantwortlichkeit der Beamten 
mittelbar von denMroistern abhängig. Der diese Aenderungen 
einfuhrende Justizminister erklärte solche als nothwendige 
Consequenzen des neuen „constitutionellen Princips.^ 

Es bleibt indessen charakteristisch für die deutsche 
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AafPassang^ dass an einen Missbraach der Staatsgewalt in 
Folge der veränderten Ministerstellung auch bei den Revi- 
sionsverhandlungen ebensowenig gedacht wurde, wie an 
die Folgen der inneren Auflösung der standigen Gerichts- 
collegien. 

in. Der Begriff der Executive kommt dem Worte 
nach in der Verf.-Urk. nicht vor, vielmehr ist eine von der 
Wissenschaft eingeführte Bezeichnung der staatlichen Re- 
gierungsgewalt (vollziehende Gewalt) als Recht des 
Königs an die Spitze gestellt. Die Wortfassung lässt hier 
wieder beiden AufPassungen Raum, — ebenso dem histo- 
rischen Begriff der Regierungsgewalt, wie der Idee der 
Volkssouveränetät, welche sich die Executive nur als „Aus- 
führung der Gesetze" denkt. Und in der That sind auch 
belgische Sätze eingeschaltet, welche dieser Gedankenreihe 
angehören. Der König erlässt die zur „Ausfuhrung der 
Gesetze" nothwendigen Verordnungen (45). Die Rechts- 
gültigkeit der Verordnungen zu prüfen haben sich die Kam- 
mern selbst vorbehalten (106). Die constitutionelle Praxis 
hat indessen die selbständige Krafi der Verordnungen im 
Gebiet des Verwaltungsrechts von Anfang an anerkannt 
und bis heute zur Geltung gebracht. 

Dieselbe Zweideutigkeit waltet im Verhältniss von Ge- 
setz und Budget. Der Staatshaushaltsetat soll durch ein 
„Gesetz" festgestellt werden. Da die freie Zustimmung der 
Volksvertretung zu jedem Gesetz erforderlich ist, so scheint 
damit die Bewilligung jeder Einnahme und jeder Aus- 
gabe des Staats in das freie Ermessen der. IE. Kammer 
gestellt (99, 100). Die Zustimmung der Kammern zu 
allen Etatsüberschreitungen (104) scheint in demselben 
Sione gemeint. Allein die constitutionelle Praxis hat von 
Anfang an die Budgetbeschlüsse (wie in England) den 
bevorstehenden Justiz- und Verwaltungsgesetzen gegenüber 
als Ausfuhrungsnormen behandelt und jenen Gesetzen unter- 
geordnet. 

Gn eist, Rechtsstaat. 2. Aufl. 14 



210 

Ebenso erscheint die Selbstverwaltung (150) nach 
den Auffassungen der Gesellschaft als eine Wahl localer 
Verwaltungsräthe , deren Beschlüsse durch die Vorsteiier 
^ausgeführt" werden. Dieser Artikel ist indessen als Ver- 
fassungsnorm bald wieder aufgehoben worden. 

Es liegt hier eine tiefverschlungene Verbindung zweier 
Gedankenreihen vor, vergleichbar einem Gewebe mit seinem. 
Aufzug und Einschlag. Die Verkettung der beiden wider- 
sprechenden GrundaufFassungen vom Staat ist eine so ver- 
worrene, dass zuweilen der Vordersatz dem einen, der 
Nachsatz dem andern System entsprungen ist (Art. 45.) 

Die wichtigsten Widersprüche, die aus dieser In- 
einanderflechtung, namentlich durch Uebersetzung aus der 
belgischen Verfassungsurkunde, entstanden waren, sind je- 
doch durch eine unwillkürliche Anerkennung des deutschen 
Grundsatzes in der Praxis erledigt. Die von Zeit zu Zeit 
wieder auftauchenden neuen Streitfragen könnten ohne Ge- 
fahr für die eine oder andere Seite einer geordneten Rechts- 
sprechung überlassen werden, welche die politischen Plä- 
doyers auf die deutschen Rechtsgrundsätze (unsere ratio 
civilis) zurückfuhren wird^). 

Die massgebenden Rechtsgrundlagen für das 
Verhältniss von Staat und Gesellschaft erschienen damit 
gesichert: aber die inneren Gegensätze der beiden Gesell- 
schaftsordnungen haben die neue Verfassung doch noch ein 
halbes Menschenalter hindurch harten Proben unterworfen. 

Unter den Wogen der heftigsten gesellschaftlichen Be- 
wegung in der mitteleuropäischen Welt war die neue Ver- 
fassung Preussens nach diesen Grundideen zuerst octroyirt 
worden, um dann einer sorgfältigen Revision unterworfen 
zu werden. 

Das Bedürfniss staatlicher Ordnung hatte verhaltniss- 
mässig rasch eine äussere Leitung der Staatsregierung durch 
die deutschen Fürsten zurückgeführt; aber sie beruhigte nicht 
die Bewegung der Geister in dem tie%ehenden Streit der 
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Gresellschaft, innerlialb dessen das Werk der Bevision vor- 
genoiameii werden musste. 

Den Ansprüchen des Besitzes in der Verfassung wurde 
zuerst durch eine I. Kammer mit einem massigen Census, 
und dann durch eine zweite Octroyirung mit Einfahrung 
des Dreiklassensystems der Steuerzahler eine entscheidende 
Concession gemacht. 

Die letztere Octroyirung veranlasste die „Volkspartei" 
zu einer Wahlenthaltung, und machte das Revisionswerk 
zu einer Vereinbarung unter den gemässigten Parteien, 
welche jedoch in ihrer vorherrschenden Grundrichtung nach 
wie vor eine Reihe von Maximen des französisch-belgischen 
Constitutionalismus als notorische, allgemein gültige Grund- 
sätze ansahen^ Diese Sätze wurden sogar als Ausdruck 
einer „eigentlich constitutionellen" Politik geltend gemacht. 

Sehr bald jedoch musste nach der Hauptströmung der 
Zeit die rechte Seite zu einem Uebergewicht gelangen. 
Die Bewegung ging daher alsbald über eine durch Wahl 
zu bildende I. Kammer hinaus auf die Forderung eines stän- 
digen Reicbsraths, über welchen die Vorstellungen immer 
am weitesten auseinandergehen, so lange zwei GeiteUschafts- 
ordnnngen mit einander im Gemenge liegen. Ebendeshalb 
vereinigte man sich zu einem Votum, welches in altpreussi- 
scher Loyalität die Bildung des neuen Staatskörpers aus 
„erblichen und lebenslänglichen Mitgliedern" vertrauensvoll 
in die Hände der Krone legt. 

Der Grundsatz der königlichen Ernennung für die 
ständige Repräsentation der Staats- und Rechtsordnung war 
damit wieder hergestellt. 

Eine fortgeschrittene Einsicht hatte die Völker des Con- 
tinents inzwischen gelehrt, dass ein englisches Oberhaus sich 
nur da herstellen lässt, wo in Folge des Grundsystems der 
Selbstverwaltung die Spitzen der staatlichen imd der gesell- 
schaftlichen Ordnung sich in einer Pärie vereinigen; das» 

es dagegen einer zusammengesetzten Bildung bedarf, wo im 

14* 
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absoluten Staat das Amts- und das Besitz element sich 
getrennt haben *^). 

Das nächste Vorbild dafür lag seit einem Menschenalter 
in den zwei Grrundbestandtheilen der ersten Kammern der 
deutschen Mittelstaaten : dem hohen Beamtenthum^ verstärkt 
durch die Macht des Grossgrundbesitzes. 

Man hatte von der einen Seite berufen: die ständige 
Vertretung der Staatsregierung durch die höchsten Beamten 
der Verwaltung, der Kechtspflege, des Heeres, und eine 
Anzahl von Capacitäten des Staatsdienstes. In dieser staat- 
lichen Seite lag nach dem System der Besetzung der Aemter 
auch eine weitgehende Rücksicht auf den landsässigen Adel 
in seiner heutigen Bedeutung für den Heer- und Staats- 
dienst. 

Man hatte von der andern Seite dem Beamtenthum 
die nothwendige Ergänzung durch das Element des Gross- 
grundbesitzes gegeben. Da die alte Ordnung der Stände 
von unten auf gelöst war, so blieben als die „conservativen" 
Spitzen der Gesellschaft die mediatisirten Herren übrig und 
die ihnen gleichartigen „Standesherren" der Landesver- 
fassung, als diejenigen Elemente, welche durch die Ghrösse 
und staatliche Bedeutung ihrer Besitzungen den noch leben- 
digen Theil der älteren Gesellschaftsordnung darstellten, 
der Monarchie verwandt dastehend, soweit die Ghrösse 
des Besitzes über den gewöhnlichen Tagesstreit der In- 
teressen zu erheben vermag. 

An diese Elemente hatte man dann noch die verfassungs- 
mässigen Leiter der katholischen und evangelischen Kirche 
angeschlossen, und allenfalls noch die üniversitätscorpora- 
tionen). 

Sollte nun in Preussen das historische Recht der 
staatsbildenden Elemente gewahrt werden, so konnte das 
hohe Civil- und Militärbeamtenthum unmöglich vergessen 
werden, seitdem in dem Geheimen Staatsrath des Grossen 
Kurfürsten Reichsgrafen und bürgerliche Minister mit ein- 
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ander arbeiten und den neuen Grossstaat aufzubauen ge- 
lernt liatten. Andererseits hatte der Staat in seiner jetzigen 
Zusammensetzung einen hinreichend starken standesherr- 
lichen Grossgrundbesitz, der in der Herrenkurie des Ver- 
einigten Landtags sich bereits vereint fand. 

Noch einmal in einem Wendepunkte der Geschicke 
Preussens, war es in die Hand Friedrich Wilhelm' s IV. ge- 
legt, durch einen königlichen Entschluss seinem Lande 
den nothwendigen Halt der Staats- und Rechtsordnung in 
einem preussischen Reichsrath zu geben. 

Allein noch einmal kam der König auf die Grundidee 
seines „Vereinigten Landtags'' zurück. 

Anstatt der ehemaligen „Herrenkurie" das Element des 
hohen Beamtenthums hinzuzufügen, hat Friedrich Wilhelm IV. 
das Beamtenelement völlig untergeordnet, vielmehr den 
Standesherren mehr als die dreifache Zahl aus seiner 
„Dreistandecurie" hinzugefugt, bestehend: 

aus Vertretern von „Grafenverbänden" und „meistbe- 
güterten" Familien, welche nicht einmal in der historischen 
Verfassung der Mark eine Anknüpfung fanden, noch über- 
haupt eine Beziehung auf den Staat haben; 

aus Vertretern des „alten und befestigten Besitzes", 
welche nicht (wie in England) das gemeinsame Recht des 
Grundbesitzes, sondern nur einen Bruchtheil des Gross- 
grundbesitzes mit einer abweichenden Erbordnung dar- 
stellen, und welche doch die zahlreichste Categorie des 
Hauses bilden; 

aus Vertretern der grossen Städte und der Universi- 
täten, welche in dieser Gestalt nur Corporationsinteressen, 
nicht die Intelligenz und Erfahrung in Staatsgeschäften 
vertreten. 

Schon durch die Zahl war die staatliche Bestimmung 
eines Reichsraths den ständischen Besitzinteressen völlig 
untergeordnet. 

Anstatt aber durch die königliche Ernennung wenig- 
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stens die gemässigten, an eine Thätigkeit im Dienste des 
Staats gewöhnten Elemente herbeizuziehen, wurde in diesen 
engsten Kreis von Interressen noch ein Wahlsystem ein- 
geführt, welches nur eine potenzürte Geltendmachung ge- 
sellschaftlicher Vorurtheile, nicht aber die Erfüllung der 
Pflichten eines ständigen Rathes der Exone gewährleisten 
konnte. 

Es liegt nun aber in der Natur der Sache, dass zwei 
gesetzgebende Körper, welche grundsätzlich aus entgegen- 
gesetzten Besitzweisen formirt werden, sich im Streit über 
gesellschaf);liche Interessen paralysiren und erschöpfen. Ein 
solcher Parlamentskörper kann über den Streit der einen 
mit der anderen Grundordnung zu keiner gemeinsamen 
Action, zu keiner organischen Gesetzgebung gelangen, am 
wenigsten in einer Körperschaft, die in ihrer Mehrheit zu 
einer grundsätzlichen Gegnerschaft der bestehenden Stein- 
Hardenbergischen Gesetzgebung formirt war. 

Mit dem so geschafiFenen Staatskörper, in dem die 
grössten Widersprüche des deutschen Lebens und Denkens 
incorporirt erschienen, sollte nun eine constitutionelle 
Ministerverwaltung geführt werden, die nach derGrrund- 
idee der politischen Verantwortlichkeit auf eine gewisse 
Uebereinstimmung und Cooperation mit den „beiden Häusern 
des Landtags'' (wie sie nunmehr hiessen) angewiesen war. 

Der Sache nach war dies unmöglich. 

Da aber der Staat, ein lebendiger Körper, in stetiger 
Athmung und Bewegung begriffen ist, so ergab sich daraus 
eine stössweise Action eigenthümlicher Art. 

War die zeitige Mehrheit nicht stark genug, die be- 
stehende Verfassung und Socialgesetzgebung rückgängig zu 
machen, so war sie doch einflussreich genug zu einem 
stetigen Druck auf die Minister, um durch die Verwal- 
tung diejenigen Ziele zu erreichen, die auf dem Wege der 
Gesetzgebung noch nicht zu erreichen waren. 

Die „constitutionelle Parteiregierung" nach fran- 
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zosisclieiQ Muster kam damit wirklich in Grang, und richtete 
sich mit Vorliebe gegen die gemässigt - constitutionelle 
Partei, welche ihrer Zeit diese Einrichtungen als muster- 
gültig am eifrigsten vertreten hatte. 

Eine unbeabsichtigte Vorbereitung zu einem Partei- 
regiment war, wie schon erw&hnt, in Preussen durch die 
Reformgesetzgebung von 1808 — 1817 eingetreten, welche 
den schwerfalligen vielköpfigen Geheimen Staatsrath durch 
fünf Ministerstaatssecretäre ersetzt hatte, um die 
Durchfohrung der tiefeinschneidenden Beformen zu er- 
möglichen. 

Diese neueren „Minister" in Preussen hatten nun aber 
die alten Competenzen des Geheimen Staatsraths behalten, 
also auch eine Entscheidung der contentiösen Ver- 
waltmigsfiragen, welche jedes Departement in der Weise 
einer Attributivjustiz an sich zog. Die Verwaltungspraxis 
war indessen noch ziemlich stetig geblieben, so lange die 
Traditionen des Beamtenpersonals vorherrschten und die 
gesellschaftlichen Gegensätze im absoluten Staat sich noch 
niclit zu handelnden Parteien formirt hatten. 

Ein anderes Ansehen gewann dagegen diese Verwal* 
tong, seitdem die Minister unter dem gesellschaftlichen 
Parteistreit die neue „constitutionelle'' Regierung in Preussen 
wirklich l>egannen. 

In den späteren Regierungsjahren Friedrich Wilhelm IV. 
entfaltete sich nun ein Parteiregiment, welches fast alle 
Erscheinungen der Parteiverwaltungen Frankreichs darbot, 
unter der stetigen Versicherung, dass diese Regierung dem 
Princip nach „conservativ", dem System nach „consti- 
tationell" sei. Auf dies System ist sogleich im Einzelnen 
zurückzukommen. 

Der Regierungswechsel von 1858 führte allerdings zur 
Bildung eines gemischten Ministeriums, welches eine gesetz* 
massige Verwaltung zurückzufahren suchte. 

Allein der bald entstehende Streit über die Erweiterung 
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des Heeres falirte nun zu einem jahrelangen „Conflict'' 
zwischen der Staatsregierung und Volksvertretung, in 
welchem alle Rechtssprechung über das streitige öffent- 
liche Recht den Dienst zu versagen schien. 

Im Verlauf dieser Zeit bieten nunmehr die einzelnen 
Gebiete der Verwaltungsjurisdiction folgendes Bild dar, in 
welchem der Einfluss der neuen Grundsätze auf den „Rechts- 
staat" Schritt für Schritt erkennbar hervortritt. 

I. Im Gebiet der Verwaltung des Innern und 
der Polizei verlangte die constitutioneUe Doctrin nach 
belgisch-französischem Muster, dass das Verwaltungspersonal 
in unmittelbarster Weise ein „conformes" Organ der Exe- 
cutive sein müsse. Die altständische Richtung vertraute 
mit gutem Grunde auf ihren Einfluss bei Besetzung der 
höheren Verwaltungsstellen und acceptirte bereitwillig jene 
„constitutioneUe Conformität". 

In I. Instanz werden die Landräthe als entlassbare 
Beamte der zeitigen Ministerverwaltung „zur Verfügung" 
gestellt. 

In n. Instanz triflFfc die Regierungs- und Oberpräsidenten 
dieselbe Versetzung in die „Disponibilität". 

In ni. Instanz werden ebenso die Ministerialdirectoren 
und Unterstaatssecretäre „zur Verfügung" der verantwort- 
lichen Minister gestellt. 

Die entscheidenden Hauptstellen der Verwaltung werden 
damit der Eigenschaften entkleidet, auf welche der Ge- 
danke der Verwaltungsjurisdiction in Deutschland basirt war. 

Mit dem so veränderten Apparat zog man die Con- 
sequenzen des belgisch-französischen Systems. Man sah 
es zunächst als selbstverständlich an, dass das ganze Per- 
sonal der Beamten parteimässig nach einem politischen 
Glaubensbekenntniss anzustellen sei. Aber auch die Einzel- 
thätigkeit der Verwaltung, alle Bestätigungen, Consense, 
Gewerbsconcessionen, selbst die Ertheilung von Pässen und 
Passkarten, Alles was die Polizeigewalt zu gewähren oder 
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zu versagen hat, sollte selbstverständlich nach Parteirück- 
sichten geveährt oder versagt werden. Die Gesetze über 
Amtsanstellungen, Passwesen, Niederlassungsrecht , Aus- 
Weisungen y Gewerbeconcessionen etc., veränderten ihren 
Sinn, als Parteiprämien oder Drohmittel. Man gelangte 
bis zu einer persönlichen Einregistrirung der ^Uebelgesinn- 
ten" in polizeilichen Listen , welche sich nur durch die 
Kleinlichkeit des Zwecks von Proscriptionslisten unter- 
schied. Als am meisten selbstverständlich galt die Bestim- 
mung der Landräthe als Staatscommissarien der Kammer- 
wahlen, als Polizeiobrigkeiten und Wahlcandidaten in einer 
Person. 

Der altstandischen (conservativen) Partei war die nicht 
beneidenswerthe Au%abe zugefallen , die „constitutionelle 
Theorie" in dieser Weise zum ersten Male practisch zu 
verwerthen. 

Als seit dem Regierungswechsel von 1858 vom Throne 
aus diese Verwaltungsweise desavouirt war, wurde ein neuer 
Minister des Innern (Graf Schwerin) von zwei Seiten ver- 
höhnty als er die Grundsätze einer gesetzmässigen, unpar- 
teiischen Yerwaltung zurückzufuhren unternahm. 

Der bald darauf folgende Yerfassungsstreit brachte es 
wieder von anderen Standpunkten aus zur Erscheinung, 
dass in der neuen Ordnung der Dinge die streitige Aus- 
legung der wichtigsten Fragen der Verfassung und des 
Gemeindelebens lediglich von der persönlichen Meinung 
eines Ministers abhing. 

Die gesellschaftliche Grundrichtung der Zeit vermochte 
sich indessen mit der Wiederherstellung einer Verwaltungs- 
jurisdiction auch nach solchen Erfahrungen nicht zu be- 
freunden. Kein Parteiprogramm hat sich zu einer solchen 
Forderung entschlossen. Kein Gesetz über die rechtliche 
Begrenzung der Polizeigewalt war zu Stande zu bringen, 
kein Anfang einer Rechtscontrole für Polizeiverfügungen 
und Polizeiresolute zu finden. Eine Kammercommission 
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von 1861 hat damit lange zugebracht, bis eine Eammer- 
auflosung dem vergeblichen Bemühen ein Ende machte. 

Diese Grestalt der Polizeiverwaltung bestimmte aber, wie 
immer, die übrigen Gebiete der Yerwaltungsjurisdiction. 

n. Im Gebiet der Kriegsverwaltung war nach 
Wegfall des Generalkriegsdirectoriums der Kriegsminister 
zur obersten Instanz für die Auslegung der Militarverwal- 
tungsgesetze geworden, aus welcher sich alsbald ein schwerer 
Yerfassungsconflict entwickeln sollte. 

Die Grenze zwischen Gesetz und Verordnung war 
zwar im absoluten Staat einigermassen verwischt und auf 
das formelle Merkmal der Publication gestellt. In kaum 
einem Gebiet des Verwaltungsrechts trat aber die Noth- 
wendigkeit einer festen gesetzlichen Regelung stärker 
hervor, als in den Anforderungen an die Nation auf Er- 
füllung der persönlichen Wehrpflicht im Gunzen wie im 
Einzelnen. Die Sicherheit des Landes, die Staats- und die 
Volkswirthschaft, die technische Ausbildung des Heeres 
selbst, bedingte einen festen Präsenzstand der Armee. 
Ohne Anerkennung eines solchen wird im constitutionellen 
Staat der EfiFektivbestand des stehenden Heeres lediglich 
von jährlichen Bewilligungen der H. Kammer abhängig, 
wie in der englischen Mutiny Act, deren Analogie unserer 
persönlichen Wehrpflicht in jedem Punkt widerspricht. 

Diese zwingenden Gründe hatten sich sofort mit der 
ersten Formation des preussischen Heeres auf Friedens* 
fuss geltend gemacht. Durch die Landwehrordnung von 
1815 und durch die pubHcirte Verordnung vom 22. Dez. 1819 
(G. S. 1820. S. 5.) waren die Cadres der Linie und der 
Landwehr unter sich und mit der gesetzlichen Landesein- 
theilung in feste Gorrespondenz gebracht und nach Zahl 
und Kriegsstärke festgestellt. Es bedurfte daher zur Aen- 
derung dieser Gxundeinrichtungen eines Gesetzes. lieber- 
dies war die funi^ährige Dienstzeit für das stehende Heer 
so bemessen, dass die Mannschaften nicht ausreichten, die 
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durch die Reorganisation fast verdoppelte Zahl der Gadres 
aoszufallen, dass vielmehr Landwehrleute des 6., 7. und 8. 
Jahrgangs in den Dienst des stehenden Heeres zurückver- 
setzt werden mussten. 

Es bedurfte daher nach dem höchsten Grundsatz des 
constitutionellen Yer£Etösungsrechts der Zustimmung des 
Landtags, um die gesetzlich geordneten Grrundeinrichtungen 
abzuändern, sowie auch der parlamentarischen Geldbewilli- 
gung für die neuen, nicht auf Gesetz fimdirten Einrich- 
tungen. 

Da auf dem Wege der Verhandlung weder das Eine 
noch das Andere sofort zu erreichen war, setzte die Staats- 
verwaltung die neuen Einrichtungen ohne Gesetz und ohne 
budgetmässige Bewilligung fort, und entledigte sich des 
Widerspruchs dadurch, dass der Eriegsminister selbst die 
endgültige Auslegung der Militärverwaltungsgesetze auf sich 
nahm (die publicirte E. 0. v. 1819 sollte nur als Reglement 
gelten, die Pflicht der Landwehrleute im Kriege sollte 
auch im Friedensstande gelten, die Geldausgaben sollten 
nur als provisorische angesehen werden u. s. w.). Es zeigte 
sich in jedem Stadium des Yerüassungstreits, dass in Folge 
der anomalen Stellung des preussischen Ministerraths 
die Rechte der Kammern und die Grundeinrichtungen des 
Staats in der Wirklichkeit von der persönlichen Auslegung 
eines einzelnen Ministers abhängig waren. Später wurde 
beiläufig auch der Versuch gemacht, die Zulassung zum 
einjährigen Freiwilligendienst von einem politischen Wohl- 
verhalten abhängig zu machen. 

Es handelte sich in diesem Streit nicht bloss um das 
Gteldbewilligungsrecht des Abgeordnetenhauses, sondern um 
die höchste Grundlage des Rechtsstaats, um die Heilig- 
keit der Gesetze und ihre verbindende Kraft für die con- 
stitutionelle Ministerverwaltung. Die höheren Gesichtspunkte 
traten auch in den Parteistellungen des Abgeordnetenhauses 
und in den Wahlen zeitweise hervor. Die Führung in 



220 

diesem Streit hatten desshalb nicht die democratischen, 
sondern die monarchisch- constitutionellen Parteirichtungen 
übernommen. 

Als indessen später der Streit zum Glück des Landes 
beigelegt wurde, verlangte die öfiPentliche Meinung keines- 
wegs eine Ausfüllung dieser Lücke unserer Eechtsordnong, 
sondern fand sich zufrieden gestellt durch Anerkennung des 
Geldbewilligungsrechts der E^mmern, und beruhigte sich 
auch nach solchen Erfahrungen damit, dass künftig nicht 
die Auslegung eines Ministers, sondern die Auslegung der 
Kammern für den streitigen Sinn dieser Verwaltungsgesetze 
massgebend sein werde. . . 

Als Folge jener Hergänge ist die tiefempfundene Lücke, 
— der Mangel eines festen Contingentsgesetzes, — im 
deutschen Bundesstaatsrecht entstanden und bis heute un- 
ausgefüllt geblieben^*). 

in. Im Gebiet der Finanzverwaltung hing nach 
Aufhebung .des Generaldirectoriums die streitige Frage über 
die Gesetzmässigkeit der Steuern und die letzte Ent- 
scheidung derReclamationen lediglich vom Finanz mini st er 
ab, soweit sie nicht durch die Steuer Strafgesetze an die 
Gerichte gelangte. So empfindlich der Deutsche jeder Zeit 
gegen die Willkür der Steuererhebung war, so unempfindlich 
blieb die öffentliche Meinung gegen den jetzt entstehenden 
Widerspruch, dass ein constitutioneller Finanzminister end- 
gültig über die streitige Auslegung der Finanzgesetze ent- 
scheiden sollte, welche als verfassungsmässige Schränke für 
ihn selbst bestimmt sind. 

Die Ministerverwaltung von 1861 entschloss sich zu 
einer Erweiterung des Rechtswegs auf diesem Grebiet. Ohne 
die Steuererhebung zu hemmen, soU der Steuerzahler aus 
bestimmten quasi -privatrechtlichen Titeln eine Rückforde- 
rungsklage (condictio indebiti) vor den ordentlichen Gerichten 
haben. Man konnte ohne Störung der Finanzverwaltung 
diese Klage auf den Grund der „Ungesetzlichkeit" der 
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Steuer ausdehnen und damit die Yerfassungsmässigkeit der 
Steuern unter die volle Garantie der Rechtssprechung, ins- 
besondere des obersten Gerichtshofes stellen. Die gesell- 
schaftliche Auffassung legt indessen alles Gewicht so sehr 
auf das Geldbewilligungsrecht der Volksvertretung, dass 
eine Garantie der Gesetzmässigkeit von keiner Seite ver- 
langt wurde*®). 

Noch starker erscheint das Bedürfiiiss der Verwaltungs- 
jurisdiction im Gebiet der E insch ätz ungs steuern. Das 
constitutionelle Parteiwesen machte sich seit 1849 oft ge- 
nug in Beschwerden an den Landtag geltend, in welchen 
eine Parteilichkeit der Einschätzung mit Rücksicht auf die 
Parteistellung und die Abstimmung bei den Wahlen be- 
hauptet wurde. Allein auch solche Beschwerden haben 
unsere öffentliche Meinung von der Unvollkommenheit der 
bestehenden Einrichtungen zu überzeugen nicht vermocht. 
Die Natur der Einschätzung und Reclamation als einer 
Verwaltungsjurisdiction blieb der Gesellschaft so- fremd, dass 
man Alles gethan zu haben glaubte, wenn aus der Wahl 
der Steuerinteressenten heraus Commissionen gebildet wur- 
den, die man als eine Art von „Selbstverwaltung" ansah. 
Da die gewählten Commissionen aber keine Giirantie für 
die Rechte des Staats gewähren, da sie in den verschiede- 
nen Gemeinden, Kreisen und Bezirken keine Gleichheit des 
Steuermassstabes festhalten, vielmehr offenkundig die gröss- 
ten Verschiedenheiten der Einschätzung in den Landes- 
theilen herbeifuhren, da ihr formloses, flüchtiges Verfahren, 
so wie der Mangel jeder geregelten Beweisaufiiahme dem 
Einzelnen keinen Schutz gewährt, so muss man die Wahr- 
nehmung der Rechte des Staats und die massgebende Ent- 
scheidung lediglich dem versitzenden Regierungscommissar, 
den Regierungen und dem Finanzminister überlassen, neben 
welchen die gewählten Commissionen zu Conseils nach der 
Weise der französischen Gemeindeverwaltungen herabsinken. 

Dieselben Mängel blieben an den Gemeindesteuer- 
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Schätzungen haften, welche ebenso den formlosen Majo- 
ritatsbeschlüssen der Interessenten die Schätzung im Ein- 
zelnen überlassen. 

IV. Im Gebiet der Stadtverwaltung war kraft de» 
„Oberaufsichtsrechts" des Staats die Oberinstanz der laufen- 
den Administration in die Landräthe, Regierungen, Oberpra* 
sidenten und die einzelnen Minister gelegt. Der Einfluss 
der Parteiverwaltung,. insbesondere die parteimässige Weise 
der Bestätigung oder Nichtbestätigung der Beamten, der 
Concessionsertheilungen u. s. w. berührte die Städte am 
empfindlichsten; nicht selten auch eine parteimässige Aus- 
legung der Militär- und Steuergesetze. Ein Rescript des 
Ministers des Innern oder des Handels konnte den Städten. 
Lasten und Geldleistungen auferlegen, die weit über das 
Mass eines jährlichen Steuerbedarfs hinausgehen. Welche 
Bedeutung sollte die „Selbständigkeit" der Stadtverwaltun- 
gen haben, wenn ihre Rechte und Lasten von der persön- 
lichen Auslegung eines constitutioneUen Ministers unter 
dem wechselnden Parteieinfluss der Kammern abhingen? 

Allein so gross die Eifersucht auf jene „Selbständigkeit" 
in Deutschland jeder Zeit gewesen ist, so schwer vermöchte 
der Sinn der Zeit eine rechtliche Abhülfe zu finden. Die 
Einen meinten, die Staatseinwirkung überhaupt beseitigen 
zu können, während doch die bestehenden Polizei-, Militär-^ 
Armen-, Wege-, Schulgesetze nicht der souveränen Hand- 
habung jeder Gemeinde überlassen bleiben können. Die 
Anderen glaubten durch eine veränderte Fassung der Clau- 
sel vom „Aufsichtsrecht" die Selbständigkeit herzustellen, 
ohne doch eine solche Formel finden zu können. In diesem 
Sinne wurden immer neue Revisionen der Städteordnungen 
verlangt. Der einzig wesentliche Gesichtspunkt einer Fort- 
bildung des Bestehenden zu einer geordneten Verwaltungs- 
jurisdiction schien unter allem Streit keine Stelle zu 
finden. 

Im Gebiet des gesammten Gemeindelebens kam es 
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der standischen Parteiregierung hauptsächlich darauf an, 
die patrimoniale Ordnung des platten Landes, die Ereis- 
imd Provinzialstande Friedrich Wilhelm IV. wieder herzu- 
stellen, die denn auch im Wege der Verwaltung restaurirt 
und erst nachträgUch legaHsirt wurden. So lange der Streit 
über diese Fragen der gesellschaftlichen Ordnung dauerte, 
war an eine festere Kegelung des Au&ichtsrechts durch 
Yerwaltungsjurisdiction so wenig zu denken, wie an eine 
geeignete Kreisolrdnung. 

V. Im Gebiet der Kirchenverwaltung lag nach schwe- 
ren Kämpfen keinem Staatswesen das Bedürfniss einer ge- 
sicherten Ordnung so nahe, wie dem deutschen, mit seinem 
Grundsatz der Gleichberechtigung der Kirchen und der Be- 
kenntnisse. 

Durch die „constitutionelle" Staatsordnung und das 
preussische Ministersystem feinden sich aber die wider- 
sprechenden Anforderungen der Kirchen, die Wahrung der 
staatlichen Kechte gegen kirchliche UebergrifFe, sowie die 
Religionsbeschwerden der Einzelnen in die Hand eines 
Ministers gelegt, dessen persönlifhe Ansicht über alles 
Streitige zwischen Kirche, Staat, Schule, Gemeinde und 
Einzelnen entscheiden sollte. 

Inzwischen Hatte sich das Verhältniss zwischen 
Kirche und Staat zum Nachtheil des letzteren geändert. 
Die Zeit der religiösen IndifiFerenz war vorüber. Die Her- 
stellung der bischoflichen Diöcesanregierungen seit 1815 
hatte naturgemäss zu einer Erneuerung der dogmatischen 
Ansprüche der Kirche auf Regierung des äusseren Lebens 
gefuhrt, und hatte gleichartige Bestrebungen auch auf luthe- 
rischer Seite hervorgerufen. Andererseits war die öffent- 
liche Meinung in wachsenden Widerspruch mit dem ab- 
soluten Regiment, also auch mit der ungemessenen Staats- 
aufsicht in kirchlichen Dingen getreten. Das Bestreben 
nach „Selbständigkeit" trat am stärksten in der bestorga- 
nisirten und mächtigsten aller Körperschaften hervor. Der 
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Widerspruch zweier regierender Kirchen in einem Staats- 
wesen, der durch die biegsame Verwaltungspraxis früherer 
Zeit so lange verdeckt und gemildert war, trat nun mit 
den schroffsten Bechtsansprüchen in entgegengesetzter Sich- 
tung auf. 

I)ie stürmischen Parteizerwürfaisse des Jahres 1848 
hatten die römische Eirche in die günstige Lage gebracht, 
unter den von aUen Seiten erhobenen und ihr entgegen- 
gebrachten Ansprüchen auf „Freiheit und Selbständigkeit" 
ihre Stellung zu nehmen, und ihre kirchliche Freiheit ohne 
Bücksicht auf coUidirende Kechte anderer Bekenntnisse als 
absolutes „Grundrecht" anerkannt zu sehen. Das schwie- 
rige Grundverhältniss von Staat und Kirche erscheint nun 
durchkreuzt durch abstracte, vieldeutige Formeln, über deren 
Wortlaut sich entgegengesetzte Parteirichtungen vereinigt 
hatten. Wenige unter den Abstimmenden hatten wohl eine 
bestimmte Vorstellung von der Beihe der Verwaltungs- 
gesetze, welche durch solche Beschlüsse betroffen wurden. 
Der Hauptsatz: „Jede Beligionsgesellschafk ordnet und ver- 
waltet ihre Angelegenheiten selbständig" (art. 15) drängte 
vier Worte ohne einen juristisch begrenzbaren Sinn, — 
Ordnen — Verwalten — ihre Angelegenheiten — 
selbständig — in eine Zeile zusammen, weil es nur so 
möglich war, einen Mehrheitsbeschluss zu Stande zu brin- 
gen aus einander direct widersprechenden Grundansichten. 
Dass aber Deutschland ein Menschenalter hindurch solche 
Sätze als eine Magna Charta der kirchlichen Freiheit, als 
„Grundgesetz" des Verhältnisses von Kirche und Staat be- 
trachten konnte, war bezeichnender für das Bechtsverständ- 
niss der Zeit als alles Andere. 

War schon die absolute Monarchie in ihrer ungebroche- 
nen Kraft der steigenden Macht der römischen Kirche nicht 
mehr voll gewachsen, so war es noch weniger ein consti- 
tutione 11 er Parteiminister gegenüber einer Kirche, 
die nun für jeden Anspruch auf Begierung des äusseren 
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Lebens sich auf ilire Grundrechte berief. Unter dem Druck 
der „Solidarität aller conservativen Interessen", als deren 
mächtigsten Factor sich die römische Kirche darstellte, war 
die constitutionelle Parteiregierung genöthigt, der kirch- 
lichen Auslegung nachzugeben, welche sich über die Landes- 
gesetze auf kürzestem Wege hinwegsetzte. Auf dem Höhe- 
punkt dieser Bestrebungen hatte sich sogar eine Coalition 
katholischer und evangelischer Parteirichtungen gegen die 
Rechte des Staats gebildet, welche leitende Stellen mit 
ihren Anhängern zu besetzen wusste. La das constitutionelle 
Parteiwesen hineingezogen, wurde nunmehr der Bestand des 
neuen Systems freilich von der Auslegung eines jeden nach- 
folgenden Ministers abhängig. 

Wenn irgend wo, so bedingte an dieser Stelle die 
Achtung vor Religion undKecht stetige Normen des Kirchen- 
staatsrechts. Die deutsche Achtung vor der Gewissens- 
freiheit, die erstrebte Selbständigkeit kirchlicher Verwal- 
tung, die Unvereinbarkeit der hierarchischen Ansprüche 
mit den Kechten des Staats, und vor Allem die Aufrecht- 
erhaltung der Staatsautorität gegen die Ansprüche der 
Curie, bedingten hier eine sichere, stetige Rechtssprechung. 
Erst wenn der juristische Lihalt der vieldeutigen Sätze 
durch die Rechtssprechung feststand, war die mögliche 
Richtung einer Nachhülfe durch die Gresetzgebung zu über- 
sehen. 

Lidem nun aber der herrschende Sinn der Zeit darauf 
testand, dies grösste Streitfeld des deutschen Volkslebens 
auf zwei Augen stehen zu lassen, blieb für die kirchlichen 
und die politischen Parteien dies ganze Gebiet auf dem 
Boden der Selbstauslegung. Keinem Theil war es Ernst 
mit einer rechtlichen Ordnung der Verhältnisse, so lange 
er glaubte, durch die Selbstinterpretation das Nöthige schon 
zu besitzen, durch die Selbstinterpretation mehr zu erreichen, 
als im gegebenen Augenblick von der Gesetzgebung zu er- 
warten war. 

On eilt, Seehtastaat. 8. Anfl. 15 
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Der Mangel jeder massgebenden Entscheidung darüber, 
was nach den bestehenden Landesgesetzen Recht oder un- 
recht auf diesem Gebiet sein solle, machte seit 1870 eine Re- 
formgesetzgebung ebenso unabweisbar wie die Einführung 
einer geordneten Rechtssprechung. Die Staaten Europas, 
deren Verfassung von Altersher mit einer regierenden Kirche 
verwachsen ist, sind *in solcher Lage von Zeit zu Zeit zu 
der rechtlichen Auseinandersetzung mit ihrer Kirche ge- 
nothigt worden. Für Deutschland mit seiner Mehrheit 
einander widerstreitenden Staatskirchen war eine solche 
Auseinandersetzung in verdoppeltem Masse nothwendig ge- 
worden. Die Phantasie eines itaKenischen Staatsmanns 
vermochte sich eine „freie Kirche im freiem Staat" zu 
denken: f&r zwei freie Kirchen in diesen Ansprüchen 
würde auch die Lebenskraft der Deutschen Nation nicht 
ausgereicht haben. 

VI. Im Gebiet der Schulverwaltung endlich traf 
der pädagogische j politische und kirchliche Parteistreit zu- 
sammen, um die Verhältnisse des öffentlichen Rechts noch 
weiter zu verwirren. 

Aji dieser Stelle wurde der „confessionelle" Cha- 
racter der Unterrichtsanstalten das Schlagwort, mit welchem 
die Einheit des nationalen Erziehungssystems, welches die 
Gesetzgebung seit hundert Jahren begründet hatte, durch 
Massregeln der Verwaltung wieder aufgehoben, und die 
Schule der Kirche zurückgegeben werden soUte. Durch 
theologische Decementen war der Ausdruck der „Confessio- 
naHtät" zuerst vereinzelt im Gang gebracht, ohne jedoch 
über das Bereich der Ministerialacten hinauszugelangen. 
Kein Landesgesetz hatte in Preüssen jemals die Volks- 
schulen, gelehrten Schulen oder Universitäten für con- 
fessionell erklärt. Ein ausschliesslich kirchlicher Character 
war vielmehr unvereinbar mit dem Schulzwang und mit 
der Schulunterhaltungspflicht, welche das Gesetz den Haus- 
vätern ohne Unterschied des Bekenntnisses auferlegt. Das 
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Landrecht neimt und behandelt sie eben deshalb als ^jYeran- 
staltimgen des Staats^. 

Allein die constitutioneUe Ministerverwaltong in ihrer 
Selbstaaslegnng der Yerwaltungsgesetze hat nunmehr eine 
Reihe von Jahren hindurch in Yerwaltungserlassen, Statuten 
imd Einzelyerfugungen die Maxime der „Oonfessionalitat^ 
ausgesprochen, sowie im amtlichen Sprachgebrauch eine 
Scheidung in evangelische, katholische und Simultananstalten 
durchgeführt. Der neue Begriff wurde dann in der Be- 
setzung des Lehrpersonals, in Schulplänen undSchulinspection 
weitergeführt, bis er im paritätischen Staat zu unlösbaren 
Widersprüchen führte*^. 

Auch hier hat erst die neueste Reform Wandel 
schaffen müssen. 

In allen Einzelgebieten des streitigen Yerwaltungsrechts 
ist hiemach das Resultat der constitutionellen Aera 
kein Fortschritt zum Rechtsschutz des Unterthanen, sondern 
in den wichtigsten Grebieten ein Rückschritt, ja eine Auf- 
lösung der überkommenen Einrichtungen zur Handhabung 
des Rechts, an deren Stelle ein Parteistreit zwischen Mi- 
nistem und Kammern über den Sinn der Yerwaltimgs- 
gesetze getreten war, — in Preussen eine angeblich „con- 
servative" Verwaltung im Namen des Königs, welche den 
grossen Traditionen unserer Monarchie am wenigsten ent- 
sprach. 

Dem gegenüber schien freilich die alte Gerichtsver- 
fassung noch immer einen Halt zu gewähren. 

Allein die organische Natur des Staats bringt es mit 
sich, dass eine Degeneration der Verwaltung auch die Justiz 
nach sich zieht. 

Die Civilgerichte waren durch die Reform von 1849 
durchgängig zu Gollegien vereint, scheinbar befestigt, aber 
innerlich au%elöst. An die Stelle des ständigen Einzel- 
richteramts hatte die Reform wechselnde Commissarien ge- 
setzt, an die Stelle der urtheilsprechenden Coll^a wech- 

15* 
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selnde Deputationen von 3, 5, 7 Richtern^ oder Hül&arbei- 
tern. Diese Commissionen sollten Recht sprechen unter 
dem Namen des Gerichtscollegiums. Dennoch wurde dies 
Collegium von jeder Theilnahme an der Bildung der Com- 
missionen sorgfaltig ausgeschlossen; yielmehr sollte theils 
der Justizminister, theils der Vorsitzende als Organ der 
Verwaltung, die Commissionen von Jahr zu Jahr bilden. 
Weiter wurde durch eine neue „constitutionelle" Disciplin 
den zeitigen Parteiansichten im Staat ein Einfluss auf 
Richter und Anwälte geöffnet. 

In dem Organismus der Strafgerichte war das Straf- 
verfolgungsrecht vom Richteramt getrennt und in Grestalt 
einer entlassbaren Staatsanwaltschaft unmittelbar den Mi- 
nistem untergeordnet. Die Press- und Vereinsgesetze, alle 
Strafverfolgung der Beamten, alle politisch entscheidende 
Handhabung der Strafgesetze war damit der herrschenden 
Parteiri'chtung dienstbar gemacht. Der Halt, welchen die 
standige Collegialverfassung der Gerichte dagegen gewähren 
soll, war durch die Auflösung der CoUegien untergraben. 
Untersuchungsrichter , Polizeirichter , Gerichtsabtheilungen, 
Raths- und Anklagekammem, Schwurgerichte und Staats- 
gerichtshof, wurden zu wechselnden Commissionen und 
Commissarien unter Ernennung eines Verwaltungschefs oder 
des Justizministers. Die Bildung des Schwurgerichts war 
nach französischem Muster sogar Regierungs-, resp. Polizei- 
präsidenten übertragen. Unter dem Namen eines ständigen 
Obertribunals erliess eine solche Commission ihre verhäng- 
nissvolle Entscheidung über die Strafverfolgung der Kammer- 
mitglieder gegen Art. 86 der Verfassung. Unter dem Namen 
von GerichtscoUegien ergingen jene Disciplinarentschei- 
dungen, welche die Unterstützung der zeitigen Minister der 
Krone für eine „Amtspflicht" der Richter und Rechtsan- 
wälte erklärten^). 

Unsere Vorfahren hatten die Bedeutung der ständigen 
Collegia anders verstanden. Bei dem Reichshofrath war 
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die Bildung von Deputationen oder Commissionen über- 
haupt untersagt; beim Reichskammergericht erfolgte die 
Büdung der Senate unter Mitwirkung der Präsidenten und 
8 deputixter Beisitzer. Aber der Interessenstandpunkt der 
Zeit hatte bei den Justizreformen nur an die gesicherten 
Gehalte, die Unversetzbarkeit der Richter, kurz an die 
Interessen der Beamten gedacht; das Wesen der Gerichts- 
verfassung aber, die Standigkeit der rechtssprechenden 
Organe im Interesse der Rechtsordnung und der Parteien, 
vergessen. 

Mit der neuen Formation der Gerichte trat nunmehr 
die noch tiefer erschütterte Verwaltungsjurisdiction in 
Wechselwirkung. 

Die indirecte Controle des öffentlichen Rechts durch 
die Civil- und Strafgerichte hatte durch die Auflösung 
der standigen Gerichtscollegien ihren stärksten Halt ver- 
loren. 

Die Beamtenverantwortlichkeit war durch die Staats- 
anwaltschaft unmittelbar unter die Minister gestellt 
und weiter noch von dem Vorbeschluss eines commis- 
sarisch gebildeten „Competenzgerichtshofes" abhängig ge- 
macht. 

Die Ministerverantwortlichkeit galt den herrschenden 
Vorstellungen lediglich als Machtfrage. Die „politische" 
Verantwortlichkeit, d. h. die Abhängigkeit der Minister 
von der gewählten Kammer, erschien als das allein Wesent- 
liche: die rechtliche Verantwortlichkeit für eine gesetz- 
mässige Verwaltung blieb verschoben, als eine „Krönung 
des Werks", mit welcher es keinem Theile rechter Ernst 
war**). 

Die Innehaltung der Rechtsgrenze zwischen Gesetz und 
Verordnung — der höchste Angelpunkt des Rechtsstaats und 
der Ministerverantwortlichkeit — war durch Art. 106 der 
Verfassungsurkunde sogar äusdrückKch der Entscheidung der 
Gerichte entzogen. 
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Den Aussenstehenden masste diese Schutz- undHülf- 
losigkeit des öffentliciien Rechts in Preussen völlig 
unverständlich bleiben. Man sprach vom „Polizeistaat^ und 
„Militarismus": aber nirgends hatte die Monarchie durch 
ihre Gerichts- und Verwaltungsordnung den Rechtsstaat 
sorgfaltiger gestaltet als in Preussen seit dem XVUi. Jahr- 
hundert. Die Anomalie in der Stellung der Minister, welche 
durch einfache Aufhebung des Geheimen Staatsraths seit 
1808 in Preussen entstanden war, wurde im Lande selbst 
nicht als solche empfunden. Am wenigsten gab man sich 
wohl Rechenschaft darüber, dass der heftige Streit zweier 
Gesellschaftsordnungen in Verbindung mit den Doctrinen 
des französischen Constitutionalismus den Sinn und das 
Verständniss für das öfPentliche Recht auf allen Seiten ver- 
wirrt hatte. 

Es galt dies von allen Parteien und von allen Theilen 
des öffentlichen Rechts, selbst von denen, auf welche die 
Gesellschaft das höchste Gewicht legt, wie den Grundrechten 
und dem sog. Budgetrecht. 

Diese Grundrechte bildeten häufig wiederkehrende, in- 
teressante Streitfragen zwischen der Ministerverwaltung und 
den Parteien; dass solche Fragen weder von den Ministem 
noch von den Parteien, sondern durch eine feste Rechts- 
sprechung zu entscheiden sind, blieb nahezu unverständ- 
Kch^O). 

Selbst für das Recht der Budgetbeschliessung, welches 
der gesellschaftlichen Grundauffassung am höchsten steht, 
wurde immer nur an Erweiterung der „BewiUigungsrechte" 
gedacht, aber kaum jemals an die rechtliche Gestaltung 
dieses Anspruchs durch die Ministeranklage. 

Nur bei der Abänderung der gesetzlichen Heeresver- 
fassung traf das Interesse der Gesellschaft mit dem Rechts- 
gefühl zusammen, um einer höheren Auffassung vom Recht 
Bahn zu brechen. Das Ausland machte noch einmal die 
Bemerkung, dass der Deutsche in Vertretimg von Gewis- 
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sensuberzeagimgen unüberwindlich sei. Aber auch diese 
Stimmung war von nicht langer Dauer. 

In dem scheinbar unlösbaren Widerstreit schlug die preus- 
sische Ministerverwaltung ihre neuen erfolggekrönten Wege- 
ein, um die neugestaltete Heeresmacht zum Werkzeug einer 
grossen nationalen Politik zu machen, um die seit 1815 
ungelöste deutsche Frage auf dem allein möglichen Wege 
der Auseinandersetzung mit Oesterreich-Ungam zur Lösung 
zu bringen. 

Die Kegierung hatte sich nicht getauscht in ihrer Zu- 
yersicht, dass aller Yer£etösungsstreit das Heer in der loya- 
len Folgeleistung gegen den Ruf des Königs nicht irre 
machen werde. Die Gemüther erwärmten sich, je mehr die 
grossen nationalen Ziele hervortraten und die alte Herzens- 
sache des deutschen Volks, die Wiedergewinnung seiner 
staatlichen Einheit, der Verwirklichung sicher entgegen- 
rückte. 

Als aber nach den glänzendsten Erfolgen eine siegreiche 
Regierung kein Plebiscit nach französischer Weise, sondern 
in schlichter Anerkennung der Yerfassung eine Indemni- 
tatsbill beantragte, da schmolz auch der letzte Widerstands- 
Tersuch gegen die Gutheissung alles Geschehenen. 

Wie verhielt es sich aber, unter allen wohlberechtigten 
Gresichtspunkten der Loyalität und der Yaterlandsliebe, in 
diesem Wendepunkt des deutschen Staatslebens mit der 
Wahrung des Rechts? 

Es bedurfte nach dem Yorangegangenen wohl nicht einer 
„Indemnität" für das Werk der Einigung Deutschlands, 
sondern vielmehr einer Sicherung des Rechts durch die 
rechtliche Verantwortlichkeit der Minister, durch eine Rechts- 
sprechung über das öffentliche Recht. Eine Anerkennung 
der Machtstellung der Kammern durch die Geldbewilligung 
und der politischen Verantwortlichkeit der Minister war 
nicht das, worauf es ankam, sondern ein Schutz für die 
Heiligkeit der Gesetze in der Zukunft. 
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War aber för diesen Gesichtspunkt irgendwo einYer- 
ständniss in der öffentlichen Meinung jener Zeit zu finden? ^^) 

Der Sinn für Wahrheit in unserem Volk wird sich 
darüber nicht täuschen können, dass die schwächste Seite 
unserer Zeitentwickelung der Rechtsstaat gewesen ist. 
Und dieser Mangel liegt nicht in der Beschränktheit und 
dem bösen Willen der Parteien, welche sich gegenseitig 
anklagen, sondern er liegt in dem Wesen und täglichen 
Leben der Gesellschaft selbst, wie nunmehr näher darzulegen 
sein wird. 



IX. 

Der Bechtsstaat und die öffentllclie Meinung. 

Jcjs liegt in dem Wesen der Gesellschaft, dass aus 
gewaltsamen Bewegungen, wie denjenigen der französischen 
Revolution und ihrer Nachfolger, jener Sinn der Selbstbe- 
herrschung nicht hervorgeht, den wir als Charakterzug des 
Rechtsstaats anzusehen haben. 

Gewiss ist dem Menschen mit Vernunft und Pflichtgefühl 
der Kechtssinn angeboren, der auch ohne Staatsgebot 
aus dem Leben der Gesellschaft heraus eine rechtliche 
Ordnung zu schaffen vermag. Jahrhunderte hindurch hat 
sich auf diesem Boden ein Volksrecht (Gewohnheitsrecht) 
erhalten, welches die wesentlichen Beziehungen des Privat- 
lebens zu regeln vermochte. 

Allein mit der Fortbildung der Gesellschaft in ungleiche 
Klassen des Besitzes, des Erwerbs, der geistigen Berufe, 
zersetzt sich das gemeinsame Rechtsbewusstsein. Das Ge- 
wohnheitsrecht wird selbst für die Gebiete des Vermögens 
und der Familie unzureichend imd erhält in steigendem 
Masse seine Ergänzung, Fortbildung^- Ersetzung durch Staats- 
gebote. In dem fortschreitenden Strafrecht und im ganzen 
Gebiet des öffentlichen Rechts erscheinen noch früher 
und überwiegender die Staatsgebote als die massgebenden 
Normen. 

Schon in einer einfachen Gesellschaftsordnung hat nach 
begonnenem Klassenstreit das antike Leben zur Dictatur 
greifen müssen, um neue Ordnungen des Rechts zu setzen. 
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Wo aber zwei Gesellschaftsordnungen, wie in 
unserer letzten Generation, in tiefverwachsenem Streit und 
Gemenge mit einander liegen, ist eine Stabilirung des 
Rechts aus dem eigenen Sinn der Gesellschaft anscheinend 
unmöglich. 

Alle Parteien yersichem zwar, dass sie für Freiheit und 
Recht streiten: wie sehr dabei aber eine Selbsttäuschung 
obwaltet, ergiebt sich wohl überzeugend aus einem noch- 
maligen Resum^ der Erlebnisse unserer Generation. 

Wo in der civilisirten Welt ist über Polizei und Polizei- 
staat wohl mehr geklagt worden, wie in der deutschen 
Gesellschaft, ohne Unterschied der politischen und kirch- 
lichen Parteien? War es uns aber in Jahrzehnten gelungen, 
auch nur eine Einrichtung zu finden, um dem Polizei- 
commissarius oder dem Landrath eine Rechtsschranke, um 
für PolizeiyerfQgungen eine Garantie unparteiischer Hand- 
habung zu scha£Pen? Es war dieser Punkt ein Hauptthema 
der politischen Unterhaltimg, ein Hauptthema zahlreicher 
Real- und Idealpolitiker: allein wer hat im Ernst an eine 
Jurisdiction gedacht, welche im constitutionellen Staat den 
Missbrauch dieser Gewalten zu Partei- und Wahlzwecken 
verhüten soll? Die preussische Verwaltungsweise seit 1849 
erhielt eine Aufforderung dazu, welche vielseitiger kaum 
zu dei'^en war. Ist in den Verhandlungen über die Tausende 
von Petitionen, in welchen über den Sinn der Verwaltungs- 
gesetze gestritten wurde, ernsthaft der Gedanke au%etaucht, 
dass diese Interpretation weder den constitutionellen Mi- 
nistem, noch den Fractionen,' noch den Einzelnen nach 
ihrer persönlichen Meinung zukommt, sondern einem recht- 
sprechenden Organ? So oft die Entscheidungen der beiden 
Häuser sich selbst widersprachen und auch in verschiedenen 
Sessionen in entgegengesetztem Sinne ausfielen, beherrschte 
doch die Idee von dem Beruf, streitige Rechtsfragen zu 
entscheiden, so sehr unsere Volksvertretungen, dass nach 
einer neuem Einrichtung die Minister sogar beim Beginn 
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jeder neuen Session sich ausweisen sollen, ob und wie sie 
den Resolutionen des Hauses über solche Fragen nachge- 
kommen sind. 

Verfolgen wir den obigen Gang der Verwaltungsjuris- 
diction weiter: so giebt es unter den persönlichen Staats- 
pflichten keine, welche die Gesellschaft tiefer ergreift, als 
die persönliche Militärpflicht. Konnte aber unter langem 
und schwerem Streit der Gedanke zur Geltung kommen, 
dass über die streitigen Fragen des Heer- und Landwehr- 
dienstes weder der Eriegsminister noch die Kammern end- 
gültig entscheiden sollten? 

Kein Yerh&ltniss wird im deutschen Staatsleben mit 
grösserer Eifersucht angesehen, als die Einschätzung 
des Grund-, Gewerbe- und Gesammteinkommens nach dem 
freien Ermessen der Beamten. Ist aber irgend ein Organ 
der öffentlichen Meinung zu dem Anerkenntniss gekommen, 
dass es für Einschätzungen und Reclamationen doch wohl 
anderer Organe und eines anderen Yerfethrens bedarf wie 
unserer Einschätzungscommissionen? 

Seit Jahrzehnten ist die Reform unserer Städteord- 
nungen eine stehende Forderung. Bei jedem Reformver- 
such wie bei den täglichen Beschlüssen der Gemeinderäthe 
empfindet man den Widerspruch zwischen einer vermeintlich 
freien Beschliessung der Gemeinde imd einem ungemessenen 
Oberau&ichtsrecht der Landräthe, Regierungen und Minister. 
Ist man aber zum Bewusstsein darüber gekommen, dass 
jenes Aufsichtsrecht ein wesentlicher Theil unserer Rechts- 
ordnung ist, der entscheidende Punkt aber darin liegt, ob 
es durch einen Präfecten oder durch ein Coflegium in rich- 
terlichem Geist geübt wird? 

Kein Gegensatz hat das deutsche Leben tiefer zerrissen, 
als der Zwiespalt der Kirchen und die streitigen Fragen 
der Kirchenhoheit und Kirchengewalt. Im Sinn der Ge- 
rechtigkeit imd der Gewissensfreiheit sind diese Fragen in 
dem preussischen Staat von Alters her in einer Weise ge- 



236 

staltet, die heute wohl in der europäischen Welt als muster- 
gültig gelten könnte. Ist es unsem kirchlichen und politi- 
schen Parteien aber eingefallen, dass über das streitige Ver- 
hältniss des bestehenden Rechts zu dem verworrenen Art. 15 
der Verfassungs-Urkunde weder ein constitutioneller Mi- 
nister, noch ein katholischer Bischof, noch ein evangeH- 
scher Oberkirchenrath, noch eine Eammermajoritat, noch 
die Meinung des Einzelnen entscheiden konnte, sondern nur 
eine geregelte Rechtssprechung? 

Im Anschluss daran ist das Gesammtsystem der natio- 
nalen Erziehung seit hundert Jahren durch Gesetzgebung 
und Verordnungen in einer. Weise gestaltet, welche trotz 
mancher Schwankungen sich immer noch als das erfolg- 
reichste System bewährt hat. Ist es in dem langen Ver- 
lauf des Streits darüber einer Partei zur Abwehr eines 
ungesetzlichen Verlangens eingefallen, statt der eigenen 
Auslegung vermeintlicher Grundrechte und der Anrufung 
der Kammern, eine rechtliche Entscheidung nach den be- 
stehenden Gesetzen zu fordern? 

So hat sich in keinem der für das bürgerliche Leben 
wichtigsten Gebiete die herrschende Vorstellung zur Aner- 
kennung einer unparteiischen Rechtssprechung ent- 
schliessen können. Selbst das Minimum von contentiöser 
Jurisdiction, welches Napoleon I. in dem Conseil d'Etat 
für unentbehrlich hielt, haben unsere Politiker verschmäht, 
weil man darin eine Vermehrung des Beamteneinflusses 
gegen die Machtstellung der Kammern sah! 

Derselbe Mangel an Verständniss und rechtem Willen 
hat unsere Gerichtsverfassung verunstaltet. Wie wenig 
hat die öflFentliche Meinung selbst noch in den letzten 
Stadien der Berathung der Reichsjustizgesetze das Wesen 
des Gerichts als einen vom Staat eingesetzten, durch stän- 
dige Besetzung von den zeitigen Macht und Parteieinflüssen 
der Gesellschaft unabhängigen Organismus zu würdigen 
vermocht? Eine tausendjährige Geschichte, welche in 
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Deutschland nur ernannte Schöffen und Richter kennt, 
vermag unsere Zeit noch immer nicht von der Lieblingsvor- 
stellung zurückzubringen, dass ein volksthümliches Gericht 
eigentlich gewählt werden müsste, und dass auch die „Ver- 
waltungsgerichtshöfe" aus der freien Wahl der Kreiseinge- 
sessenen gebildet werden müssten. Die öflFentHche Meinung 
verhielt sich theilnahmlos bei der Auflösung unserer Ge- 
richte in Commissionen, bei der Aufhebung der Ständig- 
keit der rechtssprechenden Organe in allen Instanzen. Für 
wesentlicher hielt man das Interesse des Beamtenthums, 
seine Unabsetzbarkeit, die Elagbarkeit der Amtsgehalte 
und Pensionen. Die abhängige Stellung der Advocatur 
in Preussen, der Mangel eines unabhängigen Fürsprecher- 
amts zum Schutz der Rechtsordnung, die Verschiebung des 
Strafrechts durch ein ausschliessliches Anklagerecht der 
Staatsanwaltschaft gingen theils unverstanden, theils als ver- 
meintlich gleichgültige Dinge an der herrschenden Mei- 
nung vorüber. 

Wohl zeigt sich ein gewisser Rechtseifer bei kleinen, 
insbesondere Privatrechtsfragen: sicher aber zeigt sich der 
Indifferentismus der GeseUschaft bei allen grossen Streit- 
fragen, bei den wirklichen wie bei vermeintlichen Funda- 
mentalsätzen constitutioneller Regierung. Die Gesellschaft 
bleibt dabei, ihre persönlichen Forderungen an den Staat 
als „Grundrechte" obenanzustellen; die Nutzlosigkeit 
solcher Sätze bei gänzlichem Mangel einer Rechtsgarantie 
für ihre Ausfuhrung macht sie aber nicht irre, immer noch 
neue Grundrechte nach demselben Muster zu verlangen. 
Die Gesellschaft bleibt dabei, die Staatsgewalt sich nur als 
ihre „Executive" zu denken, und nur nach einem er- 
weiterten Einfluss auf die Ministerverwaltung zu suchen, 
niemals aber an Grarantien für die unparteiische Hand- 
habung dieser Gewalt zu denken. So ungenügend im Ver- 
lauf von zwei Jahrzehnten die Garantien der Verfassung 
sich erwiesen hatten, so wurden dennoch immer nur neue 
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Gresetzparagraphen, nicht aber Institutionen der Kechts- 
sprechnng verlangt. Wenn dem Einzelnen ein sicheres 
Rechtsbewusstsein for jede Yerwaltungsfirage fehlt , welche 
ihn in seinem täglichen Leben berührt, so kann wohl noch 
weniger ein Rechtsbewusstsein für die allgemeinen Gmad- 
lagen des Staats vorhanden sein*^^). 

Alle diese Erscheinungen sind weder an Zeit noch Ort 
gebimden. In den Perioden der Umwandlung der erwer- 
benden Arbeit wird anscheinend der menschliche Geist in 
unwiderstehlicher Einseitigkeit vom Staate abgewendet. 
Das Erwerbs- und Besitzinteresse erfuüt alle Lebenskreise, 
gewöhnt alle YorstellungeU; zuerst an die gesellschaftliche 
Existenz und das eigne Wohl zu denken, und erst von 
diesem Standpunkt aus die dauernden Bedingungen des- 
Gesammtlebens zu messen. Am stärksten treten diese Er- 
scheinungen aber in der europäischen Welt da au^ wo die 
Gesellschafb ihre Theilnahme am Staate kurzer Hand wie- 
dergewonnen, die Ausführung des Staatswillens dagegen 
(die Verwaltung) nach wie vor der berufsmassigen Beamten- 
klasse allein überlassen hat^^). 

Auch die Gleichmässigkeit dieser Erscheinung rechtfer- 
tigt die Folgerung, dass der Mangel an Rechtssinn und 
rechtsbildenden Ideen in dem Wesen der Gesellschaft selbst 
liegt. 

Das Streben des Einzelnen geht aus dem Privatleben 
heraus zunächst nur auf Abwehr der lästigen Zumuthun- 
gen und Beschränkungen, welche der Staat ihm auferlegt. 
Das Gleichmässige der weiteren Bestrebungen von dem 
Standpunkt des Ich aus geht auf Beförderung des eigenen 
Wohls, nicht aber auf die Selbstbeschränkung und Selbst- 
beherrschung, welche durch das Interesse der Andern ge- 
boten wird. Eine philosophische Betrachtung vom Staat 
mag das Gemeinwohl als dauerndes Ziel setzen, der beson- 
nene Charakter einer Nation mag die kurzsichtige Selbst- 
sucht der Forderungen ermässigen: das durchschlagend 
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Gleiche bleibt jenes Bestreben, das eigene Wohl, das Wohl 
der eigenen Klasse zu befestigen und zu erhöhen. 

Wäre es möglich, die Forderungen, welche an einem 
einzigen Tuge durch Wort oder Schrift in einem gegebenen 
Staate erhoben werden, neben einander zu stellen und nach 
ihrer Ausfahrbarkeit zu prüfen: es würde ein Chaos so 
widersprechender Bestrebungen zum Vorschein komUien, 
dass Niemand einem Monarchen' oder einem Staatsmann 
zTzmuthen möchte, die Summe dieser Vorstellungen, d. h. „die 
öffentliche Meinung^ statt seiner regieren zu lassen. 

Die heutige Gesellschaft selbst weiss dies, und hat in 
verständiger Einsicht ihre Vorstellungen zu organisiren be- 
gonnen. Es bedarf, um etwas zu erreichen, der Verständi- 
gung, der Vereinigung auf Hauptpunkte, der verständlichen 
Formulirung, einer gewissen Folgerichtigkeit der Geltend- 
machung. Die heutige Vervollkommnung der Mittel hat dazu 
die Tagespresse, die Association, die Wahlsysteme 
und politischen Parteiorganisationen geschaffen. 

Kann aber diese Organisation das Rechtsbewusst- 
8 ein einer Nation erzeugen? 

An erster Stelle finden die gemeinsamen Bestrebun- 
gen der Gesellschafi; ihren Ausdruck in der Tage s presse, 
welche die Durchschnittsmeinungen grosser Schichten zu- 
sammenfasst. Wir nennen sogleich die Tagespresse; denn 
sie bemächtigt sich in wachsendem Masse aller gesell- 
schaftlichen Ideen, fasst sie in neben- und gegeneinander- 
laofende Ströme zusammen und saugt auch in Deutsch- 
land alle andere politische Literatur auf, welche nur noch 
in grösseren Wendepunkten zu einer Geltung daneben 
kommt. Wie aus dem Dienst des Staats ein Lebensberuf 
geworden ist, so gestaltet sich der literarische Dienst der 
Gesellschaft zum Lebensberuf eines eigenen Personals, imd 
gliedert sich wie der Staatsdienst in Central-, Provinzial-, 
Localorganen. Dieselbe Presse, welche in fiüheren Gene- 
rationen das Organ der Erkämpfung geistiger und bürger- 






240 

lieber Freiheit gewesen, wird nun in ihrer Fortentwicklung 
ein Organ, durch welches die Gesellschaft die Richtung 
des Staatswillens zu bestimmen sucht. 

Für den Rechtsstaat entsteht daraus ein yitiöser Zirkel. 

Geht das Streben des Einzelnen auf das eigene Wohl, 
nicht aber auf Selbstbeschränkung im Interesse der An- 
dern: so kann die Summe dieser Vorstellungen nicht 
eine rechtliche Ordnung -erzeugen. Man wird die Tages- 
presse als ein unentbehrliches Lebensorgan der heutigen 
Gesellschaft anerkennen und gelten lassen müssen; aber 
das Rechtsbewusstsein einer Nation und den Willen zum 
Recht vermag die Tagespresse ihrem Wesen nach nicht 
zu erzeugen. 

Denn jede rechtliche Erörterung streitiger Zeit&agen setzt 
ein audiatur et altera pars voraus; das lesende Publikum 
kann aber die Gegengründe, welche in einer imbestimmten 
Zahl anderer Organe zur Erscheinung kommen, weder aber- 
sehen noch beherzigen. 

Das lesende Publikum will aber auch die grundsätzlich 
verschiedene Meinung anderer Schichten der Gesellschaft 
nicht hören; durch das beschränkte Mass der Zeit und 
Kraft rechtfertigt es ein Jeder vor sich selbst, wenn er in 
der Regel nur ein periodisches Blatt seiner Grundrichtung 
liest. 

Das löbliche Bestreben der Tages- und Wochenblätter, 
ein zusammenhängendes Bild der Zeitereignisse zu geben 
und eine gewisse Consequenz im Urtheil darüber zu be- 
haupten, vermag doch nicht Rechtsgrundsätze, sondern nur 
Durchschnittsmeinungen zu erzeugen und wiederzugeben; 
denn die Summe ihrer Leser bleibt ein zufallig zusammen- 
gefügtes, wechselndes Ganzes. 

Die Tagespresse vermag endlich nicht die Stetigkeit 
der Grundsätze zu behaupten, welche zu einem rechtlichen 
Verhalten gehört. Die zeitunglesende Welt täuscht sich 
darüber freilich in bekannter Weise. Niemand controlirt 
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das Organ seiner Meinungen auf Monate oder Jahre zurück. 
Die Widerspruche verwischen sich einüäch auf dem Wege 
des Vergessens. 

In allen diesen Mängeln vermag der Wille der anonymen 
Autorschaft nichts zu ändern.. Denn die Existenz der pe- 
riodischen Presse beruht auf Angebot und Nachfrage ; sie 
kann habituell nur denen schreiben, welche sie habituell 
lesen woUen. In dem, was sie sagt und was sie verschweigt, 
kann sie in vitiösem Zirkel der Gesellschaft nur ihre eigenen 
Gedanken wiedergeben. Sie kann deshalb nicht das dau- 
ernde Wesen des Staats vertreten. Alle Selbsttäuschung 
darüber beruht nur daraui^ dass Niemand die Presse rück- 
wärts liest. 

Die Folge dieses Grundverhältnisses ist, dass die po- 
litischen Schlagworte, über welche sich die GeseUschaft 
von Zeit zu Zeit vereinigt, unjuristischer Natur und 
lechtKch unbegrenzbar sind. Eine andere Formulirung ist 
immöglich, da die Interessen der sehr verschiedenartigen 
Individuen nur in der sorgfaltig erwogenen Allgemeinheit 
eines Ausdrucks sich zusammen finden. Wo diese Worte 
einem lebendigen Bedürfiiiss der Zeit entsprechen, heissen 
sie „Zündende Worte", wo ihre Bestimmung erfallt ist, 
keissen sie später „Phrasen". Die Kritik der Gegenparteien 
pflegt dies. zu antecipiren. 

Diesen Charakter haben nun aber vorzugsweise alle 
zusammenfassenden Urtheile über den Staatsorga- 
nismus. 

Da sich die Einzelthätigkeit des Staats vom Standpunkt 
der Interessen aus rechtlich nicht gliedern lässt, so fasst 
man sie. in Bausch und Bogen zusammen unter dem Wort 
„Verwaltung". Die Handhabung der örtlichen Interessen 
nennt man im gleichen Sinne „Selbstverwaltung". Diese 
Verwaltung aber, über welche die öffentliche Meinung nur 
kurzweg absprechende Urtheile hat, bildet gerade den wesent- 
lichen Organismus des Rechtsstaats. Während die „Ver- 

Qneist, Bectatastaat. 2. Anfl. 16 
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üassuxig", d. h. der Antheil der Gesiellschaft am Staats-« 
willen, der alleinige Gegenstand ilires Interesses bleibt, ent- 
hält die Verwaltung, für welche sie nie ein nachhaltiges 
Interesse hat, eben das, worauf es für die Ordnung des 
öffentlichen Rechts ankommt. 

Nach dem System jenes allgemeinen Sprachgebrauchs 
bildet sich dann der besondere« Alle Schlagworte der 
Zeitfragen, Trennung der Kirche vom Staat, freie Kirche 
im freien Staat, confessionelle und confessionslose Schule, 
Bureaukratie, conservativ, liberal und liberalconservatiY u. a., 
sind juristisch unconstruirbar und unbegrenzbar. Sie er--> 
scheinen bald in verwandtem, bald in verschiedenem Sinn 
in der Presse Deutschlands, Frankreichs, Belgiens, Eng- 
lajids etc. und berufen sich doch gegenseitig auf einander, 
um ihren Begriff noch unentwirrbarer zu machen. Die 
Kulturländer Europas bieten nur noch Unterschiede des 
Grades und Temperaments in diesem Charakter ihrer Presse 
dar. Der deutschen Presse eigenthümlich ist, dass unter 
allen Zweigen der gelehrten Berufe hier das rechtsverstän- 
dige Element am schwächsten vertreten und auch die Nach- 
frage danach nur langsam zu wachsen scheint. 

Das zweite Organ der Gesellschaft, das Vereinsrecht, 
ist fortschreitend ein unentbehrliches Organ zur Geltend- 
machung gesellschaftlicher Interessen geworden. Es ver-^ 
stärkt die Mittel der Verständigung durch die lebendige 
Macht der Persönlichkeit und der mündlichen Kede. Aber 
es vermag das Kechtsbewusstsein einer Nation nicht zu er- 
zeugen und fortzubilden, weil es an denselben Mängeln 
leidet wie die politische Presse. 

Es kann die Meinung der Gegner nicht hören. 

Es will die Gegner nicht hören, vielmehr vereinigen 
sich in der Regel nur die, welche in einer Grundrichtung 
vorweg einig sind. 

Es kann nur Durchschnittsmeinungen zur Erscheinung 
bringen wegen der unorganischen Natur der Vereinigung. 
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Es kann nicht die Stetigkeit rechtlicher Grundsätze 
finden; yiehnehr wirkt es noch unsteter ab die Presse, und 
kommt über alle Widersprüche einfeich dadurch hinweg, 
dass man seine Beschlüsse zu verschiedenen Zeiten und an 
Yerschiedenen Orten fetsst. 

Die Ueberschätzung des Yereinsrechts als eines politi- 
schen Bildungsmittels beruht Tielüetch auf dem alteren Vor* 
bild Englands in einer Zeit, in welcher ein streng durch* 
geführtes Sel%OYemment die Grundrichtung der politischen 
Meinungen bestimmte. Presse und Yereinsrecht bildeten 
damals die nothwendige Ergänzung, durch welche die all- 
mälig aufwachsenden Interessen der neuen Erwerbsgesell-' 
Schaft; sich zur Geltung brachten. Diese Bedeutung hat 
auch in England sich verändert seit der Ueberfluthung des> 
alten Staatsbaues durch den. Ideengang der industriellen Ge- 
sellschaft. Das Yereinsrecht wirkt heute in der Regel mehr 
in der Kichtung einer feindseligen Gegenüberstellung der 
Interessen als einer Einigung durch besonnene Selbstbe- 
schränkung. 

Die Organisation der politischen Wahlen ent- 
halt allerdings einen gewissen Fortschritt über die centri- 
fagale Richtung der Presse und des Yereinsrechts hinaus^ 

Die practische Einsicht und Erfahrung der meisten 
Enlturvölker Europas verzichtet darauf die Summe der gc" 
sellschafüichen Meinungen in einem grösseren Staatswesen 
durch unmittelbare Yolksabstimmung (Plebiscit) zur Geltung. 
im Staat zu bringen. Die Idee einer Repräsentation durch 
gewählte Yertrauensmänner wird aUmäUg auch über Europa 
hinaus zu einem jus gentium. Sie vereinigt die gesellschaft- 
lich geschiedenen Klassen in festen Landgebieten durch das 
Band der Ansässigkeit, der Nachbarschaft, des Gemeinde- 
lebens, welches auch die neuesten Theorien noch nicht be- 
seitigt haben. 

Freilich entsteht alsbald der Streit über die Ausdehnung 

des Wahlrechts, — ebenso endlos und imlösbar wie der 
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Widerspruch der Interessen. Mag aber auch durch ein 
^allgemeines Stimmrecht^ der Manner und Frauen jedes 
berechtigte Interesse der Gesellschaft zu einer relativen 
Geltung, vielleicht durch einen irgendwo gewählten Ab- 
geordneten kommen: zu einer rechtlichen Harmonie veimag 
auch die im Wahlkorper vereinigte Gesellschaft nicht zu 
gelangen. Die unstete Grundlage der periodischen Presse 
und des Yereinsrechts, so lange darauf allein das politische 
Leben der Wahlbezirke beruht, theilt sich auch der Wahl- 
körperschaft mit. 

Sie kann nicht die berechtigten Interessen jeder Mi- 
norität gelten lassen, vielmehr nur die Mehrheit der In- 
teressen in diesem Ej'eise; und jeder künstliche Versuch, 
die Minoritäten an einer anderen Stelle zur Geltung zu 
bringen, erweist sich ak unpractisch, da er nur um so 
mehr zur Centralisation der stärkeren Interessen fuhrt. 

Sie will sich aber auch keine Selbstbeschränkung im 
Interesse der Andern auferlegen, vielmehr waltet von 
Anfang an das Bestreben jeder Partei, ihre Gegner in die 
Minorität zu setzen. 

Sie kann nur Durchschnittsmeinungen repräsentiren, da 
die Vielartigkeit der Interessen eines Kreises, die ein Ein- 
zelner wahrnehmen soll, die Wahl nur zu einem General- 
mandat macht. 

Sie kann nicht die Stetigkeit rechtlicher Grundsätze 
zur Geltung bringen, da sie für jede Legislaturperiode eine 
Neuwahl vorbehält. Die Gesellschaft sträubt sich gegen 
jede Verlängerung dieses Zeitraums, damit jederzeit die 
Interessen des Augenblicks vertreten seien. Schon im 
Mittelalter hat man im Zustand revolutionärer Aufregung 
einjährige oder kürzere Parlamente verlangt. Die Kürze 
der Legislaturperioden bildet ein überall tief empfundenes 
Hinderniss der Entwickelung von Rechtsgrundsätzen im 
Parlamentsleben. 

Jede Verantwortlichkeit für Grundsätze aber streift die 
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Gesellschaft durch die geheime Abstimmung ab, welche 
jederzeit das Uebergewicht der gesellschaftlichen über die 
Staatsauffassung ausdrückt. Mit der vollen Durchfuhrung 
dieses Grundsatzes der unverantwortlichen Volkssouver&- 
netat entsteht dann schliesslich ein Zustand, in welchem 
bachstäblich Niemand für die Handlungen der Staatsgewalt 
Verantwortlich sein will, wie im heutigen Frankreich nach 
dem Ausgang des letzten Krieges^). 

Jeder Bewerber um einen Parlamentssitz ist aber ge" 
zwungen, sich der Natur seiner Wählerschaß; zu fugen. 
Ein Wahlredner, der sich über positive Rechtsgrundsätz^ 
des Staatsorganismus mit seinen Wählern verständigen 
wollte, würde schwer verstanden und noch schwerer ge- 
wählt werden. 

Es ist deshalb auch unmöglich für unsere Wahlbewe- 
gimgen zu positiven Programmen mit rechtlichen Grund* 
Sätzen zu kommen. Bei der Bildung der Wahlcomit^s 
zeigt sich jeder Versuch dazu als vergeblich. .Selbst eine 
Vereinigung der nächststehenden „politischen Freunde" kann 
dazu nicht gelangen. Bei jeder Formulirung erscheinen so 
viele Amendements, Bedenken und Vorbehalte, dass nur 
wenige allgemeine und mehrdeutige Sätze übrig bleiben, die 
auch in dieser Gestalt selten mehr als eine Legislatur- 
periode überleben. 

Schliesslich theilen sich den gewählten gesetzgeben- 
den Körpern nothwendig die Eigenschafben mit, welche 
ihren Grundlagen anhaften. 

Allerdings wird die Parlaments -Versammlung mit allen 
Attributen eines höchsten Raths der Krone umgeben, un- 
mittelbar an die Staatsregierung herangerückt, mit den 
Organen der höchsten Staatsverwaltung in ihren Versamm- 
lungen und Commissionsberathungen in Verbindung gesetzt, 
durch die Vielseitigkeit, Wichtigkeit und zusammenhän- 
gende Behandlung die Staatsgeschäfte über die Klassen- 
und Ortsinteressen erhoben und damit der Gesellschaft um 
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eine Stufe entrückt, trotz aller Versuche zur Einführung 
obligatorischer Mandate. 

Treffen diese günstigen Bedingungen zusammen auf dem 
Boden einheitlicher Staats- und Gesellschaftsordnung^ 
durchdringen sich beide in der taglichen Gewöhnung an 
Erfüllung staatlicher Pflichten der Selbstverwaltung: dann 
allerdings kann eine liberale wie eine conservative Partei 
mit ihrem Programm. Trägerin und Wahrerin des Rechts- 
'«taats sein, wie in England. 

Dem conservativen Ideal, der höheren Geltung von 
Staat und Kirche über der Gesellschaft, widerspricht der 
Hechtsstaat ebensowenig, wie dem liberalen Ideal der freien 
Entwickelung der Gesellschaft und der Selbständigkeit des 
Individuums in seinem Rechtskreise. Beide Parteien haben 
sich als regierungsfähige Parlamentsparteien in England 
erst entwickelt, nachdem das Verwaltungsrecht und die 
Verwaltungsjurisdiction vollständig ausgebildet waren; beide 
Parteien waren auch über diese Grundlagen jederzeit einig. 

Allein, wie war eine solche Stellung der Parteien in 
Deutschland möglich, so lange alle Vorbedingungen einer 
solchen fehlten, — die einheitliche Staatsordnung, die einheit- 
liche Gesellschaftsordnung, die gegenseitige Durchdringung 
beider in der tägUchen Gewöhnung an die Uebung staat- 
licher Pflichten im Selfjgovemment, — solange vielmehr 
unsere politischen Parteien auf dem Boden einer zwie* 
spältigen Gesellschaftsordnung standen, und unter dem 
Widerstreit derselben ihre Formation von unten herauf 
durch Presse, Vereinsrecht und Wahlorganisation an keinem 
Punkte verleugnen konnten? 

Unsere conservativen Parteien vertraten in ihren 
besonnenen Leitern wohl den Gedanken, dass „Staat und 
Kirche" als höhere Ordnungen über der Gesellschaft walten 
sollen. Allein die Zwiespältigkeit unserer Earchen liess sie 
vorweg verkennen, dass eine Kirchenregierung in unserem 
Gesammtstaat nicht mehr dieselbe Stellung beanspruchen 
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kann, welche unter dem System des westphUischen Frie- 
dens die katholische Kirche im katholischen, die lutherische 
im lutherischen, die reformirte im reformirten Territorial- 
staat einnahm. Kam damit die kirchliche Richtung der 
Partei auf irrige Wege, so galt dies auch von ihren staat- 
lichen Bestrebungen. Sie würde in conservatiye Bahnen 
gekommen sein, wenn die Stein-Hardenbergische Gesetz- 
gebung nach 1815 in besonnener Weise zur Selbstverwal- 
tung und zum constitutioneUen Staat fortgebildet wäre. Die 
Partei war aber, im Widerspruch damit, durch die stan- 
dische Gesetzgebung Friedrich Wilhelm lY. in Herrenhaus, 
ProTinzial- und SLreisständen zu einer Partei formirt und, 
durch die Excesse des Jahres 1848 gereizt, in rückläufige 
Bahnen getrieben. Sie konnte deshalb nicht das be-* 
stehende Recht Preussens in Kirche und Staat ver- 
treten, sondern altständische Ideale und Interessen, welche, 
mit der Freiheit des Eigenthums und des Erwerbs nicht 
mehr vereinbar, — Ideale des Kirchenregiments, welche 
in einem Staat mit zwiespältiger Staatskirche unmöglich 
waren. Ihre Gesichtspunkte bei Revision der Verfassung 
kamen daher auch über 'Interessen des Grundbesitzes 
und der lutherischen OrtspfEurre wenig hinaus. In ihrem 
massgebenden Einfluss auf die Staatsgewalt hat die Partei 
den Staat Friedrichs des Grossen mit der Unehre einer 
constitutionellen Parteiregierung bedeckt, ohne dass sich 
aas ihrem Kreise auch nur eine Stimme erhoben hätte, 
am den Missbrauch der Königlichen Gewalten zu rügen^ 
oder in der späteren Epoche des Yerfassungsconflicts daran 
zu erinnern, dass es einer conservativen Partei und dem 
hohen Richteramt wohl geziemt hätte, für Verfassung und 
Gesetz einzutreten. — Nicht ihr System, sondern die Ge- 
wöhnung an den loyalen Gehorsam gegen das Königthum, 
machte es der Partei möglich, bei dem Uebergang in den 
neuen deutschen Bundesstaat in die Rechtsordnung des heu-* 
tigen Staats einzukehren und unter dem Namen „freier'^. 
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oder gemässigt eonservatiTer Fractionen staaÜidi can-^ 
servative Grimdsätze zu vertreten. Erst vom Jahre 1867 
au wird man eine yerfassongsmässig cohservatiye Partei in 
Preussen datiren können. 

Die liberalen Parteibildungen, indem sie die freie 
Entwickelung der Gresellschaft und die fr^e Bewegung des 
Individuums in seinem sicher geschützten Rechtskreis vertra-t 
ten, hätten den überkommenen Kechtsstäat erhalten und fort- 
bilden können, wenn in imseren Uebergangszustanden eine 
gleichmässige Gewöhnung an eine Selbstthätigkeit und da^ 
mit eine practische Einsicht in die Lebensbedingungen der 
Staatsverwaltung sich hätte bilden können. Die Zusammen'^ 
hangslosigkeit unseres Eleingemeindethums machte dies un-^ 
möglich im Staat. Die mit dem Staatsbeamtenthum ver- 
wachsene Verfassung der evangelischen Kirche liess auch 
auf diesem Gebiet dafür keinen Raum. Ein tie%ewurzeltes 
Gefühl des Misstrauens und der Erbitterung hatte in der 
Katastrophe von 1848 die Grundidee der Yolkssouveränetät 
zu einer Herrschaft erhoben, welche erfahrungsmässig sich 
in einer lebenden Generation niemals erschöpft und be- 
ruhigt. Die thatkräftige demokratische Seite beanspruchte 
das Verdienst, dem absoluten Staat die constitutionelle Ver* 
fassung abgerungen zu haben. Wie die conservative Seite 
durch die altständischen Ideen, so wurde nun die liberale 
von der Idee der Yolkssouveränetät und dem Gleichheits- 
ideal in der neuen Gesellschaft überfluthet. Beide ver-^ 
mochten sich der extremen, gesellschaftlichen Elemente 
nicht zu erwehren. Wie unter dem Kamen conservativer 
Parteien feudalistische und kirchliche Sonderbestrebungen 
das Wort führten, so identificirte sich der Liberalismus mit 
den Sißhlagworten und Axiomen des französischen Consti- 
tutionalismus. Indem man auch auf dieser Seite den Zu* 
sammenhang mit der überkommenen deutschen Staats- und 
Rechtsordnung verlor, fehlte den liberalen Programmen die 
rechtliche Grundlage, daher auch die Widerstandskraft gegen 
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die Logik und Energie der radicalen Parteien. In dem 
langen gemeinsamen Widerstand gegen die st&ndisclie 
Keaction und gegen die Verletzung der yer&ssungsmässigen 
Rechte unterblieb eine grundsätzliche Auseinandersetzung 
mit der Demokratie. — Erst bei dem Uebergang in die 
neue deutsche Staatsordnung machte es die loyale Gewoh- 
rnrng an die monarchische Ordnung des Staats der liberalen 
Bichtong möglich, in eine selbstthätige, erfolgreiche Thätig-* 
keit einzukehren und unter dem Namen gemässigter oder 
national- liberaler Kichtungen liberale Grundsätze in der 
Gesetzgebung und Verwaltung erfolgreich zur Geltung zu 
bringen. 

Aus dieser Mischung staatlicher Grundsätze und ge^ 
seUschafÜicher Lebensanschauungen ist in Deutschland die 
Zerbröckelung der politischen Parteien in zahlreiche „Frac- 
tionen^ hervorgegangen, wie auch die Unbestimmtheit ihrer 
Programme und Abgrenzungen Yon einander. Selbst die 
Zusammensetzungen „liberal-conservativ" und „conservativ- 
liberal" sind in dieser Combination kaum abzuweisen, da 
die gesellschaftHehe und die politische Grundrichtung sich 
noch immer nicht decken. Die einfache Scheidung in eine 
conservative und liberale Partei wird sich auch in Deutsch- 
land erst auf dem Boden einer allseitig anerkannten ein-* 
heitlichen Staats- und Gesellschaftsordnung vollziehen. 

War hiemach in den formirten Parteien die Liitia- 
tive for die Herstellung des Rechtsstaats nicht zu finden, 
so gilt dasselbe auch von den ausserhalb stehenden 
Elementen. 

Erschöpfend sind die bisherigen Gegensätze der Parteien 
for das deutsche Leben allerdings nicht. Der deutsche 
Individualismus behält einen grossen Theil der Gesellschaft 
zurück, welcher zu keiner genannten Partei gehören wiU, 
Er behält sich kraft des gesunden Menschenverstandes bald 
als „schlichter Bürger", bald als „rechtschaffener Mann" 
seine Ansichten über die Ordnung des Staates frei. 
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Allein aach in diesem Theil der Gesellschafi hat der 
Rechtsstaat wenig Aussicht zur Gebart zu gelangen. In 
diesen ehrbaren Kreisen wird sich freilich kaum ein Mann 
finden, der sich nicht zur vollsten Achtung Tor Gesetz und 
Recht bekennen sollte. Aber es hat damit eine eigene 
Bewandtniss. 

Zunächst versteht der „rechtschaffene Mann'' unter dem 
Gesetz nicht den Inbegriff der geltenden Landesgesetze, 
sondern vorzugsweise nur die kurzen Artikel der Ver- 
fassungsurkunde, in welcher er den Katechismus des gan- 
zen Staats vor sich zu haben glaubt. 

Wenn er sich aber auch zu einer rechtlichen Selbst- 
beschränkung nach den bestehenden Gesetzen entschliesst, 
so geschieht es mit einem bedenklichen Vorbehalt. Er 
behält sich stets vor, die beschränkenden Gesetze nach 
seinem besten Yerständniss zu befolgen. Und da Jeder- 
mann seine eigenen Interessen zu verstehen glaubt, so be- 
ansprucht er auch die darauf bezuglichen Gesetze selbst 
zu verstehen. Jedermann hält daher das öffentliche Recht 
für selbstverständlich klar, soweit es ihn angeht. Er lässt 
den Rechtskundigen ihre Ehre in allen technischen Fragen 
des Privatrechts. Dass es aber auch schwierige Gesetze 
des öffentlichen Rechts giebt — verständlich erst im Zu- 
sammenhang mit den vorangegangenen und gleichzeitig gel- 
tenden Gesetzen, im Zusammenhang mit der gesammten 
Ordnung des Verwaltungsrechts — davon ist er in Fragen 
des öffentlichen Interesses schwer zu überzeugen. Er 
nimmt wohl Rath an in einer streitigen Privatsache und 
befolgt darin den Rath seines Advocaten ungefähr so wie 
den Rath seines Arztes. Für das schwierigste Gebiet des 
Rechts aber, für das öffentliche Recht, giebt es ebensoviele 
Sachverständige wie Interessenten, und Niemand verlangt 
darüber den Spruch eines Dritten^). 

Mit dem Widerstreit gesellschaftlicher Grundordnungen 
scheint nun einmal der Sinn für öffentliches Recht in einer 
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Nation zu erloschen, und die Yorsehnng hat auch mit dem 
deutschen Yolk trotz seiner guten Rechtsanlagen keine 
Ausnahme machen woUen. 

Bei keinem Yolk des Alterthums, des Mittelalters wie 
der Gegenwart ist der Sinn for Recht und der innere Aus- 
bau des Rechtsstaats aus den Kreisen des Privatlebens her- 
vorgegangen, — weder aus den Lebensanschauungen der 
Gutswirthschaft wie des * Bauerhofs, weder des Comptoirs 
noch der Werkstatt, weder der landlichen noch der städti- 
schen Arbeit, — sondern nur aus den staatlichen Gewöh- 
nungen der Gesellschaft in dauernden Institutionen des 
Staats und der Kirche, die in solchen Uebergangsstadien 
erschüttert oder au%elöst erscheinen. 

Dies Resultat, so unerwünscht es ist, wird mit Wider- 
streben auch wohl allmaüg in rechtsverst&ndigen E^reisen 
anerkannt. Auf dem Gebiet des Privatrechts haben die 
grossen Autoritäten unserer Wissenschaft den Ausweg zu 
finden geglaubt, dass, da wo die rechtsbildende E^raft der 
Gesellschaft (das Gewohnheitsrecht) den Dienst versage, 
der Juristenstand im engem Kreise an deren Stelle zu 
treten habe. Der Gedanke der Arbeitstheilung beherrscht 
die moderne Gesellschaft in dem Masse, dass begreiflich 
anch von anderen Standpunkten aus die Lösung unserer 
Aufgabe dem Stande des Juristen als sein besonderes 
Bemfsgeschäft zugedacht wird. 

So ehrenvoll dieser Auftrag f&r unseren Berufsstand 
sein würde, so wird doch eine weitere Prufang ergeben, 
wie unter dem Grundstrom des Interessenstreits auch der 
Joristenstand den gesuchten Rechtsstaat nicht zu schafPen 
vermiß. 



X. 

Der Bechtsstaat und der Juristenstand. 

Wenn auch die Amts- und Berufsthätigkeit der 
Juristen den mangelnden Sinn für das öffentliche Becht 
in Deutschland nicht zurückgefahrt hat^ so liegt darin kein 
Yorwurf gegen unsem Berufsstand, sondern nach dem Zeug- 
niss aller Zeiten eine naturgemässe Beschränkung der Auf- 
gabe des Juristen. 

Bei ihrem ersten Auftreten im Volksleben erhalten die 
Rechtskundigen in dem (aus der Gesellschaft hervorgehen- 
den) Gewohnheitsrecht einen überlieferten Stoff, welchen 
sie gewissenhaft festhalten und logisch erweitem. Die 
grundsätzlichen Abänderungen des Yolksrechts dagegen er- 
folgen in beschliessenden Yersanunlungen, in welchen Bechts- 
verständige wohl Yermittler des Yerständnisses, aber nicht 
die Schöpfer des Rechts sind, als welche vielmehr die selbst- 
verwaltenden Besitzklassen der Gesellschaft auftreten. Dies 
Grundverhältniss setzt sich im Glänzen fort. Selbst der ab- 
solute Staat, der an Stelle der selbstverwaltenden Klassen 
das Berufsbeamtenthum setzt, giebt dem Juristen keine aus- 
schliessliche Stellung als Bildner des neuen Rechts. 

Die gewohnheitsmässige Ausübung des Rechtsberufs er- 
zeugt ein lebendiges Gefühl für die rechte Handhabung des 
Privatrechts und des Strafrechts, sowie das vollberechtigte 
Bewusstsein, dass diese Rechtssprechung zum Grundbau 
des Staats gehört. Das selbstthätige Eingreifen der Obrig- 
keit in das tägliche Leben der Gesellschaft zur Förde- 
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jung des öffentlichen Wohls dagegen ist wesentlich ver- 
schieden von der Berufsarbeit der Rechtssprechung. 

Seit dem Schluss des Mittelalters hat nun aber die Neu* 
bildung eines öffentlichen Rechts begonnen, welches weder 
in den Rechtsbildungen des Mittelalters, noch in dem reci- 
pirten römischen Recht unmittelbar enthalten war. Die 
Ausübung der Reichsregierung und der landesherrlichen 
Gewalten bindet sich an gewisse Grundnormen, welche 
durch die beamteten Organe ausgeführt werden. Verwal- 
tungsgesetz und Yerwaltungspraxis in stetiger Wechsel« 
Wirkung erzeugen ein neues jus extraordinarium an der 
Stelle, wo ursprünglich ein Recht zu gebieten im Einzel- 
fall stand. Die Rechtsprechung darüber ist nicht als Usur- 
pation, sondern als eine Fortbildung und Erweiterung 
des Rechtsschutzes der Unterthanen den bestehenden Ge- 
richten hinzugetreten. 

Die -mit staatsrechtlichen Verhältnissen noch befeiissten 
tmd vertrauten Juristen des XVlil. Jahrhunderts 
haben die daraus hervorgegangene Stellung der Gerichte 
tmd der „Verwaltung" als das historisch gewordene Re- 
sultat des Reichs- und Territorialrechts übernommen. Sie 
erkennen an, dass im Landesstaatsrecht die Competenz der 
Gerichte sich auf Privatrecht, Strafrecht, Fiscalrecht und 
Collisionen eines Privatrechtstitels mit dem staatlichen Ge- 
waltrecht beschränkt. Der Begriff der „wohlerworbenen 
Rechte" begrenzt die Civiljustiz (Pütter Inst. § 119). Die 
streitigen Fragen der Ausübung der Staatshoheitsrechte 
dagegen kommen den „Verwaltungsbehörden" zu. Die in 
den verschiedenen Staaten ergangenen Verordnungen über 
die Competenz der Behörden reproduciren meistens auch 
in der Fassung die damalige Juristenlehre, die Juristen- 
lehre reproducirt die Competenzgesetze (bei Struben, v. Berg, 
Hommel, G. L. Böhmer u. A.). 

Den Abschluss dieses positiven Staatsrechts macht Pütter 
far das Reichsrecht, und zugleich als Begründer eines syste- 
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matischen Landesstäatsrechts^ welches aus einem tmabselibar 
gehäufben Material zu einem äusserlich wohlgeordneten Cran* 
zen herausgearbeitet wurde. Dass die Ordnung der Ge- 
Seilschaft^ auf der es beruhte, innerlich untergraben, zum 
Abbruch reif sei, ist freilich auch von den fortgeschrittensten 
Bechtskundigen der Zeit nicht erkannt worden ^^). 

Und doch brach unmittelbar nach der wissenschaftlichen 
Vollendung des Keichsstaatsrechts das Keich selber zu- 
sammen, und mit ihm zerbrach die dünne Hülle, unter 
welcher sich das Landesstaatsrecht als die neue Gestalt des 
deutschen Staats entwickelt hatte. 

Für das Yerhältniss von Justiz und Verwaltung 
blieb ebendeshalb das Wegfallen des Reichs in den Terri- 
torialstaaten von ziemlich geringem Einfluss. Die Pro* 
eessualisten stellten das Yerhältniss in der gewohnten Weise 
dar und suchten nur nach dem Ausdruck einer prädsen 
Regel, wie Gönner: 

dass die richterliche Gewalt auf Streitigkeit der Bürger, 
in ihren Privatverhältnissen beschränkt sei^'^). 
Einen Abschluss dieser älteren Epoche macht Carl y. Pfizer 
(Obertribunaldirector) über die Grienzen zwischen Verwal- 
tungs- und Civüjustiz (Stuttgart 1828) in einer kritischen, 
Musterung der bis dahin erschienenen Schriften: 

„Die Landeshoheit ist in Souveränetät übergegangen* 
Es ist keine Reichshoheit mehr, wodurch eine allge- 
meine Beschränkung der Regentenrechte begründet 
würde, und die Reichsgerichte sind verschwunden. Denn; 
die eigenen Gerichte des Souveräns konnten nicht in die^ 
jenigen Rechte eintreten, welche vorher die Reichsge-> 
richte ausübten. Aber es war ihnen auch nichts ent-> 
zogen. So wie der Regent des deutschen Reichs den. 
Reichsgerichten in Bezug auf seine Hoheitsrechte nicht 
unterworfen war, so waren auch die Landesherren ihren 
Landesgerichten nicht unterworfen." 
Ln eignen Geschäftskreis neben den Gerichten besteht 
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daher nach Pfizer die Yerwaltangsjustiz^ welche „das 
Subjectioiisyerhältniss der Unterthanen (unter die Staats-: 
hoheit) zum Gegenstand hat". In Anerkennung der Noth^ 
wendigkeit einer unparteiischen Handhabung jener Gewalten 
ist innerhalb der Administration eine Kechtssprechung 
gebildet, welche in der standigen Stellung der Beamten^ 
in dem Verfahren und Instanzenzug dem System der ordent- 
lichen Gerichte folgt. Wollte man solche Entscheidungen, 
den gewöhnlichen Gerichten übertragen, so müsste man 
dafür doch wieder besondere Abtheilungen bilden mit einem 
besonderen Personal. Denn die Angemessenheit der Mass* 
regehi des Polizei-, Militär- und Finanzdecemats ist nun: 
einmal „nicht nach den Gesetzen der Justiz, sondern nach 
den Gesetzen und Rücksichten der Polizei-, Militax- und 
Finanzverwaltung zu beurtheüen". Zur AbhüKe bestehender 
Mängel macht schliesslich Pfizer einige Yerbesserungsvor- 
schlage, namentlich Bildung einer standigen, obersten Stelle 
aus Beamten der Justiz und der verschiedenen Yerwaltungs- 
ressorts (Verwaltungsgerichtshof) mit einem contradicto-; 
rischen, summarischen Verfahren ^^). > 

In dem Beruüskreise der practischen Juristen herrschte: 
in der That eine unbefangene Ansicht über das Verhältniss 
der beiden Gebiete. Man erkannte die Nothwendigkeit an, 
die Entscheidung des Contentieux der Verwaltung nicht von,< 
den Verwaltungsbehörden zu trenjien. Vor allem aber cha- 
racterisirt sich das damalige Menschenalter durch eine 
würdige Anerkennung der Verpflichtung der Administrativ- 
behörden zu einem unparteiischen Verfahren, welches man 
Yon dem deutschen Beamtenthum als Regel voraussetzte. 

Um dieselbe Zeit nun aber beginnt jene politische Rich- 
tang, welche langsam fortschreitend die Lehren des fran- 
zösischen Constitutionalismus aufnimmt und den. 
Organismus der deutschen Verwaltung mit wachsender Ab- 
neigung ansieht. 

Für diese Uebergangszeit wird die Darstellung F. von 
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Klübers die hervorragendste Autorität. Es beginnt hier 
bereits die Methode des neuem deutschen Staatsrechts, in 
welchem sich zwei Gredankenreihen in einander flechten. 
Die positiven Sätze des Landesstaatsrechts mit ihren zahl-r 
losen Varianten werden gewissenhaft wiedergegeben , da- 
neben die neuen Sätze, welche überwiegend dem franzö- 
sischen ConstitutionaHsnjLUS entlehnt sind. Die Verbindung 
zwischen beiden wird durch Begriffe und Sätze eines „all- 
gemeinen Staatsrechts'^ anscheinend hergestellt; aber die 
äussere Systematik vermag den Mangel des inneren Zu- 
sammenhanges nicht zu ersetzen. Die gemässigte Auf- 
fassung Klübers bleibt indessen im Anschluss an das Landes- 
staatsrecht bei dem hergebrachten Verhaltniss zwischen 
Justiz und Verwaltung stehen^®). Unter einer „constitu- 
tionellen Verfassung" wird ein Verhaltniss gedacht, in 
welchem die bestehende Verwaltung durch Einwirkung der 
Volksvertretung verbessert werden soll, nicht aber eine 
Unterwerfung der Verwaltung unter wechselnde Partei- 
systeme. Die Censur und die noch sehr dürftige Gestalt 
der Tagespresse legte der Zeit eine zum Theil wohl un- 
freiwillige Mässigung auf. Bedeutungsvoll ist es, dass die 
Gonstitutionellen Verfassungen dieser Zeit noch in unzwei- 
deutiger Fassung den Grundsatz der Staatssouveränetät an 
die Spitze stellen: 

Der König ist das .Oberhaupt des Staats, vereinigt 
in sich alle Rechte der Staatsgewalt, und übt sie unter 
den in der Verfassungsurkunde festgesetzten Bedingun- 
gen aus. 
Vom Jahre 1830 an macht sich indessen der Einfluss 
der Juli-Revolution Frankreichs geltend. In den neuen 
Verfassungen werden die dem gesellschaftlichen Con- 
stitutionalismus entlehnten Klauseln immer zahlreicher. Die 
politischen Streitschriften erscheinen zahlreicher und be- 
deutender. Die Tagespresse wird schon ein wirksames 
Organ der neuen Gesellschaft. Die Lehren der Rotteck- 
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Welcker' sehen Sehal6 finden in den weitesten Kreisen der 
Gebildeten Anklang und Beistimmung. 

Seit dem Jahre 1840 kommt auch in Preussen diese Be- 
wegung mit dem Regierungswechsel in Fluss und steigert 
sich zu einer Spannung der Gegensätze in grossem Massstab. 

In dieser Periode haben die „constitutionellen^ 
Ideale in der öffentlichen Meinung ihre reissende Propa- 
ganda gemacht. 1)ie süddeutschen Kammerverhandlungen 
gaben das lebendige Bild ihrer Anwendbarkeit auf Deutsch- 
land. Die Kepressivmassregeln des deutschen Bundes gegen 
diese Yerfassungen gerade haben ihre Popularität in den 
Kreisen der Gebildeten unermesslich erhöht. 

An diesem Ideengange nahmen auch die Juristen 
Deutschlands ihren Antheil, nicht sowohl mit der beson- 
deren Kenntniss ihres Berufs, als mit der allgemeinen 
Bildung und mit den gesellschaftlichen Vorstellungen, die 
ihnen mit den gebildeten Klassen des Yolkes gemeinsam 
waren. Die Weise unserer theoretischen Vorbildung und 
das geringe Interesse, welche das entschwundene Reichs- 
staatsrecht den Rechtsstudien darbot, gewöhnte unsere Ju- 
risten an eine eigenthümliche Scheidung zwischen „Theorie 
imd Praxis''; das ganze Staatsrecht pflegte man namentlich in 
Preussen zur „Theorie" zu rechnen, womit es der aller- 
freiesten individuellen Auffassung anheim fiel, in welcher 
auch der preussische Jurist (unbekümmert um seinen Theil 11 
des Allgemeinen Landrechts) mit der Staatsphilosophie der 
gebildeten Klassen wetteiferte. Die Lehren des französischen 
Constitutionalismus erschienen nun im philosophischen Ge- 
wände als ein „allgemeines Staatsrecht". Dies war es, 
welches man auf den Universitäten noch hörte, — neben 
welchem das antiquarische Keichsstaatsrecht wie das terri- 
toriale Verwaltungsrecht dem Juristen fremd blieb. Der 
üebergang in den constitutionellen Staat erschien auch dem 
Ideenkreis der Juristen immer einfftcher. Man berief sich 
dabei abwechselnd auf England, Frankreich, Belgien, hielt 

Gneist, RechtastMt 2. Aufl. 17 
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sich aber unwillkürlich an die näherliegenden Muster. Die 
Verwandtschaft unserer gesellschaftlichen Zustande und Streit- 
fragen wies zunächst auf Belgien und Frankreich, und bei 
der Durcharbeitung der einzelnen Lehren in der Rotteck- 
Welcher' sehen Schule erhielt dies Vorbild fast immer den 
Vorzug, ohne dass man sich über die Gründe der Bevor- 
zugung Bechenschaft gab. 

Freilich waren die sogenannten „allgemeinen constitu- 
tionellen Grundsätze und Wahrheiten" in der That nur 
französische und belgische Wahrheiten. 

Man könnte versucht sein, einen Vorwurf gegen die Ju- 
risten jener Zeit zu erheben, dass sie nicht mit gewohnter 
Gründlichkeit die Lehren vom Gleichgewicht und von der 
Theilung der Gewalten, von Legislative und Executive, von 
Gesetz und Budget, nach ihrer Herkunft befragt und ernst- 
lich geprüft haben. Allein die Mängel und Widersprüche 
der neuen staatsrechtlichen Lehren lagen verdeckt unter 
der vermeintlichen Autorität des englischen Parlaments- 
rechts, welches man in allbekannten Sätzen aus Blackstone' s 
Gommentaries vor sich zu haben glaubte. 

Blackstone hat in seinem classischen Gommentar nicht 
mehr als eine gemeinverständliche Anleitung zur Rechts- 
praxis geben wollen. Von dem englischen l^taatsrecht, und 
insbesondere vom Verwaltungsrecht, gab diese Schrift kein 
irgendwie zusammenhängendes Bild. Sie war eben für 
Rechtspractikanten bestimmt, welche von der „Verwaltung" 
und ihren Einzelheiten nicht viel mehr zu wissen verlangten 
wie die unserigen. Von den vielen tausend Verwaltungs- 
gesetzen war hier kaum eine Andeutung sichtbar j noch 
weniger von dem Organismus der Verwaltungsjurisdiction. 
Alle Unterlagen aber, welche daraus nicht ersichtlich waren, 
wurden in gutem Glauben als nicht vorhanden ange- 
nommen. Die wirklichen Rechtsgrundsätze des englischen 
Verfassungs- und Verwaltungsrechts, auf welches sich die 
europäische Welt berief, waren in der englischen Gesetz- 
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Sammlung I in den Entscheidungen der Gerichtsliöfe des 
Landes und in den unabsehbaren Einzelheiten der friedens- 
gerichtlichen Jurisdiction zu finden. Woher sollte aber 
das Bedürfriss zu einer so fremdartigen Beschäftigung' 
kommen, nachdem durch stillschweigende Uebereinkunfb 
aller Politiker jene abgerissenen Sätze als Grundsätze des' 
„englischen Parlamentsrechts ^ recipirt waren? Wie lange 
hat doch die europäische Welt gebraucht, um gewisse Haupt- 
lehren der Glossatorenschule einer ernsten Kritik zu unter- 
werfen und als Irrthümer zu erkennen! 

Eben so fremd war jener Zeit aber auch das Bewusst- 
sein der organischen Gliederung des Volkes nach dem 
Guterleben, der Einfluss von Besitz und Arbeit auf die 
Vorstellungen vom Staat, der innere Gegensatz, welchen 
die Interessen in jede Volksvertretung hineintragen. Der 
dürftige Begriff der „bürgerlichen Gesellschaft" in Hegels 
Rechtsphilosophie kann als Zeugniss dafür dienen, wie 
wenig die gebildeten Erlassen an die Wechselbeziehungen 
von Staat und Gesellschaft damals überhaupt dachten. 
Dass alle Verfassungskämpfe unserer westlichen Nachbarn 
nicht auf einer Verschiedenheit der „Theorie", sondern auf 
einem erbitterten Kampf gesellschaftlicher Interessen be- 
ruhten, wurde erst aus dem Weiteren Schicksal jener Ver- 
fassungen verständlich. Ohne Ahnung von jenen Wider- 
sprüchen, sah man in den Wechselfallen des Constitutiona- 
lismus nur Fehler der Parteiführer und theoretische Ver- 
irrungen der Parteien. Wie die gebildete Gesellschaft des 
XVm. Jahrhunderts in der Grundidee eines Naturrechts, 
so lebte der unbefangene Idealismus dieser Zeit in dem 
Ideenkreis eines allgemeingültigen „constitutionellen Staats- 
rechts". 

Aus diesem Zustand der Unbefangenheit wurde unsere' 

politische Welt durch die Februarrevolution von 1848 

gerissen, welche einem Erdbeben gleich die mitteleuropäische 

Welt durchzuckte. Statt des erwarteten Ideals der Freiheit 

17* 
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Erschien ein verworrener Widerstreit gesellschaftliclier In- 
teressen, Forderungen und Ziele, der auch die constitutio- 
liellen Wahrheiten und Autoritäten nicht mehr respectirte. 
Statt einer „organischen" Gliederung der Volksvertretung 
erscheint das allgemeine gleiche Stimmrecht. In einer 
Sturm- und Drangperiode werden neue Verfassungen octroyirt, 
unter erbittertem Streit revidirt. Als Verwirklichung des 
constitutionellen regime folgen zunächst reactionäre Partei- 
verwaltungen. 

In der raschen Reihenfolge dieser Ereignisse war kein 
Ruhestadium mehr, um die herrschenden Vorstellungen 
zu dem Rechtsbau des Staats zurückzufuhren. So lange 
die Gesellschaft noch im Streit liegt, ob sie altständisch 
oder durdi Wahlen zu vertreten sei, ob Herrenhaus oder 
Abgeordnetenhaus, ob Steuercensus oder allgemeines Stimm- 
recht die Machtstellungen im Staate bestimmen soll, kann 
nicht der stetige Wille einer Selbstbeherrschung zur Er- 
scheinung kommen, auf welchem der Rechtsstaat beruht. 
Jedes öffentliche Recht ist ein Niederschlag aus bei- 
gelegten Klassengegensätzen der Gesellschaft, aus einem 
ausgeglichenen Streit der Interessen, aus einer Resignation, 
welche ihren rechtlichen Status im Staat als das Erreich- 
bare, Annehmbare hinnimmt;, und in billigem Sinn nun- 
mehr die Gegenseitigkeit walten lässt. Jede Grundumwande- 
lung der Gesellschaftsordnung, auch wenn sie nicht durch 
Gewalt, sondern durch verfassungsmässige Gesetzbeschlüsse 
erfolgt, löst daher zeitweise das Rechtsbewusstsein im staat- 
lichen Gebiet auf, bis in einer folgenden Generation jene 
Beruhigung und Resignation wieder eintritt. 

Die Erfahrung aller Zeiten lehrt, dass auch der Berufs- 
stand der Juristen sich solchem Streit nicht entziehen 
kann, dass er an den Gefühlen, Gedanken, Interessen der 
gebildeten Klassen Theil nimmt, denen er mit seiner all- 
gemeinen Bildung imd Lebensstellung zugehört. Die Partei- 
nahme in dem Klassenstreit ist sein Recht und mit der 
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gewissenhaften Auslegung der bestehenden Gesetze an sich 
vereinbar. FreiKch kann die lebhafte Ueberzeugung von 
dem, was Eecht sein sollte, zu Missverstandnissen über 
das bestehende öffentliche Recht ftLhren, gegen welche die 
Gewohnheit des Rechtssprechens über Privat- und Straftecht 
keineswegs sicher schützt. 

Wohl war das eine Zeit, in welcher der Richterstand 
den im absoluten Staat wohlerworbenen Ruhm vermehren 
und befestigen konnte, — eine Zeit, in welcher die richterj- 
lichen Beamten in dem ständigen Rath der Krone die Ger 
wohnheit des Rechtssprechens auch in dem Einstehen ftir 
die Rechte des Landes, in der objectiven Ruhe des Urtheils, 
in der Würde ihrer Haltung bewahren konnten, wo rings- 
herum die Parteileidenschaft alle Rechtsstandpunkte vei^ 
kehrte, — eine Zeit, in welcher der höchste Gerichtshof 
Preussens sich die Anwartschaft auf die Stellung als ober- 
ster deutscher Gerichtshof erwerben konnte. Man wird es 
im Hinblick auf gleichartige Epochen der englischen und 
französischen Staatskämpfe immerhin anerkennen müssen^ 
dass unser Richterpersonal (trotz seiner stetigen Verschie- 
bung in Commissionen) dem Rechte treu zu bleiben be- 
müht gewesen ist. Wenn ihm dies in entscheidenden 
Fragen des Yerfassungsstreits nicht immer gelungen ist, so 
beruht es auf der durch die Geschichte bestätigten Wahr- 
heit: dass in dem hochgehenden Parteikampf der grossen 
Schichten der Gesellschaft das Berufsbeamtenthum allein 
die Waage der Gerechtigkeit nicht hochzuhalten vermag, 
dass vielmehr im constitutionellen Staat die Rechtssprechung 
einer Verstärkung durch die Macht und durch die Gewöh- 
nungen der besitzenden Klassen im SeKgovernment bedarf. 

Wie die Praxis, so hat auch die Rechtswissen- 
schaft sich dem gesellschaftlichen Parteistreit nicht zu 
entziehen vermocht. 

Hervorragende Geister, wie Stahl, welche sich persön- 
lich in die Verfassungskämpfe hineingezogen sahen, haben 
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^oU den oniversalen Beruf des Staats als Hüter des Rechts 
anerkannt und mit manchem treffenden Wort vertreten. 
Aber auch diese „conservative" Rechtswissenschaft ver- 
mochte sich keine klare Rechenschaft über die gesellschaft- 
lichen Interessen zu geben, für und wider welche sie in 
den Streit gezogen war. Und eben deshalb vermochte sie 
auch Recht und Unrecht der alten und der neuen Gesell- 
schaft nicht unbe&ngen abzuwägen. Man sprach auf dieser 
Seite mit Vorliebe von der „organischen Natur" des Staats; 
aber der wirkliche Organismus, welcher (im standischen 
wie im repräsentativen Staat) durch die persönliche Selbst- 
verwaltung des obrigkeitlichen Amts Staat und Gresellschaft 
verbindet, bKeb unverstanden. Es fehlte dazu dem Rechts- 
gelehrten ebenso die practische Kenntniss der Verwaltung 
wie der gesellschaftlichen Interessen. In Verkennung des 
Wesens und des Rechts der Gesellschaft sah Stahl in dem 
wachsenden Widerspruch gegen die altständische Ordnung 
einen „revolutionären" Grundzug der Zeit, der durch ein 
strenges kirchlich - ständisches Regiment niedergehalten 
werden müsse. Sein blinder Eifer gegen die „Revolution" 
konnte zu keiner lebensfähigen Idee für die Vereinigung 
der modernen Gesellschaft mit dem Staat führen. — Auch 
Stahl sieht in der Staatsverwaltung noch immer eine Thätig- 
keit nach Grundsätzen des Wohls und der Zweckmässig- 
keit, ohne zu erkennen, dass innerhalb dieser Thätigkeit 
die Innehaltung des gerechten und gleichen Masses ebenso 
der Garantien einer Rechtssprechung bedarf^ wie die Hand- 
habung des Privat- und Strafrechts. Seine Parteinahme 
für die altständischen Rechte kennt nur einen Gerichts- 
schutz für die von ihm sogenannten exemten Rechte, 
d. h. genauer betrachtet für die Exemtionen, welche die 
bevorrechteten Klassen^ sich beim Uebergang in den mo- 
dernen Staat bewahrt hatten. 

Trotz der Ungunst der Zeit nahm indessen das juristische 
Gewissen die Idee des Rechtsstaats auch von liberalen 
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Standpunkten aus von Nöuem auf. Es war bei der In- 
differenz der öffentlichen Meinung ein anerkennenswerthes 
Bemühen,, wenn Kechtsverständige dieser Zeit in Einzel- 
Schriften, beiläufig auch in Kammerverhandlungen, auf die 
Nothwendigkeit einer Rechtssprechung im öffentlichen Recht 
zurückkamen, freilich mit manchem Missverständniss^). 

Einerseits identificirte man gern den eigenen Lebens- 
beruf mit den weitergehenden Aufgaben des öffentlichen 
Rechts. Indem man die Rechtssprechung über Yerwaltungs- 
fragen als selbstverständlich den ordentlichen Amts-, Kreis- 
und Appellationsgerichten vindicirte, gerieth man in die un* 
historische Yorstellung, als ob die Scheidung unserer Justiz 
und Verwaltung auf einer Usurpation, auf Uebergriffen der 
„Bureaukratie" beruhe. Es gingen daraus unklare und er- 
folglose Anfechtungen des Competenzgerichtshofes hervor, 
welcher (abgesehen von Mängeln der Besetzung) doch nur 
eine Folge der „Trennung von Justiz und Verwaltung" im 
Fortschritt unseres Rechtslebens darstellt. In dem Eifer 
gegen den Competenzgerichtshof verlor der Fachjurist leicht 
4kus den Augen, dass die Entscheidung der streitigen Fragen 
des Verwaltungsrechts durch einen einzelnen Minister den 
eigentlichen Missstand im constitutionellen Staat bildete. 

Andererseits brachte man alle Schutzmittel des Ver- 
waltungsrechts auf den Leisten der civilen actio, des ge- 
wöhnlichen Processverfahrens und Instanzenzugs. Die strei- 
tige Verwaltungsfrage sollte wie eine jede Collision von 
Recht und Gegenrecht entschieden werden. Den Be- 
weis, dass diese Entscheidungen den gewöhnlichen Civil- 
gerichten zugehören, machte man sich ziemlich leicht durch 
die Thesis, dass die Gerichte über jede Verletzung eines 
„Rechts'' zu entscheiden haben, und dass es nur eine 
Justiz gebe^^). 

In Verfolgung dieser Richtung zeigten die deutschen 
Parlamente eine stetige Neigung, jeden Zweifel zu Gunsten 
der Justizbehörden auszulegen. Man glaubte den Rechts- 
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Staat zu forderU; wenn Ereisgerichte Streitfragen aus den Sta- 
tuten einer Sterbekasse, aber Pensionsansprüche und andere 
ofPentlich-rechtliclie Ansprüche auf Geldsummen entschei- 
den. Dieser Richtung gehört auch das preussische Gesetz 
vom 24. Mai 1861 an, welches über Gehalte, Pensionen, 
über gewisse Steuer- und Stempelfragen den Interessenten 
einen Rechtsweg eröffuet: aber für die Hauptfrage, nach 
der streitigen Gesetzmässigkeit einer Steuer, die Gerichte 
nach wie vor ausschliesst. Das Streben nach solchen kleinen 
Erwerbungen für das Gerichtsgebiet Hess die grosse Frage 
der Verwaltungsjurisdiction — über das Polizei-, Steuer-, 
Militär-, Kirchen-, Schulrecht — immer wieder vergessen. 

Die hervorragendste Erscheinung dieser Zeit ist die 
Schrift des Oberappellationsraths Dr. Bahr, „der Rechts- 
staat" (Kassel 1864). Die Erfahrungen aus der Verwal- 
tung Kurhessens, zusammentrefPend mit dem gleichzeitigen 
Verfassungsstreit in Preussen, haben den Verfasser auf 
weitertragende, höhere Gesichtspunkte geführt. „Recht und 
Gesetz können nur da wahre Bedeutung und Macht ge- 
winnen, wo sie einen Richterspruch zu ihrer VerwirkKchung 
bereit finden." Der eigentliche Sitz des Uebels liegt aber 
in der Stellung der constitutionellen Minister als 
höchster Stelle für die contentiösen Fragen: 

„Der Miniser ist ein Einzelner, der noch dazu durch 
„seine Entlassbarkeit keine Gewähr für irgend welche 
„Dauer der von ihm vertretenen Grundsätze darbietet. 
„Die ganze Interpretation des öffentlichen Rechts ist 
„demnach in den heutigen Staaten auf zwei Augen 
„gestellt. Wenn heute der Regent eines Landes 
„seinen Minister wechselt, so nimmt schon morgen 
„vielleicht das gesammte öffentliche Recht eine ganz 
„verschiedene Physiognomie an, eine Erscheinung, die 
„dem Wesen des Rechts, wenn wir anders dasselbe 
„richtig als das stabile Element des Staatslebens be- 
„ zeichneten, wahrhaft Hohn spricht." 
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An die Stelle dieser Ministerentscheidnngen sollen die 
ordentlichen Gerichte treten, welche sich in Deutschland 
bereits als eine wirksame Schranke gegen das persönliche 
Regiment des Knrfärsten von Hessen practisch bewährt 
haben. 

Es kann das anerkannt werden mit Dank för die 
Männer, welche an dieser Stelle harte Prüflingen über- 
standen haben. Die Entstehung jenes Verhältnisses in 
Kurhessen beruhte aber nur dwauf, dass die Trennung 
zwischen Justiz und Verwaltung in den höheren Behörden 
einiger kleineren Mittelstaaten nicht zur Durchfuhrung ge- 
kommen, sondern die ältere gemischte Stellung der ober- 
sten Behörden beibehalten war (oben S. 119). Würden wir 
aber, abgesehen von tiefer liegenden Bedenken dagegen, 
durch diese Wiedervereinigung von Verwaltungsjurisdiction 
und Gericht nicht in wesentlichen Beziehungen zu dem Be- 
hördensystem des XVn. und XVllL. Jahrhimderts zurück- 
kommen, in welchem der Beruf der Verwaltung mit dem be- 
dächtigen Gange der Justiz in stetigem Hader lag? Wir 
könnten unsere Appellationsgerichte wieder Regierungen 
nennen, oder wir könnten die Regierungsabtheilung I. mit 
den Appellationsgerichten verbinden: immer würde man auf 
eine Combination weitauseinanderliegender Geschäfte mit 
den Richtercollegien zurückkommen, deren Trennung in 
allen grösseren Staaten aus zwingenden Gründen durch- 
geführt ist. Der gleichmässige Gang dieser Entwickelung 
ist doch wohl ebenso beweisend für die rechte Behandlung 
der Sache, wie für das Privatrecht, in welchem unsere Ju- 
risten die Erfahrungen der Praxis zweier Jahrhunderte un- 
bedenklich gelten lassen**). 

Bezüglich der Natur der Verwaltungsklage geht 
Herr Dr. Bahr über die Construction hinaus, welche die 
Anrufung der Verwaltungsjustiz auf die civilistischen Be- 
griffe von actio und exceptio zurückfuhren wollte. Er legt 
vielmehr, der neueren Wissenschaft des deutschen Privat- 
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rechts folgend, denBegriff des „Genossenschaftsrech.ts'' 
zu Grunde, und löst den Anspruch der Unterthanen auf 
eine unparteiische Handhabung der Staatsgewalt in eine 
Beihe von Verletzungen „genossenschaftlicher Rechte" 
auf, — im Grunde genommen ebensoviel Klagen wie Be- 
rührungen der Staatsgewalt mit der Person und dem Ver- 
mögen des Unterthanen. Die verschiedenen Gruppirungen 
des Bähr'schen Genossenschaftsrechts beanspruchen eine 
•Klage bei den Gerichten gegen „Beschränkungen der Frei- 
heit des Aufenthalts, der Bewegung, der Auswanderung, 
4er Freiheit des Hauses, der Beligionsübung, des Yereins- 
rechts", — gegen Beschrankungen des freien Verkehrs, der 
Baufreiheit, der Ausbeutung der Wälder, gegen Zumuthungen 
der Gesundheitspolizei etc., — zum Schutz des Indigenats, 
Orts- und Staatsbürgerrechts, der Wahlrechte und Stand- 
schaften etc. — Die Gerichte sollen freilich nicht das 
laufende Decemat aller dieser Angelegenheiten fähren, aber 
«ine Schranke der Verwaltung bilden. Denn „für die Re- 
gierungsgewalt bilden Recht und Gesetz nur die äussere 
Schranke einer mehr oder weniger freien Thätigkeit, 
welche ihr positives Prinzip in etwas ganz Anderem, in 
den ihrer Obsorge anheimgestellten Interessen, man kann 
sagen in dem Gemeinwohl findet". — Das Verwalten er- 
scheint hier nochmals als eine „freie Thätigkeit nach den 
Gesichtspunkten des Gemeinwohls und der Zweckmässig- 
keit" ebenso wie bei Stahl. 

Noch mehr als bei 0. Bahr erscheint ein gemeinsamer 
Charakterzug in den zahlreichen Vorschlägen unserer prac- 
tischen Juristen. Es ist darin ein nationaler Grundzug des 
Individualismus, welcher bei Recht imd Gericht zuerst 
immer nur an den Schutz seiner Person, seines Eigen- 
thums, seiner Genossenschaft, seines Standes, seiner 
engeren Gemeinschaft gegen die Ansprüche des grossen 
Gemeinwesens denkt, und der mit der privatrechtlichen Con- 
struction unseres alten Staatswesens jederzeit in Wechsel- 
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Wirkung stand. Jede Klage des Privaten über eine un- 
rechte Handhabung obrigkeitlicher Gewalten erscheint dem- 
nach als eine Collision von Recht und Gegenrecht, welche 
man auf gleichem Fuss, wie im Civilprozess, einander 
gegenüberstellen möchte. Es ist dieselbe Grundrichtung, 
welche im Strafverfahren Staatsanwalt und Yertheidiger 
als Kläger und Beklagten kurzweg auf gleichem Fuss stellt, 
ohne Rücksicht auf die besonderen Pflichten, welche das 
öffentliche Recht dem Ankläger auferlegt und welche die 
ParteiroUe nothwendig modificiren. 

Als Antipode jener privatrechtlichen Construction 
erscheint eine neue von Lorenz Stein „Die Verwaltungs- 
lehre" (Bd. I und n in erster und zweiter Auflage), ab- 
geleitet aus dem Grundbegriff der vollziehenden Gewalt. 
Niemand hat in Deutschland grössere Verdienste um Ver- 
standniss der Natur der Gesellschaft, als der geistvolle Ver- 
fasser dieses vergleichenden Verwaltungsrechts. Aus dem 
wohlverstandenen Bedürfniss der Gesellschaft entwickelt 
sich hier eine „vollziehende Gewalt", gegen deren Miss- 
brauch ein Schutz in zweifacher Weise gewährt werden soll: 

1. im Wege der Klage bei dem Gericht, wo die Ver- 
letzung eines Verwaltungsgesetzes und damit eines kläge- 
rischen Rechts behauptet wird, 

2. im Wege der Verwaltungsbeschwerde, wo nur die 
Verletzung einer Verordnung und damit eines klägerischen 
Interesses behauptet wird. 

Dieser Gegensatz ist durch das Gesammtsystem mit 
Folgerichtigkeit durchgeführt. 

Auch in seinen neuesten Erörterungen ist der Verfasser 
in der Hauptsache auf dies System zurückgekommen. Allein 
dasselbe wird sich weder mit den positiven Rechtsbegriffen 
des deutschen Staatsrechts noch mit den Bedür&issen des 
Lebens in üebereinstimmung bringen lassen. Abgesehen 
von tiefer liegenden Mängeln statuirt es vorweg einen Gegen- 
satz zwischen Gesetz und Verordnung, wie er in keinem 
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positiven Yerwaltimgsrechty am wenigsten im deutschen be- 
steht. Jedenfalls geht dieser Rechtsschutz grade an den 
Punkten vorbei, um derentwillen eine Verwaltungsjurisdiction 
in Deutschland wie in England und Frankreich entstanden ist. 

Uebersieht man die Gesammtheit der juristischen 
Schriften über Rechtsstaat und Verwaltungs* 
gerichte**), so wird es nicht leicht sein, rwei in den 
Hauptpunkten übereinstimmende Auffassungen zu finden. 

Es fehlt dabei unverkennbar an gemeinsamen Vor- 
begriffen. . 

Die wissenschaftliche Vorbereitung unserer Juristen 
umfasst das Staatsrechtliche noch immer als eine Neben- 
sache. Die zwiespältige Unterlage des heutigen deutschen 
Staatsrechts ist aber seit Klub er nur noch weiter ausein- 
ander gegangen. Zwar ist die äussere Ordnung der Mate- 
rien und der Fleiss in der Zusammenfagung des positiven 
Rechts mit den „constitutionellen" Lehrsätzen in den Lehr- 
büchern fortgeschritten : aber es fehlt die innere Einheit in 
dem Masse, dass die besten Bearbeiter (wie Zachariä) die 
deutschen Verfassungs- und Verwaltungsgesetze gar in 
alphabetischer Reihenfolge einzuregistriren anfangen! Auch 
die Darstellungen der einzelnen Landesstaatsrechte können 
zu keiner inneren Einheit gelangen, wenn sie ihre Einlei- 
tungen aus jenen Lehrbüchern übertragen. Es kamen dazu 
bisher empfindliche Lücken der Wissenschaft grade für 
die hier vorliegenden Fragen. Erst die neuesten Unter- 
suchungen haben ein Licht in die Hergänge beim Ueber- 
gang der Schöffengerichte in das gelehrte Richterthum und 
eine vollere Einsicht in die Entwicklung des preussischen 
Verwaltungssystems gebracht. Es erklärt sich daraus die 
Unsicherheit unserer staatsrechtlichen Vordersätze, vermöge 
deren jeder Jurist imd Politiker über die elementaren Be- 
griffe seine eigene Meinung zu haben beansprucht. 

Dieser Mangel wissenschaftlicher Schulung findet auch 
nicht die nöthige Ergänzung in der Praxis. Der Fachr 
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Jurist tritt sogleich in seine civilprozessualische Thätigkeit 
oder speciell in die Strafrechtspraxis ein. Der Verwaltungs- 
beamte begnügt sich in frühzeitiger Arbeitstheilung mit der 
positiven Kenntniss seiner Yerwaltongsgesetze. Bei mannig- 
Mtiger Unzufriedenheit mit den bestehenden Zustanden 
bleibt es aber dem deutschen Beamtenthum eigen, dass ein 
Jeder die Verwaltungseinrichtungen seines engeren Vater- 
landes far den eigentlichen Mittelpunkt des deutschen Lebens 
hält und von diesem Standpunkt aus sich allen andern kühl 
und kritisch gegenüber stellt, am meisten den in de.n Mittel- 
staaten unbeliebten Formationen des preussischen Staats. 

Es wird kein anderer Weg aus diesen Zuständen heraus- 
fuhren, als derselbe Weg, auf welchem unser Privatrecht, 
Strafrecht und -Process in richtigere Bahnen gelangt ist: 
ein Fortschritt in der Erkenntniss und Würdigung 
unseres historisch gewordenen Kechts, womit die 
Streitpunkte der philosophischen, der socialpolitischen und 
der civilistischen Schule auf diesem Gebiet von selbst zu 
Ende gehen werden. 

In der That ist die jetzt sogenannte Verwaltungsjuris- 
diction nicht mehr als ein neuer Name far eine alte 
Sache, welche sich nur dem Ideenkreis der Gegenwart ent- 
rückt hat. 

Es ist dieselbe Sache, die bereits in den Reichs- 
gerichten bestand als Beschwerdeverfahren (querela) in 
Polizei- und Finanzsachen. 

Dieselbe Sache, welche sich im Territorialstaat zu- 
nächst ans dem Reichsrecht übertragen, dann aber im 
JBehördensystem der Territorien formloser, aber zum Schutz 
der Unterthanen wirksamer, entwickelt und specialisirt hat. 

Dass diese „Verwaltungsbeschwerden" verschieden von 
den civilrechtUchen Klagen zu behandeln sind, hat nicht 
nur die Praxis seit Jahrhunderten anerkannt, sondern schon 
der feine Rechtssinn der Römer hat die Eigenart dieser 
Entscheidungen in der Gestalt der „querela" ebenso er- 
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kannt, wie das kanonische Recht in der y,Extrajadicial* 
appellation^. Die ßeception der fremden Rechte hat hier 
wie sonst nur dazu gedient; die staatsrechtlichen Begriffe 
zur Geltung zu bringen gegenüber der privatrechtlichen 
Behandlung des öffentlichen Rechts. 

Nochmals dieselbe Sache liegt in dem englischen 
Verwaltungsrecht vor uns, und zwar auf Grundlage derselben 
Ausgangspunkte, derselben Begriffe und desselben Systems, 
welches unserm Landesstaatsrecht zu Grunde liegt. Um 
so weniger werden sich unsere Rechtsverstandigen auf die 
Dauer einer Kenntniss dieser Einrichtungen entschlagen 
können, auf die sie im politischen Leben ohnehin täglich 
zurückgehen müssen. 

Wesentlich dieselbe Sache Hegt auch im franzosischen 
droit administratif vor; nur ist die Verwaltungsgerichtsbar- 
keit hier auf ein Minimalgebiet zurückgedrängt, in welchem 
sie zum Schutz der Unterthanen im constitutionellen Staate 
nicht ausreicht. 

Der Begriff, die Stellung der Parteien, das. Ge- 
biet, das System und die Methode der Verwaltungs- 
gerichtsbarkeit ist in den positiven Rechtsbildungen wesent- 
lich identisch®^*). 

Das Verwaltungsrecht ^ist heute, was es seit Jahrhun- 
derten war: ein Libegriff von Normativbestimmungen 
für die Ausübung der obrigkeitlichen Gewalt, abgeleitet 
vom Staate und existent durch und in dem Staate. Die 
sinngemässe Ausfuhrung dieser Normen ist Pflicht und 
Recht der Obrigkeit selbst, und im monarchischen Staat 
eine der Monarchie inhärente Pflicht. Es handelt sich im 
Verwaltungsrecht also um eine objective Rechtsordnung,, 
welche auch unabhängig von Parteianträgen um des öffent- 
lichen Rechts und Wohles willen zu handhaben ist. Folge- 
weise sind alle Controlen der Staatsverwaltung gleichzeitige 
zum Schutz der Gesammtheit wie des Einzelnen bestimmt.. 
Wenn in bestrittenen Fragen dieser Ordnung den Unter-. 
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thanen rechtliches Gehör gewahrt, contradictorisch verhan- 
delt und Beweis au^enommen wird, so geschieht es (wie 
im Stra^rocess) zur Sicherung einer sinngemässen Aus- 
fahrung der Gesetze. Man erkennt das Interesse der Be- 
theiligten als einen Rechtsspruch an, aber in anderer Weise 
als da, wo der Rechtsschutz des Individualrechts nächster 
Zweck und Gegenstand der obrigkeitlichen Thätigkeit ist. 

Das Parteirecht erscheint daher in diesem Gebiet nur 
als ein secundäres, aus dem ö£Pentlichen Recht abgelei- 
tetes, analog wie die formelle Parteistellung des Anklägers 
und Angeklagten im Strafver&hren sich secundär dem ab- 
soluten Gebote der sinngemässen Anwendung des Straf- 
gesetzes unterordnet. — Jene Beschwerderechte sind keine 
selbständigen Individualrechte, wie Eigenthum und Fa- 
milienrecht, welche um des Individuums willen anerkannt 
werden. Wie im Strafyrocess die Parteirechte nur subjec- 
tive Seiten des Verhältnisses sind,* und wie man im Straf- 
verfahren das Recht des Angeklagten auf ein gerechtes 
Mass der Strafe innerhalb des Gesetzes nicht als ein selb' 
standiges „Individualrecht" behandeln kann: so wenig wird 
man die Verwaltungsjurisdiction in publicistische Individual- 
rechte und Einzelklagen auflösen können, ohne der Sache 
Gewalt anzuthun. Wenn man dagegen sagt, Voraussetzung 
jeder Rechtssprechung sei, dass zwei „Subjecte" über den 
Umfang ihres Rechtskreises mit einander streiten, jede 
Rechtssprechung also nur zu denken als ein Schutz „sub- 
jectiver Rechte": so ist dies eine civilistische petitio prin- 
cipii. Innerhalb des Strafrechts, wie innnerhalb des öffent- 
lichen Rechts überhaupt, giebt es auch formelle Partei- 
rollen, die aus dem Interesse der Betheiligten formirt werden, 
um ein rechtliches Gehör zu construiren, ohne dass damit 
ein Recht und Gegenrecht einander auf gleicher Linie gegen- 
über gestellt würden. Die Thesis, dass es nur eine Justiz 
gebe, ist dem gegenüber nicht beweisend^). 

Das Gebiet der Verwaltungsjurisdiction hat sich 
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in den historischen Rechtssystemen ziemlich gleichmassig 
nach . dem Bedürfedss des bürgerliche^ Lebens gestaltet. Es 
sind die Polizeiverwaltungsgesetze, welche an erster 
Stelle eine Bechtscontrole bedingen. Demnächst die Militär^ 
und Finanzgesetze y soweit die Forderungen des Staats un- 
mittelbar gegen Person und Yermögen gerichtet sind. End- 
lich die Kirchen und Schulyerwaltungsgesetze, soweit es 
sich um Aufrechterhaltung der Rechtsgrenzen zwischen 
Kirche, Familie, Gemeinde und Staat handelt. Es ist noch- 
mals eine petitio principii, wenn man sagt, ein Gericht 
könne nur die ,,Formen und Schranken^ der Staats- 
thätigkeit in diesen Gebieten überwachen; alles Andere 
falle dem ,, freien Ermessen der Verwaltung nach Gründen 
der Zweckmässigkeit und des öfiPentlichen Wohls zu^. 
Zwischen diesen beiden Gebieten liegt vielmehr ein drittes 
Gebiet einer Behördenthätigkeit, die sich zwar formell in 
gesetzlichen Schranken bewegt, aber durch parteiische Mass- 
bestimmung (iniquitas) den Sinn der Yerwaltungsgesetze 
dem Einen zu Lieb, dem Andern zu Leid verkehrt. Li 
diesem mittleren Gebiet liegt der Schwerpunkt der Ver- 
waltungsjurisdiction in ihrem energischen Aufbau im älteren 
preussischen System in ihrer heutigen Hauptbestimmung 
9.1s Gegenorganismus gegen die Missbräuche der constitu- 
tioneUen Parteiverwaltung und gegen die Corruption des 
Beamtenthums durch die Parteien. Jedes erste Dutzend 
von Polizeiverfttgungen wird ergeben, wie Grenz- und 
Massbestimmungen hier so ineinander fliessen (oben S. 48), 
dass die sinngemässe Anwendung des Gesetzes immer erst 
mit einem gewissen Mass beginnt. Diese Relativität der Yer- 
waltungsrechtsnormen mag dem an exakte civilistische Begriffe 
gewöhnten Sinn nicht sympathisch sein, aber sie ist unab- 
änderlich. Fragen wir aber, wo der Unfug einer Partei- 
verwaltung seinen Schwerpunkt hat, so ist es die parteiische 
Massbestimmung in Ertheilung oder Yersagung der zahl- 
reichen Gewerbsconcessionen, der obrigkeitlichen Consense, 
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in parteimässiger Handhabung der Ordnungspolizei, par- 
teiischer Steuer-Einschätzung, in parteimässiger Eirchen- 
nnd Schulverwaltung. In der ganzen uns bekannten Muster- 
karte eines Parteimissbrauchs wird die auf Innehaltung der 
„Rechtsschranken" construirte Verwaltungsklage wenig aus- 
richten, wenn nicht in rechtlidhem Gehör, in der coUegia- 
lischen Formation und in der Besetzung der Verwaltungs- 
behörden erster und zweiter Instanz ein Schutz dagegen zu 
finden ist. Wir werden nach sehr ernsten Erfahrungen 
in Preussen nicht das ganze Gebiet des constitutionellen 
Parteimissbrauchs ungeschützt liegen lassen, um dagegen 
eine civilistisch besser construirte Verwaltungsklage einzu- 
tauschen^^). 

Das System der Verwaltungsjurisdiction ge- 
staltet sich nach der Natur der Verwaltungsgesetze. Wir 
haben in den Einzelgebieten der Polizei-, Militär-, Finanz-, 
Kirchen-, Schulverwaltungsgesetze die Frage zu stellen: ist 
das durch einen Missbrauch der obrigkeitlichen Gewalt ge- 
fährdete Interesse der Person und des Vermögens, und die 
Versuchung zu einem solchen Missbrauch, erheblich ge- 
nug, um dies Interesse zu einem Klagerecht zu conden- 
siren und durch eine Rechtscontrole mit contradictorischem 
Verfahren zu schützen: oder kann die Handhabung ledig- 
lich der administration pure mit ihren administrativen Con- 
trolen überlassen werden? Dies System liegt von Alters her 
dem positiven Verwaltungsrechte in England, Frankreich und 
in unseren grösseren Territorien zu Grunde, und ebendeshalb 
sind auch die Grenzen zwischen contentiösen und einfachen 
Verwaltungssachen relativ, nach Zeit und Ort in der Ab- 
grenzimg wechselnd, gezogen. Man thut der Sache Ge- 
walt an, wenn man umgekehrt nach der Weise des Privat- 
rechts von den Einzelrechten ausgeht und die Ver- 
waltungsklagen nach dem civilistischen System von per- 
sonae, res, actiones scheiden will. Die Vergleichung mit 
den Klagen auf Anerkennung eines privatrechtlichen Status 

Gne ist, Rechtsstaat 2. Aufl. 18 
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passt zwar äusserlich for gewisse Antheüs- und Wahlreclite 
im Gemeindewesen. Die Aufstelluug eines öffentlicli-reclit- 
lichen „Sachenrechts" fuhrt aber zu einer rein äusserlichen 
Schematik. Ein jus quod ad actiones pertinet erscheint na- 
mentUch im Polizei verwaltungs recht völlig unanwendbar 
und sinnlos. Alle privatrechtliche Systematik ist auf dem 
Gebiet der Polizeiverfagungen am Ende, d. h. eben da, 
wo die practische Hauptbedeutung der Verwaltungsjuris- 
diction anfangt. 

Die Methode des contradictorischen Yerfahrens 
endlich hat jederzeit Analogien des Civilprocesses dar- 
geboten als einer angemessenen Form des rechtlichen Ge- 
hörs und geordneter Beweisaufnahme. Es steht auch 
nichts entgegen, die zu einem formellen Streitverfahren be- 
stimmten Beschwerden als Verwaltungsklagen zu bezeich- 
nen, wenn man damit nicht den Begriff einer Civilklage 
verbindet, sondern vor Augen behält, dass die Verhandlungs- 
maxime und die Grundsätze von Litiscontestation und res iu- 
dicata, aus der eigenthümlichen Natur der Privatrechte 
folgen, und deshalb im Verwaltungsstreitverfahren nur eine 
sehr bedingte Anwendung finden könnten. 

Die Meinungen über diese und eine Reihe mehr unter- 
geordneter Fragen gehen noch heute soweit auseinander, 
dass eine Verständigung nahezu unmöglich scheint^®). 

Allein das practische Bedürfniss einer Sicherstellung 
des öffentlichen Rechts unter wechselnden Ministerverwal- 
tungen machte sich doch in denjenigen deutschen Mittel- 
staaten geltend, in welchen das constitutionelle System 
sich schon seit längerer Zeit eingebürgert hatte; und es 
zeigte sich, dass, wo man practische Verwaltungsbeamte 
und Juristen zusammenbrachte, unter dem Zwang und mit 
dem guten WiUen, dem wirklichen Bedürfniss des Lebens 
gerecht zu werden, auch die theoretischen Gegensätze zu 
überwinden und lebensfähige Einrichtungen zu schaffen 
waren. 
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Baden hat das Verdienst, mit Herstellung einer solchen 
Yerwaltungsjurisdiction vorangegangen zu sein. In den 
Staaten des ehemaligen Rheinbundes trafen manche er- 
leichternde Vorbedingungen zusammen. Namentlich war 
der Streit über die ständische oder repräsentative Ordnung 
des Gemeindelebens hier niemals so heftig entbrannt, auch 
früher beigelegt als in Preussen, und in dem massigen Um- 
fiäng eines Mittelstaats Hess sich bei wesentlich gleicher 
gesellschaftlicher Grundlage das Nothwendige leichter durch- 
fuhren, freilich aber auch minder tiefgehend in Gestaltung 
der Selbstverwaltung^^). 

Die Gesetze der Mittelstaaten schliessen sich im Gunzen 
an das ältere System der YerwaltungscoUegia an. Sie 
nehmen aber aus dem Geschäftsgang der laufenden Ver- 
waltung solche Streitfragen heraus, welche unmittelbar 
und in erheblichem Masse die Person und das Vermögen 
der Unterthanen berühren. 

Sie kommen von diesem Gesichtspunkte aus zur Auf- 
zählung bestimmter Fälle, in denen das bisher be- 
stehende Beschwerderecht durch ein formelles, contradicto- 
risches Verfahren ersetzt wird, und formiren dafür ge- 
mischte Collegial-Behörden aus Verwaltungsbeamten? 
Hechts verständigen und Elementen des Selfgovemment; die 
oberste Instanz überall aus Berufsbeamten. 

Das in dieser Weise verstärkte Beschwerderecht wird 
als Kl agerecht oder Verwaltungsklage bezeichnet, ohne 
damit auszusprechen, dass eine solche als civilis actio nach 
Ghrundsätzen des Civilprocessess zu behandeln wäre. Viel- 
fach sind auch die Bezeichnungen Klage und Beschwerde 
noch promiscue gebraucht. 

Die Parteirollen ergeben sich aus dem Interesse der 
Betheiligten an dem Verwaltungsact. . Wo die Interessen 
zweier Privatpersonen an dem Act einander gegenüber- 
stehen, kann der Verwaltungsrechtsstreit zwischen zwei 

Privatpersonen gefuhrt werden. Anderenfalls werden die 

18* 
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Parteirollen zwischen dem Betheiligten und einem bestimmt 
bezeichneten oder bestellten Vertreter des öffentlichen In- 
teresses gefuhrt. Ein sachlich wesentlicher Unterschied 
beider Fälle besteht nicht, obwohl er vom civilistischen 
Standpunkt aus von Vielen als wesentlich angesehen wird*®). 

In allen Fällen handelt es sich (wie im Strafverfahren) 
nur um eine formelle Vertheilung der Parteirollen, 
um ein geordnetes contradictorisches Verfahren zu ermög- 
lichen, wobei die Grundsätze der Sachlegitimation sich aus 
der Natur des Verwaltungsacts ergeben. Selbst eine Ver- 
wechselung der Parteirollen kann dabei als unwesentlich 
übersehen werden. 

Für das Verfahren gelten im Granzen Analogien des 
Civilprocesses , mit Ausschluss der aus der besonderen 
Natur der Privatrechte folgenden Verhandlungsmaxime und 
der Grundsätze von der res judicata. 

Das neue Streitverfahren ist als ein ergänzendes 
Glied in das bestehende System der Verwaltung einge- 
schoben, hat sich* durchgängig mit dem Gange einer ge- 
ordneten Verwaltung vereinbar erwiesen und das Vertrauen 
des Publikums erworben. Ja es kehrt sogar eine gewisse 
Neigung zurück, die besonderen Einrichtungen des engeren 
Vaterlandes als mustergültig für ganz Deutsehland an- 
zusehen. 

Die Aufzählung der einzelnen Verwaltungs- 
streitsachen auf eine einfache Rechtsregel zurückzu- 
führen, ist in diesen Gesetzgebungen nicht versucht 
worden, und wegen der Relativität der Verwaltungsnorm^n 
nicht ausfahrbar. Jede tabellarische Aufzählung des Oon- 
tentieux im englischen und französischen Verwaltungsrecht 
erscheint übrigens bunter und verwickelter in Bezug auf 
die Gegenstände, den Instanzenzug und das Verfahren, als 
unsere neueren Einrichtungen. 

War damit dem Bedürfhiss der Mittelstaaten vorläufig 
genügt, so bot die Verwaltungsreform in den Grossstaaten 
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Oesterreicli und Preussen bei weitem grössere Schwierig- 
keiten dar. 

In Oesterreich war für die Mannigfaltigkeit der Na- 
tionen und der damit zusammenhängenden Formationen des 
Rechts und der Verwaltung nur eine analoge Bildung mög- 
lich, wie bei den Reichsgerichten im älteren deutschen 
Reich. Ein Verwaltungsgerichtshof war in einem Föde- 
ratiystaat nur möglich als einheitliche oberste Instanz 
für Oompetenz- und Rechtsfragen. Die mittleren und unteren 
Instanzen Hessen sich nur nach Massgabe der Verw^ltungs- 
gesetzC; der Behörden und des au%etragenen Wirkungs- 
kreises der Gemeinden bilden, konnten also nur aus der 
fortschreitenden Gesetzgebung der Einzelländer hervorgehen. 
Das bei dieser Sachlage Nothwendige und Mögliche war 
schon in den Verfassungsnormen vorgezeichnet, ist mit Ein- 
sicht und redlichem Willen ausgeführt, bietet aber zur Ver- 
gleichung mit den deutschen Verhältnissen wenig Anhalts- 
punkte dar^*). 

In Preussen dagegen war zwar die Einheit der we- 
sentlichen Grundlagen des Verwaltungsrechts vorhanden: 
aber sie traf zusammen mit den schroffsten Gegensätzen in 
der Gesellschaft und in der Kirche, die in der mitteleuro- 
päischen Welt überhaupt vorkommen. Diese Sachlage hat 
die Verwaltungsreform mit den grössten Schwierigkeiten 
umgeben und aufgehalten, dann aber eine Reform von 
unten herauf in durchgreifendster Weise herbeigeführt, 
ahnlich wie in früheren Jahrhunderten ''^), 
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Die Terwaltungsreform in Prenssen. 

Uie höhere Hand, welche die Geschicke der Men- 
schen leitet, hat der Selbsterkenntniss der Völker dieselben 
Wege gewiesen, wie der Selbsterkenntniss des Einzelnen. 
Wie durch die ernsten Lebensgeschicke der Einzelne zur 
Erkenntniss der ewigen sittlichen Wahrheiten zurückgeführt 
wird, so sind die gewaltsamen Erschütterungen und schmerz- 
lichen Enttäuschungen im Staatsleben dazu bestimmt, die 
widerstrebende Gesellschaft zur Annahme der. dauernden 
Einrichtungen zu bewegen, durch welche Staat und Ge- 
sellschaft sich zur harmonischen Einheit im Rechtsstaat 
verbinden. 

Die antike Gesellschaft, wenn sie nach blutigem Kampfe 
und schweren Wirren zu der Einsicht gelangte, dass sie 
aus sich heraus den Frieden nicht zu finden vermochte, 
pflegte die bürgerlichen Gewalten zu suspendiren und einem 
Dictator die Gesetzgebung anzuvertrauen. Ein gegliedertes 
Gesetzeswerk als Ganzes fiEind dann die Zustimmung der 
Bürgerschaft, welche die einzelnen Siücke nicht gefunden 
haben würden. 

Die germanische Rechtsvorstellung des Mittelalters hat 
in Kirche und Königthum die von der Gesellschaft unab- 
hängige Staatsautorität gefunden, aus welcher die Initiative 
zur harmonischen Bildung des ständischen Staates hervorging. 

Als diese Harmonie in der Kirche wie im deutschen 
Reich verloren gegangen, übernahm der Territorialstaat die 
Neubildung. Sociale und Verwaltungsreformen sind Hand 
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in Hand gegangen, bis die Zeit gekommen ist, um die 
neue erwerbsfreie, rechtsgleiche Gesellschaft mit dem Staat 
wieder zu verbinden in einem organischen Zwischenbau der 
Kepräsentativverfassung. 

Vermochte die Gesellschaft aus einer spontanen Be- 
wegung ihrer Interessen und Parteien heraus ebenso wenig »^^ 
zu dem Wiederaufbau des Rechtsstaats zu gelangen, wie ^ 
der Juristenstand aus seiner gewohnheitsmassigen Thätig- 
keit: so musste im deutschen Grossstaat die Monarchie i 
die Initiative zur Reform ergreifen, wie alle Institutionen 
des Rechtsstaats in England und in der mitteleuropäischen 
Welt aus monarchischer Initiative hervorgegangen sind. 

In dem grundlegenden Bau war Preussen voran- 
gegangen seit den Zeiten des grossen Kurfürsten mit einer 
Energie und Folgerichtigkeit ohne Gleichen. Nach einer 
verhängnissvollen Unterbrechung ist Preussen in grossem 
Styl zu seinem historischen Beruf zurückgekehrt, indem es 
die neue Gesammtordnung der deutschen Verhältnisse über- 
nommen, indem es den berechtigten Forderungen des deut- 
schen Volkes mit sicherer Hand ihre Befriedigung ver- 
schafft, indem es durch einen gerechten ruhmvollen Krieg 
der deutschen Nation das Bewusstsein ihrer Einheit, Macht 
und Grösse im Kreise der Völkerfamilien wiedergegeben hat. 

Das damit wiederkehrende Vertrauen in die rechte Lei- 
tung des Staats hat nun auch in Preussen die staatliche 
Initiative zu den organischen Gesetzen zurückgeführt, 
welche den Widerspruch zwischen unserer Verfassung und 
Verwaltung zu lösen bestimmt sind. 

Die Lösung liegt aber in der folgerechten Durchführung 
unseres nationalen, Staat und Gesellschaft verbindenden 
Zwischenbaus, — nicht blos in der Legislative, durch welche 
die Gesellschaft den Staat zu beherrschen glaubt, — son- 
dern in dem ganzen Gliederbau des Staats. 

Wie unsere ältere Gesellschaftsordnung ihr Gleich- 
gewicht und ihren inneren Frieden, ihre bürgerliche und 
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politische Freiheit nur in der Selbstverwaltung des 
Staats und des Rechts gefunden hat: so kann die neue 
ErwerbsgeseUschaft ihr Gleichgewicht und ihren inneren 
Frieden erst wiederfinden ^ wenn die besitzenden Klassen 
ihren Beruf wieder in jener persönlichen Pflichterfüllung 
finden, für welche die heutige Staats- und Gesellschafts- 
ordnung ein gleich grosses und fruchtbares Feld bietet wie 
die alte. Ist das heutige Bedür£aiss des Staats, ist die 
Yerwaltungsgesetzgebung und Eechtssprechung eine andere 
geworden, so handelt es sich doch nur um eine Umwand- 
lung der Formen bei wesentlicher Gleichheit der Sache. 

Die vollziehende Gewalt kann ihre ausfahrenden Or- 
gane nicht mehr ausschüesslich in einem besoldeten Be- 
rufsbeamtenthum finden, sondern muss die Localverwaltung 
in Kreis- und Landgemeinde durch verantwortliche Ehren- 
ämter fuhren, analog wie schon bisher in den Städten mit 
der Magistratsverfassung. 

Die richterliche Gewalt bedarf der organischen Ver- 
stärkung durch Schwurgerichte und Schöffen; namentlicli 
im Strafverfahren, welches dem Druck des politischen Partei- 
wesens am unmittelbarsten unterliegt, bedarf es einer Ver- 
stärkung des Beamtenthums durch die geeigneten Klassen 
der Gesellschaft, für welche sich die rechte Form findet, 
wenn die Ideen vom „Volksgericht" und der Theilung der 
Gewalten, welche wir mit der französischen Jury über- 
nommen haben, ihre Berichtigung finden werden. 

Die gesetzgebende Gewalt findet dann die Verbin- 
dung von Staat und Gesellschaft in ihren einzelnen Glie- 
dern wieder, aus der sich die Correctur unseres Wahlsystems 
und die normale Bildung zweier handlungsfähiger, parla- 
mentarischer Parteien ergeben wird. 

Es ist das keine „neue Theorie" (wie sie unserem Be- 
rufsbeamtenthum erscheint), sondern es ist der historische 
Kechtsbau des deutschen Staats, — der alte Rechtsbau, — 
aber auf dem Boden der heutigen Gesellschaft, in welcher 
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die kirchlichen Obrigkeiten, die Grundherrschaften und die 
Stadtcorporationen als solche nicht mehr die selbständigen 
Trager der Staatsfnnctionen sind noch sein können. 

Mit der Fortbildung der Gesellschaft hat sich aller- 
dings die Handhabung der Functionen des Staats völlig 
umgewandelt. Alle wesentlichen Functionen der Heeres-, 
Gerichts-, Polizei-, Finanz-, kirchenstaatlichen Verwal- 
tung sind inzwischen durch feste Normen geregelt, welche 
nur durch Beamte in voller persönlicher Verantwortlichkeit 
gehandhabt werden können, ebenso im Interesse des Staats 
wie auch der Unterthanen. Dies zu verkennen, war der 
gemeinsame Irrthum der Democratie wie des Feudalismus, 
die gemeinsame Thorheit der politischen wie der kirch- 
lichen Romantik. 

Mit der Natur dieser Rechtsnormen ist jede Staats- 
verwaltung durch patrimoniale Obrigkeiten im Ganzen 
wie im Einzelnen unvereinbar. Mit der durchgreifenden 
Formation eines Verwaltungsrechts sind in England Patri- 
monialgerichte und Gutspolizei schon am Schluss des Mittel- 
alters in Ruhestand versetzt und der reine Amtscharakter 
der Commissarien der königlichen Verwaltung durchgeführt 
worden. Bei uns war es nur Folge der Zersplitterung der 
Kleingemeinden und der daraus hervorgegangenen Lasten- 
vertheilung des platten Landes, wenn sich die Reste der 
Gutspolizei (verbunden mit Interessen der ländlichen Ar- 
beitsgeber) in Preussen bis zur Gegenwart erhalten konnten. 
Nur weil für das Nothbedürftiiss der ländlichen Polizei, 
durch Landrath und Gensdarmerie einigermassen gesorgt 
war, konnte im Interesse der Bequemlichkeit und Wohl- 
feilheit die verkümmerte Gutspolizei in ihrer subalternen 
Z^schensteUung bis heute fortleben. 

Auf dem Boden der neuen Gesellschaft musste diese 
Ruine endgültig beseitigt werden. 

In der Art dieser Beseitigung tritt nun aber ein bedeu- 
tungsvoller Unterschied der Rechtsentwickelung hervor, der 
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in gewissem Masse den Osten und den Westen Deutsch- 
lands scheidet. 

Zur Beseitigung des Kestes des Patrimonialstaats stand 
unseren östlichen Provinzen der einfache Weg offen , der 
seit den Zeiten des Rheinbunds im Westen Deutschlands 
eingeschlagen und als zeitgemässer Fortschritt begrüsst 
worden war. Es lag nahe genug, das obrigkeitliche Amt 
vom Besitz und Verband der Gemeinden zu trennen, — 
alle staatlichen Functionen fortan durch Ortspräfecten 
(Landbürgermeister, Amtmänner, Districtscommissarien etc.) 
versehen zu lassen, — den Gemeinden dagegen die Ver- 
waltung ihrer wirthschaftlichen (communalen) Angelegen- 
heiten durch gewählte Vertretungen zu überlassen. Es war 
damit scheinbar allen Theilen gedient: einer regelmässigen 
Localverwaltung der Staatsgeschaffce einerseits, der Bequem- 
lichkeit der Bevölkerung andererseits, welche ihre Local- 
interessen durch Vertrauensmänner besorgt, ohne mit den 
Geschäften des Staats in einem „aufgetragenen" Wirkungs- 
kreis behelligt zu werden. 

Diese Gestaltung hatte sich leichter Hand vollzogen in 
einem grossen Theil Deutschlands zur Zeit des Bheinbunds 
und in der ersten Epoche der constitutionellen Verfassungen 
Deutschlands. In Preussen neigte der Staatskanzler Har- 
denberg (im Gegensatz zum Freiherm von Stein) dieser 
Lösung zu, die in den betreffenden Landestheilen als zeit- 
gemässer Fortschritt begrüsst, sich bald acclimatisirte, an 
die sich die parlamentarischen Ideen der Localpolitiker 
leicht anschlössen, denen man allmälig das Prädicat „Selbst- 
verwaltung" beizulegen anfing. Waren Abweichungen da- 
von noch in der obrigkeitlichen Verwaltung der Städte 
stehen geblieben, so schien auch hier ein Fortschritt leicht 
genug zu einer Verwaltung durch „Maire und Beigeord- 
nete", mit der sich Land und Stadt assinuliren und ein 
gleiches Schema der staatsbürgerlichen Gesellschaft, eine 
einheitliche „Gemeindeordnung" für das ganze Land schaffen 
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Hess. Fülirte überall das Beru&beamtenthuin die Staats- 
geschäfke, beschloss überall der Urwähler durch gewählte 
Vertretungen über die „Angelegenheiten" der Gemeinde, 
des Kreises, der Provinz — und zuletzt des Staats und 
der Kirche, — so war damit das Ideal der Volkssouve- 
ränetät voll verwirklicht, der gesellschaftlichen Bequemlich- 
keit vollste Rechnung getragen und zugleich für die „poli- 
tische Bildung" des Volks gesorgt, in der man nirgends 
weiter zu sein glaubte, als in den Landestheilen mit Bürger- 
meister und Beigeordneten. 

Allein seit 1848 war man mit dem wirklichen Insleben- 
treten constitutioneller Ministerverwaltungen im deutschen 
Grossstaat doch für andere, weitergehende Gesichtspunkte 
empfanglich geworden. 

Man emp&nd schon frühzeitig, dass von einer Selbst- 
ständigkeit der Gemeinden unter diesen bequemeren 
Einrichtungen nur der Name bestand. Man fühlte ziemlich 
bald das Drängen der unteren Klassen auf Erweiterung 
ihres Stimmrechts und Machteinflusses in den Gemeinde- 
verwaltungen, allmälig auch bedenkliche Rückwirkungen auf 
die Steuerlast. Für den ernster prüfenden Politiker musste 
aber namentlich die fortschreitende Entwickelung des fran- 
zösischen Staatswesens, — die völlige Ablösung der Ver- 
waltungsmaschinerie des Staats vom Gemeindeleben, — der 
unvermittelte Gegensatz von Staat, Kirche und Gesell- 
schaft, — die Haltlosigkeit alles öffentlichen Rechts, — 
zu der Einsicht fuhren, dass ein Staat mit so bequemem 
Unterbau doch wohl nicht mit Sicherheit bestehen könne. 

Unter dem constitutionellen Ministerwechsel begann man 
allmälig zu fühlen, dass die bürgerliche Freiheit mehr auf 
der Seite der Verwaltung als der Verfassung liege, dass 
eine Präfectenverwaltung unter „verantwortlichen" Ministem 
im Sinne der zeitigen Majorität mit der Integrität des 
Beamtenthums wie mit der bürgerlichen Freiheit schwer 
vereinbar sei. 
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Je mehr sich enttauschte Hoffimngen und verletzte In- 
teressen unter den „constitutionellen" Ministerverwaltungen 
häuften, um so mehr wandte sich die herrschende Meinung 
allmalig der realen Thätigkeit des Staats in ihrem tag- 
lichen Walten zu. Yom Standpunkt der „Realpolitik^ aus 
liess sich nicht yerkenneui dass die Polizei, wie jede die 
Freiheit und das Eigenthum der Unterthanen beschränkende 
Staatsthätigkeit; ihren Schwerpunkt in den localen Ein- 
zelstellen hat, und nach kurzen Erfahrungen einer Partei- 
verwaltung musste sich das Publikum wie das Bero&- 
beamtenthum selbst die Frage vorlegen, ob es für sich 
allein im Stande sei, den widersprechenden Anforderungen 
der politischen und localen Parteien gegenüber festzustehen. 

Es war hier mit der Bildung und Bewegung der Par- 
teien ein Widerspruch in dem Leben des Staats ent- 
standen, vor dem die constitutioneUen Theorien bis dahin 
rathlos stehen geblieben waren. 

Alle executive Staatsverwaltung kann nur durch ent- 
lassbare Beamte geführt werden; dieser Grundsatz gilt 
in der ganzen europäischen Welt als der Natur der Staats- 
verwaltung entsprechend. Auch die im Interesse des Be- 
amtenthums eingeführte deutsche Disciplinarordnung ist nur 
eine Milderung des einfachen Entlassungsrechts. 

Die unparteiische Innehaltung des gleichen Masses in 
Handhabung des Staatszwanges ist untrennbar von der 
Ausführung, am meisten in der Localverwaltung; dieser 
Grundsatz gilt nicht nur in England und Deutschland, 
sondern überall, wo ein durchgebildetes Verwaltungsrecht 
besteht. 

Jede constitutioneUe Ministerverwaltung wird aber mehr 
oder weniger zur Parteiverwaltung; dies gilt unab- 
änderlich nach der Natur der Gesellschaft überall, wo man 
die Gesellschaft durch Wahl zur Mitausübung der Staats- 
gewalt zulässt und eine „politische" Ministerverantwortlich- 
keit anerkennt. 
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Diese constitutionelle Parteiverwaltung bedarf und er- 
zeugt eine Kette von einander streng subordinirten Be- 
amten , von denen nicht weniger verlangt wird, als dass 
sie der Partei zur Disposition gestellt, doch zugleich den 
Charakter der unparteiischen Magistratur wahren sollen. 

Dieser Widerspruch fuhrt zu dem überzeugungs- und 
characterlosen System der Pr&fectur, in welches unser 
deutsches Beamtenthum (zu seiner Ehre sei es gesagt) sich 
nicht zurechtzufinden weiss. Die Zustände Deutschlands 
würden ein heutiges französisches, belgisches oder gar ein 
amerikanisches Beamtenthum nicht ertragen. Und doch 
arbeiten die constitutionellen Verfassungen mit einer pens^e 
immuable weiter in der Corruption des Beamtenthums in 
seiner zweideutigen Stellung. 

In den stürmischen Bewegungen der Epoche von 1848 
hatte man freilich eine noch sehr unklare Vorstellung von 
einer Staatsverwaltung unter dem Einfluss wechselnder 
Parteiminister. Die Missstände der französischen Verwal- 
tung hielt man für nationale Eigenthümlichkeiten. Von 
dem englischen Verwaltungssystem kannte man nur un- 
zusammenhängende Bruchstücke. In der amerikanischen 
Union sah man nur die Jugendkrafb der „Democratie", die 
den untergeordneten Apparat der Staatsverwaltung zu 
gelegener Zeit in Ordnung bringen werde. Inzwischen 
hatte sich durch den lebendig gewordenen internationalen 
Verkehr ein mehr practisches Urtheil über jene „Muster- 
Staaten^ der bürgerlichen Freiheit gebildet. 

In einem Staat, in welchem jede obrigkeitliche Gewalt 
nur durch Berufsbeamte gehandhabt wird, kann der Be- 
amtenstand nur Herr oder Diener der Gesellschaft sein. 
Hört mit dem Absolutismus die Herrschaft des Beamten- 
standes auf, so muss er nothwendig ein Diener der 
wechselnden Parteirichtungen werden, welche aus dem 
Wesen der Gesellschaft unabänderlich hervorgehen. 

Dies war die Alternative, vor welcher bisher das Be- 
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amtenthum wie die politischen Parteien die Augen Te^ 
schlössen hatten, weil man ihre Tragweite für Preussen 
wohl f&hlte, aber eine Lösung nicht wusste. 

Allein die Lösung der Auijgabe ist möglich. 

Wie unser nationaler Eechtssinn das Problem der Ver- 
fassung einst in einer Verbindung von Staatsgewalt und 
Besitz im erblichen Eönigthum gefanden hat: so löst sich 
das Problem der Verwaltung in einer Verbindung von 
Amt und Besitz auch in der heutigen Gesellschaft. 

Ist in der heutigen Gesellschaft die ständige Verbindung 
der Amtsrechte mit Gxundherrschaft und ständischen Cor- 
porationen nicht mehr zulässig, so kann doch umgekehrt 
die Amtspflicht wieder mit denjenigen Gesellschafts- 
klassen verbunden werden, welche durch Besitz, Litelligenz 
und Lebensstellung geeignet sind, das obrigkeitliche Amt 
selbst zu verwalten. 

Gerade in den scheinbar zurückgebliebenen Provinzen 
Deutschlands, in welchen der Patrimonialstaat sich am 
längsten erhalten, in denen der Zwiespalt der Gesellschafts- 
ordnungen sich am sprödesten gestaltet hatte, wurde in 
dem tiefer gehenden Kampf der Gegensätze der Uebergang 
in das System der Ehrenämter ermöglicht, wie ihn 
das ansprechendere, bequemere System der Amtsverfas- 
sungen und Landbürgermeistereien im Westen nicht zu 
finden vermochte. 

Wie vor zwei Jahrhunderten aus dem grössten Noth- 
stand und den schroffsten Gegensätzen im Staat des Grossen 
Kurfürsten der energische Aufbau der modernen Staats- 
verwaltung, so ist aus den schroffen Gegensätzen und Con- 
flicten des letzten Menschenalters in Preussen ein Aufbau 
von Selbstverwaltung und Verwaltungsjurisdiction 
hervorgegangen, welcher tiefer geht und mehr bedeutet 
als das leichtere Fachwerk der Reformen in Oestreich und 
in den deutschen Mittelstaaten, 

Wie das englische Selfjgovemment, im unmittelbaren 
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AnscUuss an das bestehende Amtsrecht, lediglich durch 
eine yeränderte Besetzung des Amts entstanden ist, so 
gehen die Gesichtspunkte auch dieser Reform von der 
persönlichen Stellung des Staatsbeamtenthums aus. 

Es ist nicht möglich, in unserem Yerwaltungsrecht die 
gewohnten Functionen der Berufsbeamten zu beseitigen: 
aber es ist möglich, an den entscheidenden Stellen die ge- 
schlossene Kette des Beamtenthums zu ergänzen durch 
diejenigen Klassen der Gresellschaft, welche im Stande sind, 
jene Functionen selbst zu übernehmen. Es bedarf eben 
an dieser Stelle eines Personals von gesellschaftlicher Macht 
und Selbständigkeit, um nach oben hin dem Beruf sbeamten- 
thum ein Gegengewicht zu geben, welches jede Parteiregie- 
rong mit achtungsvoller Rücksicht zu behandeln gezwungen 
ist. Es bedarf dafür andererseits der vollen Amtspflicht 
und des Amtsaufixages vom Staat, um nach unten hin die 
Stellung der Obrigkeit gegen die Localparteien zu wahren. 
Beide Gesichtspunkte gehören untrennbar zusammen. 

In dieser Verbindung erst beginnt das Probleni der 
Amtsernennungen in dem Parteiwesen des constitutio- 
nellen Staats sich zu lösen. Im unterschied vom besol- 
deten Amt, welches stets einer parteimässigen Vergabung 
(patronage) anheimfallt, lässt sich das Ehrenamt weder in 
der Ernennung, noch in der Ausübung, noch in der Ent- 
lassung parteimässig behandeln. In Concurrenz und Ver- 
bindung mit dem Berufsbeamtenthum erhält es die Selb- 
ständigkeit und Ehrenhaftigkeit des besoldeten Beamten, 
gibt dem letzteren seinen Halt gegen die Herabsetzung 
zum blossen Parteipräfectenthum und gibt zugleich den 
selbstverwaltenden Klassen in practischer üebung das Be- 
wusstsein der Staatspflichten und das verlorene Rechts- 
bewusstsein wieder ''*). 

Im Verwaltungssystem unserer älteren Provinzen war 
diese Formation schon vorbereitet in dwn coUegialischen 
System unserer Stadtmagistrate, in der Verbindung der 
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besoldeten und unbesoldeten Stadträtbe, in den städtischen 
Verwaltungsdeputationen, in der Verantwortlichkeit unserer 
städtischen Beamten als ^^mittelbarer Staatsbeamten" nach 
den Grundsätzen des Selfgovemment. Es handelte sich 
zunächst darum, dasselbe System auf die Landgemeinden 
und Kreise auszudehnen, die Polizei von dem Guts ver- 
band zu lösen, die für die Polizeiverwaltung nothwendigen 
engeren Bezirke (Amtsbezirke) neu zu bilden und so die 
erprobten Grundsätze der Städteordnung von 1808 auf die 
Kreisverbände als Grundkörper des Sel^ovemment anzu- 
wenden. 

An den ständigen Körper der Selbstverwaltung der 
staatlichen Geschäfte im Kreise (Kreisausschuss) schlössen 
sich dann, wie in der Stadtverfassung, die gewählten Körper 
zur Vertretung der Localinteressen, deren Personal durch 
die Verwaltungscommissionen in weitestem Masse in das 
System der Selbstverwaltung zu ziehen ist. 

Einzelelemente der persönlichen Selbstverwaltung waren 
im S(^hulzenamt, Schulvorständen, Kreisersatzcommissionen 
bereits vorhanden. Sie bedurften nur der Beseitigung feu- 
daler Elemente, der Zusammenfassung von Stadt und Land, 
der Vereinigung zu einheitlichen Körpern, der Einfügung 
in die bestehende Verwaltungsordnung, 

Die schwierige Frage der communalen Lastenvertheilung 
und Besteuerung musste ausgesetzt bleiben, da sie zur 
Lösung noch nicht reif war. Um so entschiedener war die 
Reform auf die Neugestaltung der Aemter der Selbst- 
verwaltung verwiesen und damit auf den Punkt, auf den 
es ankam. 

Es war das persönliche Verdienst des Staatsmanns, 
welchem Deutschland seine heutige Verfassung verdankt, 
auch den Aufbau des Verwaltungssystems in grossem Styl 
entworfen, eine Zeit lang fast allein vertreten und so lange 
fortgeführt zu haben, bis sich geeignete Mitarbeiter fan- 
den, die vom Reichskanzler skizzirten Grundla- 



289 

gen in formulirten Gesetzentwürfen an den Landtag zu 
bringen. , • 

Schöpfungen dieser Richtung hatten nicht weniger als 
alle gesellschaftlichen Bestrebungen gegen sich. 

Die ständische Seite wollte noch immer eine Selbst- 
verwaltung, welche die obrigkeitlichen Gewalten und com- 
monalen Befugnisse an Grundbesitz, Ereisstandschaft und 
Virilstimmen heftet. 

Von liberaler Seite war eine Selbstverwaltung gemeint, 
welche die communalen Interessen durch gewählte Vertre- 
tungen nach dem parlamentarischen Princip der Executive 
handhabt. 

Das Berufsbeamtenthum hatte nichts gegen eine 
Selbstverwaltung, die den Gemeinden ihre Angelegenheiten 
in etwas freierem und erweitertem Massstab überlasse. 

Alles war einverstanden über „Selbstverwaltung", 
verband damit aber entgegengesetzte, unvereinbare Ziele, 
die nur in der Negative übereinstimmten, dass das, worauf 
es ankam, die Uebemahme staatlicher Functionen und neuer 
Lasten von keiner Seite gewollt wurde. 

In den Vorberathungen von Vertrauensmännern der 
beiden Häuser des Landtags unter Vorsitz des Ministers 
des Innern brach sich sehr mühsam der Gedanke Bahn, 
dass es sich in der Reform überhaupt um den „aufgetra- 
genen" Wirkungskreis handele. Alle politischen Autoritäten 
hatten bis dahin nur an communale Ordnungen gedacht. 
Je mehr aber die Unvereinbarkeit der herrschenden Ideen 
unter sich und mit den bestehenden Verwaltungsgesetzen 
Schritt für Schritt hervortrat, desto geneigter wurde man 
zu einer Resignation, die das Gebotene als eine mögliche 
Basis gelten liess, die man ratione temporum habita an die 
Stelle der Eüreisstände und Gutspolizei setzen könne. 

In den Landtagsverhandlungen über den zuerst im 
October 1869 vorgelegten Gesetzentvnirf traten nach jenen 
Vorverhandlungen die Standpunkte schon in etwas ge- 

On ei 8t, Rechtsstaat. 2. Aufl. 19 
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mässigtem Tempo einander gegenüber. Man gestand sick 
bereits gegenseitig, dass aus dem Neid und Streit des Be- 
sitzes und Nichtbesitzes ein lebensfähiges Gemeindewesen 
nicht hervorgehen könne. Auf beiden Seiten wird man 
freilich heute wohl kein allzu grosses Gewicht. auf die Reden 
legen, welche damals über die „grossen Gesichtspunkte" 
der Beform gehalten wurden^ am wenigsten vielleicht auf 
die conservative Opposition, welche an den „ practischen 
Siim" des deutschen Bauern appellirte, der die bestehenden 
wohlfeilen Einrichtungen den theuren doctrinären Experi* 
menten vorziehen werde. 

Eine Ueberzahl von Yerbesserungsanträgen drohte 
nach links und rechts die Vorlage zu durchbrechen; zahl- 
reiche Amendements erschienen indessen annehmbar, manche 
als wirkliche Verbesserungen. Mit den zugestandenen Aen- 
derungen engagirte sich eine wachsende Zahl von Mitgliedern 
für die Hauptsache. Die fortschreitende Erwägung der 
Einzelheiten führte zu der Abwägung der relativen Yor- 
theile und Opfer, welche jede Seite zu bringen hatte. Vor 
AUem aber ergab die lange ernste Arbeit ein Eindringen 
in den Kern der Frage, welches alte Gegner in eifrige 
Anhänger des Beformgedankens verwandet hat. 

Das endliche Besultat war das Zustandekommen der 
grundlegenden Kreisordnung vom 13. December 1872 
mit einigen Verkünstelungen und Verschiebungen, aber auck 
mit imverkennbaren Verbesserungen der Regierungsvorlage. 
Als Fortführung und Consolidation haben sich daran Ge- 
setze über die Verfassung, das Verfahren und die Zustän- 
digkeit der neuen Behörden von 1875 und 1876 angeschlossen, 
die wir fortan in ihrer Gesammtheit als „Eüreisordnungs- 
gesetze" bezeichnen wollen. 

Das Gesetzeswerk fiel in einen Zeitpunkt des nationalen 
Aufschwungs, in jenes Decennium von 1867 — 1877, 
welches eine spätere Zeit als den fruchtbarsten Absdhnitt 
des deutschen Rechtslebens verzeichnen wird. 
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Die allgemeinen Gesichtsponkte der Reform worden von 
der Staatsregiemng im weiteren Yerlauf daliin skizzirt: 

1. Scheidung der reinen Yerwaltnng von der Ent- 
scheidung wichtiger streitiger Yerwaltungsrechtsfiragen. 

2. Für die. reine Yerwaltnng soll der Grandgedanke 
der Yereinfachung der Instanzen, die Energie des Bureau- 
Systems y die strengere Unterordnung der provinziellen und 
örtlichen Executive unter die Ministerverwaltung durch- 
geführt werden, jedoch mit dem Ehrenamt für die Orts- 
verwaltung. 

3. Für das streitige Yerwaltungsrecht soll das Col- 
legialsystem mit ständigen, unabhängigen Beamten beibe- 
halten und durch Ehrenämter verstärkt werden, welche dem 
Yerwaltungsbeamtenthum die richterliche Unabhängigkeit 
auf der Grundlage des Besitzes wiedergeben. 

Unter Initiative und Leitung der monarchischen 
Staatsgewalt und unter dem sicheren Bewusstsein, dass die 
Dynastie im Geist und in der Wahrheit zu ihrem histo- 
rischen Beruf zurückgekehrt sei, haben sich nun in der 
ernsten Arbeit der parlamentarischen Gesetzgebung von 
Jahr zu Jahr die Ansiclvten geklärt, berichtigt, befestigt. 
Unter staatlicher Leitung kehren zuerst in engeren Kreisen 
die gesellschaftlichen Ideen zu dem Rechtsstaat zurück. 
Der durch den gesellschaftlichen Streit so lange verdeckte 
Rechtssinn wird wieder lebendig, und es zeigt sich, dass 
unter der scheinbaren Negation alles öffentlichen Rechts 
in der letzten Generation das nationale Rechtsgefahl nur 
geruht hat, aber nicht erloschen war. Die Yolksanschauung 
hatte in der That die preussischen Parteiverwaltungen seit 
1849, die gouvemementalen Wahlagitationen, die Landräthe 
als Regierungscandidaten und Wahlcommissare, die par- 
teimässige Yerweigerung von Concessionen und Bestäti- 
gungen, die parteimässige Handhabung der Presspolizei und 
der Yereinsgesetze, die kunstgemässe Zusammensetzung der 

Gerichtscommissionen keiner Zeit als normale Bildungen, 

19 ♦ 



292 

und niemals (wie in Frankreich) mit dem stillen EntscUoss 
angesehen, das Gleiche mit dem Gleichen zu vergelten, so- 
bald der Parteiwechsel die Staatsgewalt ä notre tour fuhren 
werde. Der Grundgedanke einer Regierung nach Gesetzen 
war uns zu keiner Zeit verloren gegangen. Die Initiative 
des Staats allein aber vermochte diesen Hechts sinn wieder 
zum Rechtsbewusstsein zu erheben, welches nunmehr in 
ernster und gründlicher Arbeit den Schutz des individuellen 
Rechtskreises wieder als direct gewolltes Ziel in's Auge 
fasste. 

Wie einst in Preussen die Grundlegung der neuen 
Staatsverwaltung durch die Einzelcommissarien erfolgt 
ist, die sich in Eriegscommissariate etc. nach oben hinauf 
weiter formiren: so ist das neue System von unten auf das 
Ehrenamt der Obrigkeit angebaut, aus dem sich die höheren 
Formationen sinngemäss in folgenden Stufen weiter bilden: 

A. der Amtsvorsleher als Einzelamt dor Ortspolizei, 

B. der Ereisausschuss als Yerwaltungsgericht und 
beschliessende Behörde, 

C. das Bezirksverwaltungsgericht und die provin- 
ziellen Beschlussbehörden^ 

D. das Ober Verwaltungsgericht, nebengeordnet der 
Centralverwaltung. 

A. Das decretirende Einzelamt der Ortspolizei 
wird grundsätzlich als Ehrenamt des „Amtsvorstehers^ 
formirt, welches nur in Ermangelung geeigneter Personen 
commissarisch durch einen besoldeten Berufsbeamten ersetzt 
werden soll. 

Ob der Grossgrundbesitz und die gebildeten Klassen 
der Landbevölkerung zur Uebemahme solcher Geschäfte 
geneigt und geeignet sein sollten, war allen, die das Leben 
practisch zu kennen versicherten, Gegenstand des ernstesten 
Zweifels. Allein das, was den besitzenden Klassen des 
Landes zugemuthet wurde, war nicht mehr als das, was 
die Honorationen der Städte in denselben Landestheilen 
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als Pflicht und Gewohnheit längst leisteten. Wie man der 
Städteordnung von 1808 keine Erkundigung hatte voran- 
gehen lassen, ob den städtischen Bevölkerungen diese 
Zwangspflicht genehm sei, ebenso hat auch die Kreisord- 
nung den Schritt gewagt, ohne vorgängige Anfrage die 
Uebemahme der neuen Ehrenämter durch Androhung 
empfindlicher Geld- und Ehrenstrafen zu erzwingen. Und 
obwohl bei der späteren Ausfuhrung die Amtsbezirke (gegen 
die ursprüngliche Anlage) zu klein und überzahlreich ge- 
bildet wurden, so fanden sich doch in 5000 Amtsbezirken 
die erforderlichen Vorsteher und Stellvertreter für das 
Ehrenamt, so dass nur sporadisch zu einer commissarischen 
Verwaltung gegriffen werden musste. 

Der Amtsvorsteher ist die decretirende Polizei- 
obrigkeit im Amtsbezirk, wie der Landrath im Kreise; 
Er verwaltet die Polizei, insbesondere die „Sicherheits-, 
Ordnungs-, Sitten-, Gesundheits-, Gesinde-, Armen-, Wege-, ' 
Wasser-, Feld-, Forst-, Fischerei-, Gewerbe-, Bau-, Feuer- 
polizei", soweit sie bisher zur Competenz der „Ortspolizei" 
gehörte mit der Befagniss zu einem polizeilichen Ein- 
schreiten zur Erhaltung der öffentlichen Ordnung, Ruhe 
und Sicherheit, zum Erlass der Localpolizeiverordnungen, 
mit den hergebrachten Zwangsgewalten der Ortsobrigkeit. 

Mit einer Grundlegung auf dieser Basis ist der Ent- 
wickelung des „Polizeistaats" von unten herauf die Wurzel 
abgeschnitten. Hat Preussen niemals die Bezeichnung eines 
Polizeistaats verdient, so wird solche vollkommen sinnlos, 
wo die Ortspolizei auf dem Lande durch gesellschaftlich 
selbständige Ehrenbeamte, in den Städten durch selb- 
ständige Magistratspersonen gehandhabt wird, analog den 
10 000 activen Friedensrichtern Englands. Wie in England 
erhält das executive Polizeipersonal und die Gensdarmerie 
die ständige Controle ihrer Amtsführung durch ein Ehren- 
amt, welches mitten aus der bürgerlichen Gesellschaft her- 
aus der Polizeihierarchie ein Gegengewicht giebt, wie es 
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in dem Polizeicommissariat und der Prafectur niemals zu 
finden ist. Diese Grondlegang ist aber entsckeidend for 
die Handbabung der Polizei in allen Stufen. 

Der Amtsvorsteher als Organ der vollziehenden Gewalt 
ist zwar nicht einfach entlassbar (wie der englische Frie- 
densrichter), aber er ist dem deutschen Beamtensystem ent- 
sprechend einer Disciplinargewalt unterworfen, welche den 
amtlichen Gehorsam gegen die gesetzmässigen Anordnungen 
der oberen Behörden aufrecht erhalt. Die nothwendige ad- 
ministrative Einheit bleibt erhalten durch die alte Stellung 
der Aufsichtsbehörden. 

Die Kechtscontrole des Einzelamts zum Schutz der 
Unterthanen liegt einerseits in der voUen discipünar-, civü- 
und strafrechtlichen Verantwortlichkeit des Ehrenbeamten, 
andrerseits in der collegialischen Formation einer Ober- 
instanz, welche durch ihre Stellung auch das Mass und 
* die Veranlassung des polizeilichen Zwangs nachzuprüfen 
befähigt ist, durch Besetzung und Verfahren die Garantien 
eines Gerichts darbietet und die frühere Beschwerdeinstanz 
der preussischen Verwaltung nunmehr als „Verwaltungs- 
jurisdiction" neugestaltet. 

Das Resultat der bisherigen Thätigkeit des Ehrenamts 
ist, dass zwar nicht selten Missgriffe aus Gesetzunkenntniss 
und unrichtiger Beurtheilung der Amtsautoritat erscheinen, 
— doch weniger zahlreich als in den aus Landraths- 
schreibem und Feldwebeln besetzten Amtsstellen, — dass 
dagegen kein einziger Fall eines unehrenhaften Motivs, 
eines Missbrauchs der Amtsgewalt aus Eigennutz, Bach- 
sucht oder politischer Parteilichkeit bei dem Oberverwal- 
tungsgericht seit dem Bestehen desselben vorgekommen ist. 
Auch in der Bewegung des politischen Parteilebens hat 
unsere Bevölkerung die Erfährung gemacht, dass das obrig- 
keitliche Amt sicherer in den Händen gesellschaftlich un- 
abhängiger Personen ruht, denen durch Eid, Amtspflicht 
und durch das moralische Urtheil ihrer Mitbürger die Un- 
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Parteilichkeit geboten ist, als in den unteren Stufen des 
Beru&beamtentUums, deren Thätigkeit nur von aussen her 
durch Oberbeamte zu controliren ist. 

B. Als collegialische Oberinstanz wird ein Kreis- 
ausschuss von 6 Personen unter Yorsitz des Landraths 
gebildet mit der doppelten Bestimmung: 

1. ein^r Yerwaltungsbehörde für die communalen 
(wirthschaftlichen) Angelegenheiten des Kreises, analog den 
Magistraten in den Städten; 

2. als Yerwaltungsgericht (Beschwerdeinstanz mit 
gerichtlichem Yerfahren) für die Amtsvorsteher und die 
Ortspolizei der kleineren und mittleren Städte. 

Beide Functionen sind nach dem deutschen System in 
grundsätzlicher Personalunion geblieben; beide Geschäfts- 
kreise behalten in dem Landrath ihren einheitlichen Leiter. 
Während nun aber für die wirthschaftliche (in den 
Kreisen mehr untergeordnete) Seite der Grundsatz der 
Wahl für die Mitglieder des Kreisausschusses gerechtfertigt 
war, so konnte der Staat die Ausfuhrung seiner Gesetze 
und die Rechtssprechung über die streitigen Fragen des Yer- 
waltungsrechts nicht wohl einer Mehrheit frei gewählter 
Kreisgenossen überlassen. 

Sollte dennoch die Personalunion zwischen beiden Seiten 
erhalten werden, so musste ein Bestätigungsrecht der 
Staatsregierung für diejenigen Mitglieder des Exeisaus- 
Schusses eintreten, welche im angetragenen Geschäftskreis 
die wichtigsten Functionen der Obrigkeit im Namen des 
Staates üben. 

Diese Bestätigung war aber in früheren Epochen durch 
eine parteimässige Handhabung Gegenstand eines schwer 
überwindlichen Misstrauens geworden. Selbst die Ernennung 
der Amtsvorsteher war den gesellschaftlichen Yorstellungen 
nur mit äusserster Mühe abzugewinnen, welche ihr Wahl- 
system auch auf das obrigkeitliche Amt ausdehnen wollten. 
Eine Yereinigung wäre wohl zu finden gewesen, wenn 
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die Staatsregierang entschieden den Ansprucli festgehalten 
hätte, für die richterlichen Geschäfte des Ereisans- 
Schusses wenigstens zwei Mitglieder neben dem Landrath 
zu designiren: das practische Resultat wäre dann nur eine 
— ohnehin angemessene — engere Ordnung der Abstim- 
mung in Verwaltungs streit Sachen gewesen. 

Da indessen die Unterscheidung zwischen streitigen und 
anderen Beschlusssachen bei Berathung der Eüreisordnung 
noch nicht feststand, das Misstrauen gegen jede Ernennung 
öder Bestätigung unüberwindlich schien, so wurde die For- 
mation dieser Mittelinstanz zu dem schwierigsten Streit- 
punkt, bei welchem die unvereinbareil Grundideen auf- 
einanderstiessen. 

Die Beibehaltung der bestehenden Regierungscolle- 
gien als Oberinstanz wurde von conservativer wie liberaler 
Seite perhorrescirt. Die Regierungen waren ein Gegen- 
stand der Abneigung sogar in Beamtenkreisen geworden, 
sowohl für die Landräthe wie die Stadtmagistrate, — im 
System der „politischen" Ministerverantwortlichkeit schwer 
vereinbar mit der Stellung constitutioneller Minister, — im 
System der Selbstverwaltung kaum vereinbar mit der Ver- 
waltung aller Ortsämter durch Ehrenbeamte. Von dem 
letzteren Gesichtspunkt war es ein wohl berechtigtes Ge- 
fahl, wenn die künftigen Ehrenbeamten in beiden Häusern 
des Landtags darauf bestanden, dass die Oberbehörde der 
Ehrenämter die Natur eines Judicium parium an sich be- 
halten müsse. 

Da andererseits das Schema der Wahl ebenso standhaft 
festgehalten wurde: so war das Endresultat ein aus blossen 
Wahlen der Kreisvertretung hervorgehender Ausschuss, 
welcher nur in der Person des Landraths seinen Zusammen- 
hang mit der Staatsverwaltung findet. 

War auch die Zusammensetzung nicht correct und für 
die Verwaltungsjurisdiction auf die Dauer nicht aufrecht zu 
erhalten, so theilte doch der Kreisausschuss mit den Amts- 
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Torstehem die Eige&sclia.ft der gesellschaftliclien Selbstän- 
digkeit, welche ihm die Unabhängigkeit des Richteramts 
gewährt. Auch in der coUegialischen Bildung des Ehren- 
amts hat sich die Erfahrung bestätigt, dass das richterliche 
wie das Verwaltungsamt in Verbindung mit dem Besitz 
dem Druck der gesellschaftlichen Parteien im Staat ge- 
wachsen ist. In dieser Verbindung aber wird es seinen 
Beruf in Zukunft noch sicherer erfüllen, wenn der Grund- 
satz der staatlichen Ernennung für die richterlichen Ge- 
schäfte zur gebührenden Geltung kommen wird. 

Die Zuständigkeit des Kreisausschusses (gröss- 
tentheils an Stelle der Bezirksregierungen) umfasst: 

1. Die allgemeine Oberinstanz für Verwaltungsklagen 
gegen die Verfugungen der Ortspolizei, sowie gegen An- 
drohung, Festsetzung und Ausfuhrung eines jeden Zwangs- 
mittels der Ortspolizei. 

2. Zusammenhängende Systeme interimistischer Mass- 
regeln und Entscheidungen im Gebiet der Wegepolizei und 
Wegeunterhaltung; wegen versagter Concession und Con- 
cessionsentziehung für Gast- und Schankwirthschaften und 
eine Reihe von gewerblichen Concessionen, sowie wegen 
Versagung der Baueon sense. 

3. Einzelentscheidungen im Gebiet der Armen- 
verwaltung, der Feld-, Jagd-, Forst-, Wald-, Wasser-, 
Fischereipolizei, in Versicherungs-, Ansiedlungs- und Ent- 
eignungssachen *). 

*) Es ist an dieser Stelle nur die Gompetenz in Polizeisachen 
zn erörtern. Die Polizeiverwaitung ist aber so eng verflochten und 
massgebend für die heutige Kreis- und Gemeindeverwaltung (s. oben 
S. 141), dass die Neugestaltung der Yerwaltungsjurisdiction unmittel- 
bar zn einer Neugestaltung der Aufsichts- und Beschwerdeinstanz 
über das Kommunalwesen geführt hat. Der engen Oonnexität wegen 
ist daher hier sogleich ein viertes Gebiet der Gompetenz zu er- 
wähnen: 

Streitfragen aus den öffentlich-rechtlichen Verhältnissen 
der Gemeinde-, Amts- und Kreisverbände, betreffend die Ge- 
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Diese Competenzbestimmangen sind (wie in England 
und Frankreich) ausgewählt nach dem Gesichtspunkt, ob 
die Beschränkungen der Person und des Yermogens er- 
heblich genug erscheinen, um das umständliche Yerfiahren 
eines Yerwaltungsrechtsstreits zu rechtfertigen, insbesondere 
aber für solche Fragen, in welchen die Geüeihr eines Partei- 
missbrauchs nach den Erfahrungen constitutioneller Ver- 
waltung erkennbar hervorgetreten ist. 

Der Ereisausschuss in dieser Stellung bietet Yorzüge 
dar, welche ohne wirkliche Selbstverwaltung mit dem Berufis- 
beamtenthum allein niemals zu erreichen sind. Der Ereis 
ist durch Personal und Steuerkraft bedeutend genug, um 
die Selbständigkeit der Grossstadt zu behaupten. Der Aus- 
schuss steht aber einerseits den örtlichen Yerhältnissen und 
den Personen so nah, wie es zur Entscheidung der Mehr- 
zahl polizeilicher Streitpunkte wünschenswerth — andererseits 
fem genug den Kirchthurmsinteressen. Es ist hier eine 
Beschwerde-Instanz fiir die eigenthümliche Natur der Polizei- 
verwaltungsgesetze geschaffen, welche in dieser specifi- 
schen Wirksamkeit von keinem andern Yerwaltungssystem er- 
reicht worden ist, — zugleich eine Schöpfung von intensivster 
Kückwirkung für die Lebensanschauungen des Yolks. Ein6 
Handhabung des Polizeirechts in öffentlicher Yerhandlung, 
unter Abwägung des öffentlichen Wohls und des Privat- 
interesses nach objectiven Gesichtspunkten, mit Angabe der 
Entscheidungsgründe, ruft in seinem continuirlichen Wirken 
ein Yerständniss der Gesetze und einen Sinn der Gesetz- 



meindezugehörigkeit, Bezirksyeränderungen, kommunale Stimm- 
rechte, Pflicht zur üebernahme der Gemeindeämter, Gültigkeit 
der Wahlen, Streitfragen über die Wahl und Bestätigung der 
Beamten, Streitigkeiten über die Nutzungen des Gemeindever- 
mOgens, über Veranlagung zu den Gemeindelasten (einschliess- 
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lichkeit hervor, der durch das correcteste Amtsdecemat 
nicht zu gewinnen ist. Ein stetiges Zusammenwirken des 
Staatscommissars mit den YertrauensmSnnem des Ereis- 
verbandes macht die sinngemässe, unparteiische Hand- 
habung des öffentlichen Eechts zum gewohnheitsmässigen 
Ehrenpunkt, dem auch die einseitigsten politischen Partei- 
standpunkte sich unterordnen. Diese Ergänzung des Staats* 
amts durch unabhängige, geschäftskundige Elemente der 
Gesellschaft giebt in richtiger Decentralisation dem Rechts- 
staat Yon unten herauf seinen Halt, ohne das rasche Ein- 
greifen des Einzelbeamten, wo es Noth thut, zu yerhindem. 

Eigenthümlich dem preussischen System ist vor Allem 
die Generalklausel, welche gegen jeden Akt der Orts- 
polizei eine Rechtscontrole durch „Verwaltungsklage" ge- 
währt. Gegen Polizeiverfogungen und Polizeizwangsmass- 
regeln des Landraths ist die Klage beim Obergericht 
(Bezirksverwaltungsgericht) anzubringen. Diese durch- 
greifende Gestaltung des Rechtsschutzes entspricht eben der 
eigenthümlichen Natur des Polizeiverwaltungsrechts mit 
seinen Generalklauseln, welches trotz der eifrigsten Be- 
mühungen niemals in der 'Weise des Polizeistraf rechts zu 
specialisiren ist. Erhebliche Gebiete der Polizei müssen 
in der täglichen Anwendung noch immer sogar nach General- 
klauseln des Allgemeinen Landrechts und allgemeiner 
Organisationsgesetze gehandhabt werden. Es schien des- 
halb hier einer korrespondirenden Generalcontrole zu be- 
dürfen, um einen sicheren Rechtsschutz gegen diejenigen 
Aktionen der Polizei zu finden, die in ihrem Walten das 
bürgerliche Leben am nächsten und am fahlbarsten berühren. 
Es ist für diese Gesammtthätigkeit der Ortsobrigkeit ein 
Rechtsschutz in beispielloser Ausdehnung gegeben, während 
das englische Recht eine Berufung nur in einer Minderzahl 
wichtiger Fälle giebt und die Anrufung des höchsten Ge- 
richtshofes beinahe regelmässig ausschliesst. 

Als weiterer Schutz ist den Betheiligten in diesen Fällen 
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noch ein Wahlrecht zwischen der administrativen und 
der Rechtscontrole offen gelassen, d.h. die Wahl statt 
der Verwaltungsklage eine administrative Beschwerde bei 
der vorgesetzten Amtsstelle in zwei Instanzen za erheben. 
Oft ist es dem beschwerten Theil sehr wünschenswerth, 
statt der Yerwaltungsklage eine schnellere kostenfreie Ab- 
hülfe bei dem Vorgesetzten zu suchen, in Fällen, wo er 
mehr Missverständniss als Tendenz in einer beschwerenden 
Verfügung zu sehen glaubt, und wo er ein personliches 
Vertrauen in die vorgesetzte Amtsstelle hat. — Auch das 
neueste englische Verwaltungsrecht hat in wichtigen Fällen 
diese alternative Beschwerde gegeben, welche vom Publikum 
in starkem Masse bevorzugt wird. — Gegen die Entschei- 
dung des Regierungspräsidenten oder Oberpräsidenten giebt 
dann aber das preussische Competenz-Gesetz nochmals eine 
„Verwaltungsklage" bei dem Oberverwaltungsgericht, welche 
dem praktischen Sinn des Wahlrechts nicht entspricht und 
des guten wohl zu viel thut. 

Während das englische und französische System Ver- 
waltungsrechtsmittel überhaupt nur in zwei Instanzen ge- 
währt, ist das deutsche System der drei Instanzen anch 
auf die Verwaltungsklage als Regel angewandt. 

Im Hintergrund steht endlich noch ergänzend das Auf- 
sichtsrecht der oberen Verwaltungsstelle im 
älteren Sinne, welche nicht nur aUe Polizeiverordnungen 
der unteren Stellen aufheben, sondern auch Missgriffe und 
Härten der unteren Amtsstellen vermöge der Amtsdisciplin 
beseitigen kann, wo aus formellen Gründen die Verwaltungs- 
jurisdiction den Dienst versagt. 

Es ist hier eine Häufung von Schutzmitteln gegen 
die Polizeigewalt geschaffen, wie sie mit den Zwecken der 
Polizei nicht vereinbar sein würde, wenn nicht die auf- 
schiebende Wirkung den zahlreichen Rechtsmitteln in der 
Regel versagt bliebe. 

C. Die Bezirksgerichte sind als Obergerichte 
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der Yerwaltungsjurisdiction for jeden Regierungs- 
bezirk gebildet mit der zwiefachen Bestimmong: 

1. als Yerwaltungsgerichte I. Instanz for die 
Städte von mehr als 10000 Einwohnern, welche sich nach 
deutscher Weise gegen die Unterordnung unter den Kreis- 
ansschusse sträuben; sowie für gewisse Akte der Amts- 
disciplin, 

2. als Verwaltungsgerichte IT. Instanz für die 
Berufung gegen die Entscheidungen des Ereisausschusses, 
als noch eine volle höhere Instanz, welche freilich durch 
die Natur der Sache vielfach an die thatsächlichen Fest- 
stellungen des Ereisausschusses gebunden erscheint. 

Der grosse Umfang der Monarchie und die Stellung der 
grösseren Städte machte die Bildung dieser Mittelgerichte 
zu einer Nothwendigkeit. Sie werden gebildet aus einem 
höheren Verwaltungsbeamten, einem richterlichen Beamten 
und drei gewählten Mitgliedern. Der Natur der Selbst- 
verwaltung entsprechend finden die Berufs-Beamten auch in 
der höheren Instanz ein ebenbürtiges Personal in Ehren- 
ämtern, welches die Zusammengewöhnung des Staatsbeamten 
mit den höheren Klassen der Gesellschaft erhält und be- 
festigt. Die ursprüngliche Idee des Freiherm von Stein, 
die preussischen Begierungscollegien durch „Notable" zu 
verstärken, hatte sich in ihrer damaligen Gestalt als unaus- 
führbar erwiesen. Nach Durchfuhrung der obrigkeitlichen 
Selbstverwaltung ist sie ausfuhrbar geworden, hat sich auch 
an dieser Stelle bewährt und den Bezirksverwaltungsge- 
richten alle wünschenswerthe Selbständigkeit sowohl gegen 
die Gefahr fiskalischer wie parteimässiger Tendenzen ge- 
währt. 

Abweichend von dem System der Ereisausschüsse ist 
in dieser Mittelinstanz jetzt eine vollständige Absonderung 
der rechtsprechenden Stelle vom Begierungspräsidium ein- 
getreten, welche für die Selbständigkeit der Behörde (unter 
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der Obermstanz eines obersten Yerwaltangsgmchts) nickt 
nothwendig war. 

D. Ein Oberverwaltungsgericht hat seit 1875 den 
Bau der Yerwaltimgsgerichtsbarkeit abgeschlossen in z^e- 
ÜEicher Hauptfimktion: 

1. als Berufungsgericht, wo das Bezirksverwaltoiigs- 
gericht in erster Instanz entscheidet, — in einigen besonders 
gearteten Fällen auch als Yerwaltungsgericht erster und 
letzter Instanz; 

2. als Revisionshof far Rechts- und Competenzfragen 
in seiner normalen Thätigkeit, die den örtlichen Ver- 
hältnissen zu fem stehend, mit der Feststellung thatsäch- 
licher Verhältnisse in der Regel verschont bleiben muss. 
Ebendeshalb war in dieser Instanz ausschliesslich eine 
Besetzung durch höhere Beru£sbeamte angemessen, welche 
durch Standigkeit, Unabsetzbarkeit und feste Senatsbildong 
alle Garantien darbieten, welche die deutsche Gerichts ver- 
{jEtöSung in Beamtencollegien gewähren kann. 

Die Natur unserer unter sehr verschiedenen Regierungs- 
systemen entstandenen, unter sich und in sich oft unharmo- 
nischen und lückenhaften Yerwaltungsnormen gab dem 
obersten Verwaltungsgerichtshofe eine schwere Geschäftslast 
und eine schwierige Geschäftsführung, in welcher er durch 
eine vorsichtige und gewissenhafte Handhabung des spröden 
Stoffs sich in kurzer Zeit Anerkennung und Vertrauen er- 
worben hat. 

In dem Gebiet, welches durch die Kjeisordnungsge- 
setze far die Verwaltungsjurisdiction geschaffen ist, erscheint 
nun der Gerichtshof nebengeordnet der Ministerverwal- 
tang, analog der Nebenordnung des Staatsraths in seiner 
rechtsprechendenden Stellung, far die in Preussen der rechte 
Zeitpunkt (1817) versäumt war. Der Sache nach ist in- 
dessen nunmehr das Wesentliche nachgeholt: die standige 
collegialische Formation aus verwaltungsrechtskundigen 
Mitgliedern, die von der zeitigen Ministerverwaltung unab- 
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hängige Stellung, die öffentlicli-mündliche Yerhandlimg, die 
Endgültigkeit der Entscheidung, die Entlastung constitutio- 
neller Minister von einer Entscheidung streitiger Rechts- 
firagen, welche mit ihrer politischen Verantwortlichkeit , 
schwer vereinbar ist. 

Es ist damit eine Rechtscontrole der Polizeiver- 
waltung geschaffen und abgeschlossen, wie sie in einer 
so umfassenden, umsichtigen, wirksamen Gestalt nur im 
deutschen Rechtsstaat möglich war, und wie sie die 
englischen „Musterinstitutionen" in jeder Richtung über- 
bietet. 

Nachdem aber der Seite des Rechts voll Genüge ge" 
schehen, war um so dringendere Yeranlassung die admi- 
nistrative Zwischeninstanz der Bezirks-Regie- 
rangen zu vereinfachen, die als ausführende Organe zu 
schwerfallig, als rechtsprechende Organe zu abhängig von 
der Ministerverwaltung dastehen. Einfachheit und Schnellig- 
keit der Executive wird das Bedür&iss und Losungswort 
der Zeit mit jedem Fortschritt der Gesellschaft. Ueberall 
strebt man danach, die schwerfiQligen Yerwaltungscollegia 
durch einfache Organe zu ersetzen, die Vielheit der In- 
stanzen zu beseitigen, um damit eine wirksamere Verwal- 
tung zu -schaffen. Es zeigt sich femer in der constitutio- 
nellen Ministerverwaltung das Bedürfiiiss einer strengeren 
Unterordnung der Hauptbeamten der Provinzialverwaltung 
unter die verantwortlichen Minister. Die Anforderungen 
an die Beweglichkeit der ausführenden Organe hat sich 
in Preussen seit geraumer Zeit so gebieterisch geltend ge- 
macht, dass immer zahlreichere Zweige von den Regie- 
rungen abgetrennt, in büreaukratische Formationen überge- 
gangen sind. Nach Sicherstellung der Verwaltungs-Rechts- 
sprechung musste daher die collegialische Abtheüung der 
Regierung, welche sich mit der neuen Verwaltungsreform 
deckt (Abtheilung I), aufgehoben und dem Oberpräsidenten 
und dem Regierungspräsidenten eine analoge Stellung 
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wie dem Präfecten der französischen Verwaltung, gegeben 
werden. 

Es war ein Fehler, dass bei Erlass des Competenzge- 
setzes Yom 26. Juli 1876 diese Aufhebung unterblieben ist. 
In Erinnerung an ältere Vorgänge in der preussischen Ver- 
waltung war ein Misstrauen zurückgeblieben, als ob eine 
solche Stellung des Regierungspräsidenten immer noch zu 
einer Gefahrdung des individuellen Kechtskreises fuhren 
könnte, für die durch alle Cautelen der neuen Verwaltungs- 
Jurisdiction noch nicht genügende Fürsorge getroffen sei. 
Es waltet dabei eine unklare Vorstellung, welche verkennt, 
dass die noch weiter gesuchten Schutzmittel im constitutio- 
nellen Staat nur in der jurisdictionellen Stellung eines 
Staatsraths (Oberverwaltungsgerichts) und in der General- 
controle der parlamentarischen Körper liegen können. Durch 
die Beibehaltung der Regierungscollegia neben dem neuen 
Apparat ist aber eine Schwer&lligkeit, Complicirtheit und 
Kostbarkeit der Verwaltung entstanden, die nach vielen 
Sichtungen hin Beschwerden veranlasst. 

Die neue Präfectenstellung der Oberpräsidenten und Prä- 
sidenten verband sich nun naturgemäss mit der Verwal- 
tung der communalen (wirthschaftlichen) Angele- 
genheiten der Provinz durch gewählte Provinzialausschüsse, 
in denen dem Staatscommissar die formelle Leitung nicht 
wohl entzogen werden kann. Nachdem dies geschehen, 
' Hessen sich für die Berathung wichtiger Acte des Aufsichts- 
rechts dem Oberpräsidenten und Regierungspräsidenten 
Conseils aus Mitgliedern des Provinzialausschusses beiordnen, 
wobei sich die möglichste Einheit und Personalunion 
der Geschäftsführung ebenso wie in den unteren Instanzen 
wahren Hess. — Auch in dieser Beziehung hat die Unklarheit 
der geseUschaftHchen VorsteUungen, die Divergenz der Par- 
teistandpunkte, die deutsche Neigung, provincieUe Organe 
der Ausführung immer wieder zu selbständigen Körper- 
schaften (Ständen) zu machen, zu einer Theilung der Ge- 
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walten und Haufang der Organe gefahrt, in welcher nun 
ein Bezirksrath und BezirksYerwaltangsgericht^ 
ein Proyinzialrath und ein Proyinzialausschuss in 
möglichster Trennung, anstatt in möglichster Einheit, er- 
scheinen. 

Gewiss berechtigt war der Gedanke — in der Mitte 
stehend zwischen dem Geschäftskreis der Yerwaltungsjuris- 
diction und dem laufenden Decemat 7- eine Klasse soge- 
nannter Beschlusssachen anzuerkennen, welche zu einer 
contradictorischen Parteiverhandlung sich nicht eignen, ihrer 
Natur nach aber eine so vielseitige Erwägung bedingen, 
dass sie schon in dem älteren System der Beamtenverwal- 
tung vorzugsweise als Gegenstände formeller „Collegialbe- 
schlüsse'' galten. Es gehören dahin namentlich: 

1. statutarische und organische Einrichtungen im Bereich 
der Provinzial-, Kreis- und Gemeindeverwaltung; 

2. gewisse der communalen Vermögensverwaltung präju- 
dicielle Hauptakte des Oberaufsichtsrechts; 

3. gewisse Goncessionsertheilungen, bei welchen mehr 
polizeiliche als technische Gesichtspunkte in Betracht 
kommen. 

Für solche Beschlctsssachen sind dem Landrath, dem Re- 
gierungs- und dem Oberpräsidenten zweckmässig Conseils 
aus dem Personal der Selbstverwaltung beizuordnen, wie 
dies in dem Kreisausschuss, in dem „Bezirksrath^ und in 
dem „Provinzialrath" wohl in richtiger Weise geschehen. 
Nur scheint das Gebiet der Beschlusssachen etwas zu weit 
ausgedehnt, so dass es zu Verwickelungen und Verschlep- 
pungen der Verwaltung fähren kann. 

Noch nachtheiliger wirkt jedenfalls die personelle Tren- 
nung zwischen Bezirksrath und Bezirksgericht, Provinzial- 
rath und Provinzialausschuss, die aus den divergirenden 
Ideen der Parteien und Individuen über Selbstverwaltung 
hervorgegangen ist, und welche durch einen festen Plan 
(der von der Staatsregierung energisch festzuhalten war) 

Oneist, Recbtntoat. S. Aufl. 20 
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wohl zu vermeiden gewesen wäre. Es liandelt sich in dem 
ganzen Gebiet um die einheitliche Handhabung eines ein* 
heitlichenYerwaltungsrechts, dem sich auch diewirthschaft^ 
liehe Verwaltung der Provinzen, Kreise und Gemeinden unter- 
und einzuordnen hat. „Streitsachen", „Beschlusssachen" 
und einfeiche „Decretur" sind nur verschiedene Formen der 
Beschliessung, die in einer gesetzmSpSsigen Verwaltung durch, 
die verschiedene In^ressenseitigkeit der Geschäfte bedingt 
sind. Die sachliche Einheit der obrigkeitlichen Thätigkeit 
wird es deshalb jederzeit rathsam machen, im Bezirksverwal* 
tungsgericht dem Regierungspräsidenten ein Recht des Yor* 
sitzes zu wahren — die Ehrenamts-Mitglieder des Bezirks* 
Verwaltungsgerichts als einen engeren Ausschuss aus dem 
Bezirksrath zu bilden — den Provinziabrath resp. Bezirks* 
rath als ein engeres Conseil aus dem Provinzialausschuss 
zu formiren. Durch die Theilung der Gewalten in soviele 
besondere Organe leidet die Geschäftstüchtigkeit der Mit* 
glieder und der Geschäftisgang, und es entsteht ein künst* 
lieber Dualismus und eine Einseitigkeit der Geschäftsbe- 
handlung, welche in der Selbstverwaltung wie in der Staats* 
Verwaltung überwiegend nachtheilig wirkt. 

Es ist unsere Aufgabe an dieser Stelle, nicht sowohl 
die Fragen des administrativen als des Rechtsorganis* 
mus zu verfolgen. Mit der Consolidation der neuen Ein* 
richtungen wird sich auch die wünschenswerthe Verein* 
fachung finden, welche stets leichter ist als die Grundle* 
gung. Mit der fortschreitenden Praxis werden sich auch 
unsere politischen Parteien allmälig überzeugen, dass nach 
SchafiFung einer weit ausgedehnten, zuverlässigen Rechts- 
sprechung nur noch wenige Angelegenheiten eine colle- 
gialische Berathung als „Beschlusssachen" bedingen, und 
dass nunmehr in diesen Umgebungen die Einheit und 
Actionsfahigkeit der Verwaltung durch eine einfache Bureau- 
verfassung der Regierungs- und Oberpräsidien hergestellt 
werden muss'*). 
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Kehren wir zu dem Rechtsorganismus zurück, so 
bleibt ausserlialb des Gebiets, welches durch die Kreis- 
ordnuugsgesetze neu geordnet ist, allerdings die anomale 
Stellung der preussischen Minister stehen, welche 
durch die im Nothstand von 1808 überstürzte, unvermit- 
telte Aufhebung des Geheimen Staatsraths entstanden ist. 
Es fehlt fiir dies Gebiet noch immer die Nebenordnung 
einer collegialischen Behörde zur Entscheidung wichtiger 
Streitfragen des Verwaltungsrechts, die in der constitutio- 
nellen wie in der absoluten Staatsverwaltung wesentliche 
Bedingung der Stetigkeit und Ordnung des Ganzen, so 
wie sie auch in England, Frankreich und in den deutschen 
Mittelstaaten, wie in dem älteren Geheimen Staatsrath in. 
Preussen formirt ist. Es ist nicht leicht, nach langer Ge- 
wöhnung unsere Beamtenwelt zu überzeugen, dass die mi- 
nisterielle Bureauverfassung weder dem Minister noch seinen 
Käthen die geeignete Stellung giebt, um streitige Yerwal- 
tungsrechtsfragen von solcher Tragweite zu entscheiden, wie 
sie in Preussen durch Ministerialrescripte noch immer ent- 
schieden werden. Es scheint auch heute noch eine Reihe 
festgewurzelter, in einandergreifender Vorstellungen schwer 
2^ überwinden: die Eifersucht der ministeriellen Beamten, 
welche ihr Dezernat nicht geschmälert sehen wollen, und 
welche die verfassungsmässige Neben Ordnung eines Staats- 
raths (Oberverwaltungsgerichts) gern als eine „Unterord- 
nung der Minister unter die Gerichte" darstellen; voi^ der 
anderen Seite die parlamentarische Idee, welche den Beruf 
zur Entscheidung streitiger Yerwaltungsfragen den Parla- 
mentshäusem vindicirt und in jeder Staatsrathsbildung eine 
Schmälerung der iParlamentsrechte sieht. 

Indessen ist doch schon vor der heutigen Verwaltungs-* 

reform im Justizministerium die normale Stellung des 

Ministeramts mit Ausscheidung aller contentiösen Fragen 

bereits durchgeführt. 

20* 
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In dem Competenzgerichtshof ist ein wesentliches 
Stück einer Staatsrathsjurisdiction bereits vorlianden. 

Selbst das französische Yorbild könnte unserem Be- 
amtenthom die Beruhigung geben, dass die Nebenordnung 
eines solchen rechtssprechenden CoUegiums im Interesse 
der Einheit und Ordnung der Verwaltung sachgemäss, wenn 
idcht unentbehrlich ist. , 

In jedem Falle wäre es wohl keine zu starke Zumuthung 
an alle Theile, wenn man sich entschlösse, durch einen 
einfachen Gesetzartikel (wie in Baden) die Minister zu 
ermächtigen, jede streitige Verwaltungsrechts- 
frage dem obersten Verwaltungsgerichshof zur 
Entscheidung an ihrer Statt zu überweisen. Das nor- 
male Verhältniss wird sich damit sehr bald ipso facto her- 
stellen und eine preussische Eigenthümlichkeit aufhören, 
die seit zwei Menschenaltern zu den unberechtigten Eigen- 
thümlichkeiten Preussens gehört hat. 

In analoger Weise verhält es sich mit der Ausführung 
der rechtlichen Verantwortlichkeit der Minister (Art. 61 
der V. U.), die noch immer mit einer gewissen Scheu be- 
trachtet wird. Wie in den deutschen Mittelstaaten bildet 
sie doch nur den formellen Abschluss der rechtlichen Ver- 
antwortlichkeit der Beamten, welche durch die Reichsjustiz- 
gesetzgebung jetzt auch für Preussen wieder hergestellt ist. 
Sie entspricht dem Geist der deutschen Monarchie wie der 
älteren landständischen Verfassungen und wird nur dazu 
dienen, die Stellung der Minister nach Jeder Richtung hin 
zu befestigen und die Minister gegen ungebührliche Par- 
teizumuthungen aus ihrer „politischen" Verantwortlichkeit 
zu schützen. 

Allerdings umfasst die Verwaltungsreform zunächst und 
hauptsächlich das Gebiet der Polizei. Allein jederzeit 
bleibt dies Gebiet massgebend für die gesammte Con- 
struction des Verwaltungsrechts. 
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Uebersehen wir schliesslich noch einmal die sechs Ge- 
biete, in welchen die Yesviraltungsjurisdiction ihre Bedeutung 
hat, so tritt die Abhängigkeit des Ganzen yon der Con- 
straction der Polizeiverwaltung noch einmal, wie folgt, 
hervor. 

L Ln Gebiet der Polizeiverwaltung ist in den Kreis- 
ordnungsprovinzen die Rechtscontrole für alle Gebiete des 
bürgerlichen Lebens, auf welche die Polizeigewalt mass- 
gebend einwirkt, mit einer so misstrauischen Sorgfalt durch- 
geführt, dass es wieder einer Vereinfachung der Rechts^ 
mittel, der Instanzen und des Verfahrens bedürfen wird. 

n. Für das Gebiet der Militärverwaltung sind die 
schon vorhandenen Ersatzcommissionen durch die Reichs- 
gesetzgebung erweitert und in der ü. Instanz verbessert 
worden. Für die bisher den Regierungen zukommende 
Verwaltungsjurisdiction erscheinen die Kreisausschüsse und 
deren Oberinstanzen unbedenklich geeignet. 

in. Ln Gebiet der Finanzverwaltung sind die Re- 
clamationen gegen die Einschätzung der Kreis- und Ge- 
meindesteuern bereits in weitem Mass und in richtiger Weise 
zur Entscheidung der Kreisausschüsse und deren Ober- 
instanzen gebracht. Man kann diese neuere mit der 
älteren Weise der Einschätzungscommissionen nicht auf 
die Dauer neben einander wirken lassen, ohne sich zu 
überzeugen, dass es für die Einschätzungen einer Ver- 
stärkung des Staatseinflusses und der Bildung kleinerer, zu 
einer mündlichen Verhandlung und Beweisaufiiahme geeig- 
neter Ausschüsse bedarf. 

IV. Ln Gebiet der Stadt- und Communalverwal- 
tung ist an Stelle der unbeschränkten „Oberaufsicht" die 
geordnete Rechtssprechung der Verwaltungsgerichte und 
der Beschlussbehörden der Selbstverwaltung in den wich- 
tigsten und massgebenden Gebieten (oben S. 297) durch- 
geführt und damit der Grundsatz der „Selbständigkeit" der 
Gemeinden und Corporationen auf die richtigen Formen 
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imd Grenzen zurückgefulirt. Der Sinn der conmmnalen 
Selbständigkeit, der mit dem deuDftchen Leben so tief ver- 
wachsen ist, giebt die Gewähr dafar, dass eine Umkehr anch 
in diesem Gebiete nicht möglich ist. 

V. Im Gebiet der Kirchenverwaltung hat der tief- 
gehende Streit über die Grenzlinien zwischen Blirche und 
Staat eine umfassende Neubildung nach demselben Ghnind-^ 
Bystem herbeigeffihrt. 

Die ältere Weise, nach welcher die Rechte des Staats 
gegen die Kirchenregierungen in Form des placet, der Oberr 
aufsieht, der Bestätigung, des Eingreifens im Einzelfall, der 
allgemeinen Beschwerdeinstanz, der unmittelbaren Anwei- 
sung an die kirchlichen Behörden und an die Ortsgeistlich- 
keit, durch Verwaltungsbehörden ohne Rechtscontrole ge- 
handhabt wurden, war nur ausfuhrbar unter Voraussetzung 
einer allgemeinen thatsächlichen Folgeleistung der Geist- 
lichkeit, welche im absoluten Staat die Regel bildete und 
in den seltenen Fällen des Widerspruchs durch die Ver- 
waltungsexekution erzwungen wurde (oben S. 144). 

Nachdem die römische Kirche ihre dogmatischen An- 
sprüche auf souveräne Ordnung des von ihr beanspruchten 
Gebiets dem Staate als einen Rechtsanspruch gegen- 
übergestellt und unter Berufung darauf der Gesetzgebung 
und dem Aufsichtsrecht des Staats die Folgeleistung ver- 
weigert hatte, musste eine Umgestaltung der Gesetze und 
ihrer Handhabung eintreten. 

Die ältere, seit dem Grossen Kurfürsten entwickelte Ver- 
waltungspraxis wurde einer Revision unterzogen, die früher 
unbestimmt und allgemein gehaltenen Grenzen der Ein- 
wirkung des Staats auf feste Linien zurückgeführt, die 
leges imperfectae mit den nöthigen Ausführungsorganen 
versehen, das Aufeichtsrecht des Staats auf bestimmte Ge- 
biete und Massregeln beschränkt und zur Wahrung der 
beiderseitigen Rechte eine Rechtssprechung geschaffen. 

Wo die vom Staat zu fordernden Handlungen und Unter- 
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lassuugen direct zu definiren sind, ist das System der 
Uebertretangen angewandt, und mit der Entscheidung 
tber die Strafen den ordentlicken Gerichten die Auslegung 
und Handhabung der Gesetze übertragen. 

Soweit das Uebertretungssystem nicht anwendbar, sind 
die Zwangsgebote unter die Bechtscontrole eines kirch- 
lichen Gerichtshofes, des Oberverwaltungsgerichts und 
anderer Organe der Yerwaltungsjurisdiction gestellt. 

Die Staatsaufsicht über die kirchliche Vermögens- 
verwaltung endlich ist nach Analogie der Staatsaufsicht 
über das Yermögen der Gemeinden und Corporationen ge- 
staltet worden. 

Es .wird auch femer Aufgabe der Gesetzgebung sein, 
im Conflict mit Glaubenslehren, welche dem heutigen Recht 
des Staats widersprechen, sich mit that sächlich er Folge- 
leistung zu begnügen und positive Handlungen im Wider- 
spruch damit nicht zu verlanfi:en: eine „milde Praxis^ aber, 
wie in dem Verwaltungssystem früherer (Generationen, wird 
im Rechtsstaat nicht mehr zulassig und ausführbar er- 
scheinen. 

VI. Im Gebiet der Schulverwaltung endlich sind 
bereits wichtige Fragen der Schulbau- imd Unterhaltungs- 
last unter das System der neuen Yerwaltungsjurisdiction 
gestellt. In dem Amtsbezirk, dem Amts Vorsteher, dem 
Ereisausschuss, in den daraus zu bildenden Yerwaltungs- 
commissionen und in den Oberinstanzen sind die geeig- 
neten Körperschaften mit dem nöthigen Ansehen und der 
nöthigen Intelligenz vorhanden, in deren Zusammensetzung 
sich die Ausgleichung der berechtigten Ansprüche der Fa- 
milie, der Kirche, der Gemeinde und des Staats herstellen 
wird. Die ünterrichtsgesetzgebung findet in den neu 
geschaffenen Körpern der Selbstverwaltung den fertigen 
Kahmen vor. 

Wie in den einzelnen Gliedern dieses neuen Zwischen- 
baaes, so kehrt schliesslich in dem Gesammt-System des 
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Kechtsschntzes far das öffentliche Kecht der untrennbare 
Zusammenhang der drei Gerichtssysteme wieder. 

Die machtvollen Bingmauem, welche die Verwaltung 
innerhalb ihrer gesetzlichen Competenz erhalten^ den Unter- 
thanen gegen vorsätzlichen Amtsmissbrauch schützen und 
jede Privatrechtstitel au&echt erhalten, sind und bleiben die 
Civil- und Strafgerichte in der hergebrachten Formation 
und Zuständigkeit, innerhalb welcher die Yerwaltungsrechts- 
sprechung die inneren Fächer ausfüllt. 

Die Beschädigungen des Gerichtsorganismus, die in 
Preussen und einigen wenigen deutschen Staaten aus Miss- 
verständniss des konstitutionellen Regierungssystems ent- 
standen waren, sind durch die deutsche Reichsgesetz- 
gebung vorsichtig geheilt und der Rechtsstaat nun auch in 
seinen Ringmauern wiederum hergestellt. 

In den Civilgerichten ist das neupreussische System 
der Commissionen und Commissarien beseitigt, die Unab- 
setzbarkeit der Richter, die Ständigkeit der Senate und 
Abtheilungen mit ängstlicher Vorsicht hergestellt, — die 
Trennung von Justiz und Verwaltung in den wenigen 
Theilen Deutschlands, wo sie in Rückstand war, durchge- 
führt, — die Civilklage gegen die Staatsbeamten nicht 
mehr von Vorentscheidungen einer Verwaltungsstelle ab- 
hängig. 

In den Strafgerichten ist mit der gleichen Sorgfalt 
und ängstlichen Vorsicht die Ständigkeit des Richterpersonals 
hergestellt. — Die Strafverfolgung ist nicht mehr aus- 
schliesslich von den ministeriellen Organen der Staatsan- 
waltschaft abhängig, sondern das Einschreiten der Gerichts- 
kollegien ex officio auf Anrufen eineß Betheiligten (wenn 
auch in einer etwas verrenkten Gestalt) wieder ermöglicht. 
In der Strafverfolgung gegen die öffentlichen Beamten ist 
damit der ungehemmte Lauf der Justiz wieder hergestellt. 

Das System der Uebertretungen durch welches die 
Handhabung des Polizei-, Steuer- und Regalrechts unter 
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die Entscheidung der ordentlichen Gerichte gestellt wird, 
ist bis zum Mass des Möglichen ausgedehnt, hat in der 
Seichs- und Landesgesetzgebung seine festen allgemeinen 
Normen, in dem System der Lokalyerordnungen seine ört- 
lichen Normen erhalten, bei deren Handhabung jede Ein- 
wirkung einer constitutionellen Parteiverwaltung durch die 
Besetzung des Gerichts ausgeschlossen wird*^^). 

Ja die Reichsgesetzgebung hat in diesem Gebiet ein 
neues Element der Selbstverwaltung durchgeführt, welches 
in diesem Umfang noch von keiner Gesetzgebung versucht 
ist. Hat der ungelöste Streit über Schwur- und Schöffen- 
gerichte zunächst auch zu einer ungleichmässigen Be- 
setzung der Strafgerichte gefuhrt, so ist doch das Eesultat 
eine Weiterentwickelung der obrigkeitlichen Selbstverwaltung, 
dahin, dass die „Schöffengerichte^ in der grösseren Masse 
der leichteren Stra^lle eintreten, und damit die Gesellschaft 
in weitestem Masse zur Selbstverwaltung des Rechts her- 
angezogen wird. Ueber den Streitigkeiten, welche die 
Formen und das Verfahren dieser gemischten Gerichte be- 
treffen, wolle man die sociale Bedeutung der neuen Ein- 
richtungen nicht verkennen, in welchen Staat und Gesell- 
schaft ein neues Bindungsmittel gewonnen haben. Der 
gelehrte Jurist^ der die technische Mangelhaftigkeit der 
Rechtssprechung durch Laien schilt, verkennt, dass alle 
Rechtsgarantien im Staat ihrem Kern nach sittlicher Natur 
sind und sich nicht durch Arbeitstheilung gewissen Beamten- 
klassen ausschliesslich auftragen lassen. Wo die ganze Macht* 
falle des Staats und wo die Wucht und Leidenschaft der 
herrschenden Parteien der Gesellschaft sich im Strafprocess 
geltend machen (wie dies in denjenigen politischen Processen 
eintritt, welche zu PräJudicien der Staatsverfassung werden), 
ist das Berufsbeamtenthum als alleinige Stütze des Rechts 
unzureichend. Li solchen konvulsivischen Bewegungen des 
Staatskörpers bedarf es vielmehr der Macht des Besitzes selber, 
um das öffentliche Recht gegen die Macht zu vertreten. 
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Wo in der Gescliichte die YerfiBissaiig im Kampf der grossen 
politischen Parteien sich behauptet hat, ist es geschehen, 
weil die richterliche Gewalt sich dnrch die Macht der be* 
sitzenden Klassen selbst verstärkt fand, wo also der Partei- 
organisation eine Bechts- nnd Yerwaltungsorganisation gegen- 
überstand, die ihre Wurzeln in denselben Klassen der 
Gesellschaft fieuid, aus denen die sich bekämpfenden Parteien 
hervorgingen. Vor allem bezeugt es die Geschichte der 
Yerfassungskämpfe in England, dass alle Richtereide und 
alle Yer&ssungseide das öffentliche Recht nicht zu schützen 
vermögen, wenn nicht die Gesellschaft durch Selbstübung 
des Rechts von dem Sinn der Selbstbeherrschung durch- 
drungen wird. Friedensrichteramt und Jury sind aus den 
schwersten Kämpfen der Gesellschaft, aus . der tiefsten Yer- 
wirrung aller Rechtsvorstellungen siegreich hervorgegangen, 
und haben die Probe bestanden, welche der berufsmässige 
Richterstand und der Clerus der Staatskirche in den Yer- 
fassungskämpfen niemals zu bestehen vermochte. Erst die 
dauernden Institutionen des Sel%ovemment haben dem 
Rechtsstaate seinen Halt in dem inliem Leben der Gesell- 
schaft selbst gegeben. 

Treffen diese grossen politischen Gesichtspunkte auch 
nur fiir einen Theil der Stra^ustiz zu, so hat die massen- 
hafte Betheiligung der gesellschaftlichen Klassen an der 
Rechtssprechung immerhin die Bedeutung, das Walten des 
Gesetzes und der Obrigkeit in das Bewusstsein und die 
Gewohnheiten des bürgerlichen Lebens einzufuhren und die 
Selbstverwaltung des Rechts als einen wesentlichen Theil 
der wirklichen Selbstverwaltung der öffentlichen Meinung 
zum Bewusstsein zu bringen. Die nothwendige YereinfiÄchung 
des Strafjgerichtssystems wird sich aus der Praxis ergeben. 

So hat sich in Wechselwirkung mit der Reichsgesetz- 
gebung ein Ausbau der Unterlagen unseres Staats 
vollzogen, der an Tiefe und Energie keine Parallele in der 
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heatigen enropaischeii Welt findet, der (ebenso wie in fiüheren 
Jahrhunderten) in dem preussischen Staatswesen gerade aus 
der Schroffheit der Gegensätze in Staat und Kirche hervor- 
ging, welche sich mit einer bequemen Oberflächlichkeit 
politischer Gebilde nicht begnügt. 

In grossen kräftigen Zügen kehrt der Grundbau des 
deutschen Rechtsstaats wieder,, welcher, unter Anerkennung 
der nothwendigen Kechte der Staatsgewalt, doch einen dem 
Alterthum noch fremden, festen Recht'skreis um den 
Einzelnen, um die Familie, die Genossenschaft, die Commune, 
die EjTche zieht. 

Ein solcher Fortschritt ist niemals rückgängig zu 
machen, so sehr er die mannigfaltigsten Interessen durch- 
kreuzt. Dass die Reform in vielen Lebenskreisen Unzufrieden- 
heit hervorruft, ebenso wie die Stein -Hardenbergische 
Gesetzgebung ihrer Zeit, liegt in dem Wesen jeder durch- 
greifenden Neuerung. Ueberraschend ist nur, dass sich 
der Uebergang mit grösserer Leichtigkeit vollzogen hat, 
als selbst die eifrigsten Vertreter der Reform glaubten. 

Als der am wenigsten befriedigte Theil stellt sich das 
höhere Yerwaltungsbeamtenthum dar. Dies Beamten- 
thum, in dem berechtigten Bewusstsein seiner Bedeutung 
und seiner Verdienste um den preussischen Staat, ist wahr 
rend des letzten Menschenalters in seiner Wirksamkeit und 
Selbständigkeit durch wechselnde Verwaltungssysteme tief 
erschüttert und verstimmt worden. Die Verwaltungsreform 
in ihrem stückweisen Fortgang hat, indem sie die Re- 
gierungscollegien äusserlich fortbestehen lässt, das Haupt- 
organ des Beamtenstaats nun gar „auf Abbruch" gestellt. 
Ist das System der obrigkeitlichen Selbstverwaltung 
dem höheren Beamtenthum von Hause aus unsympathisch, 
so kann eine halbe, schiefe, prekäre Stellung dem Neubau 
gegenüber nur schmerzlich empfunden werden. Wenn man 
die höheren Regierungsbeamten in dieser Lage zu einem 
Gutachten über die Reform auffordern will, so gleicht dies 
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einigennassea dem Yersach, die depossedirten Fürsten 
Deutschlands um ein Gutachten über den neuen Bundes- 
staat zu ersuchen. Am unversöhnlichsten pflegt aber die 
Stimmung der Halbdepossedirten zu sein! 

In den Landräthen wird man getheilte Meinungen 
finden, je nachdem sie durch Geschäftstüchtigkeit die sichere 
Leitung des Ejreisausschusses und damit eine erweiterte 
Selbständigkeit nach oben und nach unten erhalten haben 
oder nicht. 

In den Amtsvorstehem, Kreisvertretungen und in dem 
grösseren Publikum wird sich Anerkennung von einer Seite, 
Unzufriedenheit über Geschäftslast und Geschäftsformen 
von der anderen Seite, ungefähr die Wage halten wie in 
jedem deutschen Verwaltungssystem. Der nationale Cha- 
racter der Reform bewährt sich aber in der raschen Ein- 
gewöhnung. 

Auf anderer Seite dauert eine UnzuMedenheit fort, dass 
eine „Gemeindeordnung" mit allgemeinem Stimmrecht 
und gewählten Gemeindevertretungen in dem System immer 
noch fehle; der demokratische Standpunkt sieht sich durch 
die Reform gewissermassen verkürzt und übervortheilt. 

Wie in dem Gesammtleben des neuen deutschen Reichs, 
so würde auch for diese Fragen die eigentliche Grund- 
Stimmung der Bevölkerung erst in Erscheinung treten bei 
einem Versuch, sie rückgängig zu machen. 

Die Verwaltungsreform kann nur vorwärts gehen 
in ihrer Ausdehnung auf die noch rückständigen Provinzen, 
in ihrer Ausdehnung auf die noch rückständigen secun- 
dären Gebiete, in der Durchfuhrung des reinen Büreau- 
systems in Regierungen und Oberpräsidien '^^). 

Die zwingende Natur des Fortschreitens hat sich bereits 
in dem Masse geltend gemacht, dass jede neue Verwaltungs- 
einrichtung im Reich wie in der Landesgesetzgebung dem 
neuen Systeme unwillkürlich folgt. 

In der Zwischenzeit aber wird ein Rechtszustand wohl 
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ertraglich sein, in welchem die verhängnissvollen Lücken 
und Verschiebungen der Gerichtsverfassung durch die Reichs- 
gesetzgebung ausgefallt sind, in welchem die tfuheren Ver- 
suchungen und Handhaben einer parteimässigen Verwaltung 
durch die Reichsverfassung und Gesetzgebung grösserentheils 
beseitigt sind, in welchem endlich das ältere deutsche Be- 
hordensystem durch seine Beschwerde- und Aufsichtsinstanz 
immer noch die Garantien bietet, die in den constitutio- 
nellen Mittelstaaten Deutschlands bisher als genügend galten. 

Schliesslich dürfen wir einen Rückblick werfen auf das 
weitere Ziel des Neubaues, auf die Gestaltung der par- 
lamentarischen Körper durch die neugestalteten Unter- 
lagen der Selbstverwaltung. 

Wir erstreben mit der Neuerung nicht nur eine Reform 
der Regierungscollegien und der Ortspolizei (über welche 
der technisch gebildete Verwaltungsbeftmte sehr verschiede- 
ner Meinung sein kaiin), sondern eine neue Grundlegung 
for das Verhältniss von Staat und Gesellschaft, in welcher 
nicht mehr blos die geseUschaffclichen Interessen in den ge- 
setzgebenden Körpern vertreten werden, sondern in welcher 
die Gesellschaft in Verwaltung und Rechtssprechung die 
Pflichten des Staats wiederum persönlich üben soll. 

Die wechselvollen Schicksale des Parlamentswesens in 
der neueren europäischen Welt bringen es unserer Zeit 
allmälig zum Bewusstsein, dass alle Erfolge und Misserfolge 
des Parlamentarismus von der Gestaltung der Körperschaf- 
ten oder gesellschaftlichen Gruppen abhängen, aus welchen 
die gewählten Abgeordneten oder die ständigen Mitglieder 
eines Reichsraths hervorgehen. 

Es lässt sich aber unmöglich verkennen, wie das po- 
litische Leben der Wahlkreise fortan nicht mehr aus- 
schliesslich von der Tagespresse und dem Vereinswesen ab- 
hängt, sobald die Gesellschaft von unten herauf durch- 
drungen ist von den Pflichten und gewohnheitsmässigen 
Anschauungen der obrigkeitlichen Selbstverwaltung. 
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Wie in der Ejrche, so ist und bleibt im Gemeinde- 
verband des bürgerlicben Lebens der Gemeinsinn abhängig 
von den diCuernden^ täglich wirksamen Institutionen, die 
in gleichm&ssiger Gewöhnung den Character der Verbände 
bilden. 

Sobald die Presse, das Vereinsrecht^ die heutige Zer- 
fahrenheit der gesellschaftlichen Ideen Yom Staat, von unten 
herauf ihren dauernden Gegenorganismus in der gewohn- 
heitsmässigen Selbstthätigkeit, in gleichmässiger Uebung 
des Staatsberufs und der öffentlichen Rechtssprechung durch 
die gesellschaftlichen Klassen findet: so hat es weniger 
Gefahr mit staatsgefahrlichen Lehren und Parteibildungen, 
welche stets nur aus der Entfremdung der Gesellschaft 
vom Staat hervorgehen. Die Haupt-Gegensätze der heu- 
tigen Gesellschaft werden freilich auch in diesem Organis- 
mus sich aneinander «reiben, wie in jeder freien Verfassung, 
aber ohne das »Gesammtbewusstsein für den Staat zu ver- 
lieren. 

Die Ausdehnung des Stimmrechts auf alle er- 
wachsenen Männer erscheint zeitweise als Gefahr der bür- 
gerlichen Ordnung und entspricht an sich dem Wesen des 
öffentlichen Rechts keineswegs. Denn diese Wahl, d. h. die 
Theilnahme an der Bildung der gesetzgebenden Versamm- 
lung, ist kein angeborenes Menschenrecht, sondern eine 
Theilnahme an der Regierung des Staats, — ein Herr- 
schaftsrecht, welches wie jede Herrschaft über andere recht- 
mässig erworben werden muss durch die persönliche Uebung 
der Pflichten, auf deren Erfüllung die Verwaltung und 
Rechtssprechung des Staats beruht. Dennoch erscheint der 
Durchgang durch ein allgemeines gleiches Stimmrecht un- 
vermeidlich, sobald eine neue Ordnung der Gesellschaft in 
unvermitteltem Uebergang ihren Platz in der Verfassung 
des Staats nimmt. Alle germanischen Verfassungen haben 
(sobald die patriarchalische Familienordnung gelöst war) 
mit einer Gleichberechtigung des liber homo begonnen, und 
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der Bechtssiim unserer Vorfahren hat diesen Fehler der 
Gleichheit nicht dadurch corrigirt^ dass man den Über homo 
durch einen Census von den politischen Rechten der Freien 
kurzweg ausgeschlossen hätte. Die Correctur fand sich auf 
anderem Wege: in der Uebemahme der Verpflichtung zum 
Amt, in der Uebemahme der Heereslast, der Gerichtslast, 
der Friedensbewahrung, des Schöffen- und Gtemeindedienstes, 
durch diejenigen Klassen der Gesellschaft, die sie über- 
nehmen können. Auf dieser Basis entwickelt sich das 
höhere Recht der besitzenden Klassen in der ständischen 
Ordnung des Mittelalters in aufsteigender Richtung — 
bis zu einem Höhepunkt, an welchem in absteigender 
Richtung die herrschenden Klassen ihre Macht- und Herr- 
schaftsyerhältnisse durch Privilegien und Ausschliessungs? 
rechte künstlich zu befestigen anfangen. Der deutsche Ent- 
wickelungsgang des öffentlichen Rechts kehrt auch in der 
neuen Gesellschaft wieder und wird schon in dem ersten 
Jahrzehnt erkennen lassen, wie die Neugestaltung den be- 
sitzenden Klassen den Zusammenhang unter sich und 
den politischen Einfluss wiedergibt, der dem Besitz 
in Erfüllung seiner persönlichen Staatspflichten zukommt. 
Mit und ohne Census gewöhnen sich die Rechtsvorstel- 
lungen des Volks daran, diejenigen Klassen, welche die 
höheren persönlichen Pflichten und Lasten des Staats tragen, 
als einen zur Leitung berufenen Stand anzusehen. Die 
neugestaltete staatsbürgerliche Gesellschaft ist aber noch 
zu jung und zu lebenskräftig,* um heute schon zu dem 
Nothmittel einer Ausschliessung vom politischen Recht zu 
greifen, die wir künftigen Generationen in einer absteigenden, 
alternden Richtung überlassen wollen. 

Wie die Institutionen der Kirche ihre segensreiche, 
nachhaltige Einwirkung nicht in dem Gepränge äusserer 
Macht und Herrschaft der ecclesia militans, sondern in 
einer stilleren, stetigen Arbeit, in Lehre und Seelsorge, in 
ihrer stetigen Einwirkung auf das Familienleben finden: so 
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wird im heutigen Leben der bürgerlichen Gesellschaft 
der innere Ausbau des Staats in den Einflüssen sichtbar, 
welche die personliche Uebung der Pflichten des obrigkeit- 
lichen Amts in ihrer continurrlichen, taglich wirksamen 
Action auf das Leben des Volks im Nachbarverband und 
damit auf das Gesammtleben der Nation übt. Lidern 
der Staat in seinem wirklichen Walten, d. h. im obrigkeit- 
lichen Amt und in der Rechtssprechung, im weitesten Mass 
die gesellschaftlichen Elassen in sich au&immt — und um- 
gekehrt die gemeinsame Erfüllung öffentlicher Pflichten im 
Nachbarverband die durch die Interessen geschiedenen 
Klassen zusammenbringt und in gemeinsamer Pflichterfal- 
lung gewohnheitsmässig vereint — entsteht die gegenseitige 
Durchdringung von Staat und Gesellschaft, auf welcher das 
öffentliche Leben der freien Nationen beruht. 

Mit dieser Durchdringung kehren auch die Rechts - 
grundsätze in die Parteibildungen zurück, welche der 
Gesellschaft in ihren grossen Wandlungen verloren gehen. 
Die Lebensinteressen finden in der Gewohnheit des Staats- 
dienstes und der Rechtssprechung diejenige Sicherheit des 
politischen Urtheils und den Rechtssinn wieder, der sich 
im Erwerb und Genuss der Güter des Lebens, in der 
Presse und im Vereinsrechte allein nicht findet. Der 
deutsche Fleiss hat griechische und römische Staatsbil- 
dungen, englische und französische Rechtsgeschichte mit 
eindringendem Verständniss behandelt. Er wird sich immer 
mehr der Einsicht erschliessen, dass die Verfassungsbildung 
aller Nationen, ihre Grösse und ihr Verfall, auf dem Gegen- 
organismus beruhen, welchen die Gesellschaft in den dauern- 
den Listitutionen und Gewöhnungen des Heerdienstes und 
des Gerichts, des Staatsdienstes und der Kirche fand. 

Diese Einsicht wird sich auch dem Verständnisse des 
deutschen Staates wiederum zuwenden und auch dem 
Juristenstande die geistige Beherrschung des Ganzen wie- 
dergeben. 
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Der Beruf des deuteehen Juristenstandes. 

j\.uch dem Beruf der deutschen Juristen ist durch 
die Neubildung des deutschen Gesammtstaats in Wechsel- 
wirkung mit dem inneren Ausbau des Einzelstaats ein 
weites und ehrenvolles Feld eröf&iet. 

Der deutsche Juristenstand hat einst seine Aufgabe treu 
und ehrenvoll erfüllt, als seit der Keception der fremden 
Rechte und seit der Kirchenreform die Ordnung tiefver- 
wickelter Verhältnisse auf seinen Schultern lag. 

Unter dem Absolutismus hat unser beamtetes Bichter- 
thom den Grundbau des Rechtsstaats in einer Weise auf- 
recht erhalten, welche das „Rammergericht" unter den 
civiUsirten Nationen spruchwörtlich gemacht hat. 

Selbst in der B«chtsverwirrung des Uebergangs zum 
constitutlonellen Staat hat unser kärglich besoldetes Bichter- 
thum dem Einfluss der gesellschaftlichen Parteien ehrenvoll 
widerstanden, hat unsere Bechtsanwaltschaffc sich frei von 
den Missbräuchen der unteren Anwaltschaft anderer Länder 
und moralisch unabhängig von der Dienstbarkeit gegen die 
Machthaber erhalten. 

In der Epoche einer romantisch-unklaren Beaction ist 
unsere Rechtswissenschaft auf eine gründliche Erfor- 
schung ihres Privatrechts zurückgegangen und hat die natio- 
nalen Elemente dieser Bildung erkennen, ihr Yerhältniss 
zu den fremden recipirten Bechten unbe&ngen würdigen 
gelernt. 

Gneist, Bechtastaat. 8. Aufl. 21 
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Aller Fleiss unserer Wissenschaft war freilich nicht im 
Stande, uns die Gemeinsamkeit des Rechts zu erhalten. 
Je mehr die Rechtsbildung durch, Gesetz in den Vorder- 
grund, das Gewohnheitsrecht in den Hintergrund trat, desto 
weiter ging die positive Rechtsbildung der Einzelstaaten 
auseinander. Die aus der zufälligen Zusammensetzung der 
vielen kleinen Legislaturen hervorgehenden Varianten der 
Gesetzgebung schienen immer üppiger fortzuwuchem. In 
Ermangelung einer gemeinsamen Gesetzgebung und Gerichts- 
gewalt war es eine Selbsttäuschung, welche die nationale 
Sehnsucht nach einem gemeinsamen Recht als eine Fort- 
dauer des „gemeinen Rechts'' ansah. 

Erst die Formation des deutschen Bundesstaats 
hat den hundertjährigen Bann gelöst, welcher über unserer 
nationalen Rechtsbildung gelegen hat^ und naturgemäss 
wandte sich die Neubildung zunächst den Gebieten des 
öffentlichen Rechts zu, einschliesslich des Strafrechts, 
der Gerichtsverfassung und des Processverfahrens, in denen 
die Zersplitterung Deutschlands am tiefsten empfunden 
war. 

Zahlreiche Forderungen unseres nationalen Lebens auf 
der Grundlage unserer neugestalteten Gesellschaft waren 
seit der Errichtung des deutschen Bundes unbefriedigt ge- 
blieben, welche nach endgültiger Ordnung der deutschen 
und der preussischen Verfassung nachgeholt werden konnten. 
Die mächtige Liitiative der neugestalteten Staatsregierung 
erhob die politischen Parteien zu der richtigen Erkenntniss 
der Sachlage und führte zu einem Läuterungsprocess, 
in welchem die conservativen Parteirichtungen sich von den 
feudalen, die liberalen Richtungen sich von den demokra- 
tischen Elementen trennten und damit jenes fruchtbare 
Decennium der deutschen Gesetzgebung ermöglichten, welches 
eine spätere Zeit den Regierungen und den neugestalteten 
Mittelparteien als hohes Verdienst anrechnen und in dank- 
barer Erinnerung bewahren wird. 
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Es mag sein, dass, wie nach jeder bedeutenden Codi- 
fication des Rechts, die nächste Arbeit der Rechtswissen- 
schaft sich zunächst mit Commentaren und Hülfsbüchem 
begnügen und scheinbar verflachen wird. Ebenso gewiss ist 
es, dass der gesunde Kern gemeinsamer Rechtsgedanken, 
der in dieser Gesetzgebung erhalten ist, unsere Rechts- 
erkenntniss wieder vertiefen und die gemeinsame Eraffc, 
welche sich bisher in zahllose Sonderbüdungen zersplitterte, 
künftig der Fortbildung des gemeinen Rechts zuwenden 
wird. Eben so gewiss, dass unsere Rechtseinheit in einem 
bürgerlichen Gesetzbuch ihre Krönung finden, und dass 
auch unter den Wechselfallen und Reibungen einer föderativen 
Staatsverfassung das hohe Gut unserer Rechtseinheit nicht 
mehr ernstlich gefährdet sein wird. 

Die zusammengesetzte Staatsbildung ist unver* 
kennbar ihrem Wesen nach eine dem Rechtsstaat günstige. 
Die Republik erhält durch diese Doppelbildung erst ihre 
staatliche Lebensfähigkeit, indem die grossen Schichten der 
souveränen Gesellschaft in der staatlichen Formation und 
Gewöhnung des Einzelstaats ihr Gegengewicht erhalten. 
In der Zusammenfassung monarchischer Staatskörper er- 
scheinen aber in noch höherem Mass die Lebensbedingungen 
des Rechtsstaats. 

Die gesetzliche Feststellung der Staatsgewalten und die 
Rechtssprechung darüber wird in diesem Verhältniss zur 
Lebensbedingung des Einzelstaats wie der Selbsterhaltung 
der regierenden Häuser. Ueberschreitungen des dynastischen 
Interesses, wie im ehemaligen deutschen Bunde, werden zur 
Unmöglichkeit für Regierungen, welche, in die Mitte ge- 
stellt zwischen ein deutsches Kaiserthum und eine Ver- 
tretung des deutschen Gesammtvolkes, nur in einer festge- 
regelten Gompetenz sich selbst zu erhalten vermögen. 

AUe Verhältnisse, welche in dem Einzelstaat zu Gon- 

flicten zwischen Ministem und Volksvertretungen geführt 

haben, gewinnen durch die Reichsverfeissung eine Gestalt, 

21* 
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in welcher sich nicht bloss Staat nnd Gesellschaft, sondern 
Einzelregierung und Gesammtregierung gegenüberstehen, — 
ein Verhältniss, in welchem nicht Machtgebote, Verwaltungs- 
execution und Belagerungszustand, sondern nur eine Kechts- 
sprechung die Lösung giebt. 

Die einzelnen deutschen Landesverfassungen finden 
nicht mehr, wie im ehemaligen deutschen Bunde, eine 
solidarische Gegnerschaft in den dynastischen Inter- 
essen, sondern eine zweiseitige Garantie in der Verfassung 
des Reichs. Die im deutschen Bunde vergeblich gesuchte 
„Garantie" wird hier zur Wahrheit; denn das Literesse der 
Selbsterhaltung zwingt die Einzelstaaten zu einer Gesammt- 
bürgschaft dafür. 

Die Conflicte zwischen den Einzelregierungen und ihren 
Standen finden schon jetzt in dem Bundesrath ein Organ 
ganz anderer Art, als in dem ehemaligen Bundestag; die 
„Vermittelung" des Bundesraths muss aber in Rechts- 
sprechung übergehen, wo die Streitpunkte sich auf engere 
Kreise zurückziehen, technischer Art werden und der staats- 
rechtlichen Continuität im Literesse aller Theüe nicht ent- 
behren können. 

Sind die Einzelregierungen gezwungen, ihre Selbster- 
haltung nach oben in Gesetz und Rechtssprechung zu 
suchen, um nicht von einer centralisirenden Reichsregierung 
aufjgezehrt zu werden: so wirkt dasselbe Verhältniss zwingend 
nach unten, um Gesetz und Rechtssprechung im Einzel- 
staat zu befestigen. Ein Verfahren, wie das im hannoverschen, 
kurhessischen, mecklenbjirger Verfassungsstreit, ist in der 
heutigen Reichsverfassung nicht mehr möglich. 

Da alle Widerstandsfähigkeit der Einzelregierungen nach 
oben wie nach unten durch die Einigkeit zwischen 
Landesregierung und Landesvertretung bedingt ist, so muss 
auch im Lmem der Einzelstaaten der feste Bau einer Ver- 
waltungsjurisdiction sich herstellen. Die Selbstinterpretation 
der einzelnen Departementsminister über die streitigen Fragen 
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der Landeshoheit yerKert durch die Einfügung des Einzel- 
staats in das Reich ihren Halt, und als Machtmittel ihren 
Reiz. 

Selbst die Formation der Volks -Vertretung wirkt in 
ihrer Einseitigkeit zunächst als Gegengewicht gegen den 
befestigten Particularismus des ehemaligen deutschen Bundes. 
Sie wird zersetzend gegen kleinere Petrefacte der standischen 
Gesellschaft wirken, wie sie noch in Mecklenburg bestehen. 
Sie wirkt als treibende Ej*aft centralisirend, bis das 
rechte Mass des nothwendig Gemeinsamen erreicht sein 
wird, welches deutsche Weise ertragen kann. Wenn man 
diese ungeduldig agitirende Richtung schilt, so wolle man 
sich auch erinnern, dass Deutschland seit zwei Jahrhunderten 
eines treibenden Organs leider entbehrt hat! 

So gewiss also die Behauptung des theueren Besitz- 
thums im Gtuizen erscheint, so wird es sich freilich nicht 
ohne den Streit der Parteien erhalten, welcher aus der Span- 
nung zwischen Staat und Gesellschaft auch in unserer neuen 
Staats- und Rechtsbildung stetig hervorgeht. 

Haben auch die gemässigten Parteien sich in Anerkennung 
der wesentlichen/ Grundlagen unseres monarchisch-constitutio- 
neUen Staatsrechts zusammengefunden und damit ein schöpfe- 
risches Zusammenwirken der Staatsregierungen mit den 
Parlamentskorpern ermöglicht, so bleiben doch aus dem 
älteren Streit der beiden Gesellschaftsordnungen immer 
noch Elemente zurück, welche vom heutigen Staat abseits 
stehen und an den bestehenden Institutionen eine gestrenge 
Kritik üben. 

In den grossen Städten und in einigen Districten, in 
welchen die industrielle Gesellschaft den Gemeindeverband 
wie den Gemeindesinn au%elöst oder tief gelockert hat, 
bleiben (wie in England und Frankreich) die festen Sitze 
eines demokratischen Radikalismus stehen. Ein 
hohes Mass vielfältiger geistiger Bildung, verbunden mit 
einem geringen Mass von praktischer Einsicht in die realen 
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Bedürfilisse eines grossen Staatswesens und seiner Verwal- 
tung, gewöhnen diese gesellschaftlichen Elemente und ihre 
Presse an eine absolute Kritik, welche die gegebenen Zu- 
stande mit der unbarmherzigen Logik ihrer Formehi misst, 
ohne einzusehen, dass ihre aus dem geseUschaftUchen Con- 
stitutionalismus entsprungenen Obersätze auf unzureichenden 
Abstractionen beruhen. 

Andererseits erhält die Abgeschlossenheit der Endlichen 
Verhältnisse und ihrer Ortspfarren intransigente Stimmungen, 
welche Vom Standpunkt einer älteren Gesellschafts- 
ordnung der neuen staatsbürgerlichen Gesellschaft sich 
nur negirend und abwehrend gegenüberstellen. 

Wieder in anderen Gebieten ist es die nationale Neigung 
zur Absonderung, die sich bald an dynastische, bald an 
kirchliche Verhältnisse heftet und sich dem neuen deutschen 
Bundesstaat in dauernder Abneigung gegenüberstellt. 

Den Scheinargumenten dieser Parteien könnte das 
deutsche Juristenthum wohl sicherer gegenübertreten als 
dies bisher geschehen. 

Wird von einer Seite noch immer für Deutschland „der 
Einheitsstaat" und nichts als der Einheitsstaat mit 
verantwortlichen Ministem verlangt, so genügt doch wohl 
einige Kenntniss von der Rechtsbildung unseres Gesammt- 
staats und seines Verwaltungsrechts, um darzuthun, dass 
das Schema der englischen Parlamentsregierung auf diesen 
Bundesstaat unanwendbar ist, dass die Durchführung des 
Schemas nicht nur den Rechtsbau des Einzelstaats, sondern 
den „Rechtsstaat" überhaupt zerschlagen würde. So lebhafte 
Redekämpfe aus diesen Bestrebungen noch hervorgehen 
mögen, so liegt ein hinreichendes Gegengewicht dagegen 
wohl in der unvertilgbaren Neigung unserer Nation zu 
staatlichen Sonderbildungen, in Verbindung mit dem Inter- 
esse der Einzelregierungen zu ihrer Selbsterhaltung, welche 
in den nächsten Wandlungen viel eher ein Ueberwiegen des 
Partikularismus und einen zeitigen Stillstand in Aussicht 
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stellt. Der individiialisireiide Characterzäg unserer Kation, 
sowie der starke Zwischenban des Föderativstaats mit seinen 
besonderen Volksvertretungen, wird ein Zusammenballen 
geseUschaftUcher Er&fte zur immittelbaren Beherrschung 
der Beichsgewalt durch „verantwortliche'^ Parteiminister 
wohl schwerer ausführbar machen, als in irgend einer Ver- 
fassung der europäischen Welt. 

Wenn femer die Gesellschaft in wunderbarer Selbsttäu- 
schung noch immer von „Kecht und Rechtsstaat" spricht, 
wo Jedermann nur Verfistösungsartikel und Gesetze selbst 
interpretiren will: dann wäre es wohl Sache des Juristen, 
kraft seines Berufs den politischen Freunden zu sagen, dass 
sie sich selbst täuschen, dass man das Recht eben nicht 
will, wo jeder nur sein Verständniss von Recht meint. Mit 
der jetzt gesicherten Grrundverfassung der deutschen Gerichte 
und mit dem tie%ehenden Eingreifen der Verwaltungsgerichte 
wird dieser Standpunkt wohl endlich zu überwinden sein, 
und die Achtung vor dem Gesetz auch in öffentlich- recht- 
lichen Verhältnissen allmälig wiederkehren. 

Wenn die democratische Doctrin den Staat und seine 
Rechtssprechung noch immer in ihr einfaches Schema 
einer Interessenvertretung auflösen will, wenn man 
immer noch Gewerbegerichte und Verwaltungsgerichte, 
Geschworene und SchöfPen durch die Majorität nachbarlicher 
Interessen wählen möchte: so wäre es wohl der Beruf des 
Juristen, daran zu erinnern, wie seit 1000 Jahren der 
deutsche Rechtsstaat darauf beruht, dass die streitigen 
Fragen des Rechts durch ständige Organe entschieden 
werden, die von der Okrigkeit, nicht von der Mehrheit der 
Interessenten ernannt werden. 

Es wird .deii rein gesellschaftlichen Anschauungen vom 
Staat freilich eben so schwer zu lernen, wie zu vergessen. 
Eine ernste Gefedir aber wird von den intransigenten Par- 
teirichtungen der alten Observanz so wenig erwachsen, dass 
wir viehnehr nach bisheriger Erfahrung zu der Vermuthung 
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berechtigt sind, dass in der Stunde der Grefahr aach sie 
die Pflicht des Unterthanen und die Liebe zum Vaterland 
nicht verleugnen werden. 

Anders yerhält es sich mit den neuen Gegensätzen, 
welche aus der tie%ehenden Umwandlung der europäisclieii 
Gesellschaft sich entwickelt haben und noch weiter fort- 
bilden. Es wäre vergeblich zu hoffen, dass es der deut- 
schen Nation vergönnt sein sollte, auf dem Boden ihrer 
nationalen Rechtseinheit ohne ernste Sorge und Gefeihr 
von dieser Seite auszuruhen. 

Es liegt tief in der sinnlich-vernünftigen Natur des Men- 
schen begründet, dass aus jedem überwundenen Gegensatz 
ein neuer hervortritt. In dem rohesten, in Selbstsucht 
und Materialismus verkommenen Individuum sehen wir oft 
sehr unerwartet das Mitgefühl und das Gewissen erwachen 
und zur Erfüllung der Menschenpflicht zurückkehren. Um- 
gekehrt aber tritt nach Erreichung der höchsten Ziele des 
menschlichen Strebens ebenso unerwartet der „Mensch" 
mit seinen niederen Bestrebungen und selbstsüchtigen In- 
teressen hervor. Es gilt dies wie von dem Einzelnen so 
von der Gesammtheit und fuhrt zu der beschämenden That- 
sache, dass mit Erreichung der höchsten idealen Ziele 
die nackte Selbstsucht der gesellschaftlichen Interessen, 
dass mit Erreichung der nationalen Einheit ein neuer 
schroffer Zwiespalt in den Lebensprocess der Nationen 
eintritt. Es sind andere Elemente der Gesellschaft, welche 
nach Austragung grosser Parteikämpfe in Bewegung kommen. 

Die Noth der arbeitenden Klassen in der in- 
dustriellen Gesellschaft, die Ungleichheit der Lebensgenüsse 
bei wachsender Zugänglichkeit für Alle, die Begierde zum 
Genuss, die wechselnde Gunst und Ungunst der wirth- 
schaftlichen Zustände und das Selbstgefühl der Massen, 
welches grossen Kriegen zu folgen pflegt, — vor Allem 
aber die Erschütterung so vieler überkommenen Autoritäten 
in Staat und Kirche, — haben eine Partei erzeugt, sehr 
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Terschieden von derjenigen der doctrinären Demokratie und 
der „Bevolntionäre^ von 1848. Hier handelt es sich nicht 
mehr nm das Bestreben einer Beherrschmig des Staats 
durch gesellschaftliche Wahlen mid yerantwortliche Mi- 
ldster , sondern um eine Negation des Staats und der 
natnrgemässen Ordnung der Gesellschaft^ um eine Heilig- 
sprechung der sinnlichen Begierden, um einen zucht- und 
zügellosen Kampf gegen Staat und Kirche als solche. — 
Und kaum ist dieser revolutionären Propaganda durch die 
Macht des Staats Ruhe geboten, so erscheint in den be- 
sitzenden Klassen ein Wetteifer in Bethätigung verwandter 
Gesinnung, welche die Erhöhung des eigenen Einkommens 
auf Kosten des Gesammtwohls als patriotische Realpolitik 
proclamirt, welche den Besitzneid zwischen Stadt und Land 
von Neuem an&cht und auf die idealistischen Bestrebungen 
der letzten Generation schon beinahe mitleidig zurückzu- 
blid^en beginnt. 

Während der Abscheu gegen die Rohheit und Gewalt- 
samkeit der neuen geseUschafklichen Factoren die be- 
sitzenden Klassen zu staatlicher und kirchlicher Autorität 
zurückfahrt, erzeugt sie wiederum kirchliche Bestre- 
bungen, welche die politische Machtstellung der Geist- 
lichkeit zum alleinigen Ziel nehmen. Die materialistisch- 
demokratische Richtung der Zeit musste naturgemäss zu 
einer Erhebung ihres Gegenpols, der römisch-katholischen 
Kirche fahren, eben weil sie die äussere Autorität als 
Wesen der Kirche der Gesellschaft gegenüber stellt. Als- 
bald aber trat die römische Hierarchie der Neubildung 
des deutschen Reichs in offener Feindschaft gegenüber, so- 
bald eine protestantische Dynastie die deutsche Kaiser- 
krone angenommen hatte. Noch einmal scheint sich ein 
Zwiespalt zu erheben, der ein Jahrhundert hindurch die 
Existenz und Wohlfahrt der deutschen Nation zu vernich- 
ten drohte. Noch einmal scheint die Kirche in jene Ver- 
äusserlichung zurückzufallen, welche Besitz, Macht und 
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Herrschafi; zum Selbstzweck macht; — gegen welebe das 
Gewissen der deutschen Nation sich einst erhoben hat. 
Nach 2 Jahrhunderten der Toleranz wird die yennittelnde 
Rechtsstellung des Staats , welche eine nationale Einheit 
im kirchlichen Zwiespalt seit dem WestphäHschen Frieden 
ermöglicht und erhalten hat (S. 142^ 146), grundsätzlidi in 
Frage gestellt. Noch einmal beginnt unter dem Kamen 
des Christenthums ein Streit, der mit den modernen Agi- 
tationsmitteln der Presse und des Yereinswesens in Geist, 
Form und Mitteln den Geboten des Christenthums wie 
dem „conservativen" Beruf der Kirche sicherlich nicht 
entspricht. 

Wir können hoffen, dereinst auch diese Gegensätze zu 
überwinden auf der alten Grundlage der allgemeinen Wehr- 
pflicht, der Schulpflicht, vor Allem jenes Nationalcharacters, 
welcher einst in der Reformation mit unaussprechlichen 
Opfern den Sieg der Staatsidee errungen hat — ^ jenes viel- 
gescholtenen deutschen Idealismus, der doch nur die vorzugs- 
weise staatliche Anlage der Nation im Gegensatz der ge- 
sellschaftlichen bedeutet. 

Aber diesen neuen Gegensätzen gegenüber kann die 
Politik sich unmöglich verhehlen, dass dagegen nicht durch 
äussere Machtmittel, sondern nur von innen heraus 
durch jene dauernden Institutionen zu helfen ist, welche die 
Gesellschaft zu Recht und Frieden, zu Zucht und Sitte im 
Nach bar verbände erziehen. 

Noch unmittelbarer ist der Beruf des Juristen auf 
die Erkenntniss jenes Zwischenbaues verwiesen und damit 
in sehr erhöhtem Masse auf die Seite des öffentlichen 
Rechts. 

Der Rechtsstaat ist nicht-Juristenstaat, welcher 
durch Arbeitstheilung sein Recht einem einzelnen Berufs- 
stand auftragen könnte, während die übrige Gesellschaft 
ihrem Erwerb und Genuss nachgeht und in Vereinsrecht 
und Presse ihre Interessen organisirt. 
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Der Rechtsbcmf kann sich auch nicht in der Civil- 
Hnd Gnminalpraxis erschöpfen, sondern bedarf der Ge- 
sammtaufiassong des sittlichen Lebens seiner Nation/ in 
welchem das lebendige Eecht von dem inneren Wollei^ 
des Menschen hervorgeht. 

Wohl sind die gefährdeten und beunruhigten Elassen 
der Gesellschaft heute geneigt, Religion und Sitte als den 
wirksamen Schutz gegen jene Verirrungen des mensch- 
lichen Geistes gelten zu lassen: aber sein staatsrechtlicher 
Beruf sollte dem Rechtsverstandigen sagen, dass das reli- 
giöse Gefahl wohl den Einzelnen nach Zeit und Ort zu 
einem vemunft- und rechtmässigen Handeln bestimmen wird, 
dass es aber für die dauernde Gemeinschaft der Men- 
schen im äusseren Leben keine -sittlich-religiöse Gemein- 
schaft ohne dauernde Kirchengemeinschaft gibt, dass auch 
der Protestantismus ohne die dauernden Listitutionen der 
Lehre und Seelsorge, ohne gemeinsames Bekenntniss und 
Uebung, ohne die kirchlichen Gewöhnungen des Familien- 
lebens, kein dauerndes Band der Gesellschaft zu bilden 
vermag und dass es vorzugsweise der Beruf unserer Nation 
ist, das Gleichgewicht der beiden Seiten zu erhalten. 

Ebenso wird das wohlverstandene Interesse den 
Menschen wohl zu einem rechtlichen Handeln gegen 
seine Mitbüj^er bestimmen, die politische Klugheit den 
Einzelnen in verfassungsmässigem Gehorsam gegen den 
Staat erhalten: aber unser staatsrechtlicher Beruf vor 
Allem sollte erkennen, dass in der Gemeinschaft der 
Menschen die freudige Thätigkeit für das Gemeinwohl, der 
einsichtig-patriotische Sinn, sich nur in dauernder Selbstthä- 
tigkeit der besitzenden Klassen entwickelt. 

Unser staatsrechtlicher Beruf sollte uns sagen, dass bei 
Reformen der Verwaltung von solchem Ernst und solcher 
Tiefe, wie sie neuerdings in Preussen unternommen sind, 
es sich um das höhere Ziel handelt, dem Zwiespalt der Ge- 
sellschaft seine Vermittelung, den Machtbestrebungen anta- 
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gonistischer Kirchenregierungen ihren inneren Frieden und 
ihre Yersöhnimg in practischer Lebensthätigkeit wiederznge- 
ben, und Land und Stadt in der Ueberzeugung zu vereinen, 
„dass nichts in der Welt so gut ist, dass es die freie Selbst- 
thätigkeit des Staatsbürgers in den Geschäften des Staats 
ersetzen könnte". 

In der Erkenntniss der Wechselwirkung aller sitt- 
lichen Factor en in dem Gesammtleben der Nation liegt 
unser Beruf, der ohne ein eindringendes Verstandniss vom 
Wesen der Gesellschaft, ohne staatswissenschaftliche und 
volkswirthschaftiliche Bildung nicht zu erfüllen ist. 

In dieser umfassenderen Erkenntniss werden wir die Ach- 
tung vor unserer Vergangenheit wiederfinden und in Wieder- 
anknüpfung an unser positives Landesstaatsrecht uns über- 
zeugen, dass in dem deutschen Leben eine Stetigkeit 
der Kechtsanschauungen in Staat und Gemeinde waltet, die 
das Verstandniss unserer staatlichen Vergangenheit zum 
Leitstern far unsere Zukunft macht. 

Mit seiner vollen Beruf skenntniss soll der practische 
Jurist in dem Ehrenamt der Commune wie in der Volksver- 
tretung, in dem Verwaltungsamt des SeKgovemment, wie in 
der Verwaltungsjurisdiction seine Stellung nehmen, vor Allem 
auch in der „freien Advocatur" der deutschen Presse die 
ihr nothwendige Kenntniss des öffentlichen Eechts zufohren. 

Mit dieser Berufsanschauung soU die Rechtswissen- 
schaft sich nicht darauf beschränken, ihr Privatrecht, 
Strafrecht und Gerichtsverfahren in mikroskopischen Unter- 
suchungen so zu behandeln, als ob ein positives deutsches 
Staatsrecht mit seinen festen Eechtsbegriffen gar nicht be- 
stände, während doch aller pragmatische Zusammenhang im 
Recht auf den Wechselbeziehungen von Staat und Gesell- 
schaft beruht. 

Jurisprudentia est divinarum et humanarum rerum 
notitia, justi atque injusti scientia, — so meinten einst 
die Juristen, die ihren Beruf im vollen Masse verstanden- 



Anmerkungen. 



1) üeber den Begriff der Gesellschaft vgl. L. Stein. [S. 2. 
Der Begriff der Gesellschaft und die sociale Geschichte der fran- 
zösischen Bevolntiony Leipzig 1850. Einleitung S. I— CXLI. Diese 
meisterhafte Darstellung ist für meine Bearbeitung der englischen 
Verfassnngsgeschichte von massgebender Bedeutung geworden. Um- 
fassender hat Bobert von Mohl den Gedanken eines besonderen 
„Gesellschaftsrechts'' in der Tübinger Zeitschrift für Staatswissen- 
schaften 1851, und dann in seiner Geschichte und Literatur der 
Staatswissenschaften Bd. I. (1855) als Grundlage einer neuen Be- 
handlung der Staatswissenschaften ausgeführt. Der Überwältigende 
Einfluss, welchen die Umbildung des Güterlebens auf die Vor- 
stellungen Übt, tritt heute für alle Ideen vom Staat in den Vorder^ 
gmnd. Der Begriff der Gesellschaft wird auch in Deutschland oft 
so weit ausgedehnt, dass er den Staat einbegreift und als Mittel 
zum Zweck sich unterordnet. Gegen diese Einseitigkeit wendet sich 
Bluntschli in der Münehener Kritischen Ueberschau Bd. III. S. 229 
bis 266 (1855). In Wort und Schrift hat der Verfasser dieser Ab- 
handlung eine Ueberhebung der socialen Grundauffassung über den 
Staat seit Jahren bekämpft. Es scheint indessen unabänderlich, dass 
jede berechtigte neue Bichtung zunächst mit einer Uebertreibung, 
mit einem Bestreben nach ausschliesslicher Geltung auftritt, bis sie 
die ihr zukommende Stellung erlangt hat. 

2) Die Einführung des Wortes „Bechtsstaat'' in [S. 7. 
die Wissenschaft gehört Bobert von Mohl in verschiedenen 
Schriften, insbesondere im Eingang seiner Polizeiwissenschaft und 
in der Litteratur der Staatswiss. I. 297 ff. Dass das Wort so rasch 
das Bürgerrecht gewonnen hat, ist ein bedeutungsvolles Zeichen, 
dass es einem Grundzug des nationalen Denkens einen entsprechen- 
den Ausdruck gibt Mit Becht erinnert aber H. Schulze (Deut- 
sches Staatsrecht 1867 S. 145), dass an dem Wort noch viel Unklar- 
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heit und Missverständniss haftet, dass namentlich damit nicht ge- 
meint sein kann nnd soll: eine Beschränkang des Staats auf die 
blossen Zwecke eines rechtlichen Bürgervertrags. — L. Stein, „die 
Verwaltnngslehre'' I. 297 (2. Auflage 1869) hebt hervor, dass das 
Wort und der Begriff des Bechtsstaats specifsch deutsch sei, und 
dass im Grunde genommen die ganze Rechtsphilosophie seit Hugo 
Grotius dahin gehe, denjenigen Begriff des Staats aufzustellen und 
zu* entwickeln, den das Wort „Bechtsstaat'' bezeichnen soll. 

8) Die innere Organisation der Gesellschaft ist [8.8. 
in leichten Grundzügen nach dem Gedankengang Steines gegeben in 
der oben citirten Abhandlung, jedoch mit Weglassung des feineren 
Zwischenbaues. 

4) An einer der hervorragendsten Grundformationen der [S. 22. 
europäischen Welt, an dem inneren Bau des englischen Staats 
ist diese Bedeutung der obrigkeitlichen Selbstverwaltung als „Gegen- 
organismus der Gesellschaft^ in systematischem Zusammen- 
hang gegeben in „Gneist, Selfgovernment, Communal- Verfassung 
und Verwaltungsgerichte" (dritte Auflage 1871), S. 879—1018. 

5) Stahl, Staats- und Bechtslehre IL 137. Bei [S.3d. 
der Ausführung kommt aber auch Stahl nicht über den Standpunkt 
hiiAkUs, dass ein Rechtsspruch nur über „exemte Rechte^ stattfinde, 
dass im Uebrigen die Verwaltung nach Grundsätzen der Zweck- 
mässigkeit zu führen sei. 

6) Im Gegensatz der hergebrachten politischen Auffassun- [S. 40. 
gen ist der innere Rechtsbau des englischen Staats historisch 
und systematisch gegeben in Gneist, Englisches Verwaltungsrecht, 
2. Aufl. (1867) 2 Bde., und Gneist Selfgovernment, Oommunalver- 
fassung und Verwaltungsgerichte in England, 3. Aufl. (1871). Als ver- 
gleichendes Verwaltungsrecht: Gneist, Verwaltung, Justiz, Rechts- 
weg, Staatsverwaltung und Selbstverwaltung (1869). 

7) üeber Gesetz, Verordnungsrecht und Regula- [S. 40 
tivgewalt nach englischem, französischem und deutschem System: 
Gneist, Verwaltung, Justiz. S. 62—76. Schon die schlichteste 
üebersicht der wirklich vorhandenen Verhältnisse genügt, um die 
gesellschaftliche Idee, als liessen sich alle Normen der obrigkeit- 
lichen Gewalt durch Gesetze feststellen und als dürfe eine constitu- 
tionelle Regierung keine anderen Befugnisse haben, als solche, die 
ihr durch Gesetz beigelegt sind, als völlig unausführbar darzulegen. 

8) Die Entstehung des englischen Selfgovern- [S. 42. 
ment aus dem anglonormannischen Kriegs-, Gerichts-, Polizei- Wesen 
und Stadtrecht in R. Gneist, die Geschichte des Selfgovernment, 
Berlin (1863), später als Theil der zweiten Auflage der englischen 
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Communal-Verfassung) Bd. I. S. 1—400 nochmals abgedruckt. Alle 
Aemter des Selfgoyernment haben den reinen Amtscharacter, alle 
Bechte und Ehren, alle Pflichten und Verantwortlichkeiten der 
Staatsämter. Die yoUkommene Identität mit den Staatsämtern 
wird sichtbar an den stetigen ümwandliingen, yermöge deren in 
jedem Menschenalter unbesoldete Ehrenämter des Selfgoyernment 
an die Stelle besoldeter Staatsämter treten nnd umgekehrt. 

9) üeber den Gmndban des Verwaltnngsrechts nach der [S. 44. 
Dreigliedemng: in (1) Gesetz, Verordnungsrecht nnd Regnlatiy- 
gewalt, (2) Aasführung durch Staatsbeamte und durch Selfgoyern- 
ment, (3) administratiye, Gerichts- und Farlaments-Controlen ygl. 
Gneist, Verwaltung, Justiz, Rechtsweg (1869) S. 62->206; über 
den Zwischenbau der Verwaltungsjurisdiction S. 144— 159. 171—189. 
üeber die Gestalt der yon uns sogenannten Verwaltungsexecution 
in England ygl. Selfgoyernment (1871) S. 334—836. 432. 

10) üeber «die Gesammtconstruotion der Polizei-Juris- [S. 45. 
diction mit der Oontrolinstanz der Reichsgerichte ygl. Gneist, 
Selfgoyernment (1871) S. 475-517. üeber die ununterbrochene Kette 
der Amtsgewalten, yon der Ministerialyerwaltung herab bis zu den 
executiyen Ortsbeamten, Oonstabler etc. ebendaselbst § 83. — Modi- 
ficationen der Verwaltungsjurisdiction durch die Goncurrenz einer 
administrativen Oberinstanz bei der Centralyerwaltung in Ar m e n - 
Sachen, Selfgoyernment S. 769— 776; in den Gommunaleinrichtungen 
der Gesundheits- und Baupolizei S. 826— 383; in der Wege- 
verwaltung S. 859 — 863. üeber den Gegensatz der obrigkeit- 
lichen und der wirthschaftlichen Selbstverwaltung überhaupt a. a. 0. 
917-923. 987—994. 

11) Verwaltungsjurisdiction in Miliz und Armee yergl. [S. 52. 
Selfgoyernment S. 540—552. 

12) Verwaltungsjurisdiction über die E i n s c h ä t z n n g s - [S. 54. 
Steuern, insbesondere die Staatseinkommensteuer. Vergl. Self- 
goyernment S. 553 — ^565, über Einschätzung der Kreis- und Ge- 
meindesteuern S. 565—576. 

18) Verwaltungsjurisdiction über die städtische V e r - [S. 55. 
waltung mit ihrer durchgeführten Scheidung der obrigkeitlichen 
nnd wirthschaftlichen Selbstverwaltung. Gneist, Selfgoyernment 
S. 637-642. 

14) üeber die Verwaltungsjurisdiction zwischen Kirche [S. 57. 
und Staat ygl. Gneist, Engl. Verwaltungsrecht n. § 135. 139—141. 
öneist, Verw. Justiz S. 560—570. 

1») Verwaltungsjurisdiction über das Schulwesen. Die [S. 57. 
Parochialschulen bildeten von Alters her einen Anhang der Kirchen- 
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yerwaltnng. Erst im letzten Mensckenalter sind mit Ansdaner und 
Energie die Grundlagen einer national edncaüon gelegt. Da in- 
dessen die Staatseinwirkung ihren Ausgang von den Staatszuschüssen 
2U den Gemeindeschulen nahm, so entstanden daraus zuerst nur 
Normativbestimmnngen fiLr die Verwendung und ministerielle Schul- 
regulative. Erst das Schulgesetz von 1870 legt die Grundlagen 
eines gesetzlichen Verwaltungsrechts und stehender Schulconunis- 
sionen. 

16) Der Angelpunkt des Rechtsstaats liegt von dieser [S. 61. 
Seite aus in dem Yerhältniss der Geldbewilligungen zu der 
Gesetzgebung. Ist die Ministerverwaltung rechtlich verantwort- 
lich für Ausführung der Gesetze des Landes, so kann das gesetz- 
lich Nothwendige nicht von der discretionären Bewilligung des 
Unterhauses abhängig gemacht werden. Das Geld bewilligende 
Haus kann nicht die Mitwirkung der beiden anderen „Factoren der 
Gesetzgebung"* dadurch bei Seite setzen, dass es durch Geldbewilli- 
gUDg oder Verweigerung thatsächlich Zustände herbeiführt, die nur 
auf dem Wege der Gesetzgebung entstehen sollen. Das Unterhaus 
kann daher in keine Geldbewilligung und kein Finanzgesetz Vor- 
schriften einschieben, welche in das Gebiet der Gesetzgebung gehören 
{tacking biUs). Das Unterhaus hat neue Steuern, Belastungen und 
Gredite zu bewilligen, nicht aber Domaineneinkünfte , hergebrachte 
Eevenüen der Krone, gesetzlich -permanente Steuern, welche vielmehr 
kraft des Gesetzes dem „consolidirten Fonds*" zufliessen. Das Unter- 
haus hat die Nothwendigkeit der Staatsausgaben in ihren Haupt- 
titeln zu prüfen und anzuerkennen, um danach das Mass der noth- 
wendigen Deckungsmittel zu bemessen: die Ministerverwaltung ist 
aber für Etatsüberschreitungen nur verantwortlich nach den allge- 
meinen Grundsätzen der Ministerverantwortlichkeit für eine gesetz- 
mässige Verwaltung. Ueber die staatsrechtlichen Grundlagen des 
sog. Budgetrechts vgl. Gneist, Gesetz und Budget. Berlin 1879. 

16a) Die klassischen Institutionen Blackstone 's be- [S. 63 
handeln nach bekanntem System: das Becht der Personen, der Sachen, 
den Civil- und Strafprozess (personae, res, actiones). Von dem Staats- 
recht ist eine Skizze des Parlaments und der königlichen Prärogative 
nur als Einleitung zum jus personarum aufgenommen. Es fehlt 
der geschichtliche Entwickelungsgang der Verfassung, das ganze 
Verwaltungsrecht, der ganze Organismus des selfgovemment. 

17) Der ursprüngliche Gedanke einer allgemeinen Ci- [S. 70 
viljurisdiction des Beichskammergerichts in allen Streit- 
sachen zwischen Eeichsständen und Eeichsmittelbaren erscheint in 
der ersten Eammergerichtsordnung (bei Datt, de pace publica IV. 
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7 § 52). Wenn diese Clansel in den späteren Redaktionen wegg^e* 
lassen wnrde, so lag als sachlicher Grand im Hintergrunde die staats- 
rechtliche Natnr der Streitigkeiten, die in den staatlich entwickelten 
Territorien immer stärker hervortrat. 

18) Die Autoritäten der Reichskammergerichts - Praxis [S. 81 
heben im Verlauf der Zeit immer bestimmter hervor, wie das in- 
teresse publicum nicht Gegenstand des Gerichts sein könne, sondern 
nur laesiones juris privati. 

Der Grundgedanke, dass in diesem Beschwerdeverfahren die 
Landesobrigkeit Rechenschaft giebt vor Kaiser und Reich 
über die sinngemässe Ausübung der vom Kaiser verliehenen 
Oewalten, wird anerkannt von Struben, Nebenstunden III. 13. § 18. 
Rechtliche Bedenken III. 311, sowie in den Ausführungen von Berg, 
Handbuch des deutschen Polizeirechts 2. Aufl. (1802) Bd. I Abschnitt IV, 
In Bezug auf den Reichshofrath wird ausdrücklich anerkannt, dass 
derselbe zugleich Gerichtshof und Regierungskollegium sei, und 
dass jene Funktionen polizeilicher Rechtssprechung zu seinem Ge- 
scbäftskreis als Regierungskollegium gehören (von Berg, Po- 
lizeirecht rV S. 50 ff.). Allein dasselbe gilt vom Reichskammergericht, 
dessen Zuständigkeit in Polizeisachen mit kaum einer erheblichen 
Ausnahme sich concurrirend mit dem Reichshofrath entwickelte. 
Jedenfalls waren die Functionen beider Reichsgerichte sachlich 
dieselben und auch die Prozessualisten erkannten in der Regel 
an, dass das Reichskammergericht im Mandatsprozess „Polizeige- 
walten** ausübe. — In späterer Zeit wurde diese Verwaltungsjuris- 
diction vielfach mit der ordentlichen Gerichtsbarkeit vermengt Von 
entscheidendem Einfluss darauf ist wohl die Aufzählung von Malblank, 
Praxis des Reichskammergerichts etc. (1791) Th. IV. §§ 34—71 ge- 
worden. Der Gesichtspunkt der Aufzählung liegt hier aber nur in 
der Frage, in welchen Sachen das eine oder andere Reichsgericht 
competent sei, nicht in einer Erörterung der Natur der Rechts- 
mittel. Zur reichsgerichtlichen Gompetenz gehören nach Malblank 

1. Streitigkeiten unter Reichsständen über den Besitz von 
Regalien, Landeshoheit, Gerichtsbarkeit, Exemtionen u. s. w. in 
possessorio, wie in petitorio (§ 34). 

2. Beschwerden der Landstände gegen üeber schreitung der 
Landeshoheit, vorzugsweise beim Reichshofrath (§ 35). 

3. Beschwerden in Reichspolizeisachen (§ 36), concurrirend 
bei beiden Reichsgerichten anzubringen, doch so, dass der Reichs- 
hofrath allein ex officio einzuschreiten berufen sei. 

Nicht zur Gompetenz der Reichsgerichte gehören dagegen: 
eigentliche Staatssachen (§ 51), geistliche Sachen (§§ 52—65), eigent* 

Gn eist, Rechtsstaat 2. Aufl. 22 
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liehe Kegiernngs- und Polizeisachen (§§ 66. 67); wohl aber contentiöse 
Fragren in Eommnnalsachen (§§ 68—71). 

Genauer scheidet die Fälle, in denen nur ein Mandats- oder 
Eescriptsprocess oder eine Extrajndicialappellation statt- 
findet, von Berg, Polizeirecht, I. S. 175. 176. Ebenso Moser, Lan- 
deshoheit in Begiemngssachen, S. 490. S traben, Bechtliche Be- 
denken, lY. 51. 417; Pütt er, Rechtsfölle m S. 61^. Am eingehendsten 
sind diese Fragen in des Freiherrn von Gramer Wetzlarischen 
Nebenstnnden Th. I—CXXVIII mit ausführlichen Motivirungen und 
Beispielen aus der Beichskammergerichtsprazis erläutert, namentlich 
I, 88 ff.: die Appellation wird zugelassen, wo ausser dem politico jnra 
et laesiones vel publici vel privatorum, oder wo Nullitäten mit unter- 
laufen ; II, 122 ff : mandata gegen die Landesobrigkeit werden er- 
-theilt, wo die Beschwerde wegen offenbaren Missbrauchs evident 
fundiret ist; VII, 64. 80 ff. XXV, 83 ff.: Beispiele von reinen Polizei- 
sachen und einer caussa mere politica; XXXVII, 143 ff. Beispiel 
eines jus quaesitum gegen eine polizeiliche Anordnung; XXXVII, 8 ff". 
Beispiel eines mandatum wegen Nichtbefolgung einer reichsgesetz- 
lichen Vorschrift; XL VII, 109 Beispiel einer caussa politica ordina- 
tioris; LVII, 119 ff. caussa mere politica non appellabilis; CXIX, 310 ff. 
•Nichteinmischung des Beichskammergerichts in Streitigkeiten über 
die Aushebung der* Beichsmiliz u. s. w. Der Begisterband zu von 
Cr am er 's Nebenstunden ergiebt das vollständigste Bepertorium 
auch zur Verwaltungsjurisdiction. 

18b) Ein bekanntes Beispiel einer Klage des Beichsfiskals ist S. 83 
„Christian Thomasen's Deduktion, dass der Beichshofrath mit 
•^nichten befugt sei, der Beichsfürsten Unterthanen für sich zu citiren^ 
(Halle 1714), — eine Streitschrift, die vom Anfang bis zum Ende 
in Exclamationen über die „Unverschämtheit^^ und Anmassung des 
Beichsfiskals verläuft. 

19) Sachen der Beichskreise, welche in die innere [S. 88. 
Kriegs-, Civil- oder ökonomische Verwaltung des Kreises 
einschlagen, waren mit Bücksicht darauf von der Erkenntniss der 
höchsten Beichsgerichte ausdrücklich ausgenommen. Pütter, Inst. 
§ 302; Struben, Bechtl. Bedenken III. S. 72. 

20) Ueber den Widerspruch gegen diese nova clausula [S, 93 
der Wahlcapitulation vergl. Häberlin, Staatsrecht II. §299; 
Bahr, der Bechtsstaat (1864) S. 129. 

20a) Für die spätere Zeit giebt Prhr. v. Cramer das [S. 94 
praktische Verhältniss dahin an: „Es hat aber solches durch die 
Landeshoheit einen ziemlichen Stoss erlitten, indem vermög solcher 
z. Ex. vor Ehle, Maass, Gewicht, die Landesherren selbst sorgen 
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wollen, 80 dass, soviel mediatos betrifft, def Fiscal an jezo davon 
bleibt. Wohl aber kann er contra immediatos noch heutzutage 
excitiret werden, wie wohlen einen mächtigen Stand anzuklagen 
beschwerlich fällt. So ist gegen die wetzlarische Bürger wegen der 
Strohdächer der Fiscal excitiret worden. Solchem nach wäre der 
Text folgender Gestalt zu verbessern: „Wann ein dem Beich un- 
mittelbar Unterworfener solche Polizey einführte, wodurch den 
Nachbaren Schaden zugefügt würde, als bei Rinnen und Strassen 
nachlässig, und gegen die gemeine Sicherheit handelte, item liderliches 
Gesindel recipirte, wobey die Nachbaren in Gefahr, so wollen wir? 
dass gegen einen solchen der Fiscal excitiret werden könne, des- 
gleichen, wann schädliche monopolia in einem Land eingeführt 
werden, und keine Hülfe dagegen von den ünterthanen zu erhalten. 
Wohingegen, wann die Polizey ad jura territorii gehöret, als wie 
vor Ehle, Mass, Gewicht, die Landesherren selbst sorgen können, 
soll der Landeshoheit desfalls kein Eingriff geschehen.*' (Gerstlacher 
Teutsche Beichsges. I. S. 51.) 

21) Die Stellung des Staatsamts hat verschiedene [S. 105. 
Stadien durchlaufen. Im Mittelalter steht es als herrschaftliches 
Amt den ständischen Eechten gegenüber; das Bewusstsein der Zeit 
personificirt den Staat in der Person der Grundherren ohne klare 
Scheidung zwischen staatliche und Eigenthumsbefugnissen des Grund- 
herrn. Erst seit der Reformation tritt mit dem Wort „Obrigkeit'' 
der Begriff des Staatsamts klarer hervor. An die Stelle der Herr- 
Bchaftsrechte tritt der neuere Begriff von Begierungsrechten« an 
die Stelle des „ Dienstes "^ der Begriff des staatlichen Amts und 
Berufs. Den Fortschritt in den modernen, reinen Begriff des Staats- 
amts würdigt eingehend die vortreffliche Schrift von Perthes, der 
Staatsdienst in Preussen, 1836. 

22) Das preussische Gesetz vom 25. Januar 1823, welches [S 109. 
die Gerichte anweist, bei Auslegung der Staats vertrage bindende 
Instructionen bei dem Minister der Auswärtigen Angelegenheiten 
einzuholen, war eine singulare Anomalie, welche allerseits Wider- 
sprach fand. 

22a) üeber das Exekutionsverfahren zur Zeit der [S. 117 
Rechtsbücher vergl. jetzt W. Planck, der deutsche Civilprocess 1879 
Bd. II §§ 32 — 38; die Entstehung der sog. executio ad faciendum bei 
den Gerichten und der heute sog. „Verwaltung sexekution"" ist noch 
nicht genügend aufgeklärt. Die gemischte Gestalt der Behörden, in 
denen Gerichtsverwaltung und Polizei Verwaltung noch im XVII. Jahrh. 
grossentheils zusammenfallen, und die Vermischung von Gerichts- 
verwaltung und Rechtssprechung, welche in dem Uebergang aus 

22* 
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dem Schöffengericht in das gelehrte llichterthnm eingetreten ist, 
machen es erklärlich, dass die Zwangsmittel für Gericht und Ver- 
waltung in der älteren Praxis identisch sind. Die Hanptgrnndlage 
der deutschen exeentio ad faciendnm scheint aber in der Ausdehnung 
des Achtverfahrens im Civilrechtsstreit zu finden. Schon die constitutio 
generalis Heinrichs VI. v. J. 1234 (Pertz II. 301) sanctionirt das 
Achtverfahren für klare Schuldverträge. Ein reiches Material far 
Italien giebt Ficker, Forschungen ans der Bechtsgeschichte Italiens 
L 1868. Für die Zwecke dieser Darstellung genügt wohl das Resultat» 
wie es Pütter, Inst. § 242, Klüber §364 giebt. 

22b) Für die Fundirung des preuss. Verwaltungs- [S. 121. 
rechts füllt jetzt eine bisher sehr fühlbare Lücke: S. Isaacsohn, 
■ das preussische Beamtenthnm des XVII Jahrhunderts, Berlin 1878, in 
Verbindung mit Droysens grossem Geschichtswerk und Ad. Riedel, 
der Brandenburgisch-Preussische Staatshaushalt in den letzten zwei 
Jahrhunderten, Berlin 1866. Zu Isaacsohn, Abschn. III ist eine 
genauere Scheidung der landesherrlichen Kommissariate seit Beginn 
des XVII. Jahrhunderts noch wünsch enswerth. In dem obigen 
Abriss sind die experimentalen Zwischenbildungen absichtlich über- 
gangen. 

22c) Das anomale Verhältniss in Hessen-Kassel hat [S. 129. 
O.Baehr, der Rechtstaat, zu einer Hauptgrundlage seiner Auffassung 
über das Grundyerhältnis von Justiz und Verwaltung gemacht. Es war 
hier nur die Extrajudicialappellation der Reichsgerichte auf das Ober- 
appellationsgericht des Landes übertragen, an deren Stelle i. J. 1817 
die Formen eines gewöhnlichen Civilprocesses gesetzt wurden. Das 
normale Verhältniss der gemischten Behörden (Regierungen, Kanz- 
leien etc.), in welchen sich Justiz und Verwaltung allmälig zu 
trennen beginnt, giebt übersichtlich von Berg d. Polizeirecht IH 
571—587, das Verfahren III 588—596, die Mischung von Verwaltung 
und Justiz in den Patrimonialgerichten Bd. IV. Abschn. VII. 

23) Ueber die Rechtscontrolen der Verwaltung des In- [S. 134 
nern in ihren einzelnen Verzweigungen vergl. Gneist, Verw.-Justiz 
(1869) §§ 33—52. Die Nichtzulässigkeit einer Anrufung der Landes- 
gerichte gegen den Erlass landesherrlicher Polizeiverodnungen war 
schon im 18. Jahrhundert die herrschende Ansicht, z. B. bei Struben: 
„Diejenigen höchsten Landes -Obrigkeiten, welchen das Recht solche 
Ordnungen zu machen ohnstreitig zustehet, sind nicht schuldig 
den ünterthanen davon Rede und Antwort zu geben: Ob ihre Ver- 
fügungen denen Regeln der Klugheit gemäss und hinlänglich den 
führenden Endzweck zu erreichen ; dergleichen Gesetze würden selten 
zum Stande kommen, wann der ünterthan, als ünterthan, selbige 
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deswegen anfechteii dürfte, weil er si^ ihm insonderlich nachtheilig^ 
oder auch dem ganzen Lande nnnützlich zn sein glaubet/ (Struben, 
Unterricht a. a. 0. S. 173.) 

24) üeber das System der Bechtscontrolen in der Mi- [S. 135 
litäryerwaltung, vergl. Gneist, Verw.-Justiz S. 258— 263, 271. 

25) Die Gerichtscompetenz über Streitigkeiten des Pis- [S. 137 
cns, vertreten dnrch die landesherrlichen Kammern, mit den ünter- 
thanen über Eigenthnm , dingliche Eechte , Benten etc. war seit der 
Reception des römischen jus fisci im Wesentlichen unbestritten. „Die 
der landesfürstlichen Kammer -Güter und Gerechtsame halber 
zwischen den Aemtern und ünterthanen entstandene Zwistigkeiten 
sind ordentlicher Weise von den Justiz -CoUegiis, mithin sowohl von 
den Hof- Gerichten als Canzleien zu entscheiden." (Struben, Unter- 
richt a. a. 0. S. 72.) Soweit davon Ausnahmen vorkommen, sind es 
willkürliche und jeder Zeit als bedenklich angesehene Schöpfungen 
der Bequemlichkeit oder des fiscalischen Interesses. 

26) Ueber die Steuer ein Schätzungen mit ihren bis- [S. 138 
herigen Mängeln s. Gneist, Verw.-Justiz S. 321—325. 

27) Die „Selbständigkeit" der Gemeinden beruht [S. 142 
auf der Gesammtheit der Verwaltungsgesetze, welche für alle strei- 
tigen Fragen der Polizei-, Armen-, Wegeverwaltung etc. die ent- 
scheidende collegialische Oberinstanz bestimmen. Vgl. Gneist, Verw.- 
Justiz S. 480— 496. 

28) Die Verwaltungsjurisdiction über die streitigen Ver- [S. 145 
hältnisse zwischen Kirche und Staat hatte in Preussen ihren 
Schwerpunkt in der Verfassung des „Geheimen Justizraths", in wel- 
chem unter überwiegender Betheiligung der Justizminister Bechts- 
pflege, geistliche- und Unterrichts -Angelegenheiten sich zusammen - 
fassten. Ueber die heutigen Verhältnisse Gneist, Verw.-Justiz 
§§ 60-62. 

29) Ueber die Verwaltungsjurisdiction des Volks sc hui- [S. 147 
Wesens vergl. Gneist, Verw.-Justiz S. 573—578 ; Selbstverwaltung 
der Volksschule 1869. 

80) Die Civilklage auf Ersatz gegen Beamte [S. 148 
wegen Ueberschreitung ihrer Amtsbefugnisse gehört prinzipiell vor 
die Civilgerichte , weil die Handlung extra officium in der That nur 
Handlung eines Privaten ist. Dasselbe gilt von den Ersatzklagen 
aus strafbaren Handlungen. Es war dies auch die Ansicht der ge- 
meinrechtlichen Praxis. Einzelne Landesgesetze enthalten indessen 
Deklarationen und Beschränkungen, welche verhüten sollten, dass 
nicht in Form einer Civilklage gegen den Beamten verfassungs- 
mässige Anordnungen der Landesbehörden gehindert würden (vor- 
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behaltlich der Bemfnng auf einen besonderen Privat -Eechtstitel, ia 
welchem Falle die correcte Ansicht den Eechtsweg jeder Zeit offen 
hielt). In Preussen haben in diesem Punkt schon früher anomale 
Gesichtspunkte Geltang erhalten. So hat die Nenmärkische Kammer- 
gerichtsordnung vom 11. December 1770 den Grundsatz aufgestellt, 
dass die Beamten zwar in Privatsachen vor die Regierungen (Ober- 
gerichte) gehören, dass aber davon die Sachen ausgenommen seien 
^so ihr Ambt und Bedienung selbst concemieren^. Die Verordnung 
wegen Verbesserung des Justiz wesens vom 21. Mai 1713 sagt, dass 
es „zur Kammer -Erkänntniss" gehört, „wenn die Beambten- wegen 
ihrer Function und Ambtsverrichtung besprochen, oder sonst zur 
Verantwortung deshalb gezogen werden". Das Reglement vom 19. Juni 
1749 hat eine eingehende Sonderung versucht. 

81) Montesquieu's Esprit des lois erschien in erster [S. 161 
Auflage 1748 zu einer Zeit, in welcher es ein für den Ausländer 
verständliches englisches Staatsrecht noch nicht gab. Blackstone's 
Commentaries erschienen in erster Auflage 1765 und nahmen bereits 
vielfach Bezug auf Montesquien's Grundauffassung. Von da an sind 
die wiederholten Auflagen der beiden berühmten Werke nebenein- 
ander fortgegangen als die Hauptquellen, ans welchen die Politiker 
ihre „constitutionelle Verfassung'' schöpften. Die ursprüngliche Quelle 
Montesquieu's waren unverkennbar die unter Georg 11. geläufigen 
Streitschriften der Whigs und Tories, in welchen der Revolution von 
1688 zu Liebe die ursprünglichen Rechtsgrundlagen der Verfassung 
bereits verschoben waren, und zwar durch stillschweigende üeber- 
einkunft beider Parteien. Die französischen Commentatoren zu 
Montesquieu gingen höchstens bis auf einzelne Citate aus Blackstone 
zurück, ohne sich irgendwie um den rechtlichen Zusammenhang 
des englischen Staatsbaues zu kümmern (wie noch heute). 

82) Der Aufbau des Staats aus angeborenen Rechten [S. 164 
des Menschen ist der aus dem gesellschaftlichen Leben unabän- 
derlich hervorgehende Grundgedanke. Die englische Verfassung da- 
gegen war seit dem zwölften Jahrhundert consequent und stetig ans 
dem System der Staats- und Gemein de -Pflichten aufgebaut und fort- 
gebildet. Aus den persönlichen Staatspflichten ist das Selfgovernment 
hervorgegangen, aus dem Selfgovernment das Ober- und Unterhaus. 
Gneist, Verw.- Justiz (1869) §5. 

88) Die auf den Kopf gestellte englische Ver- [S. 167 
fassung kommt schon in den ersten Entwürfen der französischen 
Constitution zu einer ümkehrung jener Reihenfolge. Die souverainet4 
de la nation delegirt: 
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die Gesetzgebung an die assembl^e nationale, 

die Executive an den König, 

die Bechtspflege an die Richter. 
Die Terminologie der fransösischen Lehren hat sich später geändert, 
seitdem der Napoleonische Yerwaltungsstaat thatsächlich die Herr- 
schaft nbemommen hatte. An Stelle der Executive erscheint „le 
gonvemement". Der Ausdruck ,,pouvoir" macht später anderen 
Platz. Der Grundaufbau aus der Souveränetät der Gesellschaft ist 
aber der oben bezeichnete geblieben. . 

84) Der praktische Angelpunkt des gesellschaftlichen [S. 168 
Constitutionalismus ist die unmittelbare Beherrschung der Minister- 
verwaltung durch die Geldbewilligungen (vgl. Note 16). Das 
englische Parlament beginnt seine Budgetverhandlungen mit einer 
Prüfung des Finanzbedürfnisses des nächsten Jahres, um für die als 
nothwendig und angemessen anerkannten Ausgaben demnächst sich 
über die Deckungsmittel zu verständigen. Der Constitutionalismus 
verwandelt jenes Anerkenntniss in eine „Bewilligung^ jeder ein- 
zelnen Ausgabe. Das englische Parlament hat das Becht der Krone 
zur Yereinnahmung aller Domäneneinkünfte , Begalien und gesetz- 
mässigen Steuern niemals in Frage gestellt. Die französische Auf- 
fassung beansprucht eine ^Bewilligung** aller Jahreseinnahmeu 
des Staats. Das englische Parlamentsrecht stellt die dauernde, ge- 
setzliche Ordnung des Staats unabhängig von einer jährlichen Be- 
willigung des Parlaments. Der französische Constitutionalismus bean- 
sprucht alle Einnahmen und alle Ausgaben von Jahr zu Jahr zu 
^bewilligend. Das englische Parlamentsrecht stellt die Etatsüber- 
schreitungen nur unter die allgemeinen Gesetze vor der rechtlichen 
Verantwortlichkeit der Minister wegen Verletzung der Landesgesetze. 
Der Constitutionalismus denkt sich die Minister wegen üeberschrei- 
tung jeder nicht anerkannten Ausgabe kurweg mit ihrem Vermögen 
verantwortlich. Die englische Einrichtung legt die Budgetverhand- 
lungen so auseinander, um die GeldbeschUessungen niemals in Wider- 
spruch mit der gesetzlichen Ordnung des Staats zu bringen. Der 
Constitutionalismus bewilligt oder verweigert jede Einnahme und 
jede Ausgabe nach Departements, Sectio nen, Capiteln, unbekümmert 
ob dieser Beschluss die gesetzmässigen Einrichtungen des Staats 
durchkreuzt. An Stelle einer Finanzcontrole entsteht daraus ein 
unmittelbares Machtmittel, um nicht nur die Ernennung der Minister, 
sondern auch die einzelnen Massregeln der Verwaltung in unmittel- 
bare Abhängigkeit von der Mehrheit zu bringen. Die rechtmässige 
Gestalt des Budgetrechts — die Bewilligung neuer Steuern, Erhö- 
hung der vorhandenen, Verlängerung der temporären, — die Bewil- 
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lignng nener Einrichtnngen, nener Ausgaben, des ganzen beweglichen 
nud discretionären Theils der Staatsansgaben — verliert neben jenem 
drastischen Machtmittel seinen Beiz. Die Gesellschaft verlangt stets 
das ^ Ganze '^. Da dies Ganze aber mit dem Rechtsstaat unvereinbar 
ist, die ganze Rechtsordnung anf das Gewissen der Majoritäten 
stellt, so verliert das Bndgetrecht selbst wieder seinen Halt. Das 
Recht, „alle** Einnahmen und Ausgaben zu bewilligen, ist auch nie- 
mals praktisch wirksam geworden. Vgl. Gneis t, Budget und Gesetz 
1867; Gesetz und Budget 1879. 

85) Die ganze Rechtsverwaltung wird bereits in der [S. 170 
Constitution von 1791 lediglich als eine Verwaltung des bürger- 
lichen und des Strafrechts aufgefasst, das gesammttf Verwal- 
tungsrecht aber der „ Executive '^ fibergeben. Die offen ausgesprochene 
Ansicht war, dass die Neubildung der Gesellschaft und die Bedürf* 
nisse ihrer Verwaltung gefährdet sein würden, wenn man dem Pri- 
vaten die Anrufung der Gerichte gegen Acte der Verwaltung ge- 
statte. Diese Besorgniss war durch die Stellung der älteren fran- 
zösischen Parlamente allerdings so sehr veranlasst, dass die ver- 
schiedenen gesetzgebenden Versammlungen in dieser Abneigung gegen 
die Gerichtscompetenz nabezu übereinstimmen und in Verboten gegen 
die Gerichte sich überbieten. „Les juges ne pourront, ä peine de 
forfaiture, troubler de queique mani^re que ce soit les Operations 
des Corps administratifs, ni citer devant eux les administrations pour 
raison de leurs fonctions.'^ 

86) Die logisch vollendete Darstellung dieser „constitu- [S. 173 
tionellen'' Grundsätze giebt Benjamin Constant in seinen ver- 
schiedenen Schriften, die als Hauptgrundlage auch den Constitution 
nellen Theorien Deutschlands gedient haben. Zur Vergleichung damit 
sind in Gneist's Englischem Verwaltungsrecht und im Selfgovernment 
diejenigen positiven Grundsätze dargelegt, auf deren Weglassungf 
die traditionellen Lehren des Constitutionalismus be- 
ruhen. Löst man die bekannten Sätze Benjamin Constant's, welche 
als notorische Maximen einer constitutionellen Staatsregierung galten, 
in einzelne Thesen auf, so lässt sich fast Satz für Satz die Umkeh- 
rung der staatsrechtlichen in gesellschaftliche Begriffe nachweisen« 
Die eine Klasse der Rechtsmaximen ist durch eine verschobene 
Stellung verändert. Eine zweite Klasse ist dem Wort nach beibe- 
halten, aber dem Sinne nach umgekehrt. Die dritte Klasse bilden 
bewusste Aenderungen, welche man als VeryoUkommnungen, als zeit- 
gemässe Fortschritte, oder als die „für unsere Verhältnisse "^ passen- 
den Aenderungen erklärte. 

87) Die französische Umkehrung des Begriffs der [S. 175 



345 

Sell)styerwaltaug ist inGneist, Prenssische Ereisorduung 1870, 
in den einzelnen Gliedern der Gemeinde- Verwaltung nachgewiesen. 
In systematischem Zusammenhang: im Selfgovernment (1871) S. 937 
bifl 1018. 

. 88) Die Umkehr ans der Volksonveränetät in die son- [S. 177 
yeräne Verwaltnngs-Ordnnng des Kaiserthnms beruhte un- 
zweifelhaft auf einem Bedürf^ss der Gesellschaft, welche mit über* 
wältigender Mehrheit der Stimmen die Staatsgewalt mit unbeschränkten 
Verwaltungsbefugnissen einem Einzelnen delegirte. An die Stelle der 
gesellschaftlichen Parteiwahl treten unter Napoleon I. die thatsäch- 
lieh yon dem Kaiser ernannten Legislativen und Proyinzialräthe ; 
die berathenden conseils ordnen sich dem Präfectenthum unter. Die 
weiteren Bildungen des „constitutionellen'' Staates, der neueren Re- 
publik und des neueren Kaiserthums beruhen immer wieder auf den 
oben dargelegten Momenten. 

8d) Die Unmöglichkeit einer wirksamen Bechtscontrole [S. 181 
über die Acte der Polizei steht auch in Zusammenhang mit der 
Umkehrung des Begriffs der Selbstverwaltung. In bloss gewählten 
Verwaltungsräthen für die c o mm unalen Interessen sind überhaupt 
keine Organe einer Verwaltungs Jurisdiction zu finden. Pur die 
Einzelgebiete ist dies nachgewiesen in Gneis t, Pr. Kreisordnung 1870. 

40) Ueber die Gesammtconstruction der Jurisdiction [S. 184 
administrative geben die bekannten Werke : Dareste, la justice 
administrative 1862; Laferri^re, cours de droit administratif 1860; 
Batbie, cours de droit public et administratif Paris 1869, eine an- 
schauliche Uebersicht. Dazu Jonas, Studien aus dem französischen 
Civilrecht, Berlin 1870. Von polizeilichen Sachen sind namentlich die 
über logements insalubres, ateliers insalubres et dangereux wichtig. 
Die mangelhafte Gestalt dieser Gerichtsbarkeit hat den Begriff einer 
„ Verwaltungsjustiz ^ in Deutschland nur in Misscredit gebracht. Die 
stetige Einmischung dieser französischen Institutionen in die Frage 
nach der Rechtssprechung über die streitigen Fragen des Polizeirechts, 
der Militäraushebung, der Steuereinschätzung, des Kirchen- und 
Schulrechts hat in Deutschland jederzeit nur Missverständnisse er- 
zeugt. Soweit man die Präfecturräthe in Deutschland für fiskalische 
Prozesse und dergl. «nachzubilden versucht hat, gehören sie zu den 
„Geschenken, die man baldmöglichst dem Geber zurückgestellt sehen 
möchte.'* Als neueste Darstellung, hervorragend durch Klarheit und 
Unbefangenheit, sind die Conferences sur radministration et le droit 
administratif par Leon Aucoc (Sectionspräsident im Staatsrath) 
II. Aufl. Paris 1878. 1879. 2 Vols. zu nennen. — Die Statiu<ik der 
Entscheidungen des Präfecturraths ergiebt danach jährlich 410000 bis 
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450000 Fälle. Von den 428646 Vortragsachen i. J. 1875 gelangten 
331441 znr öffentlichen Verbandlnng, darunter 324237 Beklamationen 
in Steuersachen) 1764 Streitsachen in Angelegenheiten öffentlicher 
Arheiten, 586 streitige Wahlrechte, 3650 FäUe von Kontraventionen 
gegen die Wegepolizei, 761 yermischte Bnhriken. Nur in 9890 Fällen 
kam es zn einer mündlichen Verhandlung, in 6325 Fällen zu einem 
Plaidoyer der Parteien. An den Staatsrath sind in der Periode von 
1861—65 ttherhaupt nur 4800 Bekurse in diesen Angelegenheiten ge- 
langt. (Aucoc. I. 535. 536.) — Die Abgrenzung gegen die Gerichte er- 
scheint in Finanzsachen uns nach deutschen Begriffen fast zuföllig. 
Hinsichtlich der dinglichen Bechtsverhältnisse ist der Fiscus im 
Ganzen den Gerichten unterworfen. Bei Schuldverhältnissen kommt 
es darauf an, ob der Fiscus zum Schuldner oder zum Gläubiger ge- 
macht werden soll. Im ersten Fall ist der Bechtsweg ausgeschlossen, 
im letzteren kommt das specielle Verhältniss in Betracht, je nach^ 
dem es sich um Kauf, Tausch, Miethe, Commodat, Depositum oder 
Mandat handelt, und je nachdem der Fiscus als Käufer, Verkäufer, 
Miether oder Vermiether, als Contrahent über Mobilien oder Immo- 
bilien erscheint. Es gehören zum Gebiete des Contentieux überhaupt 
Gegenstände der sog. domaine de T^tat, Bechtstreitigkeiten aus 
Verträgen des Staats beim Kauf von Mobilien, aus der louage d'on- 
vrage (in Bezug auf Arbeiter in den öffentlichen Werkstätten), aus 
der Postverwaltung; — es gehört dahin ferner das Gebiet der do- 
maine public, d. h. Bechtsfragen in Bezug auf die Verwaltung der 
öffentlichen Wege, Flüsse, Meeresufer; — aus der Verwaltung der 
directen Steuern die demandes en behänge und en r^duction, wäh- 
rend die demandes en remise und en mod^ration vor die admini- 
stratiou pure gehören. Es gehören endlich dahin einige Streitigkeiten 
in Bezug auf die Ausübung des Wahlrechts in gewissen Fällen. 

41) Der Departemental-Bath des öffentlichen [S. 188 
Unterrichts ist zusammengesetzt aus dem Präfecten, dem In- 
spector, einem Inspector des niedern Unterrichts, aus dem Biscbctf, 
je einem Geistlichen aller Culte, dem procureur imperial, einem Mit- 
gliede des Appellhofes oder des Kreisgerichts und 4 Mitgliedern des 
conseil g^n^ral. Mehre dieser Mitglieder werden vom Unterrichts- 
minister auf 3 Jahre ernannt. Er steht dem Präfecten als berathender 
Körper in der Leitung und Ueberwachung des niedern^ Unterrichts 
zur Seite und hat in diesem Zusammenhang eine contentiöse Juris- 
diction. — Der Academierath bildet sich aus Inspectoren unter 
Vorsitz eines Bector. 

42) Die Noth wendigkeit der Abtrennung der obrig- [S. 196 
keitlichen Gewalten von dem bevorrechteten Grundbesitz ist in dem 
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Enndschreiben des Freiherrn vomStein an die OberbebOrden vom 
24. Noyember 1808 (dem sogenannten Stein'scben Testament) klar 
genug anerkannt, und ebenso erklärte der König in einer am fol- 
genden Tage erlassenen Eabinetsordre: „Ich bin Willens, die Polizei- 
gewalt nicht femer yon dem Besitze eines Grundstücks abhängen zu 
lassen; die Polizei soll, wie es in andern Staaten geschieht, nicht 
von den Grundbesitzern, sondern von Orts- und Ereispolizeibehörden 
verwaltet werden.'' In wunderbarer Klarheit verbindet Stein damit 
die Einsicht in das Wesen der Selbstverwaltung, so mangelhaft die 
damaligen Darstellungen des englischen Selfgovemment waren. Nur 
in den gesellschaftlichen Grundlagen hält Stein an dem Grund- 
besitz als alleiniger Grundlage des Gemeinwesens noch fest, sowie 
an einer Dreitheilung der Vertretung für Bittergüter, Bauern und 
Städte. — Hardenberg steht dem gegenüber mit einer sehr vor- 
geschrittenen Anschauung von der Bechtsgleichheit der neugebildeten 
Gesellschaft, einem liberalen Bepräsentativsystem, aber starker Hin- 
neigung zur Präfecten- Verwaltung und Centralisation. — Beide 
Bichtungen bedurften des beherrschenden Geistes, um sich zu einem 
ausfahrbaren Ganzen gegenseitig zu ergänzen. 

48) Die blosse Interessen-Vertretung in der Ge- [S. 199 
meinde- und Kreisverfassung hat in Frankreich keinen andern Erfolg 
gehabt, als dass sie die dauernde Grundlegung der Centralisation 
und des falschen Constitutionalismus geworden ist. Sie hat in Eng- 
land keinen andern Erfolg erreicht, als dass sie seit der Beformbill 
die wirkliche Selbstverwaltung durch einen bureaukratischen Mecha- 
nismus zersetzt hat. Sie hat bisher noch an keinem Punkte Europa's 
Gemeinsinn, noch staatliohe Bildung erzeugt, noch sich als Grund- 
legung einer Parlamentsverfassung bewährt; sondern sie hat den 
nachbarlichen Gemeindesinn untergraben, in ruhigen Zeiten die Theil- 
nahmlosigkeit der Wähler, in aufgeregten Zeiten den gesellschaft- 
lichen Klassenkampf erzeugt. Sie hat nirgends die Achtung vor den 
Gesetzen gefördert, sondern nur einer anmassenden, selbstsüchtigen, 
partikularistischen Anschauung des steuerzahlenden Urwählers in 
Staat und Gemeinde Vorschub geleistet. Ueber die Bückwirkung 
dieser Auffassungen auf die Gemeindevertretungen der Grossstädte 
in Deutschland, vgl. Gneist, Gesetz und Budget 1879. S. 161—165. 

44) Die Hauptstreitfragen über das Verhältniss von [S. 210 
Gesetz und Verordnung, von Gesetz und Budget, sind auf Veran- 
lassung neuer Streitfragen im preussischem Landtag jetzt erörtert 
in: Gneist, Gesetz und Budget. Berlin 1879. Die positive Ge- 
setzgebung, die Präcedenzfälle der constitutionellen Praxis in den 
deutschen Einzelstaaten (sowie die englische und französisch-belgische 
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Staatspraxis) werden wohl eine genügende Unterlage geben, um 
Streitfragen dieser Art dnrch die Bechtssprechnng (sei es eines 
Staatsraths oder eines Oberrerwaltnngsgerichts) zu entscheiden. 

45) In dieser Weise war im späteren Mittelalter das [S. 212 
MagnumConsilium der englischen Verfassung entstanden, welches 
sich durch die innere Verschmelzung von Besitz und Amt zu dem 
Oberhaus fortbildet, und durch das System des Selfgoyemment die 
politisch gebildeten Elemente des grossen Besitzes in allen Umwand- 
lungen der Gesellschaft dem Oberhause von neuem zufilhrt. 

45a) Die Eechtsfrage des sog. Militärconflicts in Preussen 
S. 220 ist in ihrem Verlauf nochmals erörtert in Gneist, Gesetz und 
Budget 1879, Excurs IV. S. 222— 23L 

46) Die Bechtssprechnng über dieVerfassungmässig- [S. 221 
keit der Steuern wurde in den Berathungen der Commission über 
das preussische Gesetz vom 24. Mai 1861 von dem Verfasser (als Be- 
richterstatter) angeregt. Die Eegierungs - Commissarien erklärten 
sich indessen ausser Stande auf Erweiterungen in dieser Bichtung 
einzugehen. Die Frage blieb durch stillschweigende Uebereinkunft 
auf sich beruhen. Vgl. den Commissionsbericht No. 154 de 1861 und 
die Stenogr. Ber. II S. 846—859. 

47) Der Streitpunkt der Confessionalität ist in Gneist, [S.227, 
die Confessionelle Schule, 1869 ausführlich erörtert, nach Massgabe 
der Vorschriften der Allgemeinen Schulreglements, des Allgemeinen 
Landrechts und der publicirten Landesgesetze. Einen Prüfstein für 
das Bechtsbewusstsein der Zeit geben die Landtagsyerhandlungen 
über das Schulaufsichtsgesetz yon 1872. 

48) Die innere Auflösung des Organismus der [S. 228* 
Gerichte durch die Beformgesetzgebung ist in Gneist, Freie 
Advokatur, Berlin 1867 dargelegt, insbesondere im Abschnitt IV» 
S. 29—49. 

49) Die Verhandlungen über den am 11. Januar 1862 [S. 229. 
eingebrachten Gesetzentwurf über die rechtliche Minister-Ver- 
antwortlichkeit, wurde allerdings durchkreuzt von der Streitfrage 
über die von dem Herrenhaus beanspruchte ,»Continuität" seiner 
Sitzungen und in der folgenden Session durch die allgemeine Lage 
des Verfassungsstreits. 

50) Die Stellung der Petitions-Commissionen der [S. 230. 
beiden Häuser des Landtags und des Beichstags zu den streitigen 
Fragen des Verwaltungsrechts hat sich durch eine yieljährige 
Praxis so festgesetzt, dass die Mitglieder ihre Stellung als ein ent- 
scheidender Verwaltungsgerichtshof ganz normal finden. Im Zu- 
sammenhang damit steht die im Beichstag und Landtag eingeführte 
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Massregel, von der Staatsregierimg Session für Session einen Nach- 
weis zn verlangen ,* ob nnd wie den üeberweisnngsbeschlfissen der 
Hänser von der Staatsregiemng Folge geleistet sei. Die Praxis 
anderer Parlamente hat dies Verfahren yermieden, weil es zn einer 
nnerwiinschten Continnirnng aller Streitpunkte zwischen Staats- 
regiemng nnd Parlamenten führt. Vgl. Gneist, Gesetz nnd Budget 
1879. Exkurs I. 

51) Die Verhandlungen über die Indemnitäts-Bill im [S. 232. 
Herbst 1866 gehören ebenso wie die Verhandlungen über die Revision 
der Verfassungs-Urkunde von 1849 zu den Ruhepunkten, in welchen 
das Rechtsbewusstsein der Zeit seine Stellung zum ganzen öffent- 
lichen Recht nehmen musste. Die Stenographischen Berichte von 
1866 können die Frage beantworten, ob die Rechtssprechung über das 
öffentliche Recht wirklich eine „Forderung der Zeit" war. Die ver- 
schiedenen Standpunkte im Abgeordnetenhause ergeben die Reden. 
Stenogr. B. S. 149—194 a. a. 0. 

52) Eine Verständigung der Wissenschaft mit der [S. 238 
öffentlichen Meinung ist von dem Verfasser in den kleineren 
Schriften über die Confessionelle Schule (1869), über die Freie 
Advokatur (1867), über Verwaltung, Justiz und Rechtsweg (1870), 
über die Preussische Kreisordnung (1870), und speciell über die Selbst- 
verwaltung der Volksschule (1869), über Gesetz und Budget (1879) 
versucht. 

58) Die Besonderheiten des gesellschaftlichen Zersetznngs- [S. 238. 
processes in England sind in Gneist, Selfgovernment Buch IV. S. 
579—1018 in gedrängter Uebersicht gegeben. 

54) Das Missverständniss der Selbstverwaltung, [S. 245. 
welches diese Bildung auf dem Continent verhindert, geht von unton 
herauf Hand in Hand mit dem Constitutionallsmus. Unter jenen 
Namen haben die Gruppen der deutschen Gesellschaft immer nur 
ihre eigenen Ideen vom parlamentarischen Staat im verkleinerten 
Massstab wieder gege'ben. Wie die altständische Gesellschaft den 
Staat in ständische Particularkörper (Kreis- und Provinzialstände), 
so möchte ihn die Erwerbsgesellschaft in Verwaltungsräthe (conseils) 
nach französischem Muster auflösen. Das Standes - Interesse des 
Beamten stimmt mit beiden überein in dem Bestreben, die Kreis- 
und Gemeinde-Verfassungen auf sogenannte „Communal- Angelegen- 
heiten'' (wirthschaftliche Beschlüsse) zu beschränken. Man vereinigt 
sich allerseits über das Wort „Selbstverwaltung'*, wie man sich über 
die Grundrechte einigt, aber bei jedem Schritt zur Ausführung er- 
scheint die unaussprechliche Verwirrung. Die analogen Bestrebungen 
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der heutigen Gesellscbaft in England, insbesondere Stuart Ifill^s 
Fortschrittsideen, Tgl. in Gneist, Verw., Justiz S, 111 — 117. 

55) Die verlorene Autoritäts Stellung der Rechts- [S. 250. 
yerständigen in allen Fragen des öffentlichen Bechts beruht auf den 
oben dargelegten Verhältnissen. Der Theolog, Mediziner, Historiker, 
Philolog würde es mit Befremden ansehen, wenn ein Bechtsverstän- 
diger sich als entscheidende Autorität in seiner Wissenschaft 
geltend machen wollte. Für das Staatsrecht gilt aber dieser Anspruch 
als selbstyerständlich und wird allgemein anerkannt, so lange Jeder- 
mann im Staat eben nicht das Becht, sondern sein Interesse 
sucht. Die den Deutschen eigene Achtung yor der Wissenschaft 
reicht allenfalls aus, um dem Beohtsyerständigen Gehör zu schaffen, 
so lange er dem Einzelnen gegenübersteht und seine Meinung mit 
Gründen unterstützen kann. Alles rechtliche Gehör hat aber ein 
Ende, wenn er einer Vielheit yon Personen gegenübersteht oder 
einem lebhaften gemeinsamen Interesse, welches dem positiven 
Becht widerspricht, wenn er also z. B. zu sagen hat, dass die geehrte 
Versammlung „ihre Competenz überschreite". Es giebt dann zuerst 
spitze Worte. Dann heisst es: die Juristerei in Ehren, aber neben 
den Juristen hat der „gesunde Menschenverstand ** in so klaren 
Sachen auch sein Becht. Ein Dritter hat inzwischen irgend eine 
Gesetzesstelle gefanden, in der das yon ihm Gewünschte stehen soll. 
Der Vierte spricht schon yon juristischer „Spitzfindigkeit". Der 
Fünfte hat gehört, dass ganz andere Autoritäten anderer Ansicht 
seien. Der Sechste endlich weist unter lebhaftem „Brayo" die 
angemasste Autorität zurück oder überzeugt in gutem Humor die 
Versammlung von der ewigen Wahrheit, dass es nichts leichteres 
giebt, als „die üeberflüssigkeit jedes Wissens einer Menge zu de- 
monstriren, welche dieses Wissen selbst nicht hat". Im Zusammen- 
hange damit steht, dass die Autoritäten, welche die Gesellschaft 
als „Männer des Bechts'' feiert, niemals Bechtsyerständige , son- 
dern consequente Vertreter irgend einer Grundrichtung der Inter- 
essen sind. 

56) Bei Pütt er, dem Meister unseres Staatsrechts, ist [S. 254. 
kaum eine Ahnung von dem Widerspruch des positiven Bechts seiner 
Zeit mit dem normalen Verhältniss von Staat und Gesellschaft vor* 
banden. Bei dem stark rationalistischen Häberlin, Staatsrecht L 
465—466, findet sich nur eine ironische Bemerkung, dass manche 
Zeitgenossen von einer grossen Veränderung in den Beichs Städten, 
Beichsgrafen und Beichsprälaturen „träumten". 

57) Vergl. vorzüglich yon Gönner, Handbuch des Civil- [S. 254. 
processes Bd. II „vom Begriff der Justizsachen". Die ältere Literatur 
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ist bei Pfizer eingeliend and unbefangen gewürdigt. Praktische 
Eänsicbt in die Natnr der Verwaltung ist ein Vorzng der kleinen 
Schrift (yon Eöstlin) ^die Verwaltongsjnstiz nach französischen 
Gnmdsätzen" 1822. Ehrenvoll hervorzuheben sind die vielseitigen 
Ausfährnngen in M. W. Pfeiffer, Praktische Erörterungen I, 213 ff.» 
n, 360 ff, 405 ff., 582-636, V, 201 ff., 521 ff., VI, 1-105, Vm, 481 ff., 
namentlich für die in Polizeisachen bis an die Grenze des Möglichen 
ausgedehnte Gerichtsprazis in Enrhessen. Der Üebergangszeit 
gehört an: Mittermaier, im Civilistischen Magazin Bd. II 306 
bis 370. „Beiträge zur Lehre yon den Gegenständen des bürger- 
lichen Processes." 

58) V. Pfizer unterscheidet mit Bücksicht auf die Com- [S. 255. 
petenz von Justiz und Verwaltung viererlei Verhältnisse: (1) Die 
Rechte der Administration, als rein executive Funktionen, (2) die 
Verbindlichkeiten der Ünterthanen aus den Rechten der Staats- 
hoheit, (3) die Grundrechte, Standes- und Eorporationsrechte 
der ünterthanen, (4) Privat- und peinliches Recht. — Die Gebiete 
zu 2 und 3 bilden den Streitpunkt zwischen Verwaltung und Justiz, 
welchen Pfizer als die „Verwaltungsjustiz'' bezeichnet und auf 
dem Boden des positiven Landesstaatsrechts eingehend entwickelt. 
Bedeutungsvoll und anerkennenswerth ist insbesondere der Schluss- 
abschnitt §§ 90—109, der die Beschliessung über contentiöse Verwal- 
tungsfragen als eine wirkliche Rechtssprechung anerkennt. Die 
vorhandenen Mängel erfordern ohne Zweifel, „dass man den Verwal- 
tungsorganismus reformire, nicht aher dass man die Verwaltung den 
Gerichtskörpem übergebe." (S. 191.) „Der Verwaltungsstab begründet 
eine Gerichtsbarkeit wie der Stab des Richters; er setzt eine der 
Form der Gerichte entsprechende Organisation voraus, weil er gleich 
diesen eingesetzt ist, um Gesetze und Recht gleichförmig anzuwenden ; 
aber das Wesen dieser Gesetze ist ein verschiedenes, wie die Ver- 
fahrungsweise, durch die ihr Zweck erfüllt wird." (S. 192.) „Der 
Geist und Charakter des gerichtlichen Verfahrens weicht so sehr von 
der Geschäftsbehandlung im Verwaltungsfache ab, dass, wenn die 
streitigen Verwaltungssachen an die Gerichte übergingen« man ge- 
nöthigt wäre, bei diesen besondere Sektionen zu bilden und eigene 
Richter anzustellen, die nichts als diese Materie behandelten. Nicht 
zu reden von der Gefahr, das Gebiet der Chikane zu erweitem und 
allen lästigen Förmlichkeiten, allen Verzögerungen durch Einreden, 
Incidentpunkte, Beschwerden, Berufungen, Massregeln preiszugeben, 
die oft nur in Local- oder Zeitumständen ihren Grund oder ihre Ent- 
schuldigung haben, die von dem Richter und Verwalter aus ganz 
verschiedenen Gesichtspunkten ins Auge gefasst und nach ganz ver- 
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schiedenen Bücksiebten gewürdigt werden.'' (S. 193.) ^Denn nnläng- 
bar ist es, dass die Gesetzzweckmässigkeit polizeilicher oder mili- 
tärischer oder finanzieller Verwaltnngsfanctionen nicht nach dem 
Massstabe der Civilgesetzgebang, sondern nur nach demMassstab 
der Polizei- oder Militär- oder Finanzgesetzgebnng gewürdigt wer- 
den dürfe und müsse." (8. 196.) — Zur Formation der oberstem 
Stelle soll ein Collegium aus Mitgliedern der Departements der 
Justiz, des Innern und der Finanzen gebildet (S. 204), das System 
der drei Instanzen als Regel festgehalten werden (S. 206), die Ver- 
handlung contradictorisch aber summarisch sein (S. 210), die letzte 
Entscheidung endgültig (S. 215). 

69) Klub er, a. a. 0. §375. In dem Streit, welchen [S. 256 
Xlüber persönlich für die Unabhängigkeit des Richteramts ge- 
führt hat, handelte es sich um die freie Auslegung der Staats- 
y ertrage, und in der Vertretung dieses Princips stand Einher 
durchweg auf dem Boden der hergebrachten Landesverfassung. 

60) Eine üebersicht der neueren Schriften giebt [S. 263. 
Regelsberger in der „Münchener kritischen Ueberschau" IV 52 ff. 
Weitere Uebersichten über die Literatur giebt Pözl in der kritischen 
Vierteljahrsschrift für Gesetzgebung, Neue Folge I 99 ff.; 11 75 ff.; 
von Sarwey in dem Würtemberger Archiv Bd. XVIII S, 321 — 401; 
L. von Stein in der Zeitschrift für Privat- und öffentliches Recht 
der Gegenwart Bd. VI S. 297—348. 

61) Dies Argument, welches Feuerbach mit Recht der [S. 263 
französischen Jurisdiction administrative inter fiscum et privatos ent- 
gegenstellt, passt nicht auf die deutsche und englische Ver- 
waltungsjustiz, die sich auf dem völlig verschiedenen Gebiet des 
streitigen Polizei-, Steuer-, Militär-, Kirchen-, Schulipechts bewegt. 

' Die Oberflächlichkeit jenes Arguments rügt schon Pfizer S. 98: 
„Allerdings gibt es nur eine Gerechtigkeit; aber die allgemeinen 
Merkmale der Gerechtigkeit lassen sich doch in verschiedene Arten 
auflösen, wie unsere Civil- und Criminalgerichte beweisen." S. 37 
a.a.O.: „Das Gebiet des Rechts der Privaten ist ungleich grösser 
als das Gebiet des Privatrechts." 

62) Die praktischen üebel stände der einseitigen [S. 265 
Uebertragung der Verwaltungsjurisdiction auf die Kreis- und Appel- 
lation sgerichte hebt als massgebend hervor: E. Meier in von 
Holtzendorff Encyclopädie I, S. 953 in folgenden drei Gründen. 
Erstens sind die Richter bei der sorgfältigsten und umfassendsten 
Vorbildung nicht im Stande, neben dem Privat- und Strafrecht auch 
das ganze Gebiet der Verwaltungsgesetzgebung vollständig zu 
beherrschen, während für die Verwaltungsbehörden die An wen- 
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dnng derselben in täglicher üebung Lebensaufgabe ist. Zweitens 
ist in den weit meisten Streitfällen, die bei Handhabung der Ver- 
waltung entstehen, weniger die Rechtsfrage, als die That- 
frage streitig, z. B. wenn es sich dämm handelt, ob Anlas.s zn einer 
Armenpflege im concreten Falle vorliege, ob ein Landarmenverband 
einem Ortsarmeilyerbande Hülfe zu leisten habe, ob das zu einer 
Concessionsertheilung vorausgesetzte Bedürfniss, ob die zu einem 
Gewerbe nothwendige Zuverlässigkeit vorhanden sei, ob ein öffent- 
licher Weg gesperrt, in welchem Masse derselbe benutzt werden 
solle, ob ein Grundstück deichpflichtig sei et«. Drittens wirkt eine 
solche omnipotente Controle der Justiz lähmend auf die 
gesammte Verwaltung. — unsere Eechtsverständigen pflegen darauf 
mit einer gewissen Empfindlichkeit zu antworten; allein mehr als 
jede andere Eechtspraxis setzt diese eine zusammenhängende 
Eenntniss und eine gewohnheitsmässige Uebung voraus. 

68) Die Uebersichten der neueren Litteratur [S. 268 
theils über die allgemeinen Fragen der Verwaltungsjurisdiction, 
theils zu den neueren Gesetzgebungen, vgl. oben Note 60. Speci^ll 
hervorzuheben sind die Vier Beiträge von Sarwey in dem Wür- 
temberger Archiv Bd. XIV, XV, XVII, XVIII, deren gründliche, 
sachgemässe Behandlung . der wichtigsten Fragen auch für die Rechts- 
sprechung der preussischen Verwaltungsgerichte als Autorität gilt. 
Unter den Gegnern- der Verwaltungsgerichte, welche die ganze Rechts- 
sprechung den ordentlichen Gerichten zuweisen wollen, tritt ein 
verdientes Mitglied des badischen Verwaltungsgerichtshofs hervor, 
welches seit Jahren sich darum bemüht, die Practiker von falschen 
„Theorien'* abzubringen, neuerdings wieder in der Schrift: R. J. 
Schmitt, die Grundlagen der Verwaltungsrechtspfleg;e 1878. Wenn 
der Verfasser statt des flüchtigen Schlussabschnitts über die „histo- 
rische Entwickelung der Verwaltungsrechtspflege" sorgfältiger von 
der Entstehung und Gestaltung der Sache im deutschen Reichs - und 
Territorialstaatsrecht Kenntniss genommen hätte, würde er vielleicht 
auf den Versuch verzichtet haben, einen neuen Aufbau des Ganzen 
nach seinen staatsrechtlichen Theorien zu geben. Irrig, aber von 
Vielen getheilt, ist die immer wiederkehrende Vorstellung, als ob es 
sich in diesen Fragen um einen Gegensatz zwischen den „Theore- 
tikern" und Practikem handelt. Der Verfasser dieser Schrift ist 
aus der Praxis zur Theorie übergegangen, 17 Jahre lang in preussi- 
schen Gerichtshöfen thätig (gleich vertheilt auf Gerichte I., II., III. In- 
stanz und Verwaltungsgerichte) — ebenso lange Spruchrichter nach 
gemeinem Recht — Jahrzehnte hindurch stark betheiligt an commu- 
nalen Verwaltungen — persönlich bekannt mit der Praxis der Ver- 
Gneis t, Rechtsstaat 2. Aufl. 23 
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waltungsgerichte in England und Frankreich seit vielen Jahren. 
Wenn wir yon Grund aus verschiedener Meinung sind, so beruht 
dies nicht auf einem Unterschied von ^Theorie" und Praxis, sondern 
ebenso bei mir, wie bei Bluntschli, Gerber U.A. darauf, dass wir durch 
unsere Beschäftigung mit positivem Staatsrecht veranlasst worden 
sind, die Fragen von anderen Gesichtspunkten aus kennen zu lernen. 
€8a) Ein Status caussae et controversiae der [S. 270 
Hauptverschiedenheiten zwischen Verwaltungsjurisdiction und 
Civilrechtssprechung ist gegeben von Gneist in den Verband* 
lungen des XIL Deutschen Juristentags (1874) 8. 222—240. Die ci- 
vilistische Anschauung auf diesem Gebiet kommt nur zu leicht in 
Widerspruch mit den Bedürfnissen des Lebens und seines Rechts. 
Die „ allgemeinen ** Bechtsbegriffe, welche die heutige Grundlage un- 
serer juristischen Bildung ausmachen, beruhen auf dem allgemeinen 
Theil der Pandecten, sind also nur allgemeine Begriffe des Privat- 
rechts. Die Verhandlungsmazime und andere EigenthümUchkeiten 
des Civilprocesses gehören wiederum nur dem Privatrecht an. Im 
Privatrecht giebt es keinen Unterschied zwischen Gross und Klein 
der Bechtsinteressen: diese civilistische Gewöhnung giebt aber dem 
Fachjuristen leicht ein unrichtigeB Augenmass sowohl in der Ver- 
waltungs-Bechtssprechung wie in der Gesetzgebung. Es datiren ans 
dieser Neigung eine etwas zu kleinliche und ängstliche Behandlung 
der Fragen, eine übermässige Häufung der Bechtsmittel, der Instanzen 
und der Formen, auch in den neuen preussischen Verwaltungsge- 
setzen. Selbst eine fortgesetzte Bechtssprechung in Verwaltungs- 
gerichten sichert nicht gegen eine Rückkehr der alten Neigungen 
der Civilrechtsprazis und verleitet die Gerichtshöfe zu scharfsinnigen 
Entscheidungen, die mit dem gesunden Menschenverstand (also mit 
dem Wesen der Verwaltung) in Conflict kommen. Das principiis 
obsta ist daher auf diesem Gebiet von besonderer Bedeutung, und 
die starke Betheiligung von Nichtjuristen I. und H. Instanz ist auch 
für die Oberverwaltungsgerichte von Bedeutung, um durch den Wider- 
spruch der unteren Instanzen auf Missgriffe dieser Richtung aufmerk- 
sam zu bleiben. 

64) Vgl. Note 61. 

65) Die Grundidee L. Stein's, dass der „Widerspruch [S. 273 
zwischen Gesetz und Verfügung" durch die Gerichte, der ^Wider- 
spruch zwischen Verordnung und Verfügung" durch die Verwal- 
tungsbehörden auszutragen sei, stimmt nicht zu dem obersten Satz, 
welchen Stein selbst mit so grosser Energie geltend macht, „dass 
der volle und wahre Staatswille weder das Gesetz allein, noch allein 
die Verordnung ist, sondern dass dieser volle organische Staatswille 
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erst in der Verbindung der Verordnung mit dem Gesetz gegeben 
ist.'^ „Es ist ganz nnmöglich, in einem Staate bloss nach Gesetzen 
zu leben oder bloss von Gesetzen regiert zu werden; das wahre 
Staatsleben erscheint vielmehr in der beständigen Wechselwirkung, 
in dem beständigen gegenseitigen sich Ersetzen und Erfüllen von 
Gesetzgebung und Vollziehung, ausgedrückt in dem gegenseitigen 
organischen Verhältniss von Gesetz und Verordnung/ In seiner 
neuesten Abhandlung in 'der Zeitschrift für Privat - und öffentliches 
Becht, Bd. VI ist L. von Stein mit einigen Modificationen auf seinen 
leitenden Gedanken zurückgekommen. Alle philosophische Construc- 
tion wird aber den Widerspruch mit den Begriffen des deutschen 
positiven Staatsrechts so wenig heilen können, wie den Widerspruch 
mit dem Bedürfhiss des Lebens. Diese Schule wird, wie die frühere 
philosophische Schule des Civilprozesses, den historischen Eechtsbe- 
griffen schliesslich ihr Becht lassen müssen. Gesetz und Verordnung 
sind positive Begriffe unseres Staatsrechts. Die Grenze zwischen 
Gesetz und Verordnung aber ist im Verwaltungsrecht nach Zeit, 
Ort^ umständen und nach Verschiedenheit der Einzelgebiete eine 
völlig verschiedene und wechselnde. Ein Bau von Becht und Gerichts- 
barkeit auf diese Anthithese würde jedes Halts entbehren. Eine ten- 
denziöse Handhabung der Polizei-, der Steuergewalten und der Auf- 
sichtsrechte innerhalb der formalen Grenze der Verwaltungsgesetze 
mit ihren zahllosen .Ermächtigungsclauseln, durch constitutionelle 
Parteiminister und Präfecten wird durch das System der „Verwal- 
tungsbeschwerden" in keiner Weise genügend gedeckt. In den Con- 
sequenzen eines solchen Versuchs gerade wird es sich zeigen, dass 
Staat und Becht sich auf dem Boden einer Socialwissenschß.ft wohl be- 
greifen, aber nicht aufbauen lassen. 

67) Für die deutschen Mittelstaaten ist bahnbrechend [S. 275 
das badische Gesetz vom 5. October 1863 und die dazu ge- 
hörige hochverdiente Schrift: Weitzel, das badische Gesetz über 
die Organisation der inneren Verwaltung. Carlsruhe 1864. Trotz 
der etwas mangelhaften Betheilignng von Elementen der Selbstver- 
waltung in den unteren Instanzen sowie der administrativen Stellung 
der Mitglieder des Verwaltungsgerichtshofs sind diese Einrichtungen 
ein Muster für spätere Gesetzgebungen geworden. Das K. Säch- 
sische Gesetz v. 21. April 1873 nebst ergänz. Ges. verstärkt die 
tmteren Instanzen ebenfalls durch Elemente der Selbstverwaltung 
und specifizirt die Verwaltungs streit Sachen nach den obigen Ge- 
sichtspunkten, — doch in beschränkterem Masse nach dem Bedürfniss 
der Gegenwart (bearbeitet von Bernewitz, 2. Aufl. 1875). Die G. 
Hessischen Gesetze v. 12. Mai 1874 und 21. Jan. 1875 schliessen 
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sich näher dem Prenssischen System an, begnügen sich aber mit 
einem ziemlich beschränkten Gebiet der Verwaltnngsrechtssprechmig^. 
In dem Württemb. Ges. t. 16. Decbr. 1876 findet sich zwar neben 
den specialisirten Gegenständen der Verwaltnngsjnrisdiction eine der 
östreichischen <}esetzgebang analoge Generalclausel, die aber ihre 
besondere Veranlassung in der Competenz des württembergischen Ge- 
heimraths hatte, welche nach § 60 der Würt. Yerfassnngsnrknnde 
erhalten bleiben sollte. Za dem Württemberger Gesetz vgl. Hohl, 
das Ges. über die Yerwaltungsrechtspflege y. 16. Decbr. 1876. Stnttg. 
1877; vor Allem aber die mastergültigen Beiträge yon Sarwey in 
dem Württemberger Archiv Bd. XIV, XV, XVII, XVm. 

In Bayern schliesst sich d. Ges. v. 8. Ang. 1878 über die Errich- 
tung eines Verwaltnngsgerichtshofes (bearbeitet von Er als. ErL 
1879, Ton Kahr Abth. I. 1879) in sorgfältiger Specification der Ver- 
waltungsstreitsachen ebenso an die bestehenden Einrichtungen an, 
mit der Tendenz die nächstliegenden anerkannten Bedürfhisse des 
constitutionellen Staats zu befriedigen. 

Für Elsas s-Lothringen sind die Einrichtungen der franzö- 
sischen Verwaltungsgerichtsbarkeit durch Ges. v. 30. Decbr. 1871 im 
Sinn der deutschen VerwaltungscoUegia modificirt worden. 

Der richtige Massstab für die Beurtheilung dieser Gesetze liegt 
in dem zeitigen B e du rfniss der constitutionellen Begierungen eines 
Landes von diesem umfang, in welchem die schroffen Gegensätze 
yerschiedener Gesellschaftsordnungen keineswegs in dem Masse her- 
yorgetreten sind, wie in dem preussischen Grossstaat. Ministerielle 
Gesetzentwürfe, welche der Bevölkerung so energische Anforderungen 
an Selbstverwaltung gestellt hätten wie die neue preussische Keform, 
würden schwerlich auf den Beifall der Kammern zu rechnen gehabt 
haben. 

68) Die dem Civilrecht entlehnte Idee, als ob ein Ver- [S. 276 
waltungsstreitverfahren auf die Fälle zu beschränken sei, in welchen 
das collidirende Interesse zweier Privaten über die Auslegung 
eines Verwaltungsgesetzes streitet, ist massgebend geworden für 

• 

das Hessische Edict v. 6. Juni 1832; für das Sächsische Gesetz vom 
30. Jan. 1835; das Würtembergische v. 13. Novbr. 1855. Auch in den 
neueren Verwaltungsgesetzgebungen spielt dieser Unterschied ans 
civilistischer Gewohnheit eine grössere Bolle, als ihm zukommt. 

69) Das Oesterreichische Gesetz v. 22.0ctbr. 1875 mit [S.277 
connexen Gesetzen ist bearbeitet von Prazak (in Hartmanns Zeitschr. 
Bd. I 113); Kissling 1875 (und in Harttnanns Zeitschr. Bd. II); 
Ulbrich 1875; Grünewald 1875; Pann 1876. Eine Gegenüber- 
stellung der Oesterreichischen und Preussischen Gesetzgebung giebt 



357 

L. V. Stein in der Zeitschr. für Priyat- und öffentliches Becht der 
Gegenwart. Bd. VI. 8. 824—348. Seine Voranssetznng, dass die prens- 
sische Gesetzgebnng lediglich der Eifersacht auf den Vorspning der 
österreichischen (Gesetzgebung ihre Entstehung yerdanke, entspricht 
nicht der Wirklichkeit; vielmehr war Preussen seit 1868 durch den 
alten Verfassungsstreit über Gutspolizei, Kreis- und Proyinzialstände 
zu einer Reform in seiner Weise «gezwungen, und alsbald genöthigt 
auf dem einmal gewählten Fundament fortzubauen. Bei völlig in- 
commensurablen Grundlagen der Verfassung und Verwaltung kann 
nicht über die Vorzüglichkeit des einen oder anderen Systems ge- 
stritten werden. Beide Theile werden sich vielmehr die Anerkennung 
schuldig sein, dass das auf dem Boden der gegebenen Verhältnisse 
Angemessene geschehen ist. — Herr H. Boessler kommt in seiner 
Vergleichung von einem völlig verkehrten Standpunkt aus zu folgendem 
ürtheil über die preussische Beform: „Da ist keine Decentralisation, 
keine Selbstverantwortlichkeit der Laienbeamten, keine Jurisdiction, 
keine Gerichtsbarkeit nach dem strengen Inhalt des Gesetzes.^ — 
^Die hinter populären Schlagworten nur schlecht verdeckte schöpfe- 
rische ünföhigkeit der preussischen Verwaltung hat Deutschland in 
den letzten Jahren Milliarden gekostet und noch vieles Andere, was 
sich nicht beziffern lässt.'' 

70) Die Preussischen Gesetze behandelt v. Brauchitsch: [S.277 
die neueren Organisationen der inneren Verwaltung etc. Berlin 1876. 
I. und 11. Bd. Diese Hauptschrift eines verdienstvollen Mitarbeiters 
an der Gesetzgebung legt in den kurzen Einleitungen auch die tiefer 
gehenden Motive der Gesetzgebung dar. Die späteren Arbeiten über 
die preussische Gesetzgebung verfolgen meistens den Zweck von 
Hülfsbüchem für die Praxis, geben aber auch manchen beachtens- 
werthen Wink für die Vereinfachung und die Verbesserung des Be- 
stehenden. Nur wäre bei manchen zu wünschen, dass die Verfasser 
auf die vorangegangenen Streitpunkte der Gesetzgebung und in die 
staatsrechtlichen und politischen Fragen etwas näher eingingen, und 
nicht unter völliger Ignorirung dieser Verhältnisse die Fragen so 
behandelten, als ob es sich lediglich um eine technische Verbesserung 
der Landraths- und Begierungsdecernate handelte. 

71) üeber die Bedeutung des Ehrenamts in der con- [S* 287 
stitutionellen Verfassung vgl. Gneist, Selfgovernment (1871) § 83, 
insbesondere den Excursus über das Ernennungs- und Entlas- 
sungsrecht. Mit dem Eintritt der ^Gesellschaft in den Gang der 
Staatsregierung ist' die Parteirichtung so unabänderlich gegeben, 
dass sie mit jedem Fortschritt zunimmt, mit jedem systematischen 
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Ministerwechsel sich steigert. Je kürzer die durchschnittliche Amts- 
daner der Minister wird, desto eifriger das Bestrehen, ihre Amts- 
periode zur Ausgleichung der Parteiemennungen zu benutzen , bis 
jeder Schreiber parteimässig ernannt wird (wie in England), oder 
bis der Charakter des Beruf sbeamtenthums yöllig entartet, wie in 
Amerika und Frankreich. Dieser Grundschade ist ebenso untrennbar 
Yon dem constitutionellen Staat "^e unheilbar, so lange das besol- 
dete Beamtenthum die allein verwaltende Klasse bleibt. Mit seinem 
ganzen Lebensberufe, seiner Berufsehre, seiner bürgerlichen Existenz 
auf die Amtsstellung und Beförderung gewiesen, tritt es in eine 
systematische Abhängigkeit, welche mit jedem Minister Wechsel weiter- 
greift. Das Ehrenbeamtenthum findet sich in der entgegengesetzten 
Lage. Es sucht keine Gunst, keine Begründung der bürgerlichen 
Existenz, sonderi^ erbietet sich zur Üebemahme einer schweren 
Bürgerpflicht. Ein solches Anerbieten lässt sich nicht zurückweisen 
anders als aus sachlichen und notorischen Gründen der Unfä- 
higkeit. Umgekehrt beschädigt die Entlassung eines Ehrenbeamten 
Niemanden in seiner bürgerlichen Existenz, bedroht und schüchtert 
Niemanden ein. Aber sie beleidigt und verletzt, wenn sie aus Partei - 
rücksichten erfolgt, nicht nur den Betroffenen selbst, sondern alle, 
die sich in gleicher Lage befinden, d. h. zuletzt den besten Theil der 
Nation, sobald das System durchgeführt ist. Kein deutscher Minister 
wird sich der Erfolge rühmen, welche er durch Nichtbestätigung 
oder Entlassung unbesoldeter Stadträthe erreicht hat. Eine 
solche Parteimassregel vereinigt auch die entgegengesetzten !ßich- 
tungen, und übt schon in einem einzelnen Bezirk einen unwidersteh- 
lichen Druck. Mit der Durchführung der Ehrenämter vervielfältigt 
sich dieser Gegendruck an jedem Punkte, bis die Unmöglichkeit ein- 
tritt, in dieser Weise weiter zu regieren. — Der Verlauf der eng- 
lischen Verfassungskämpfe beruht auf diesem Hergang und beweist 
von Menschenalter zu Menschenalter, dass hier der Angelpunkt liegt: 
die Vereinbarkeit der freiesten Parteibewegung im Centrum des 
Staates mit einer stetigen, unparteiischen Localverwaltung , welche 
dann auch das Beruf sbeamtenthum trägt, so lange es von unten 
herauf umgeben bleibt von einer mitverwaltenden, gesellschaftlich 
unabhängigen Klasse. Darauf beruht die für die Gesellschaft so schwer 
verständliche Erscheinung, wie hier neben der parteimässigen 
Ernennung aller besoldeten Beamten vom Lordkanzler bis zum ge- 
ringsten Diener herab die unparteiische Ernennung aller Ehren- 
beamten vom Dorfschulzen herauf besteht, an welcher seit Menschen- 
altem der Wechsel der liberalen und der conservativen Parteiregie- 
rungen spurlos vorübergegangen ist. In dem durchgeführten Seif- 
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government ist es die Collegialität und Solidarität, man könnte sagen 
der Standesgeist, der eine parteimässige Ernennung und eine partei- 
massige Handhabung des Amts ausschlieSst. Die Entlassung im 
wirklichen „Interesse des Dienstes^ kommt auch bei dem Ehren- 
beamtenthum yor. Aber seit Menschenaltem ist kein Beispiel nach- 
zuweisen, dass ein Ehrenbeamter des Selfgoyemment wegen seiner 
Bechtssprechung in Verwaltung ssachen entlassen worden wäre. 
In 4Qwendung auf die deutschen Verhältnisse vgl. Gneis t, Ereis- 
ordnung (1870. S. 32. 53). 

72) Der Verfasser dieser Schrift war an den Vorbera- [S. 289 
thungen betheiligt seit dem Sommer 1868, demnächst mit einer Denk- 
schrift V. 18. Novbr. 1868, welche von dem Minister -Präsidenten dem 
Staatsministerium mitgetheilt ist. Weitere Ausfuhrung der ersten 
Grundlagen giebt die Schrift: Gn eist, die Preuss. Kreisordnung 1870, 
welche durch die späteren Gesetzverhandlungen vielfach berichtigt ist, 
in Gesichtspunkten der Vereinfachung aber vielleicht noch heute 
praktischer als die späteren Gesetze. 

78) Vereinfachungen des Verwaltungsstreit- [S. 306. 
Verfahrens liegen ziemlich nahe: Concentrirung auf einen Termin, 
wobei den Parteien ein Schriftenwechsel nur facultativ anheimzu- 
geben, wie in der neuen Civilprocessordnung, — streng alternative 
Stellung der Verwaltungsbeschwerde und der Verwaltungsklage in 
Polizeisachen, — einheitliche Frist der Bechtsmittel mit bestimmten 
Ausnahmen für schleunige Sachen, — erweiterte Befngniss zur 
Bestitntion bei versäumten Fristen oder Formversehen, bei klarer 
sachlicher Berechtigung der Beschwerde, — überhaupt Erweiterung 
des arbitrium judicis, welches in der Verwaltungsjurisdiction weiter 
gehen soll als im Civüprocess u. s. w. Dergleichen Nachhülfen liegen 
nahe und sollten nicht verschmäht werden, da in alter Gewöhnung 
an den Schriften Wechsel die jetzige Weise der Verhandlung oft zu 
weitläuftig und fast immer zu lang hingezogen wird. Ob bei dem 
Oberverwaltungsgericht ' Anwaltszwang einzuführen, würde wohl 
erst später, nach voUer Durchführung des Systems, in Frage kommen. 

74) Die Verschiebung des Straf rechts durch das aus- [S. 313. 
schliessliche Klagerecht der ministeriellen Staatsanwaltschaft ist 
durchbrochen durch die §§ 170 — 173 der deutschen Strafprocess- 
ordnung, nach welchen auf Anrufen der Verletzten die höheren 
Gerichtskollegien die Erhebung einer Anklage anordnen können. 
Die Beschränkungen der civilrechtlichen Verantwortlichkeit der 
Beamten, welche nach Analogie des französischen Verwaltungsrechts 
in Preussen (VO. v. 26. Dez. 1808 § 47; VO. v. 29. März 1844) in 
Bayern und in Baden bestanden, sind in ihrer praktischen Wirksam- 
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keit aufgehoben durch § 11 des Einfühmngsgesetzes zum deutschen 
Gerichtsverfassungsgesetz. Der Givilbeamte war gegen frivole und 
chicanöse Civilklagen im deutschen Processyerfahren durch die Ab- 
weisung solcher Silagen per decretum judicis geschützt. Nachdem 
der neue deutsche Process eine solche Abweisung a limine beseitigt 
hat, war es ein wohl zu rechtfertigender Ersatz, dass die Ciyilklage 
durch eine Vorentscheidung des Beichsgerichts oder des Oberyer- 
waltungsgerichts bedingt ist, über die Vorfrage, ob der Beamte 
seine Befugnisse überschritten hat. 

75) Wenn eifrige Anhänger des neuen Systems in [S. 316. 
Ungeduld über die Verzögerung klagen, so liegt dieser Unge- 
duld doch zu einem erheblichen Theile eine Verkennung der Hemm- 
nisse zu Grunde. Ein ernstes Hinderniss liegt zunächst in dem 
Mangel einer gesetzlichen Begel des Eommunalsteuer- 
Systems, welches seit zwei Menschenaltem in Preussen nur mit Pal- 
liativen arbeitet, ohne zu einem Bechtsgrundsatz gelangen zu können. 
Die stets verlangte neue „Gemeindeordnung'' ist identisch mit der 
neuen Kommunais teuer Ordnung, für die man von der Staatsregie- 
rung den erlösenden Gedanken erwartet. Erst mit der Verbesse- 
rung der Staatsfinanzen wird hier das Feld f^ei, auf welchem das 
dem Wesen der Gemeinde entsprechende Gemeindesteuersystem zur 
Geltung kommen kann. Ebenso wird fortdauernd wohl das Ver- 
hältniss der Landestheile verkannt, in welchen die Amtsverfassung 
und Landbürgermeistereiverfassung in principiellem Gegen- 
satz gegen die neue Verwaltungsreform steht. Die Bequemlichkeit 
einer Verwaltung des aufgetragenen Geschäftskreises durch besoldete 
Bemfsbeamte macht in diesen Landestheilen die öffentliche Meinung 
umsomehr zum Gegner der Beform, je mehr diese Provinzen von der 
Vortrefflichkeit ihrer eigenen Einrichtungen durchdrungen sind. Der 
Nothstand, welcher in den alten Provinzen die tiefgehende .Beform her- 
vorgerufen hat, fehlt in diesen Landestheilen und wird ein System der 
Selbstverwaltung nur in bescheidenerem Masse durchfuhren lassen. 
Bei dem Fortbestehen der Amtsverfassung und der Amtsbezirke wird 
eine wesentlich andere Gliederung der Beschlussbehörden wils der 
Verwaltungsgerichte nothwendig werden. Es wäre wohl wünschens- 
werth, mit Vertrauensmännern für die einzelnen Provinzen aus beiden 
Häusern des Landtags über die vorläufigen Grundzüge der Gesetz- 
entwürfe zu verhandeln, da ein gleiches Schema für alle Provinzen 
ebenso wenig ausführbar sein wird, wie für die deutschen Mittel- 
staaten. 
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